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5VORWORT 

Mit Zustimmung der französischen Militärregierung wurde am 14. August 1946 mit 

einem feierlichen Festakt die Landesärztekammer Südbaden gegründet. 75 Jahre Ärz-

tekammer Südbaden sind uns Anlass, einen weit über diesen Zeitraum hinausreichen-

den Rückblick in die Geschichte der südbadischen Ärzteschaft zu wagen. Die Vertre-

terversammlung der Bezirksärztekammer Südbaden hat im November 2019 im Wissen 

darum, dass ein historischer Rückblick notwendig ist, um sich die eigene Verortung zu 

vergegenwärtigen, die Finanzmittel für dieses Unterfangen bewilligt.

Mit Herrn Dr. phil. Christoph Schwamm, der die Geschichte der südbadischen Ärzte-

schaft fundiert recherchiert und dieses Werk verfasst hat, konnten wir einen ausge-

wiesenen Fachmann gewinnen. Dr. Schwamm umreißt und füllt die Ge  schichte von 

den Anfängen der ärztlichen Organisationsformen im Südwesten über die Gründung 

der Ärztekammer Baden vor rund 150 Jahren in der Nachfolge der bürgerlichen  

Revolution und der Freiheitsbewegungen des 19. Jahrhunderts und beschreibt darin 

die historischen Wurzeln des Arztberufs als freien Berufs in seinem ureigensten Sinne.

Dieser Herkunft dürfen wir uns durchaus vergegenwärtigen, auch wenn wir an den 

Verfehlungen und Verbrechen unserer Berufsgruppe in den Jahren des Nationalsozia-

lismus nicht vorbei kommen. Umfassend aufgearbeitet wurde diese Periode bereits 

von Cécile Mack in ihrem 2001 erschienenen, im Auftrag der Bezirksärztekammer 

Südbaden unter der damaligen Präsidentschaft von Herrn Dr. med. Martin Schieber 

erstellten Band „Die badische Ärzteschaft im Nationalsozialismus“.

Die Neukonstituierung der ärztlichen Selbstverwaltung in Südbaden 1946 oblag eini-

gen unbelasteten Ärzten, darunter dem ersten Präsidenten der Kammer, Hans Kraske. 

Die Bundesärztekammer wurde 1947, im Gegensatz zur vormaligen Reichsärztekam-

mer, nicht als zentralistische Organisation, sondern lediglich als Arbeitsgemeinschaft 

der Länderkammern geschaffen. Nach Gründung des Landes Baden-Württemberg im 

Jahr 1952 konstituierte sich 1955 die Landesärztekammer Baden-Württemberg. Die 

Kammern der vier Bezirke – Nord- und Südbaden sowie Nord- und Südwürttemberg – 

wurden als unselbstständige Untergliederungen Teil der Landesärztekammer.
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VORWORT

Die Geschichte der Kammer ist die einer permanenten Veränderung und Weiterent-

wicklung. Denn die Aufgaben der Kammer sind vielfältig und die Ausformungen von 

immer rascherem Wandel und höherer Komplexität geprägt, der Weiterentwicklung 

und Ausdifferenzierung der Medizin, aber auch der gesellschaftlich-technologischen 

Entwicklung insgesamt geschuldet.

Die Geschichte der Kammer ist aber auch eine Geschichte der Menschen, die sich 

engagieren und gestalten sowie auf den verschiedenen Ebenen der ärztlichen Selbst-

verwaltung einerseits den ärztlichen Sachverstand in das behördliche Verwaltungs-

handeln einbringen und andererseits mithilfe der Standesorganisation den ärztlichen 

Zusammenhalt fördern und pflegen. Auch soll die Kammer Hüterin der ethisch-mora-

  lischen Grundsätze ärztlichen Handelns sein.

Hervorzuheben ist das Demokratieverständnis in unserer südbadischen Bezirksärzte-

kammer. So ist es zwar kein geschriebenes Gesetz, aber doch gemeinschaftliches  

Verständnis, dass sich alle jeweils zur Wahl angetretenen ärztlichen Gruppierungen in 

den Gremien der Kammer, insbesondere im Vorstand, repräsentiert sehen.

Im Zusammenwirken der Erfahrung der Alten mit der Dynamik und Ungeduld der 

Jungen ist unsere Kammer sowohl in sich gegründet als auch zukunftsorientiert und 

damit hoffentlich für die kommenden Aufgaben gut gerüstet.

Freiburg, im Juli 2021           Dr. med. Paula Hezler-Rusch, Präsidentin
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Gelehrte Naturforschung – der Ursprung ärztlicher  
Standesorganisation in Südbaden

Ärzte schlossen sich erstmals im 17. und frühen 18. Jahrhundert in Gemeinschaften 

zusammen. Es waren die gelehrten Sozietäten der Frühaufklärung,1 zunächst Verei-

nigungen ohne standespolitische Ziele. Sie dienten der Beobachtung der Natur, der 

Durchführung von Experimenten und dem Austausch von praktischem Erfahrungs-

wissen. Die Begrenztheit des Wissens, das an den damaligen medizinischen Fakultäten 

gelehrt wurde, war für diese Gelehrten schon lange offenkundig. Angehende Ärzte 

lernten die Art von Medizin, die sich aus Naturbeobachtung und Experiment herlei-

tete, in der Regel nicht an der Universität. Gelehrt wurden dort die antiken Vorbilder 

Hippokrates (ca. 460 v. Chr. bis 370 v. Chr.) und Galen (ca. 128 n. Chr. bis 216 n. Chr.). 

Deren Schriften waren vor mehr als 1500 Jahren verfasst worden. Von diesen leitete 

sich die Humoralpathologie (Vier-Säfte-Lehre) ab. Die medizinische Fakultät um 1800 

bot zahlreichen praktisch arbeitenden Heilern und Forschern kein Forum. Chirurgen 

etwa wurden als Wundärzte zu den Handwerkern gerechnet, mit denen die Ange-

hörigen einer Alma Mater in der Regel keinerlei Umgang pflegten. Das neue natur-

wissenschaftliche Verständnis entstand nicht an den Universitäten, sondern außerhalb 

dieser Institution. Die Fürsten hielten sich an den Höfen Alchemisten, die mit Sub-

stanzen experimentierten und nach Heilmitteln forschten. Die Statussymbole der Herr-

scher waren ihre Kuriositätenkabinette, Sammlungen exotischer Tiere, Prachtgärten 

mit möglichst umfangreichen botanischen und zoologischen Sammlungen. Es waren  

Hofgelehrte, die begannen, mit diesen Sammlungen pharmakologisch zu experi-

mentieren. Andreas Vesalius (1514 bis 1564), der Pionier der modernen Anatomie, 

war von seiner Ausbildung an der medizinischen Fakultät der Universität Paris tief 

enttäuscht. Er kehrte nach Flandern zurück, wo er unter dem Schutz der dortigen 

Obrigkeit seine erste Leiche sezierte. Es waren keine Universitätsmediziner, sondern 

Handwerker, die in ihren Werkstätten die ersten Mikroskope entwickelten und ihr 

Blut und ihre Haut darunter betrachteten. Daniel Gabriel Fahrenheit (1686 bis 1736), 

der Erfinder des Quecksilberthermometers, war zunächst Glasbläser, bevor er sich der 

Physik widmete. Der Jesuitenorden entsandte Gelehrte in die ganze Welt und ließ sich 

über die Heilkunst der Chinesen oder der Indios in Lateinamerika Bericht erstatten. 

Die Ursprünge der naturwissenschaftlichen Medizin waren heterogen, fragmentiert 

und über die verschiedensten sozialen Gruppen über den ganzen Globus verteilt. Un-
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organisiert waren diese Gruppierungen dabei jedoch nicht. Ab dem 17. Jahrhundert 

gründeten sich Sozietäten, ihre Mitglieder korrespondierten durch Briefe, die später 

gesammelt und gedruckt wurden. Aus den Briefsammlungen wiederum entstanden 

die wissenschaftlichen Journale. Diese Sozietäten wurden die ersten Gemeinschaften, 

in denen Mediziner sich zusammenschlossen.

Das Zeitalter der bürgerlichen Revolutionen –  
die Ärzte politisieren sich

Aus dieser „res publica literaria“, also der Gelehrtenrepublik, bildeten sich im Laufe 

des 18. Jahrhunderts lokale Zusammenschlüsse von Naturforschenden. 1789 brach die 

Französische Revolution aus, die auch „die Bürgerliche“ genannt wird. Unter französi-

schem Druck entstand daraufhin das Großherzogtum Baden als souveräner 

Territorialstaat mit moderner Zivilverwaltung. Die Wirren dieser Zeit koste-

ten bis 1815 aber auch mehrere Millionen Europäer das Leben. Nachdem 

Napoleon endgültig militärisch geschlagen war, versuchte die Obrigkeit die 

Kontrolle über ihre rebellierenden Bürger zurückzuerlangen: Wo immer sich 

fortan Menschen in Verbänden zusammenschlossen, reagierte der Staat 

misstrauisch. Und sei es nur, wenn musiziert, Gedichte vorgetragen oder 

Fossilien untersucht wurden. Druckerzeugnisse unterlagen grundsätzlich 

einer strengen Zensur, Vereine wurden oftmals beschattet oder aber ganz 

verboten. Auch die Angelegenheiten des Gesundheitswesens sollten nach 

Möglichkeit obrigkeitsstaatlich gelenkt werden. Das Großherzogtum Baden 

erließ bereits 1806 eine Medizinalordnung, nach der approbierte Ärzte den 

Status von Sanitätsbeamten erhalten sollten. Dies bot ihnen einerseits eine 

gewisse Partizipation an der staatlichen Machtausübung in Angelegen-

heiten des Gesundheitswesens. Sie blieben dabei andererseits jedoch der 

strikten Disziplinargewalt der Landes- und Kreisverwaltungen unterstellt, die selbst 

keinerlei Expertise in Fragen der öffentlichen Gesundheit besaßen.

1779 wurde im Dorf Bohlsbach (heute Offenburg) der Bauernsohn Lorenz Oken (1779 

bis 1851) geboren.2 Im Jahr 1800 immatrikulierte er sich an der Universität Freiburg im 

Fach Medizin. Die bürgerliche Revolution war mitten im Gange, als Oken Teil der ge-

lehrten Gesellschaft der Stadt an der Dreisam wurde. Ebenfalls Mitglied dieses Zirkels, 

Abb. 1: Der Offenburger 
Bauernsohn Lorenz Oken –  
gelehrte Zirkel als  
Keimzellen der ärztlichen 
Standesorganisationen
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der sich auf dem Gelände der heutigen „Harmonie“ in der Freiburger Innenstadt traf, 

war Karl von Rotteck (1775 bis 1840). Der Professor für Staatswissenschaften wurde 

später zum maßgeblichen Vordenker des Liberalismus in Deutschland. 1821 gründete 

Lorenz Oken, der mittlerweile Ordinarius für Naturgeschichte in Jena geworden war, 

die „Gesellschaft Deutscher Naturforscher und Ärzte“. Im gleichen Jahr wurde auch in 

Freiburg eine „Gesellschaft zur Beförderung der Naturwissenschaften“ aus der Taufe 

gehoben. Ihre Mitglieder, mehrheitlich Ärzte, standen wiederum in engem Kontakt 

mit den liberalen Gelehrten der „Lesegesellschaft Harmonie“. Sie alle erstrebten eine 

freiheitlichere Gesellschaftsordnung und äußerten sich auch in diesem Sinne – zu-

nächst zwar nur vorsichtig, aber dennoch bereits mit einem gewissen Nachdruck. Im 

Juli 1830 kam es europaweit abermals zu Unruhen. Als Reaktion darauf ging die Ob-

rigkeit in Baden nun auch gegen die Freiburger Gelehrtenzirkel vor. Karl von Rotteck 

wurde vorzeitig in den Ruhestand versetzt. Nur wenige Jahre danach, im Juli 1835, 

erhielt Rottecks Sohn Julius (1812 bis 1891) seine Approbation als Arzt, am gleichen 

Tag wie sein Kommilitone Karl Hecker (1812 bis 1878). Die beiden versammelten wei-

tere Freiburger Ärzte und Medizinstudenten um sich. Zwar war ihr Ziel nach wie vor 

der wissenschaftliche und fachliche Austausch. Mehr als zuvor ging es jedoch auch 

darum, ihren Berufsstand angesichts der anhaltenden Repressalien durch die Obrigkeit 

politisch zu organisieren.

„Hebung der Standeswürde“ – ein Schlüsselbegriff zum Verständnis  
der frühen Ärztevereine

Ziel dieser Vereinigung – wie auch zahlreicher vergleichbarer in Baden und den deut-

schen Ländern – war die „Hebung der Standeswürde“. Wenn überhaupt noch be-

nutzt, wird der Begriff „Stand“ heute nahezu deckungsgleich mit „Beruf“ verwendet. 

Doch bis weit ins 20. Jahrhundert hinein wurde an dieser Stelle fundamental unter-

schieden. Und so ist ein Verständnis seiner Bedeutung für die Geschichte der Ärzte-

kammern bis in die jüngere Zeit unerlässlich. Die Vorstellung von einem „ärztlichen 

Stand“ oder „Berufsstand“ ging weit über das hinaus, was heute unter dem Begriff 

des ärztlichen Berufs verstanden wird. Zwar enthielt sie auch Elemente der heutigen 

Bedeutung: Ein Beruf ist die „im Rahmen einer arbeitsteiligen Wirtschaftsordnung auf

grund besonderer Eignung und Neigung systematisch erlernte, spezialisierte, meistens 

mit einem Qualifikationsnachweis versehene, dauerhaft und gegen Entgelt ausge
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übte Betätigung eines Menschen“.3 Ein Stand war aber mehr als das. Das ständische 

Arztbild war für die ersten ärztlichen Organisationen mit einem ganzen Bündel von 

Voraussetzungen und Konsequenzen behaftet. In der Französischen Revolution hatte 

das Bürgertum erstmals die Herrschaft des „Dritten Standes“, also der Bürger, einge-

fordert. Dieser Herrschaftsanspruch sollte in der Folge durch Statussymbole unterstri-

chen werden. Man pflegte einen gewissen Habitus, trug bestimmte Kleidung, drückte 

sich in einer festgelegten Weise aus. Man bewegte sich nach wie vor innerhalb von 

hierarchischen Beziehungen von Über- und Unterordnung – einem System, in dem 

vormoderne Begriffe wie „Ehre“ und „Ansehen“ eine Schlüsselrolle spielten. Es exis-

tierte noch immer eine Gesellschaftsordnung, in der jeder eine Rolle zu erfüllen hatte, 

die nicht ohne weiteres gewechselt werden konnte.

Die gelehrten Ärzte waren schon lange vor 1789 Teil einer gesellschaftlichen Elite 

gewesen. Sie waren Berater der Fürsten und ihres Verwaltungsapparats. Als Teil des 

immer selbstbewusster werdenden Bürgertums partizipierten sie nun an der wach-

senden Macht des Dritten Standes. Der moderne Territorialstaat, zu dem Baden An-

fang des 19. Jahrhunderts geworden war, konnte ohne die Mitwirkung seiner bür-

gerlichen Eliten nicht funktionieren. Dennoch wurden diese überwacht, zensiert und 

von wesentlichen Verwaltungsvorgängen ausgeschlossen. Es überrascht daher nicht, 

dass ein Spannungsverhältnis zwischen der großherzoglichen Verwaltung in Karlsruhe 

einerseits und den Bürgern andererseits bestand.4 Die Obrigkeit misstraute jeglichen 

organisierten Zusammenkünften aufs Tiefste. Die Mitglieder von Okens „Gesellschaft 

Deutscher Naturforscher und Ärzte“ etwa trauten sich aus Angst vor Repressionen bis 

1861 nicht, ihre Namen zu veröffentlichen. Abgesehen von den Schikanen gegen ihre 

Vereine waren Mediziner zahlreichen Zwangsmaßnahmen unterworfen. So hatten sie 

der Obrigkeit in einem Diensteid Gehorsam zu schwören. Ärzte mussten zum Bei-

spiel unentgeltlich Berichte zur gesundheitlichen Lage in ihren Bezirken verfassen und 

Todesfälle bescheinigen. Die Behandlung von Patienten durften sie nicht ablehnen, 

selbst wenn keine Gefahr für Leib und Leben bestand. Bei all diesen Verpflichtungen 

gab es für Ärzte nur sehr indirekte Wege, bei der Gestaltung der Gesundheitspolitik 

mitzuwirken.
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Abb. 2: Bericht über die Gründung des „Aerztlichen Vereins  
des Groß herzogtums Baden“ in der ersten Ausgabe der  
„Aerztlichen Mittheilungen aus Baden“ aus dem Jahr 1847

Die badischen Ärztevereine und die Revolution von 1848/49

Ab 1830 wuchs die politische Unzufriedenheit im Gebiet des ehemaligen Reichs wie 

auch in großen Teilen Europas stetig an. Im Februar 1848 wurde schließlich die franzö-

sische Regierung gestürzt und die Zweite Republik ausgerufen. Der Aufstand er  fasste 

schnell das an Frankreich angrenzende Baden. Anlass für das Aufbegehren waren die 

schlechten Lebensverhältnisse der ärmeren Bevölkerungsschichten. Auch ein wach-

sendes Bewusstsein für die soziale Frage spielte dabei eine große Rolle. Die ärmeren 

Bevölkerungsschichten wurden nur sehr unzureichend medizinisch versorgt. Eine Folge 

waren Cholera- und Typhusepidemien, die insbesondere in den Elendsquartieren der 

wachsenden Arbeiterschaft ausgebrochen waren.5 Für das Gesundheitswesen war die 

staatliche Sanitätskommission in Karlsruhe ver antwortlich. 

Die Ärzte in Baden waren mit deren Arbeit unzufrieden. 

Und nicht nur im Großherzogtum Baden, auch in vielen 

anderen deutschen Territorien hatten Mediziner nun das 

Gefühl, besser als der Staat auf solche Krisen reagieren zu 

können. Man müsste ihnen lediglich erlauben, sich selbst 

zu organisieren.

Bereits in den frühen 1840er-Jahren hatte sich die Ärzte-

schaft zunehmend politisiert. Nicht nur in den Städten, 

sondern auch auf dem Land hatten sich Ärztevereine 

gegründet. Bereits damals deckten diese Vereine einen 

großen Teil des heutigen Einzugsgebiets der Bezirksärz-

tekammer ab. Es gab eine „Gesellschaft für Aerzte und 

Wundaerzte“ in Donaueschingen, den „Bezirksverein am 

See“ in Salem, den „Bezirksverein im Wiesen und Rhein

tal“, den „Bezirksverein im oberen Breisgau“, den „Be

zirksverein im unteren Breisgau“ 6 und den „Freiburger 

1848/49

Revolution in Baden.  

Die Ärzte im Land fordern 

Selbstverwaltung und sind in 

führenden Positionen an den 

Aufständen beteiligt.  

Nach dem Scheitern müssen 

zahlreiche Ärzte ins  

Ausland fliehen.
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Bezirksverein“. Im Jahr 1844 schlossen sie sich mit Ärztevereinen aus Nordbaden zum 

„Aerztlichen Verein des Großherzogtums Baden“ zusammen: „Sein Zweck ist nach  

seinen Statuten Wissenschaft und Arztthum.“ Die Ärzte in Baden forderten Selbstver-

waltung und Mitspracherecht in Dingen das öffentliche Gesundheitswesen betreffend:

„Weder die ärztliche Kunst noch der ärztliche Stand sind Rubra für eine  

Kanzleithätigkeit, wir wünschen Befreiung beider aus der Bevormundung und  

Beaufsichtigung der Regierungen, Auf hebungen der einseitigen Zumuthungen und Belas-

tungen, Betheiligung der Aerzte an der Ordnung der Verwaltung ihrer  

Verhältnisse.“7

Der „Aerztliche Verein des Großherzogtums Baden“ war der erste Zusammenschluss 

der badischen Ärzte auf Landesebene.

Regierung des Großherzogtums Medizinalkommission

Ärzte

Ärztlicher Verein des Großherzogtums Baden

Vier Kreise (davon zwei in Südbaden)  

Lokale Ärztevereine

Freiwilliger Beitritt

Einflussnahme
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Abb. 3: Die Struktur des „Aerztlichen Vereins des Großherzogtums Baden 1844 –1864“

1844

Sechs südbadische Ärztevereine 

treten dem neu gegründeten 

„Aerztlichen Verein des 

Großher zogtums Baden“ bei.  

Es sind die „Gesellschaft für 

Aerzte und Wundaerzte“  

in Donaueschingen, der 

„Bezirksverein am See“  

in Salem, der „Bezirksverein  

im Wiesen- und Rheintal“,  

der „Bezirksverein im  

obe  ren Breisgau“, der 

„Bezirks verein im unteren 

Breisgau“ und der  

„Freiburger Bezirksverein“.
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Der Glaube an die naturwissenschaftliche Medizin  
in Zeiten ihrer therapeutischen Wirkungslosigkeit

Die ersten organisierten Ärzte waren auch in Südbaden aus gelehrten Kreisen hervor-
gegangen, für die Naturforschung die zentrale Rolle spielte. Aus heutiger Sicht ist dies 
wenig überraschend. Aber historisch gesehen ist die Heilkunde noch nicht lange eine 
naturwissenschaftliche Disziplin. Empirisch-naturwissenschaftliche Medizin hatte es 
zwar bereits ca. 200 Jahre gegeben, als sich um 1840 die ersten ärztlichen Standes-
organisationen in Form von Vereinen bildeten. Sie war aber stets nur ein Teilbereich 
unter anderen gewesen. Ihre therapeutische Überlegenheit war dabei noch bis weit 
in die Ära der Bakteriologie um 1900 nur sehr 
bedingt zu erkennen. Ein Volksheiler ohne Ap-
probation, ein sogenannter „Kurpfuscher“, war 
einem akademisch ausgebildeten Mediziner hin-
sichtlich seiner therapeutischen Möglichkeiten 
in nahezu jeder Hinsicht gleichwertig. Allerdings 
war die Fähigkeit, abgrenzbare Diagnosen und 
Krankheitsprognosen zu erstellen, bei den uni-
versitär ausgebildeten Ärzten mittlerweile ein-
deutig höher entwickelt. Die Kenntnisse von den 
Zusammenhängen im Körper wurden immer präzi-
ser und in den gelehrten Sozietäten glaubte man 
fest daran, dass der wissenschaftliche Fortschritt  
irgendwann auch den therapeutischen Durchbruch 
bringen würde. Doch noch erzielten die akademi-
schen Ärzte in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun-

EXKURS 

Abb. 4: „Kurpfuscher“ auf einem Dorfplatz  
im Elsass – aus der Zeitschrift „Die Gartenlaube“  
aus dem Jahre 1874
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sogar deren Methoden. Aber immer deutlicher erhob die Ärzteschaft den Anspruch, dass 
sich die Heilkunst an der Naturwissenschaft zu orientieren habe. Und die Forderungen, 
unlautere Methoden zu sanktionieren, wurden lauter. Man wünschte sich vom Staat 
ein Recht, zumindest die approbierten Ärzte aus den eigenen Reihen zu maßregeln, die 
man zweifelsfrei als Betrüger zu identifizieren glaubte. Doch die Ärzte in Baden muss-
ten sich noch lange mit anderen Disziplinarmaßnahmen begnügen. Standesunwürdiges 
Verhalten wurde bestraft, indem die entsprechenden Kollegen im Vereinsjournal, den 
„Mitteilungen des badischen ärztlichen Vereins“, bloßgestellt wurden.

Im März 1848 erreichte die allgemeine Unzufriedenheit in Baden ihren Höhepunkt 

und erfasste dabei auch die Ärzte.8 So schwor der Freiburger Chirurg Dr. Karl Hecker 

seinen Bezirksverein auf die Forderungen des badischen ärztlichen Vereins nach Auto-

nomie ein. Bei aller Bestimmtheit, mit der die Mediziner ihre Ansprüche auf Selbstver-

waltung vortrugen, wollte eine Mehrheit von ihnen dennoch keinen totalen Umsturz. 

Baden sollte eine konstitutionelle Monarchie werden, in der den Ärzten ihre Rechte 

verfassungsmäßig garantiert wurden. Dr. Karl Heckers Bruder, Dr. Friedrich Hecker 

(1811 bis 1881), ging dies indes nicht weit genug. Der Anwalt rief in Konstanz die 

Republik aus und führte eine bewaffnete Gruppe aus zuletzt 800 Radikaldemokraten 

an, die die großherzogliche Regierung stürzen wollte. Auch in Freiburg bewaffneten 

sich auf dem Karlsplatz einige Dutzend radikale Aufständische unter dem Kommando 

des Medizinstudenten Georg von Langsdorff (1822 bis 1921). Der Aufstand wurde 

niedergeschlagen, ihr Anführer floh in Frauenkleidern ins Elsass und von da aus in  

die Vereinigten Staaten. Er war nicht der einzige Mediziner, der das Land verlassen 

musste. Von den ca. 300 badischen Ärzten wurden 40 nach dem Scheitern der Revo-

lution steckbrieflich gesucht. Dass die Ärzte als Teil des liberalen Bürgertums eher  

Reform als bewaffneten Umsturz gewünscht hatten, half ihnen zunächst nicht. Das 

Misstrauen der großherzoglichen Verwaltung gegen die Ärztevereine verstärkte sich 

nochmals deutlich. Das ärztliche Vereinswesen in Baden bestand zwar weiterhin, die 

Schriftleitung der „Mitteilungen“ bat jedoch darum, keine politischen Beiträge mehr 

einzureichen. Die berufspolitische Aktivität wurde aufgrund der Zensur nur noch im 

Stillen fortgesetzt.
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Teilerfolg mit Verzögerung – das Großherzogtum Baden  
geht auf seine Ärzte zu

1862 erließ der badische Großherzog eine Amnestie für die Teilnehmer an der 

1848er-Revolution. Die verfolgten Ärzte durften in ihre Heimat zurückkehren. Unter 

den Heimkehrern war auch Albert Schinzinger (1827 bis 1911), der bereits 1860 aus 

dem Londoner Exil wieder in die badische Heimat hatte reisen dürfen. Er wurde nun 

außerordentlicher Professor für Chirurgie in Freiburg. Auch Dr. Georg von Langsdorff, 

der in der Zwischenzeit Chirurg und Zahnarzt geworden war, kehrte nach Baden zu-

rück, zunächst nach Mannheim, 1870 dann an die Dreisam. Die Amnestie war nicht 

zufällig verkündet worden. In den Jahren vor der Reichsgründung 1871 wurden in 

Baden zahlreiche liberale Reformen erlassen. Die neue Verwaltung benötigte ihre ge-

schassten Eliten – auch und vor allem die Ärzte. 1864 erließ der Großherzog eine 

Verordnung über die „Ausschuesse der Aerzte, Thierärzte und Apotheker“,9 nach der 

die badischen Ärzte das Recht erhielten, aus ihren Reihen einen siebenköpfigen „ärzt-

lichen Ausschuss“ zu wählen. Dieser hatte Mitspracherechte im sogenannten groß-

herzoglichen Medizinalkollegium, der nun obersten gesundheitspolitischen Institution 

des Landes. Die Mitglieder des ärztlichen Ausschusses durften eigenständig Anträge 

Abb. 5: Die Struktur  
des „Aerzteausschusses  
1864 –1906“
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Ärztlicher Ausschuss  
(Körperschaft des 

öffentlichen Rechts)

Antrag/ 
Anhörungsrecht

Allgemeine  
Wahl

Einfluss- 

nahme

1864

Mit dem „Ärztlichen Ausschuss“ 

erhalten die badischen Ärzte das 

erste Selbstverwaltungsorgan 

mit öffentlich-rechtlichem 

Charakter in Deutschland.  

Den Vorschlag des Staufener 

Chirurgen Dr. Karl Lederle,  

die Wahl des Ausschusses an 

eine Pflichtmitgliedschaft im 

„Aerztlichen Verein“ zu koppeln, 

lehnt Karlsruhe ab.
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einreichen. Damit hatten Badens Ärzte als erste in Deutschland eine rechtlich gesi-

cherte gewählte Vertretung. Die Ärzteschaft sollte ihre Vertreter jedoch direkt wählen, 

die Ärztevereine waren an der Durchführung der Wahlen nicht beteiligt. Schon im 

Jahr 1865 versuchten die organisierten Ärzte in Baden daher, die Mitgliedschaft in 

den Ärztevereinen zur Voraussetzung für eine Ernennung zum Ausschussmitglied zu 

machen. Der Staufener Chirurg Dr. Karl Friedrich Lederle (1807 bis 1877) entwarf eine 

„Ärzteordnung“, der zufolge jeder Mediziner für das Wahlrecht zum Ärzteausschuss 

einem noch zu gründenden „ärztlichen Landesverein“ hätte beitreten müssen. Die 

großherzogliche Verwaltung lehnte eine Pflichtmitgliedschaft jedoch zunächst ab. 

Doch allein die Aussicht auf eine solche Organisation mobilisierte einen Großteil der 

badischen Ärzte, etwa drei Viertel von ihnen stand einer Pflichtmitgliedschaft positiv 

gegenüber und engagierte sich auch finanziell dafür.

Der Liberalismus in Deutschland war in diesen Jahren zum größten Teil national orien-

tiert. Und auch für die badischen Ärzte konnte eine Standesvertretung auf der Ebe-

ne des Großherzogtums nur eine Zwischenlösung sein. Die Forderungen nach einer 

deutschlandweiten Ärzteordnung wurden lauter, je näher die ersehnte deutsche Eini-

gung rückte.10 Im September 1866 fuhr Albert Schinzinger zur 40. Versammlung der 

„Gesellschaft Deutscher Naturforscher und Ärzte“ nach Hannover. Spontan organi-

sierten dort einige der anwesenden Mediziner eine eigene Sektion zur Standes- und 

Gesundheitspolitik und verabschiedeten eine Resolution:

„Es sei wünschenswerth, dass der ärztliche Stand eine vom Staat anerkannte Körper-

schaft bilde, welche das Recht besitze, ihre Berufsangelegenheit selbstständig zu  

berathen und zu verwalten, an der öffentlichen Gesundheitspflege Theil zu nehmen und 

mittelst selbst gewählter Abgeordneter bei den Staatsbehörden vertreten zu sein.“11

Die Sektion wurde zur Keimzelle des Deutschen Ärztetags. Trotz des Kompromisses, 

den die Ärzte mit dem badischen Staat geschlossen hatten, waren die Forderungen 

von 1848 also nicht aufgegeben worden. Die Gründung des Deutschen Reichs im Jahr 

1871 stand unmittelbar bevor. Die Idee der deutschen Einheit war zu diesem Zeit-

punkt noch untrennbar mit den Idealen von „48“ verknüpft: Die „Körperschaft“ der 

Ärzte sollte eine nationale sein. Am 18. Januar 1871 wurde die Gründung des Kaiser-

reichs proklamiert. Der neue Staat wurde eine konstitutionelle Monarchie mit einer 

1871

Das deutsche Kaiserreich wird 

gegründet. Zwei Jahre später 

wird auf dem ersten Deutschen 

Ärztetag in Wiesbaden das 

Fernziel einer reichsweiten 

Ärztekammer verkündet. Vorbild 

sind die badischen Entwürfe  

für eine Ärztekammer als 

Körperschaft des öffentlichen 

Rechts mit weitreichenden 

Kompetenzen.
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Verfassung, die sich stark an die badische anlehnte. Die Ärzte reagierten schnell. Zwei 

Jahre nach der Reichsgründung versammelten sich 1873 ärztliche Standesvertretun-

gen aus dem ganzen Gebiet des neuen Staates auf dem ersten Deutschen Ärztetag in 

Wiesbaden. Dort bildete sich der Ärztevereinsbund mit der Zielsetzung, die zerstreu-

ten Einzelorganisationen zu koordinieren und in der Zukunft zu einem einheitlichen 

Gebilde zusammenzuführen. 

Therapeutische Durchbrüche um 1900: Ärzte werden zu Heilsbringern – 
und hadern mit den Konsequenzen der Revolution

In den Jahrzehnten nach der Reichsgründung 1871 änderte sich der Arztberuf in vie-

lerlei Hinsicht. Die folgenschwerste Konsequenz dieser Änderungen war der Bruch 

der Ärzteschaft mit dem Liberalismus. Ausgangspunkt dieser Entwicklung waren die 

bahnbrechenden Erfolge, die Ärzte um 1900 mit der naturwissenschaftlichen Me-

dizin erzielten.12 Die bereits seit Jahrhunderten betriebene naturwissenschaftliche 

Forschung brachte immer mehr und immer schnellere therapeutische Erfolge. Diese 

Entwicklung ist hinlänglich bekannt, daher sei hier nur kursorisch auf sie verwiesen. 

Nach der 1855 veröffentlichten Zellularpathologie Rudolf Virchows (1821 bis 1902), 

Ordinarius für Pathologie in Berlin, setzte sich ein naturwissenschaftlicher Krankheits-

begriff in der Medizin endgültig durch. In den darauffolgenden Jahrzehnten wurden 

zahlreiche Entdeckungen auf dem Feld der Bakteriologie gemacht. Sie ermöglichten 

erstmals den Sieg über Krankheiten, die für zahllose Menschen sonst den sicheren 

Tod bedeutet hätten. Der Eindruck, den etwa die Entdeckung eines Heilmittels gegen 

die Diphtherie durch Dr. Emil von Behring (1854 bis 1917) im Jahr 1894 auf die Zeit-

genossen gemacht haben muss, ist kaum zu überschätzen. Seit dieser Zeit und noch 

bis in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts hinein wuchs der Ärzteschaft Charisma 

und Autorität in einer nie zuvor dagewesenen Größenordnung zu. Von Robert Koch 

(1843 bis 1910) wurden regelrechte Fanartikel produziert, sein Antlitz auf Servietten, 

Tassen, Teller, Medaillen und Bierkrüge gedruckt.

Eine immense Erwartungshaltung in Bezug auf kommende Erfolge der Medizin erfüllte 

die Ärzteschaft im gesamten Kaiserreich. Dies galt auch für Südbaden und hier vor 

allem für die Medizinische Fakultät in Freiburg.13 Die Wirtschaft des Kaiserreichs wuchs 

stark und ermöglichte es, Ressourcen bereitzustellen, um die medizinische Forschung 

1858

Prof. Rudolf Virchow  

veröffentlicht sein Krankheits-

konzept der Zellularpathologie. 

Zu diesem Zeitpunkt sind nicht 

wenige Ärzte noch Anhänger der 

antiken Vier-Säfte-Lehre.

1891

Gemeinsam mit Dr. Kitasato 

Shibasaburo ̄ begründet  

Dr. Emil von Behring mit der 

Veröffentlichung „Über das 

Zustandekommen der 

Diphtherieimmunität und der 

Tetanusimmunität bei Thieren“ 

die Serumtherapie.
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massiv zu fördern und auszubauen. Dies führte auch zu einer zunehmenden Arbeits-

teilung unter den Ärzten. Aus der vergleichsweise gemächlichen, gelehrten Natur-

forschung wurde ein kollektives Unterfangen von geradezu industriellen Ausmaßen. 

Schnell war das Fachwissen nicht mehr zu überblicken, weil es sich in immer spe-

ziellere Teilbereiche auffächerte. Die ärztlichen Disziplinen mussten sich ausdifferen-

zieren. Noch 1890 wurden Vorlesungen über Hautkrankheiten in Freiburg von einem 

Chirurgen abgehalten, dem bereits genannten Albert Schinzinger. Bereits um 1880 

habilitierten sich jedoch Spezialisten mit dermatologischen Arbeiten. 1890 etablierte 

Eduard Anton Jacobi (1862 bis 1915) mit einer eigenen Professur die Dermatologie 

als eigenständige Disziplin. 1896 nabelte sich die Orthopädie in Freiburg ebenfalls von 

der Chirurgie ab, als Georg Wilhelm Alexander Ritschl (1861 bis 1945) einen entspre-

chenden Lehrauftrag erhielt. Gleiches geschah mit der Augenheilkunde, der Pädiatrie 

und vielen anderen Disziplinen. Zum Problem für die ärztliche Standespolitik wurde 

diese Entwicklung aber erst, als die damals so genannten Spezialärzte zu praktizie-

ren begannen. Es dauerte nicht lange – und in Südbaden existierte eine ganze Reihe  

niedergelassener Spezialisten.

Angesichts der Selbstverständlichkeit heutiger fachärztlicher Spezialisierung vermag es 

nicht ohne weiteres nachzuvollziehen sein, welche Erschütterung die ersten Fachärzte 

für das berufliche Selbstverständnis damals mit sich brachten. Der Generalist war die 

einzig bekannte und für viele die alleinig akzeptable Leitfigur.14 Ein Mediziner sollte 

grundsätzlich für alle medizinischen Probleme zuständig sein. Lediglich die Unterschei-

dung zwischen Chirurg und Arzt galt vielen als angemessen. Traditionalisten spotte-

ten, bald würde es wohl einen Facharzt für linke und einen für rechte Beine geben. 

Das Aufkommen der Spezialärzte fiel zeitlich mit der rechtlichen Neueinstufung ärzt-

licher Leistungen in den Geltungsbereich der Gewerbeordnung von 1869 zusammen. 

Ärzte durften ihren Patienten nun grundsätzlich alle Behandlungen als Dienstleistung 

in Rechnung stellen. Für dieses Privileg hatten die Mediziner lange gekämpft. Damit 

einher ging die sogenannte Kurierfreiheit, nach der jeder Arzt völlig frei entscheiden 

konnte, wie er seine Patienten behandelte und wie viel er dafür verlangte. Dieses neue 

Privileg hatte jedoch auch eine Kehrseite: Außer dem Strafrecht gab es nun keinerlei 

gesetzliche Möglichkeit mehr, Kollegen zu sanktionieren, deren Behandlungsmetho-

den man für standesunwürdig oder gar gefährlich hielt.

1890

Prof. Eduard Anton Jacobi  

etabliert die Dermatologie in 

Freiburg als eigenständige 

Disziplin. In den folgenden 

Jahren vollziehen sich  

zahlreiche weitere  

Abspaltungen. Erstmals gibt  

es neben dem Arzt  

an sich auch sogenannte 

„Spezialärzte“.
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Segen und Fluch der freien Marktwirtschaft – die Kurpfuscher

Die Aufnahme der Ärzte in die Gewerbeordnung war bereits eine der Forderungen der 

1848er-Bewegung gewesen. Sie war der wirtschaftspolitische Ausdruck der liberalen 

Gesinnung der Reformer und Revolutionäre unter ihnen. Ihr hatte der Wunsch zu-

grunde gelegen, jedem Arzt das größtmögliche Maß an Freiheit bei der Ausübung sei-

nes Berufs zuzugestehen. Der einzelne Mediziner sei zunächst einmal am besten in der 

Lage zu beurteilen, ob er einen Patienten überhaupt behandeln wolle oder nicht. Auch 

mit welchen Therapien eine Behandlung erfolgen sollte und welche Entlohnung dafür 

anfiele, sollte jedem Arzt überlassen bleiben. Nach Erteilung der Approbation sollte 

der Staat ihn in Ruhe lassen. Sofern es nicht um Leben und Tod ginge, dürfte niemand 

genötigt werden, irgendjemanden zu behandeln. All diese Rechte wurden durch die 

Gewerbeordnung von 1869 garantiert. Die Reformer hatten allerdings nicht vorher-

gesehen, welche Folgen die freie Marktwirtschaft für das ärztliche Selbstverständnis 

haben würde. Ärzte kämpften öffentlich um Patienten und um lukrative Standorte für 

ihre Praxen. Es wurde offen darüber gestritten, welcher Kollege die wirksamere Thera-

piemethode beherrsche. Man hielt Sprechstunden in der unmittelbaren Nachbarschaft 

von Konkurrenten ab. Viele Ärzte fuhren für einige Zeit in Kurorte, um dort Patienten 

abzuwerben. Andere schalteten aufwendige Werbeannoncen, das Zeitschriftenwesen 

in diesen Jahren blühte auf. Das Aufkommen von Fachärzten sorgte unter diesen Rah-

menbedingungen für zusätzliche Unsicherheit und weitere Rivalitäten.

Auch die Probleme, die Ärzte bei den sogenannten „Kurpfuschern“ sahen, waren 

durch die verbriefte allgemeine Kurierfreiheit nicht gelöst worden. Die liberale Position 

war gewesen, dass jeder heilen möge, der sich dazu berufen fühlte und anderen damit 

nicht schade. Wer die Heilkunde unter der Bezeichnung „Arzt“ ausübte, sollte aller-

dings über eine Approbation verfügen. Tatsächlich waren die Kurpfuscher jedoch eine 

ernst zu nehmende Konkurrenz für die Ärzteschaft. Durch die Kurierfreiheit war ihre 

Tätigkeit endgültig legalisiert worden. Heilkundige – ob mit oder ohne Approbation –, 

die Therapiemethoden aus dem Reich des Übernatürlichen anwendeten, waren fester 

Bestandteil des Alltagslebens. Darüber berichtete auch rückblickend Adolf Kußmaul 

(1822 bis 1902). Der Professor für Innere Medizin unterhielt von 1850 bis 1853 eine 

Landarztpraxis in Kandern. Dadurch war er immer wieder mit der ländlichen Heilkultur 

konfrontiert. Bei den „Wäldern“ stand, so Kußmaul, „die heilsame Dreckapotheke des 
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gelehrten Paulini von 1697 oder richtiger, der Unrat, den er empfahl, noch in großem 

Ansehen. Ein Dorfschmied im Gebirge verordnete einem Kranken mit Darmverschlin

gung und Miserere eine Abkochung von Roßäpfeln. […] Wundersame Kuren wurden 

auch von einem alten, klugen Arzte in Schliengen erzählt, der von beiden Ufern des 

Oberrheins, aus dem Elsaß und Baden, einen außerordentlichen Zulauf hatte. Er sollte 

einem Bauern in Haltingen einen kranken Magen herausgeschnitten und durch einen 

Kalbsmagen ersetzt haben. Seitdem verschmähte der Geheilte die Schüfeli (Vorder

schinken), sein früheres Leibessen, und halte sich nur an grünes Gemüse.“15

Was Kußmaul in seinen Erinnerungen eher belustigend beschrieb, war für viele seiner 

Kollegen ein Ärgernis. Auch die Ärzte in Baden standen durch Kurierfreiheit und Ge-

werbeordnung nun wirtschaftsrechtlich mit den Kurpfuschern auf derselben Stufe. Es 

dauerte nicht lange und unter den Ärzten des Großherzogtums Baden wurden Stim-

men laut, die staatliche Maßnahmen gegen die Heiler forderten:

„Man ist der Ansicht, dass die Ärzte dagegen nichts thun können und nichts thun sollen, 

als die Leute belehren; es sei Aufgabe anderer, für die Bildung des Volkes zu  

sorgen, um dasselbe zur Einsicht von der Schädlichkeit der Kurpfuscherei zu befähigen,  

die Schwindeleien der Kurpfuscher aufzudecken, und zwar als das,  

was sie sind, als Betrug zu bestrafen.“16

Die Reichsärzteordnung – der Traum von einer nationalen  
Standesvertretung wird konkreter

Das Unbehagen über die Gewerbeordnung wuchs von Jahr zu Jahr.17 Doch auch die 

Befürworter derselben bildeten eine starke Fraktion. Insbesondere Ärzte in den Groß-

städten verteidigten sie mit aller Macht. Nach langem Ringen einigte man sich auf 

dem Ärztetag 1880 in Eisenach darauf, langfristig auf ein Ausscheiden der Ärzteschaft 

aus der Gewerbeordnung hinzuarbeiten. Dafür sollten jedoch erst ganz bestimmte 

Bedingungen erfüllt sein: So sollte verhindert werden, dass die Obrigkeit wieder voll-

ständig die Kontrolle über die Ärzte erlangte. Ein Ausstieg aus der Gewerbeordnung 

sollte erst zur Debatte stehen, wenn eine Ärzteordnung für das gesamte Kaiserreich 

durchgesetzt sei. Die Reichsärzteordnung sollte garantieren, dass die Ärzte selbst die 
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Kontrolle über ihren Beruf behielten, wenn die Zeit gekommen war, dem laissez faire 

ein Ende zu setzen. Der erste konkrete Entwurf für eine nationale Standesvertretung 

stammte wiederum aus Baden. Generalarzt Dr. Adolf Hoffmann (1822 bis 1899) aus 

Karlsruhe entwickelte seinen Vorschlag aus der Idee des Gemeinwohls. Ärzte hätten 

eine besondere Bedeutung für ein Gemeinwesen. Ihr Handeln unterscheide sich von 

dem anderer Teilnehmer an der freien Marktwirtschaft. Sie seien dem öffentlichen 

Wohl stärker verpflichtet, ohne dabei Teil der Obrigkeit zu sein. Umgekehrt habe der 

Staat auch in besonderer Weise Pflichten den Ärzten gegenüber. Die Ärzteschaft sollte 

nicht unabhängig von der Obrigkeit werden, sondern sie als autonomer Akteur mitge-

stalten. Neben der Zielvorstellung von der nationalen Einheit der deutschen Mediziner 

war vor allem ein Bestandteil des Entwurfs richtungsweisend. Es wurden konkrete Vor-

schläge gemacht, wie die Ärzte Disziplinarbefugnisse für ihre Angelegenheiten erhal-

ten sollten. Mit den sogenannten Ehrengerichten verfügten sie über eine Institution, 

die gleich zwei Probleme löste. Zum einen würde nun nicht mehr eine sachunkundige 

und vielfach inkompetente Obrigkeit die Konflikte innerhalb der Ärzteschaft regeln; 

zum anderen würden die Ärzte die in ihren Augen verwerflichen Auswüchse des freien 

Wettbewerbs bekämpfen können.

Die vielfältigen Bemühungen um eine Reichsärzteordnung scheiterten 1889 jedoch 

vorerst. Reichskanzler Otto von Bismarck (1815 bis 1898) entschied sich gegen eine 

Reichsärzteordnung, weil er den Föderalismus aktiv stärken wollte. Selbst 18 Jahre 

nach Gründung des Reichs waren ihm Vorschläge immer noch suspekt, die einer zen-

tralen Verwaltung – womöglich unter liberaler Führung – den Weg ebnen könnten. 

Die Ärzteschaft empfand dies als schwere Niederlage. Diese Entscheidung Bismarcks 

machte andererseits aber den Weg frei für die Einrichtung von Ärztekammern auf 

Landesebene. 1906 wurde so aus dem Ärztlichen Ausschuss die Ärztekammer Baden. 

Die neue Institution trug unübersehbar noch die Handschrift von Adolf Hoffmanns 

Entwurf für eine Reichsärzteordnung. Die Kammer gründete sich nun nicht mehr bloß 

auf eine Verordnung, sondern auf ein Landesgesetz. Jeder Arzt in Baden hatte der 

neuen Ärztekammer beizutreten und unterlag jetzt ihrer Disziplinargewalt.

1883

Otto von Bismarck läutet mit 

dem „Gesetz betreffend die 

Krankenversicherung der 

Arbeiter vom 15. Juni 1883“  

den Beginn der gesetzlichen 

Krankenversicherung in Deutsch-

land ein. 10 % der Bevölkerung 

werden zunächst davon erfasst.

1889

Um den Föderalismus in 

Deutschland gegen die Liberalen 

auszuspielen, erteilt Bismarck 

der Idee einer Reichsärztekam-

mer eine Absage. In der Folge 

entwickelt Baden seine eigene 

Ärzteordnung.
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Segen und Fluch der freien Marktwirtschaft – unerwünschte Aufsteiger

Nicht durchsetzen konnten sich die Ärzte jedoch hinsichtlich der Probleme mit der 

Gewerbeordnung und der Kurierfreiheit. Das Heilwesen im Kaiserreich unterlag nach 

wie vor den Gesetzen von Angebot und Nachfrage. Und das war ein zweischneidiges 

Schwert. Die wirtschaftsliberalen Reformen der Gründerzeit hatten eine Phase bei-

spielloser Prosperität initiiert. Bis 1914 erreichte der Wohlstand der Ärzte ein atembe-

raubendes Niveau. Noch während des Wirtschaftswunders in den 1950er-Jahren galt 

den Ärzten die Kaiserzeit als das Maß aller Dinge, an dem sich die aktuellen Zustände 

zu messen hatten: Wohlstand und Standeswürde hingen dabei eng zusammen, für die 

Ärzte war der Wohlstand Bedingung der Standeszugehörigkeit. Jede Bedrohung ihres 

überdurchschnittlichen Verdienstes bedeutete mehr als nur einen materiellen Verlust. 

Es war der Wegfall der Existenz, der einzig vorstellbaren Stellung in der Welt. Garant 

dieses Zustands war die freie Marktwirtschaft. Andererseits verursachte das Agieren 

innerhalb dieser Wirtschaftsordnung bei der Ärzteschaft aber auch ein ausgeprägtes 

Unbehagen. Es herrschte eine Orientierungslosigkeit hinsichtlich ihrer Stellung sowie 

Regierung des Großherzogtums – Medizinalkommission
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Abb. 6: Die Struktur der Ärztekammer Baden und der Ärztlichen Landeszentrale für Baden 1906 – 1933

1906

Baden erhält eine Ärztekammer. 

Erstmals besteht für alle 

approbierten Ärzte die 

Pflichtmitgliedschaft, 

Ehrengerichte (Berufsgerichte) 

erhalten Disziplinargewalt. 

Allerdings besteht noch 

Kurierfreiheit.
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ihrer Aufgaben in der Gesellschaft. Damit standen die Ärzte keineswegs allein, nahezu 

alle Bevölkerungsschichten waren mit der Herausforderung konfrontiert, das rasante 

Tempo des sozialen Wandels zu bewältigen. Die erste dieser Verstörungen, die Frag-

mentierung des Berufsbildes in eine Reihe verschiedener Spezialgebiete samt dazuge-

hörigen Fachärzten, wurde bereits thematisiert. Ihre bloße Existenz bedeutete in der 

Wahrnehmung der Traditionalisten einen Verlust an Autorität für jeden einzelnen Arzt.

Die zweite Verunsicherung bereitete die hohe Anzahl an jungem ärztlichem Nach-

wuchs.18 Mit zunehmendem Wohlstand wurde es immer mehr Menschen möglich, 

Medizin zu studieren. Ein Medizinstudium kostete die Angehörigen laut einer Schät-

zung aus dem Jahr 1901 ungefähr 15.000 Reichsmark, die 17 Jahreseinkommen eines 

durchschnittlichen Arbeiters entsprachen. Dennoch gelang es immer mehr sozialen 

Aufsteigern, eine solche Summe für die Ausbildung ihre Kinder aufzubringen. Diese 

neuen angehenden Ärzte stammten nun nicht mehr aus dem kleinen Kreis des etab-

lierten Bildungsbürgertums. Zwischen 1870 und 1890 verdoppelte sich die Zahl der 

Medizinstudenten – und es drohten noch mehr zu werden. Von diesem Zeitpunkt an 

war die Anzahl der auszubildenden Ärzte ein konstantes Streitthema innerhalb der 

Ärzteschaft. Zwar war zu dieser Zeit der Abschluss an einem humanistischen Gymna-

sium Zugangsvoraussetzung. Die Reichsregierung strebte jedoch an, die Abschlüsse an 

naturwissenschaftlich-technischen Realgymnasien als gleichwertige Form des Abiturs 

durchzusetzen. Darin lag aber eine weitere Problematik begründet. Seit Jahrhunderten 

hatten sich Ärzte durch ihre Zugehörigkeit zur klassischen Universität geradezu defi-

niert. Wie bereits beschrieben, war diese ihrem Wesen nach nie naturwissenschaft-

lich gewesen. Nach einer Art Grundstudium an der sogenannten Artistenfakultät ver-

teilten sich die Studenten auf eine der drei weiterführenden Fakultäten. Angehende 

Geistliche gingen an die theologische, Juristen an die juristische und Ärzte an die 

medizinische Fakultät. Durch die rasante Modernisierung der Medizin um die Jahr-

hundertwende wurden zunehmend Ansprüche an die praktischen Fertigkeiten der 

Mediziner gestellt, die nur zulasten der klassischen humanistischen Bildung erlernt 

werden konnten. Dies empfanden nicht wenige Ärzte als inakzeptabel. Noch bis 1907 

ließen die medizinischen Fakultäten nur Absolventen der humanistischen Gymnasien 

zum Medizinstudium zu. Erst ein kaiserlicher Erlass zwang sie, auch Abiturienten der 

naturwissenschaftlich-technischen Zweige aufzunehmen.

1895

Prof. Wilhelm Conrad Röntgen 

entdeckt die „X-Strahlen“.  

Eine Patentierung seines  

neuen „Röntgen apparates“ 

lehnt er ab. Dadurch findet die 

neue diagnostische Methode 

schnell Verbreitung.
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Das humanistische Gymnasium bildete auch die erste Hürde, die Frauen zu überwin-

den hatten, die in dieser Zeit Ärztinnen werden wollten. Denn Mädchen waren auf 

diesen Schulen gar nicht zugelassen. Die Frauenbewegung kämpfte jahrzehntelang 

darum, Mädchengymnasien einrichten zu dürfen. 1893 eröffnete schließlich das erste 

Mädchengymnasium im Kaiserreich – und zwar in Karlsruhe. Eine junge Frau namens 

Johanna Kappes (1873 bis 1933) machte dort 1899 als eine der ersten im Land ihr 

Abitur. Kappes verließ die Schule mit dem festen Wunsch, Medizin zu studieren. Im 

europäischen Ausland hatte zu diesem Zeitpunkt bereits ein Land nach dem anderen 

das Medizinstudium auch für Frauen geöffnet. Die Ärzteschaft im Kaiserreich kämpfte 

indes lange Zeit vehement gegen das Frauenstudium. Die Aussicht auf weibliche Ärzte 

bedeutete in den Augen vieler männlicher Ärzte ein sicheres Zeichen für den kommen-

den Niedergang des Ärztestandes.

Abb. 7: Johanna Kappes

1900

Johanna Kappes immatrikuliert 

sich in Freiburg als erste Frau in 

Deutschland im Fach Medizin.



27KAPITEL 1: Die Anfänge des ärztlichen Standes (1800 bis 1933)

18
00

 –
19

33

Die Einführung der gesetzlichen Krankenversicherung im Jahr 1883

Verschärfend auf die zahlreichen Entfremdungserfahrungen wirkte sich die Einfüh-

rung der gesetzlichen Krankenversicherung im Jahr 1883 aus.19 Genau wie bereits die 

Gewerbeordnung war nun auch die gesetzliche Krankenversicherung für die Ärzte-

schaft ein zweischneidiges Schwert. Einerseits wurde mit ihrer Einrichtung die Grund-

lage für eine der zentralen Forderungen der Ärzte von 1848 geschaffen: Die Ärzte-

schaft konnte sich nun effektiv der sozialen Frage annehmen. Gelder in nie zuvor 

dagewesener Höhe flossen in die Krankenkassen und ermöglichten so die Finanzie-

rung einer großflächigen medizinischen Versorgung. Dass umgekehrt die Krankenkas-

sen aus ganz eigenen Interessen heraus dieses System ebenfalls mitgestalten wollten, 

war für die Ärzteschaft eine unangenehme Überraschung. Tatsächlich verschärfte die 

gesetzliche Krankenversicherung den wirtschaftlichen Konkurrenzkampf unter den 

Medizinern. Denn die Krankenkassen bildeten ein Nachfragemonopol und nutzten 

den Preisdruck für ihre Zwecke aus, um möglichst vorteilhafte Verträge mit einzel-

nen Ärzten abzuschließen. Je stärker sich die gesetzliche Krankenversicherung in den 

kommenden Jahrzehnten entwickelte, desto mehr gelang es ihr, ärztliches Handeln 

nach ihren Vorstellungen zu beeinflussen. Auch Behandlungsweisen, Materialeinsatz 

und der Umgang mit Patienten (freie Arztwahl) wurden durch den Kostendruck direkt 

beeinflusst. In der Wahrnehmung vieler Ärzte war die Gängelung durch die Obrigkeit 

nun lediglich durch eine andere ersetzt worden. Die Vision der „48er“ von einer ärzt-

lichen Versorgung für alle Menschen wurde für die meisten Mediziner in dem Moment 

inakzeptabel, in dem sie durch die gesetzliche Krankenversicherung realisiert wurde. 

Dieser Konflikt enthielt jedoch auch eine verborgene politische Dimension: Bismarck 

hatte die Sozialversicherung eingerichtet, um der stärker werdenden Sozialdemokratie 

den Wind aus den Segeln zu nehmen. Weniger bekannt ist, dass er in großem Umfang 

Sozialdemokraten für die praktische Umsetzung der Maßnahmen einspannte. Diese 

saßen in den Verwaltungsgremien der Krankenkassen. Die Ärzteschaft, ob nun liberal 

oder konservativ, war ganz überwiegend national orientiert. Sich dem Gestaltungs-

willen der Krankenkassen zu beugen, bedeutete für sie auch, Anordnungen von „vater-

landsfeindlichen“ Kräften entgegennehmen zu müssen.
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Orientierung in einer chaotischen Welt –  
die Ärzteschaft und der Biologismus

Es lässt sich an dieser Stelle zusammenfassen: Die Ärzte in Deutschland, auch in Ba-

den, hatten zu keiner Zeit wie um 1900 so große medizinische Erfolge gefeiert. Ebenso 

wenig waren sie in einer vergleichbaren Weise verehrt worden. Und schließlich waren 

sie seit 1871 zu beispiellosem Wohlstand gelangt. Dennoch befanden sie sich in einem 

Zustand massiver Verunsicherung. Orientierung bot zum einen das Festhalten am hu-

manistischen Erbe, als dessen Bewahrer man sich verstand. Zum anderen fand man 

Bestätigung im Darwinismus.20 1863 hatte der Arzt und Jenaer Professor für Zoologie 

Ernst Haeckel (1834 bis 1919) das Modell von der Abstammung der Arten bei der 

„Gesellschaft Deutscher Naturforscher und Ärzte“ vorgestellt. Bis zum Ende des Jahr-

hunderts hatte es sich dann bei den meisten Medizinern durchgesetzt. Von Anfang an 

erklärten die Ärzte damit nicht nur die stammesgeschichtlichen Abläufe der Organis-

men. Wie selbstverständlich erschienen nun auch Gemeinwesen, Menschengruppen, 

Nationen einem unbarmherzigen Selektionsprozess unterworfen. Die Konkurrenz- 

und Überlebenskämpfe der Menschen, seien sie wirtschaftlicher oder kriegerischer 

Art, erschienen als natürliche Phänomene, an denen nichts zu ändern sei. Bewaffnete 

Konflikte grundsätzlich abzulehnen, sei ebenso sinnlos, wie den Kampf verschieden-

artig mutierter Frösche in einem Biotop moralisch zu bewerten. Gruppen nach ihren 

ethnischen, religiösen oder sozialen Merkmalen zu kategorisieren, galt dieser Sicht-

weise zufolge nun als willkürlich und unwissenschaftlich. Maßgeblich war die Katego-

rie der Rasse. Man war der festen Ansicht, dass sich die Rassen erstens nach exakten 

biologischen Kriterien bestimmen ließen und dass sie sich zweitens zwangsläufig in 

einem mörderischen Überlebenskampf miteinander befanden. Die Wirkmächtigkeit 

dieser Sichtweise beschäftigt die Wissenschaft bis in die jüngste Zeit. Anlässlich des 

100. Todestages von Ernst Haeckel verabschiedete die Deutsche Zoologische Gesell-

schaft die sogenannte Jenaer Erklärung: 

1908

Der Freiburger Ordinarius für 

Pathologie, Ludwig Aschoff, 

arbeitet in seinem „Lehrbuch 

Pathologische Anatomie“ 

wesentliche Begriffe wie den  

der „Infektion“ und der 

„Entzündung“ präzise heraus.
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aufgrund der Hautfarbe, Augen- oder Schädelform – hat zur Verfolgung, Versklavung und 

Ermordung von Abermillionen von Menschen geführt. Auch heute noch wird der  
Begriff Rasse im Zusammenhang mit menschlichen Gruppen vielfach verwendet.  

Es gibt hierfür aber keine biologische Begründung und tatsächlich hat es  
diese auch nie gegeben. Das Konzept der Rasse ist das Ergebnis von Rassismus  

und nicht dessen Voraussetzung.“21

Der Sozialdarwinismus wurde um die Jahrhundertwende eine vollkommen selbstver-

ständlich akzeptierte Denkart bei den meisten Ärzten im Reich, auch in Südbaden. 

Ein Jahr nach Ausbruch des I. Weltkriegs hielt der Freiburger Pathologe und neuer 

Prorektor der Universität, Ludwig Aschoff (1866 bis 1942), seine Antrittsrede. Staaten 

und Nationen erschienen darin als biologische Einheiten. Krankheit und Krieg ver-

schwammen miteinander. So wie aus tödlichen Epidemien nur die stärksten Menschen 

hervorgingen, gingen im bewaffneten Kampf „körperlich und geistig Minderwertige“ 

zugrunde. „Das Unbrauchbare fällt, das Brauchbare bleibt erhalten und verringert so 

unwillkürlich die Gefahr für kommende Geschlechter, die Gefahr körperlicher und 

sittlicher Erkrankung, deren Ausbreitung und Zahl von der Zahl der Erkrankungsfähi

gen abhing.“ 22 Aschoffs Formulierung war keinesfalls als Metapher gedacht. Der ganz 

überwiegende Teil der Ärzteschaft sah seine Arbeit in den Behandlungszimmern in der 

Heimat wie auch in den Lazaretten an der Front als medizinische Maßnahme an einem 

gigantischen Superorganismus – dem deutschen Volk. Dieser befand sich mit anderen 

Superorganismen im Kampf um begrenzte Ressourcen. Nur ein siegreicher Ausgang 

dieser Auseinandersetzung würde das Überleben Deutschlands garantieren und ins-

besondere dessen Möglichkeit, sich zu reproduzieren. Die deutsche Medizin war in 

diesen Jahren weltweit führend geworden. Auch deshalb hatten die Ärzte in Baden 

noch im Sommer 1918 keinen Zweifel daran, dass das Kaiserreich den kriegerischen 

Konflikt gewinnen würde. Zumindest zweifelten die badischen Mediziner nicht daran; 

so berichtete ein Delegierter auf dem außerordentlichen Ärztetag in Eisenach über die 

Stimmung:

1913

Die Konflikte zwischen Ärzten 

und Krankenkassen spitzen sich 

zu. Im „Berliner Abkommen“ 

werden erstmals verbindliche 

Rahmenbedingungen zwischen 

den Ärzten und Krankenkassen 

beschlossen.

1914

Die Kriegsbegeisterung  

erfasst auch die deutsche 

Ärzteschaft.
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„Mögen unsere Feinde im Westen sich noch so zuversichtlich und siegesbewusst  
gebärden: der Krieg geht doch seinem Ende, seinem für uns guten Ende zu. […]  

Lassen Sie uns den grossen Einfluss, den wir Ärzte auf alle Schichten und Kreise des  
Volkes haben, einsetzen zum Festhalten, zum Durchhalten, bis zu einem guten,  

glücklichen, deutschen Frieden.“23

Die Niederlage im November 1918 und die darauffolgende Revolution bedeuteten 

für das Selbstbild der deutschen Ärzte einen Schock, dessen Nachwirkungen noch 

Jahrzehnte später zu spüren waren. Die Nation war für sie in den letzten 100 Jah-

ren – von den Befreiungskriegen gegen Napoleon über die Revolution von 1848 bis 

hin zur Einigung im Kaiserreich 1871 – der wesentliche politische Orientierungs-

punkt gewesen, egal ob sie von ihrer politischen Einstellung her liberal oder kon-

servativ gewesen waren. Die gesamte Geschichte ärztlicher Standesvertretungen 

spiegelt dies wider. Der Wunsch nach einer Reichsärzteordnung entsprang nicht 

nur dem Bedürfnis nach einer flächendeckenden Interessenvertretung, er war auch 

Ausdruck eines Weltbilds. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts war die Nation für die 

Ärzte schließlich zu einer biologischen Kategorie geworden. Die innere Logik des 

Sozialdarwinismus vermochte auf die Niederlage im I. Weltkrieg nur eine Antwort 

zu geben: Der Volkskörper war krank und musste therapiert werden. 1920 war der  

Psychiater Prof. Alfred Erich Hoche (1865 bis 1943) ein engagiertes Mitglied des Frei-

burger Ärztevereins. Er war in verschiedenen Ausschüssen und als Beisitzer am Ehren-

gericht aktiv. Außerdem publizierte er in diesem Jahr gemeinsam mit dem Strafrechtler 

Prof. Karl Binding (1840 bis 1920) eine außerordentlich folgenreiche Schrift: „Die Frei

gabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens. Ihr Mass und ihre Form“.

„Der physiologische Schwachsinn des Weibes“ –  
die Ärzteschaft und die ersten Frauen unter den Medizinern

Die Realitäten der Moderne hatten dem ärztlichen Selbstbild bereits lange zu schaffen 

gemacht. All diese Zumutungen begannen sich in der frühen Weimarer Republik zu 

intensivieren. Die Ärzteschaft unterlag noch immer der Gewerbeordnung von 1869, 

als zehntausende junge Ärzte nach 1918 auf den Arbeitsmarkt drängten. Sie waren 

während des Krieges im Schnellverfahren ausgebildet und approbiert worden und 

überwogen bei Weitem die Anzahl der im Feld gefallenen Mediziner. Unter ihnen wa-

1919

Unter dem Eindruck der 

Revolution und der neuen 

sozialdemokratischen Regierung 

reflektiert auch die badische 

Ärzteschaft über ihren künftigen 

Platz im Heilwesen. Sind 

ärztliche Standesinteressen gar 

mit dem Sozialismus vereinbar? 

Ist der Arzt in Wirklichkeit ein 

„Heilarbeiter“, der sich der 

Ausbeutung durch das Kapital 

entgegenstemmen soll? 

Insgesamt überwiegt klar die 

Ablehnung.

1920

Der Freiburger Psychiater  

und Neuroanatom  

Prof. Alfred Erich Hoche 

veröffentlicht gemeinsam mit 

dem Strafrechtler  

Prof. Karl Binding das Buch  

„Die Freigabe der Vernichtung 

lebensunwerten Lebens.  

Ihr Maß und ihre Form.“  

Die Schrift wird zum Weg- 

bereiter der national- 

sozialistischen Krankenmorde.
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ren nun erstmals auch Absolventen der Realgymnasien und Oberrealschulen vertreten. 

Für die Ärzte des klassischen Bildungsbürgertums kamen sie aus einer anderen Welt 

– wie umgekehrt auch. Und was vor dem I. Weltkrieg nur ein Schreckgespenst für die 

meisten Standesvertreter gewesen war, war in der Zwischenzeit Realität geworden: 

weibliche Kolleginnen.24 Der Arztberuf hatte aufgehört, ein reiner Männerberuf zu 

sein. Die bereits erwähnte Abiturientin Johanna Kappes zog 1900 nach Freiburg und 

bat darum, Vorlesungen hören zu dürfen. Dies war zwar nicht gerne gesehen, kam 

aber hin und wieder vor. Kappes forderte jedoch mehr, sie wollte regulär immatriku-

liert werden. Heftiger Widerstand regte sich. Der Professor für Gynäkologie, Alfred 

Hegar (1830 bis 1914), ließ verlauten, er wolle „nicht einsehen, in welcher Weise die 

Bedingungen zur Zulassung zum Universitätsstudium von Frauen erfüllt werden.“ 25 

Die Berufung auf das Formale mag täuschen, Hegar hatte ein grundsätzliches Pro blem 

mit gebildeten Frauen. In einem anderen Zusammenhang hatte er ausgeführt, wenn 

ein Mann auf der Suche nach einer Partnerin „ein im Gymnasium unterrichtetes, ge

lehrtes, für männliche Obliegenheiten erzogenes Mädchen“ begehre, setze er die „na

türliche Zuchtwahl außer Kraft“ 26 und sei somit eine Gefahr für die Volksgesundheit. 

Etwas aufgeschlossener zeigte sich der Professor für Heilmittellehre, Georg Friedrich 

Louis Thomas (1838 bis 1907), für Kappes Forderung. Auch er war allerdings nur un-

ter Einschränkungen bereit, Frauen zu unterrichten. Dies solle getrennt von Männern 

vonstattengehen und mit deutlich verschiedenen 

Lehrinhalten. Denn schließlich habe „das Weib“, 

so Thomas, „andere Interessen; es strebt vor  

allem danach, Gehilfe des Mannes zu werden.“ 27 

Doch obwohl die Skepsis innerhalb der Ärzte-

schaft deutlich überwog, gab es auch Befürworter 

des Frauenstudiums, so beispielsweise Paul Kraske  

(1851 bis 1930), Ordinarius für Chirurgie und   

Vater des ersten südbadischen Kammerpräsi-

denten Dr. Hans Kraske (1893 bis 1976). In der 

großherzoglichen Verwaltung zeigte man für 

den Wunsch Kappes mehr Verständnis als an der  

Medizinischen Fakultät in Freiburg. Johanna Kappes  

wurde durch Intervention aus Karlsruhe die erste 

regulär immatrikulierte Medizinstudentin an einer 

Abb. 8: „Über den  
physiologischen Schwach
sinn des Weibes“ –  
Traktat des Leipziger  
Psychiaters Paul Julius 
Möbius gegen das  
Frauenstudium
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Universität im Kaiserreich. An der Haltung der Ordinarien scheint es jedenfalls nicht 

gelegen zu haben, so aber wurde Freiburg zum Vorreiter der medizinischen Ausbil-

dung für Frauen: 1902 begann Ida Democh (1877 bis 1950) als erste Frau im Kaiser-

reich mit einer ärztlichen Approbation ihre Arbeit als Assistentin an der Medizinischen 

Universitätsklinik in Freiburg. Ida Democh hatte ihr Studium noch in Zürich absolvie-

ren müssen. Ebenfalls in Freiburg wurde erstmalig eine Ärztin, nämlich Dr. Mathilde 

Wagner (1866 bis 1940), in Deutschland promoviert. Einer der Professoren Mathilde 

Wagners hatte diese sogar dazu gezwungen, sich während ihrer Teilnahme an seinen 

Vorlesungen hinter einen blickdichten Vorhang zu setzen. Erst 18 Jahre, nachdem 

Johanna Kappes im Jahr 1900 immatrikuliert worden war, durfte sie zum ersten Mal 

an Parlamentswahlen teilnehmen. Die sozialdemokratische Übergangsregierung hatte 

1918 das Frauenwahlrecht eingeführt. 1924 gab es in der Weimarer Republik ca. 

2.500 Ärztinnen. 280 von ihnen schlossen sich in diesem Jahr zum „Bund Deutscher 

Ärztinnen“ zusammen, auch Südbaden war in dem Zusammenschluss vertreten. Mit-

begründerin und eines der ersten Vorstandsmitglieder wurde die Freiburger Kinder-

ärztin Dr. Else Liefmann (1881 bis 1970).

Die Weimarer Republik

Die sozialdemokratische Regierung der neuen Weimarer Republik28 setzte die Grenze 

für die Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung hoch. Durch diese 

Maßnahme entfiel für die Ärzte völlig unerwartet ein Großteil ihrer Privatpatienten. 

Sehr viel deutlicher als noch vor dem I. Weltkrieg wurde nun spürbar, dass die Kran-

kenkassen nicht nur wirtschaftliche Macht über die Mediziner besaßen. Sie nutzten 

ihre Position auch zunehmend, um Einfluss auf die Art und Weise, wie Ärzte ihre Pa-

tienten behandelten, zu erlangen. Tatsächlich fürchtete die Ärzteschaft, dass es bei der 

Sozialdemokratie nicht bleiben würde. Dass man nach einer kommunistischen Revolu-

tion vollkommen unter staatliche Herrschaft geraten würde, war zu diesem Zeitpunkt 

kein unrealistisches Szenario. Die Deutsche Medizinische Wochenschrift rief ihre Leser 

1919 ausdrücklich dazu auf, sich einem Freikorps anzuschließen. 1923 kam die Hyper-

inflation und dezimierte die Finanzmittel der Krankenkassen. Die einbezahlten Sozial-

versicherungsbeiträge waren innerhalb kürzester Zeit wertlos. In dieser angespannten 

Lage erhielten die Krankenkassen weitreichende Befugnisse. Ärzte durften wegen 

mutmaßlich unnötiger Leistungen kontrolliert werden, die Krankenkassen durften 

1924

Auf dem 43. Deutschen Ärztetag 

in Bremen werden die „Leitsätze 

zur Facharztfrage“ verabschie-

det. Darin wird das Prinzip der 

Arbeitsteilung verankert. Die 

„Fachärzte“ der 14 verschiede-

nen Disziplinen sollen jede Art 

der üblichen hausärztlichen 

Tätigkeit des praktischen Arztes 

unterlassen.
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ihnen verbindliche Vorschriften zur Wirtschaftlichkeit machen. Die Ärzte litten eben-

falls unter der rapiden Geldentwertung. Selbst wenn sie Behandlungen sofort bei den 

Krankenkassen zur Erstattung meldeten, dauerte es mindestens zehn Tage, bis diese 

bezahlen konnten. Das Einkommen hatte sich in dieser Zeit in Luft aufgelöst. Zuvor 

galten Streiks unter Ärzten als standesunwürdig, als Kampfmittel des Proletariats, dem 

man unter keinen Umständen angehören wollte. Nach der Erfahrung der Hyperinfla-

tion ließen jedoch die meisten Mediziner ihre Vorbehalte gegen Arbeitskämpfe fallen. 

Kassenärzte im ganzen Reichsgebiet erklärten den Krankenkassen den „vertrags losen 

Zustand“ und verlangten von ihren Patienten Barzahlung. In Baden selbst gab es  

allerdings nur sehr wenige Streikaktionen. Ärzteschaft und Krankenkassen konnten 

sich hier in zähen Verhandlungen einigen. Angesichts der Arbeitskämpfe versuchten 

die Krankenkassen, unabhängig von den niedergelassenen Ärzten zu werden. Sie in-

vestierten vermehrt in Polikliniken, sogenannte „Ambulatorien“. Dort waren Ärzte 

direkt von den Krankenkassen angestellt und konnten auf diese Weise leichter kont-

rolliert werden. „Streikbrecher“ gab es angesichts des Überangebots an Ärzten indes 

genug. Das Ideal des ständischen Berufsbilds, wie man es sich seit dem 19. Jahrhun-

dert vorgestellt hatte, zerbrach damit endgültig an den Realitäten der modernen Ge-

sellschaft. Dr. Karl Haedenkamp (1889 bis 1955), später Geschäftsführer der Arbeits-

1928

Prof. Alexander Fleming  

entdeckt das Penicillin.

Abb. 9: Weimarer Republik – Ärzte streiken auch in Baden. „Cavete-Tafel“ des  
Hartmannbunds in den Ärztlichen Mitteilungen aus und für Baden vom Januar 1920
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gemeinschaft Westdeutscher Ärztekammern, sagte damals, die Ambulatorien kämen 

der „Vernichtung der ärztlichen Berufsidee“ 29 gleich. Seine Meinung war repräsentativ 

für den größten Teil der Ärzteschaft. Nur wenige Jahre nach der traumatischen Erfah-

rung der Hyperinflation folgte 1929 die schwerste Wirtschaftskrise, die die moderne 

Welt bis dahin erlebt hatte. Die Regierung unter Reichskanzler Heinrich Brüning (1885 

bis 1970) versuchte, zum Zweck der Kostensenkung die wirtschaftliche und politische 

Selbstverwaltung der Ärzteschaft abermals einzuschränken. Dies bedeutete den end-

gültigen Bruch einer ganzen Generation deutscher Ärzte mit dem modernen Sozial-

staat demokratischer Machart.

Spätestens jetzt wurde eine neue politische Idee gesucht, die den Medizinern eine 

Perspektive bot, sich von der ungeliebten Weimarer Republik mit ihrer modernen Wi-

dersprüchlichkeit zu befreien. Ärzte sollten den medizinischen Fortschritt mit der Spe-

zialisierung und Arbeitsteilung, die diese Höherentwicklung mit sich brachte, weiter 

vorantreiben. Dabei sollten sie selbst das öffentliche Gesundheitswesen organisieren 

und bestimmen, wie der Superorganismus des Deutschen Volkes im Kampf um sein 

Dasein bestehen würde. Nach dem verlorenen I. Weltkrieg müsste der Volkskörper 

wieder gesunden, Krankheitserreger und Parasiten müssten eliminiert werden. Frauen 

sollten sich wieder ihrer ursprünglichen Bestimmung widmen, dem Gebären von ge-

sundem Nachwuchs. So sah für die Ärzteschaft in dieser Situation das zu erstrebende 

Gemeinwohl aus. Es zu erreichen, legitimierte eine gewisse rechtliche Sonderstellung, 

die Mediziner nun wieder verstärkt für sich einforderten. Im 19. Jahrhunderts waren 

es noch das Patientenwohl und die Standeswürde gewesen, auf denen der Badener 

Adolf Hoffmann seine Idee einer Reichsärzteordnung aufgebaut hatte. Nun sollten 

andere Ideale der Ärzteschaft zum Durchbruch verhelfen: Die deutschlandweite Ein-

richtung der ärztlichen Selbstverwaltung in einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 

sowie die Herausnahme der Ärzte aus der Gewerbeordnung wurden unter Berufung 

auf das Konzept der Rassenhygiene realisiert. Im November 1930 gründete sich in  

Baden eine der ersten Gaugruppen des Nationalsozialistischen Deutschen Ärztebun-

des (NSDÄB).

1930

Am 26. Juli 1930 erlässt  

Heinrich Brüning die  

„Verordnungen des Reichs- 

präsidenten zur Behebung 

finanzieller, wirtschaftlicher  

und sozialer Notstände“.  

Den Krankenkassen werden 

weitgehende Befugnisse zur 

Kontrolle ärztlicher Leistungen 

verliehen. Die Zahl der 

Zulassungen solle von außen 

reguliert und die regionale 

Verteilung der Ärzte planwirt-

schaftlich organisiert werden. 

Die Notverordnung führt zum 

Bruch der Ärzteverbände mit 

dem Sozialstaat und zur 

anhaltenden Politisierung  

der Mediziner gegen die  

Weimarer Republik.

1931

Die Kassenärztliche Vereinigung 

Deutschlands wird gegründet.
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Warum gerade die Ärzte?  
Zum extrem hohen Anteil von „Parteigenossen“ unter Medizinern

Im März 1933 ergriffen die Nationalsozialisten die Macht. Innerhalb weniger Jahre gab 

es keine Berufsgruppe in Deutschland, die in so großer Zahl und anscheinend rück-

haltlos hinter dem NS-Regime stand wie die Ärzte.30 In Baden vollzog sich diese Ent-

wicklung schneller als in anderen deutschen Ländern. Nachdem die Ärzte hier beinahe 

100 Jahre für eine liberale Standesvertretung gekämpft hatten, gaben sie jetzt jegliche 

Mitbestimmungsrechte bereitwillig an die NS-Führung ab. Über die Gründe ist viel ge-

schrieben worden und für den Einzelfall sind die Ursachen häufig vielschichtig.31 Zwei 

Motive tauchen jedoch immer wieder auf. Erstens existierte eine weitgehende Identifi-

kation mit der Rolle, die Medizinern im NS-Staat zugewiesen wurde, wenn auch nicht 

unbedingt mit allen anderen programmatischen Positionen. Zweitens bestand ein aus-

geprägter Opportunismus hinsichtlich der wirtschaftlichen Perspektiven, die das NS-

Regime einer Mehrheit der deutschen Ärzte bot. Ärztekammern und Kassenärzt liche 

Vereinigungen wurden 1935 deutschlandweit zu Körperschaften des öffentlichen 

Rechts. Die neuen Machthaber schufen dadurch wirtschaftliche Vergünstigungen, so 

dass die meisten Ärzte mit ihren ideologischen Überzeugungen auch dauerhaft dem 

Nationalsozialismus verbunden blieben.

In der Rückschau werden Begriffe wie Rassenhygiene, Sozialdarwinismus, Eugenik 

und Euthanasie, Degeneration und Entartung zwangsläufig mit dem Nationalsozialis-

mus assoziiert. Vor dessen Etablierung in Deutschland waren sie jedoch weitverbrei-

tete Konzepte. Es gab völkische Gruppierungen, die an das Deutschtum als biologi-

scher Einheit glaubten und die Hitler dennoch bekämpften, weil er ihnen zu modern 

war. Die Ansicht, dass Konflikte zwischen den Völkern den Gesetzmäßigkeiten der 

Evolution gehorchten, teilten nicht nur Mediziner, sondern auch Ökonomen. Die po-

litische Rechte hatte kein Monopol auf die Befürwortung von Eugenik, selbst viele 

Sozialdemokraten wollten, dass die „normale Bevölkerung“ sich vermehre und die  

„minderwertige“ zur Not zwangssterilisiert werde. „So viel Mitleid wir auch mit den 

Erkrankten haben und so sehr wir ihre Leiden durch Fürsorge, Pflege und spezifische 

Behandlung aufzuhalten suchen müssen: als Gegenleistung können wir verlangen, 

daß sie auf Familiengründung und Fortpflanzung verzichten“,32 bekräftigte Alfred 

Grotjahn (1869 bis 1931), Arzt, erster Lehrstuhlinhaber für Sozialhygiene (Öffent-

1933

Am 8. April 1933 werden im 

Sitzungssaal der Ärztlichen 

Landeszentrale für Baden in 

Mannheim die Bezirksobmänner 

des Nationalsozialistischen 

Deutschen Ärztebunds des 

Gaues Baden ernannt. 

Gauobmann wird der 

Heidelberger Dermatologe und 

Rassenhygieniker  

Dr. Theodor Pakheiser.

1934

Am 17. Mai 1934 entfallen  

alle Ausnahmen, die Ärzten 

jüdischer Herkunft bislang  

noch die Teilhabe  

an der Kassenarztpraxis  

ermöglicht hatten.



19
33

–1
94

5

38 KAPITEL 2: Der Nationalsozialismus (1933 bis 1945)

liche Gesundheitsfürsorge) und Reichstagsabgeordneter der SPD. Man musste 1933 

also keineswegs überzeugter Nationalsozialist gewesen sein, um den Biologismus als 

wünschenswerten Bestandteil der Staatsräson zu betrachten. Und wer sonst als die 

Ärzteschaft würde infrage kommen, um ein solches biologisches Gemeinwesen zu 

organisieren?

Auch der extreme Nationalismus ist ein Phänomen, das uns heute – angesichts unse-

rer historischen Erfahrungen – im Rückblick als mit dem Nationalsozialismus nahe-

zu deckungsgleich vorkommt. Doch wie im Fall des Biologismus verteilte sich auch 

der gewaltbereite Patriotismus auf ein großes Spektrum von verschiedenen Ansichten 

und Positionen. Es gab Deutschnationale, Deutschnational-Völkische, Nationalliberale, 

Volksnationale, um nur die im Reichstag vertretenen Strömungen aufzuzählen. Dane-

ben existierten noch die völkischen Siedler. Sie wollten mit der Moderne überhaupt 

nichts zu tun haben und strebten ein Leben auf dem Land wie die alten Germanen an. 

Die nach 1933 führenden Eliten waren allesamt im Kaiserreich sozialisiert worden. Ein 

Großteil von ihnen hatte die Monarchie als legitimen Souverän der deutschen Nation 

noch keinesfalls aufgegeben. Wer sich als bekennender Deutscher fühlte, mochte sich 

auf eine ganze Reihe anderer Dinge berufen als auf Adolf Hitler. Es gab zwar auch 

Menschen, die die Weimarer Republik als bewahrenswerte Staatsform der Deutschen 

Nation betrachteten. Bekanntlich waren es aber zu wenige.

Alle diese Widersprüche vereinigen sich in der 

Person Alfred Erich Hoches.33 Um es zusammen-

zufassen: Man konnte ein überzeugter Anhän-

ger der Rassenhygiene sein, die Ermordung von, 

wie er selbst es formulierte, „Ballastexistenzen“ 

fordern. Man konnte, wie Hoche, ein glühen-

der Patriot sein, dazu ein Kriegsfanatiker, der in 

Baden die sogenannte „Vaterlandspartei“ auf-

baute, um das Ende des I. Weltkrieges und die 

Weimarer Republik zu verhindern. Alle diese 

Überzeugungen konnte man als Arzt hegen und 

1933 dennoch schnell zu der Einsicht gelangen, 

dass die neue nationalsozialistische Erhebung 

1935

Die Reichsärzteordnung wird 

verabschiedet. Nach fast 

70-jährigem Ringen erhält die 

deutsche Ärzteschaft eine 

überall gültige öffentlich-recht-

liche Standesvertretung. Die 

demokratischen Fundamente 

der Kammer werden bereitwillig 

dem Führerprinzip geopfert.

1935

Auf dem Reichsparteitag in 

Nürnberg verkündet Reichs- 

ärzteführer Dr. Gerhard Wagner 

als erster NS-Funktionär die 

Einführung der Nürnberger 

Rassengesetze. Dies soll die 

Rolle der Ärzteschaft für den 

„Schutz des Deutschen Blutes“ 

unterstreichen.
Abb. 10: Prof. Alfred Erich Hoche
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5eine ausgesprochen schlechte Idee war. Hoche war zu diesem Zeitpunkt mit einer jüdi-

schen Frau verheiratet. 1925 besuchte ein 21-jähriger Medizinstudent aus Mulhouse 

im Elsass Hoches Vorlesungen in der Psychiatrischen Universitätsklinik in der Haupt-

straße in Freiburg-Herdern. Sein Name war Karl Brandt (1904 bis 1948),34 der spätere 

Leibarzt Adolf Hitlers (1889 bis 1945). In 14 Jahren würde er gemeinsam mit dem 

Diktator beginnen, Hoches Ideen von der „Freigabe der Vernichtung lebensunwerten 

Lebens“ in die Tat umzusetzen. Für die meisten Ärzte dieser Zeit bot der Nationalso-

zialismus ausreichend Identifikationspotenzial, um das Regime in den verschiedensten 

Spielarten zu stützen. Dies konnte in Form einer wohlwollend abwartenden Haltung 

erfolgen, in fanatischem Eifer für das Programm des Nationalsozialismus oder aber in 

allen Schattierungen dazwischen.

Ausgrenzung, Entrechtung, Vernichtung – die badische Ärzteschaft und 
der Terror gegen deutsche Berufskollegen jüdischer Herkunft

Wie in den meisten Gegenden des Deutschen Reichs lebten auch in Südbaden 1933 

zahlreiche Menschen jüdischer Herkunft. Von einem großen Teil der deutschen Bevöl-

kerung wurden sie als „anders“ wahrgenommen, egal wie „deutsch“ sie sich benah-

men. Die Nationalsozialisten und andere Anhänger der Rassenhygiene interpretierten 

das, was sie als „anders“ empfanden, biologistisch. Der Volkskörper, das war die Ge-

samtheit, die Mehrheit. Alles, was man als „fremd“ wahrnahm, musste von außen 

gekommen sein und hatte daher den Körper wieder zu verlassen. Die „Anderen“, so 

stellte Hitler klar, waren „Schizomyceten. [Der Jude] ist und bleibt der ewige Parasit, 

ein Schmarotzer, der wie ein schädlicher Bazillus sich immer mehr ausbreitet, sowie 

nur ein günstiger Nährboden dazu einlädt. Die Wirkung seines Daseins aber gleicht 

ebenfalls der von Schmarotzern: wo er auftritt, stirbt das Wirtsvolk nach kürzerer 

oder längerer Zeit ab.“ 35 Auch in Südbaden lebten Juden, unter ihnen waren viele 

Ärzte.36 Etwa 240 Deutsche jüdischer Herkunft arbeiteten in Südbaden als Mediziner. 

Sie praktizierten in Emmendingen, Freiburg, Kehl, Konstanz, Lahr, Lörrach, Badenwei-

ler,  Offenburg, Baden-Baden, Wolfach, um nur einige lokale Beispiele zu nennen. In 

der Logik der Nationalsozialisten konnte man aber nicht gleichzeitig die Bazille sowie 

deren natürlicher Feind, nämlich der Arzt, sein.
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Am 30. März 1933 erließ Dr. Leopold Schütz (1877; Sterbedatum unbekannt), der 

neue Staatskommissar für die Badische Ärztekammer, ein Rundschreiben an alle Ärzte-

vereine, die das Schreiben widerspruchslos an ihre Mitglieder weiterleiteten:

„Zur Abwehr der internationalen jüdischen Greuelpropaganda gegen Deutschland  

verfüge ich, daß in ganz Baden die jüdischen Ärzte von ihrer Tätigkeit bei den  

Krankenkassen und Fürsorgeverbänden mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen werden 

und nur noch zu dem Prozentsatz zugelassen sind, den die jüdische Bevölkerung  

an der Gesamtbevölkerung ausmacht. […] Die Verfügung muß bis zum 1. April  

vollzogen sein und der Vollzug muß unter der Angabe der Namen der ausgeschlossenen 

Ärzte umgehend hierher gemeldet werden.“37

Die betroffenen Kollegen dürften ihre Schreiben bereits erhalten haben, als zwei Tage 

später zum „Judenboykott“ in allen Städten des Reichs und damit auch Badens auf-

gerufen wurde. Am 1. April 1933 sammelte der Freiburger Arzt Dr. Josef Haal, der 

seine Praxis am Fahnenbergplatz betrieb, einige Dutzend SA-Männer sowie Studenten 

der Burschenschaft Alemannia um sich.38 Die Burschenschaftler erstellten eine Liste 

von 17 niedergelassenen Medizinern jüdischer Herkunft und brachten sie unter die 

Leute. Uniformierte Männer verteilten sich über die Innenstadt und positionierten sich 

vor den Eingängen der Arztpraxen. Ähnliches spielte sich auch in den anderen Städten 

Südbadens ab. Patienten, die ihre Ärzte aufsuchen wollten, wurden angepöbelt, be-

droht und ermahnt, sich nicht von Juden behandeln zu lassen. Es wurde drohend 

angekündigt, dass die jüdischen Ärzte an der Universitätsklinik demnächst ebenfalls 

auf der Boykottliste erscheinen würden. Haal nahm diese Entwicklung zum Anlass, 

Druck auf den Dekan der Medizinischen Fakultät, Prof. Eduard Rehn (1880 bis 1972), 

auszuüben, die entsprechenden Kollegen möglichst schnell zu entlassen. Bereits zehn 

Tage später waren alle 38 Mitarbeiter jüdischer Herkunft der Freiburger Kliniken be-

urlaubt, außerdem der einzige jüdische Bezirksarzt Südbadens, Dr. Alfred Mayer (1884 

bis 1972), aus Neustadt.

Rund ein Viertel aller badischen Ärzte, insgesamt 60, die als „Nicht-Arier“ klassifiziert 

wurden, hatten bis zum 1. Juli 1933 ihre Krankenkassenzulassung verloren.39 Die rest-

lichen ca. 180 Mediziner blieben auf der Grundlage von Ausnahmeregelungen vorerst 

noch bis zum 17. Mai 1934 verschont. An diesem Tag wurden sämtliche persönlichen 
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Ausnahmen gestrichen, deutsche Ärzte jüdischer Herkunft durften nicht mehr an 

der gesetzlichen Krankenversicherung partizipieren. Wer angesichts dieser Zustände 

noch nicht die Flucht ergriff, hatte sich auf Einkommen aus Privatpraxis zu beschrän-

ken. Doch auch dies unterlag bedeutsamen Einschränkungen, denn der Boykott soll-

te keinesfalls nur auf den 1. April 1933 begrenzt bleiben. Selbstzahler, die nicht auf 

ih ren gewohnten Arzt verzichten wollten, wurden vielfach massiv bedroht und als 

Volksverräter beschimpft, ihre Namen in der Zeitung veröffentlicht. Viele wurden ge-

warnt, sie würden ihre Arbeitsstelle verlieren, wenn sie nicht einen „arischen Arzt“ 

aufsuchten.

Abb. 11: Reichs
medizinalkalen
der 1937 – Ärzte  
jüdischer Her
kunft sind mit 
Doppelpunkt vor 
dem Eintrag  
gekennzeichnet

Daher hielten es viele Ärzte für notwendig, die Bezeichnung „Arischer Arzt“ auf ih-

rem Praxisschild anzubringen – so auch der Nervenarzt Dr. Karl Knab (1917 bis 1960) 

aus Sulzburg. Sein Fall ist in den Quellen überliefert, weil er vom Bürgermeister des 

Städtchens denunziert worden war. Knab hatte eine jüdische Frau, weshalb man im 

Sulzburger Rathaus glaubte, er führe die Bezeichnung unerlaubterweise. Man schrieb 

daher an die Kreisleitung der NSDAP in Müllheim und bat diese darum, das Schild 

entfernen zu lassen. Bei dieser Gelegenheit wollte man auch gleich melden, dass Frau 

Knab sich nicht an die Verordnungen halte, die man gegen Juden in der Öffentlichkeit 

erlassen hatte:
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„Ich glaube kaum, daß Dr. Knab die Berechtigung hierzu hat, und bitte deshalb die  
Kreisleitung, das Erforderliche veranlassen zu wollen. […]  

Vor kurzem stellte ich [außerdem] fest, daß die Jüdin fremde Patienten  
beim Abschiede frech mit ‚Heil Hitler‘ begrüßte.“40

Im Frühjahr 1937 gab es nur noch 146 Ärzte jüdischer Herkunft in Baden. Bis zum  

25. Juli 1938 lebten von den ursprünglich 240 Medizinern jüdischer Herkunft nur noch 

117, also etwa die Hälfte, in Baden. Zum Zeitpunkt der Denunziation von Dr. Knab 

und seiner Frau gab es noch einige jüdische Ärzte in Deutschland. Am 1. Oktober 1938 

nahm man ihnen neben den Resten ihrer wirtschaftlichen Existenz dann auch ihre 

berufliche Identität. Dies spiegelt sich in der Antwort des Müllheimer Kreisleiters an 

den Sulzburger Bürgermeister:

„Die Prüfung mit dem Gesundheitsamt und dem Vertreter der Reichsärztekammer hat  

ergeben, dass man Dr. Knab die Führung des Schildes ‚Arischer Arzt‘ nicht verbieten kann, 

da er selbst tatsächlich arisch ist. Die Frage erledigt sich jedoch dadurch, dass sämtliche 

Ärzte die Schilder ‚Arischer Arzt‘ ab 1. Oktober 1938 beseitigen müssen, weil von diesem 

Zeitpunkt an jüdischen Ärzten jede Praxis verboten ist. […] Wenn einwandfrei durch  

Zeugen festgestellt wird, dass die Jüdin Knab deutsche Volksgenossen mit dem  

Deutschen Gruß grüßt, so ersuche ich um Meldung, damit derartige Dreistigkeiten  

abgestellt werden können.“41

Mit Wirkung zum 30. September 1938 verloren alle jüdischen Mediziner bis auf zwölf 

ihre Approbation.42 Diese zwölf Ärzte durften ihren Beruf noch ausüben, allerdings 

nicht unter der Bezeichnung Arzt, sondern als „Krankenbehandler“. Behandeln durf-

ten sie nur Nicht-Arier. Auf einen dieser Krankenbehandler kamen ca. 900 jüdische 

Patienten, die über das gesamte Land verstreut waren. Mussten Kranke jüdischer 

Herkunft einen Arzt aufsuchen, mussten sie oft Dutzende Kilometer zurücklegen. Die 

Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel war ihnen untersagt. Seit den Novemberpogro-

men von 1938 hatte sich die Lage der Juden in Deutschland nochmals deutlich ver-

schlechtert. Etwa zwei Drittel der badischen Juden waren bis dahin ausgewandert. 

Am 22. Oktober 1940 wurden die Verbliebenen in das Konzentrationslager Gurs  

deportiert. Unter ihnen waren noch immer viele Ärzte.43

1936

Im Oktober erhält der 

österreichische Pharmakologe 

Prof. Otto Loewi den Nobelpreis 

für Medizin für die Entdeckung 

der chemischen Weiterleitung 

von Nerven impulsen.  

Die Gestapo zwingt ihn später, 

das Preisgeld an die NSDAP 

abzugeben.



43KAPITEL 2: Der Nationalsozialismus (1933 bis 1945)

Der „Märzgefallene“ – Bernhard Villingers Karriere  
im Nationalsozialismus

„Märzgefallene“ hatte man bis zur Machtergreifung der Nationalsozialisten die 

Freiheitskämpfer genannt, die 1848 im Zuge der Aufstände ums Leben gekommen  

waren. Wie im vorangegangenen Kapitel beschrieben, war dieses Ereignis für die  

Herausbildung der ärztlichen Standesorganisationen von zentraler Bedeutung. Seit 

dem März 1933 bedeutete „Märzgefallener“ etwas anderes. Die NSDAP nannte so 

zynisch die Hunderttausenden von Überläufern, die angesichts der neuen Machtver-

hältnisse plötzlich Parteigenossen werden wollten. Überproportional viele von ihnen 

waren Mediziner.

Josef Haal, praktischer Arzt und Geburtshelfer, außerdem Kreisleiter des NSDÄB, ließ 

sich seit der Machtergreifung in seiner Praxis von einem Kollegen namens Dr. Bern-

hard Villinger (1889 bis 1967) vertreten. Die Besetzung war kein Zufall. Bereits weni-

ge Wochen später machte Haal Villinger zu seinem Stellvertreter in der Führung der 

Breisgauer Ärzteschaft. Villinger war ein Mann, der lokal und überregional bereits eine 

gewisse Prominenz besaß. Zu diesem Zeitpunkt war er in Freiburg für alles Mögliche 

bekannt, weniger jedoch für seine Tätigkeit als Arzt.44 Er war Bergsteiger, Skifahrer, 

Abenteurer und Arktisforscher, Filmschauspieler, Regisseur, Produzent und Besitzer 

einer kleinen Chemiefabrik. In seiner Heimatstadt war er aktiv beim Freiburger FC 

(Deutscher Fußballmeister von 1907) und hatte den Akademischen Skiclub gegrün-

det. Mit seinem Freund, dem Freiburger Kameramann Sepp Allgeier (1895 bis 1968), 

war er 1911 auf einer hochriskanten und entbehrungsreichen Rettungsexpedition in 

der Arktis unterwegs gewesen. Weitere Expeditionen und vor allem zahlreiche Berg-

besteigungen folgten. Und Allgeier filmte ihre Unternehmungen. Beide stellten fest, 

dass ein zahlendes Publikum geradezu versessen auf Filme war, in denen Bergsteiger 

die wilde Natur bezwangen. Villinger, Allgeier und andere gründeten die „Berg- und 

Sport-Film G.m.b.H.“ in der Röderstraße 9 in Freiburg-Herdern. Heute weitestgehend 

vergessen, hat das Unternehmen Filmgeschichte geschrieben.45 Denn zeitweise war es 

ein ernst zu nehmender Konkurrent für die größte deutsche Filmgesellschaft, die UFA. 

Die Berg- und Sport-Filmgesellschaft war es, die Adolf Hitlers bevorzugte Filmkünstler 

hervorbringen sollte: Neben Sepp Allgeier gehörten dazu Luis Trenker (1892 bis 1990) 

und vor allem Leni Riefenstahl (1902 bis 2003). Aufgrund der Hyperinflation Mitte 

1937

Die neue Reichsärztekammer 

erlässt eine Facharztordnung; 

erstmals werden Zusatzbezeich-

nungen gestattet: „Geburts-

helfer“, „Naturheilverfahren“, 

„Badearzt“, „Homöopathie“, 

„Tropenkrankheiten“ und 

„Serologische Blutunter-

suchungen“.

1938

Alle jüdischen Ärzte in 

Deutschland verlieren ihre 

Approbation, einige wenige 

dürfen unter der Bezeichnung 

„Krankenbehandler“  

ausschließlich andere Juden 

behandeln.

1938

Im Kontext der November- 

pogrome wird ein großer Teil  

des Vermögens der deutschen 

Juden geraubt. Darunter fallen 

auch zahlreiche Arztpraxen.
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der 1920er-Jahre musste Villinger seine Beteiligung an dem Unternehmen allerdings 

wieder aufgeben, das kurz darauf von der UFA übernommen wurde.

Villinger beschloss Anfang der 1930er-Jahre, sich als praktischer Arzt in der Schwarz-

waldstraße in Freiburg niederzulassen. Er empfand es zu diesem Zeitpunkt als sehr 

schwierig, sich in der Stadt zu etablieren, und war auf Vertretungstätigkeiten ange-

wiesen.46 Nach der Machtergreifung war Villinger innerhalb kurzer Zeit zu einem der 

mächtigsten Männer unter Südbadens Ärzten geworden. In den Tagen des Juden-

boykotts auf Freiburgs Straßen arbeitete Villinger bereits mit Haal und dem NSDÄB 

zusammen.47 Zum 1. Mai 1933 wurde er offiziell Parteimitglied. In seinem Entnazi-

fizierungsverfahren nach dem Krieg rechtfertigte sich Villinger:

„Ich habe mich von ihm [Haal] überzeugen lassen, dass die Partei bestrebt sei, durch neue  

caritative Maßnahmen wie Schwangerenfürsorge, Kinderlandverschickung,  

Mütter beratung etc. die Volksgesundheit zu heben, und daß die Aerzteschaft moralisch  

verpflichtet sei, durch ihren Eintritt in die Partei und [sic] in den Aerztebund  

[den NSDÄB] hierbei mitzuhelfen.“48

Tatsächlich dürften ökonomische Erwägungen ebenfalls eine wichtige Rolle gespielt 

haben. Villingers Einkommen erhöhte sich bis Kriegsende von 13.500 Reichsmark auf 

22.000 Reichsmark.49 Die Zugehörigkeit zu den lokalen NS-Eliten sicherte ihm bei-

spielsweise eine lukrative Gutachtertätigkeit bei der Krankenversicherung „Deutscher 

Ring“. Diese war zu diesem Zeitpunkt noch Teil der NSDAP-nahen Gewerkschaft 

„Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband“. Der „Deutsche Ring“ hatte schon in 

den 1920er-Jahren mit der Tatsache geworben, dass er keine Juden versichere.50 Das 

Unternehmen ging später in die neue „Deutsche Arbeitsfront“ (DAF) über. Für die 

„Deutsche Arbeitsfront“ war Villinger später Betriebsarzt – eine ausgesprochene Ka-

dertätigkeit und ein klares Zeichen für seine feste Einbindung in die Gesundheitsver-

waltung der NS-Organisationen.51 Mit Errichtung der Reichsärztekammer 1936 wurde 

Villinger stellvertretender Bezirksleiter der Bezirksvereinigung Breisgau sowie Stellver-

treter des Kreisärzteführers Josef Haal.52 Dieser verstarb 1938, woraufhin Dr. Eduard 

Eschbacher neuer Kreisärzteführer wurde. In Zwangssterilisationen war Villinger be-

reits seit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 

1934 verwickelt, weil er seit diesem Zeitpunkt ärztlicher Beisitzer am Erbgesundheits-
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gericht Freiburg war.53 Diese Tätigkeit übte er bis in die 1940er-Jahre aus.54 Das Erb-

gesundheitsgericht Freiburg hatte zu diesem Zeitpunkt seine räumliche Zuständigkeit 

bereits weit ausgedehnt, sein Einzugsbereich erstreckte sich zuletzt auf das Gebiet des 

heutigen Südbaden.55 Villinger und die anderen Ärzte am Erbgesundheitsgericht Frei-

burg waren mitverantwortlich für die gewaltsame Unfruchtbarmachung von Tausen-

den Südbadenern.

 

Es lässt sich zusammenfassend feststellen, dass Dr. Bernhard Villinger bei allem  

offenkundigen Opportunismus von der nationalsozialistischen Gesundheitspolitik 

überzeugt war. Den Filmen, die er produziert hatte, wurde mit einem gewissen Recht 

vorgeworfen, eine faschistische Ästhetik zu bedienen.56 Tatsächlich erinnert Villingers 

Abb. 12: Ernen nungs  urkunde 
von Dr. Bernhard Villinger  
zum ärztlichen Beisitzer am 
Erb gesundheitsgericht  
Freiburg
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Aufstieg in die lokale Elite der NS-Ärzteschaft an den Erfolg seiner einstigen Mitarbei-

ter aus der Berg- und Sport-Filmgesellschaft. Leni Riefenstahl gewann die Bewunde-

rung und das Vertrauen Hitlers. Mit Sepp Allgeier als Chefkameramann drehte sie die 

bis heute bekanntesten NS-Propagandafilme „Triumph des Willens“ und „Fest der 

Schönheit“. Wie Villinger ging es sehr vielen Ärzten in dieser Zeit. Aus Opportunismus, 

Überzeugung, meist aus beidem zugleich traten Mediziner in Massen in die Partei oder 

in eine ihrer Gliederungen oder Verbände ein. Es handelt sich hierbei im Fall der Ärzte 

um etwas durch und durch Besonderes, Bemerkenswertes. Es gab neben der Ärzte-

schaft zwar auch andere Berufsgruppen, die NS-affin waren, etwa Selbstständige. Sie 

erreichten insgesamt aber gerade einmal 15 % Einbindung in die Partei. Mediziner 

lagen in der Rangliste dagegen mit weitem Abstand auf Platz eins. Fast jeder zweite 

Arzt war gegen Ende der NS-Zeit in die Partei eingebunden. In Baden waren es bereits 

1936 mindestens 40 % aller Ärzte.57 Ein derartiges Engagement erklärt sich nicht nur 

durch wirtschaftlichen Opportunismus, sondern vor allem durch eine biologistische 

Vorstellung vom Gemeinwesen. Mediziner erfuhren durch die nationalsozialistischen 

Machthaber im Ergebnis eine ungeheure Wertschätzung.

Eduard Eschbacher und die Zwangsabtreibungen bei Ostarbeiterinnen

Ebenso wie Dr. Bernhard Villinger wurde auch der Kreisärzteführer Dr. Eduard Eschbacher 
(1897 bis 1979) ärztlicher Beisitzer am Erbgesundheitsgericht Freiburg.58 In seiner Funk-
tion als Leiter der Freiburger Ärzteschaft ordnete Eschbacher darüber hinaus Schwan-
gerschaftsabbrüche bei sogenannten Ostarbeiterinnen an. Der Rottweiler Chirurg Dr. 
Gunter Link (*1967) hat diese Vorkommnisse bereits in seiner medizinhistorischen Dis-
sertation über Zwangssterilisationen und Schwangerschaftsabbrüche an der Universi-
tätsfrauenklinik Freiburg rekonstruiert:59 Bei den Ostarbeitern handelte es sich um  
Männer und Frauen, die in den von der deutschen Wehrmacht besetzten Gebieten an-
geworben oder verschleppt worden waren. In Freiburg wie auch an anderen Orten in 
Südbaden arbeiteten sie nahezu vollständig entrechtet und unter katastrophalen  
Lebensbedingungen. In den frühen Jahren des Krieges gab es für die Ostarbeiterinnen 

EXKURS 
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eine Möglichkeit, der Gefangenschaft zu entkommen,60 nämlich schwanger zu werden. 
Frauen, die ein Kind erwarteten, mussten bzw. durften anfangs in ihre Heimat zurück-
kehren. Die Anzahl der Schwangerschaften unter Ostarbeiterinnen nahm im Lauf des 
Krieges stark zu. 1942 reagierte die SS und beendete diese Praxis. Der größere Teil der 
Kinder, ca. 75 %, wurde von nun an in Deutschland zur Welt gebracht und sofort von 
ihren Müttern getrennt. Kinder, „die sich nach ihrem äußeren Erscheinungsbild nicht 
erkennbar von deutschen Kindern unterschieden“ oder bei denen ein Elternteil „ger
manischen Volkstums“ war, kamen in Pflegeheime, um sie dort für die sogenannte 
„Wiedereindeutschung“, die Adoption durch deutsche Paare, vorzubereiten. Die rest-
lichen Kinder wurden in so genannte „Ausländerkinder 
Pflegestätten“ gebracht, wo sie systematisch unterernährt 
wurden, um die „Verme  h  rung wertlosen Slawentums“ zu 
unterbinden. Zehntausende Säuglinge von Ostarbeiterinnen 
verhungerten deutschlandweit in diesen Einrichtungen. 
25 % der Schwanger schaften wurden bereits durch Zwangs-
abtreibungen unterbunden. Die Durchführung dieser Aborte 
verantwortete im Breisgau Bezirksärzteführer Eduard  
Eschbacher.61 Er wies Friedrich Siegert (1890 bis 1985), den 
Leiter der Universitätsfrauen klinik, an, speziell für diesen 
Zweck eine besondere Abteilung einzurichten. Über die 
Gutachter stelle für Schwangerschaftsunterbrechung bei der 
Bezirksvereinigung Breisgau der Reichsärztekammer erteilte 
Eschbacher in jedem einzelnen der Fälle die Genehmigung 
für den Eingriff.62 Die genaue Zahl dieser Zwangsabtreibun-
gen ist nicht mehr zu rekonstruieren. Friedrich Siegert selbst 
sprach bei seiner Vernehmung vor dem Reinigungs ausschuss 
von „zahlreichen Unterbrechungen“,63 der Aus schuss vor sit-
zende Gerhard Ritter sogar von „massen hafte[r] Abortie
rung“.64

 Abb. 13: Aussagen Eduard Eschbachers vor der Spruchkammer 
bezüglich der Zwangsabtreibungen an Ostarbeiterinnen
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Die Gleichschaltung der ärztlichen Standesvertretungen

Am 8. April 1933 berief der NSDÄB des Gaues Baden eine Landesversammlung nach 

Mannheim ein.65 Man erschien in den Uniformen der „ärztlichen Kampforganisation“ 

im Sitzungssaal der Ärztlichen Landeszentrale für Baden – eine eindeutige Macht-

demonstration. Die Landeszentrale war das mit wirtschaftlichen Angelegenheiten be-

fasste Gegenstück zur Ärztekammer und ging später in der Kassenärztlichen Vereini-

gung Deutschlands (KVD) auf. In anderen Ländern hatten die NS-Ärzte bis zur Ein - 

füh  rung der Reichsärztekammer lediglich die Geschäftsführung der Ärztevereine über-

nommen. In Baden tauschte man dagegen bereits nach der Machtergreifung alle Funk-

tionäre durch die Gau- und Kreisobmänner des NSDÄB aus. Gauobmann Theodor 

Pakheiser (1898 bis 1969) wurde Landesvorsitzender der badischen Ärztekammer. 

Kurz darauf wurde er auch Leiter der Landesstelle der neu geschaffenen Kassenärzt-

lichen Vereinigung Deutschlands sowie der Ärztlichen Landeszentrale für Baden. Ge-

wählt wurde nicht mehr. Pakheiser ernannte die Bezirksobmänner des NSDÄB und 

deren Stellvertreter für alle 15 badischen Kreise, acht von ihnen für das Gebiet, das 

später Südbaden werden sollte. Diese Ärzte wurden in aller Regel auch Bezirksvertre-

ter in der Badischen Ärztekammer sowie Bezirksstellenleiter der neuen Kassenärzt-

lichen Vereinigung Deutschlands. Die lokalen Ärztevereine akzeptierten die NSDÄB-

Ärzte widerstandslos als neue Vorsitzende. Im November 1933 wurden die Satzungen 

der Organisationen geändert. Der Leiter der Bezirksstelle der Kassenärztlichen Vereini-

gung Deutschlands wurde nun zwingend Vorsitzender des jeweiligen Vereins. In den 

Protokollen des Freiburger Ärztevereins liest man diesbezüglich:

„In der Generalversammlung vom 26. Juli d. Js. ist die Satzung nach Maßgabe des  

übergebenen Protokolls geändert worden. Vorstand im Sinne des BGB ist der Amtsleiter 

der K.V.D. Bezirksstelle Breisgau: Als solcher bin ich [Josef Haal] bestellt und  

ausserdem in der Generalversammlung als Vorstand des Vereins Freiburger Aerzte  

gewählt worden. Die bisherigen eingetragenen Vorstandsmitglieder sind damit  

ausgeschieden. Die Satzungsänderung ist durch die Anpassung an das Führerprinzip  

erforderlich geworden.“66

Die Ärzteschaft trug ihre Entmachtung bereitwillig mit. Spätestens mit den Satzungs-

änderungen war die gesamte ärztliche Standesorganisation fest in der Hand des  
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NSDÄB – mit einer bedeutsamen Ausnahme: Die Partei erlangte keine Kontrolle über 

die Ärzte im staatlichen Gesundheitswesen. Zu dieser Zeit wurde bereits an der Reichs-

ärzteordnung gearbeitet, die Ende 1935 dann verabschiedet wurde. Mit dieser wurden 

alle Ärztevereine und ihre Dachverbände, der Hartmannbund und seine Landes- und 

Bezirksstellen aufgelöst und in die neue Reichsärztekammer überführt. Damit hatte die 

deutsche Ärzteschaft Ziele erreicht, für die sie nahezu 100 Jahre gekämpft hatte. Der 

Beruf des Arztes wurde aus der als standesunwürdig empfundenen Gewerbeordnung 

herausgenommen. Die neue rechtliche Stellung der Mediziner als Angehörige eines 

„freien Berufes“ würde fortan aus ihrer Bedeutung für das Gemeinwohl abgeleitet:

„Die deutsche Ärzteschaft ist berufen, zum Wohle von Volk und Reich, für die Erhaltung 

und Hebung der Gesundheit, des Erbguts und der Rasse des deutschen Volkes zu wirken.  

Die Reichsärzteschaft ist die Vertretung der deutschen Ärzteschaft.  

Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.“67

Das Gemeinwohl, das zur Grundlage für die rechtliche Stellung der Ärzte erhoben 

wurde, war kollektivistisch gefasst, jedoch nicht im Sinne eines inklusiven, solidari-

schen Gemeinwohls. Der deutsche Volkskörper war im Verständnis der Nationalso-

zialisten durchsetzt mit Erbschäden und Parasiten. Er war bis zur Machtergreifung 

zielsicher auf den degenerativen Zerfall zugesteuert. Es war Aufgabe des deutschen 

Arztes, ihn ohne Rücksicht auf einzelne Individuen insgesamt wieder zur Gesundung 

zu führen. Die Missachtung individueller Rechte sei hier nur anhand des Abschnitts zur 

Verschwiegenheitspflicht illustriert, die de facto außer Kraft gesetzt wurde: „Eine Ver

letzung der Schweigepflicht liegt nicht vor, wenn der Arzt ein solches Geheimnis zur 

Wahrnehmung eines berechtigten öffentlichen Interesses offenbart.“ 68

„Zurück zu ihrer natürlichen Bestimmung“ –  
die geplante Verdrängung der Frauen aus dem Arztberuf

Für die deutschen Ärztinnen bedeutete die Machtergreifung der Nationalsozialisten 

in gewisser Hinsicht ein tieferer Einschnitt als für ihre männlichen Kollegen.69 Dies lag 

zum einen daran, dass zu diesem Zeitpunkt viele Ärztinnen selbst jüdischer Herkunft  

waren. Ende Juni 1933 erhielt die Freiburger Pädiaterin und Mitbegründerin des Bunds 

Deutscher Ärztinnen, Else Liefmann, einen Bescheid vom Bund Deutscher Ärztinnen.  
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Reichsminister des Innern 
Abteilung Volksgesundheit

Ärzte

Adolf Hitler

Ärztekammer Baden

keine  
Einflußnahme

14 Ärztliche Bezirksvereinigungen
(davon neun in Südbaden)

Verordnungen,
Gesetze

Badisches Innenministerium 
GesundheitsabteilungReichsärztekammer

Reichsärzteführer

i.d.r. 

Leiter

i.d.r. 

Leiter

NSDÄB- 
Gauärzte- 

führer

NSDÄB- 
Kreisärzte- 

führer

Anhörungsrecht

Anhörungsrecht

Abb. 14a: Organigramm 
der Reichsärztekammer

Demnach durfte sie als Jüdin nicht mehr Mitglied sein. Der Verband unter seiner neu-

en Vorsitzenden distanzierte sich ausdrücklich von seinen bisherigen Zielen, zu denen 

„Internationalismus, Demokratie und Pazifismus“ gehört hatten. Insbesondere aber 

wurde eine grundsätzlich neue Linie in der Abtreibungsfrage vertreten. Bislang war 

der Verein für die Abschaffung des § 218 Reichsstrafgesetzbuch eingetreten, zu-

mindest jedoch für Reformen, die das Elend ungewollt schwangerer Frauen lindern 

sollten. „Den völkisch denkenden Menschen überkommt starres Entsetzen bei dieser 

Indolenz und Fahrlässigkeit gegenüber der Frage nach dem Dasein oder Nichtdasein 

des deutschen Volkes“, entschuldigte sich die neue Präsidentin des Bundes Deutscher 

Ärztinnen im Verbandsjournal „Ärztin“ bei den Leserinnen für die bisherige Politik.70 

Die „Arierinnen“ in der Organisation verfolgten in ihrem Gehorsam dem Nationalso-

zialisten gegenüber eine eigene Strategie: Sie glaubten, die Unterwerfung unter die 

Ziele der neuen Machthaber würde ihre berufliche Existenz schützen. So würde die 

deutsche Ärzteschaft von ihrer feindlichen Haltung gegenüber berufstätigen Frauen 

abgebracht werden. Sie hatten sich jedoch getäuscht. Im Mai 1934 gab die neue 

Kassenärztliche Vereinigung Deutschlands eine reichsweite Kassenzulassungsordnung 

bekannt. Die Zulassung sei demnach zu versagen, wenn der Ehepartner eines Bewer-
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bers mehr als 500 Reichsmark im Monat verdiene. Verheiratete Ärztinnen waren so 

gut wie nie Alleinverdiener. Allen Beteiligten war klar, dass allein von den Frauen, nicht 

aber von den Männern der Verzicht auf die Erwerbsarbeit gefordert wurde. Die neue 

Vorsitzende des Bundes Deutscher Ärztinnen war zutiefst aufgebracht, als sie von den 

Maßnahmen gegen die Berufskolleginnen erfuhr. Lange sollte dem Verband unter 

den gegebenen politischen Umständen jedoch ohnehin kein Leben mehr beschieden 

sein. Mit der Reichsärzteordnung hatten sich alle anderen ärztlichen Organisationen 

aufzulösen. Der Erlass der Kassenärztlichen Vereinigung Deutschlands wurde Gesetz:  

§ 7 (3) „Der Reichsminister des Inneren kann bestimmen, inwieweit die Befugnis zur 

Ausübung des ärztlichen Berufs wegen Doppelverdienertums ruht.“ 71 Zahlreiche  

Ärzte, die nach wie vor nichts von ihren Kolleginnen hielten, dürften darin eine an-

gemessene Reaktion gesehen haben.

Trotz der unverhohlen vorgetra ge-

nen Abneigung der National sozia-

listen gegen hoch qualifi zierte 

weibliche Arbeitskräfte war die 

Zahl der Ärztinnen seit der Macht-

ergreifung von 3.376 (1933) auf 

3.675 (1936) weiter angestiegen.72 

Dabei waren jüdische Ärztinnen, 

von denen es überproportional 

viele gab, bereits aus dem Beruf 

gedrängt worden. An gesetzgebe-

rischer Initiative lag es also nicht, 

dass gegen Ende des Nationalso-

zialismus so viele weibliche Ärzte  

in Deutschland arbeiteten wie nie-

mals zuvor. Vielmehr war dieses Er- 

gebnis eine bemerkenswerte Fehl-

Abb. 14b: Reichsgesetzblatt mit 
amtlicher Veröffentlichung der  
Reichsärzteordnung
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leistung: Wie bereits im I. Weltkrieg bildete man auch im II. Weltkrieg Ärzte am laufen-

den Band aus. Für weibliche Medizinstudentinnen war es einfacher, ihr Studium abzu-

schließen und im Anschluss daran arbeitsfähig zu bleiben. Die männlichen 

Kommilitonen waren dagegen durch ständige Kriegseinsätze beansprucht, gerieten 

dabei in Gefangenschaft oder kamen ums Leben.

Zwangssterilisationen

Wie bereits erwähnt, brachten die Parteiärzte des NSDÄB die gesamte ärztliche Stan-

desorganisation unter ihre Kontrolle, nicht jedoch das staatliche Gesundheitswesen. 

Die Gesundheitsämter blieben Sache des badischen Innenministeriums, das wiederum 

dem Reichsinnenministerium unterstellt war. Beamtete Ärzte unterstanden auch nicht 

der Disziplinargewalt der Ärztekammern. Dies entsprach einem typischen Muster der 

Machtausübung durch die NS-Führung um Hitler. Staat und NSDAP wurden sich über-

schneidende Kompetenzen zugesprochen, um sie miteinander konkurrieren zu lassen. 

Der NSDÄB hatte sich die Aufgabe gesetzt, die rassenbiologischen Ziele der Partei 

umzusetzen, und dafür die ärztlichen Standesorganisationen unter seine Kontrolle ge-

Abb. 15: Propaganda für das Erbgesundheitsgesetz
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bracht. Nun musste er zur Kenntnis nehmen, dass dieser Auftrag anderen übertragen 

wurde. Vor allem in den ersten Jahren der NS-Herrschaft wurde das Netz der staat-

lichen Stellen beträchtlich ausgeweitet. Bis 1939 wurden in Baden 27 neue Gesund-

heitsämter eingerichtet, davon 17 auf dem Gebiet des späteren Südbadens.73

Mit den niedergelassenen Ärzten Südbadens arbeiteten die beamteten Mediziner vor 

allem bei der Durchführung des „Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ 

von 1934 zusammen. Es bestand für alle Ärzte eine Anzeigepflicht bei Patienten, deren 

Nachwuchs „nach den Erfahrungen der ärztlichen Wissenschaft mit großer Wahrschein

lichkeit [an] schweren körperlichen oder geistigen Erbschäden leiden würde.“ 74 Die 

Meldepflicht betraf die Krankheiten „angeborener Schwachsinn, Schizophrenie, manisch

depressives Irresein, erblicher Veitstanz, erbliche Fallsucht, Blindheit und Taubheit, 

schwere erbliche körperliche Mißbildung und schweren Alkoholismus.“ 75 Die Amtsärzte 

prüften die gemeldeten Fälle und stellten gegebenenfalls Anträge auf chirurgische Ste-

rilisation. Diese Gesuche mussten durch die Erbgesundheitsgerichte genehmigt werden. 

Im Vergleich zu anderen Gebieten Deutschlands zeigten die Ärzte in Baden eine heraus-

ragende Bereitschaft, ihre Patienten anzuzeigen.76 Diese Bereitwilligkeit kann man nur 

als Ausdruck überdurchschnittlicher Identifikation mit den rassebiologischen Zielen des 

Sterilisationsgesetzes deuten. In Baden wurden nach 1933 in den ersten Jahren mehr als 

doppelt so viele Patienten bei den Gesundheitsämtern gemeldet wie durchschnittlich in 

Deutschland. Insgesamt wurden zwischen 20.000 und 25.000 Menschen in Baden un-

fruchtbar gemacht. Dies betraf knapp 0,6 % der Gesamtbevölkerung. Nach Auffassung 

der meisten Rassehygieniker hätten es aber noch viel mehr sein müssen. Ein wichtiger 

Grund war, dass die niedergelassenen Ärzte ihrer Anzeigepflicht nicht in jedem Fall 

nachkamen. Angesichts der breiten Zustimmung der Ärzteschaft zum Nationalsozialis-

mus liegt es jedoch nahe, diese Resistenz nicht auf ethische Bedenken der jeweiligen 

Ärzte zurückzuführen. Es war nachgewiesenermaßen auch eine ökonomische Frage. 

Denn wer würde vertrauensvoll einen Arzt aufsuchen, von dem bekannt war, dass er be-

sonders häufig seine Patienten „ans Messer“ lieferte? Trotz solcher Erwägungen sollte 

man nicht ausschließen, dass sich in der Ärzteschaft Badens ein erstes diffuses Unbe-

hagen andeutete. Auch die breite Bevölkerung stand keinesfalls geschlossen hinter dem 

Programm zur Verhütung erbkranken Nachwuchses.
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Aktion T4 – Die Krankenmorde beginnen

Nach Ausbruch des Krieges im September 1939 forcierte die NS-Führung ihre rassen-

hygienischen Pläne.77 Hitler persönlich ordnete die Ermordung zehntausender Patien-

ten in Heil- und Pflegeanstalten an, mit der Durchführung beauftragte er einen seiner 

Leibärzte, Karl Brandt. Kam Hitler damit den Wünschen einer Mehrheit der Ärzte ent-

gegen? Bis zum jetzigen Zeitpunkt waren die Lehren der Rassenhygieniker gelehrte 

1939

Mit dem Gesetz über die 

berufsmäßige Ausübung der 

Heilkunde ohne Bestallung 

(Heilpraktikergesetz) endet die 

Kurierfreiheit in Deutschland. 

Alternative Heilweisen sollen 

von nun an Sache der Ärzte sein. 

Der Schopfheimer Internist  

und Naturheilkundler  

Prof. Alfred Brauchle leitet die 

Reichsarbeitsgemeinschaft für 

Neue Deutsche Heilkunde.

Abb. 16: Auffor derung  
des Freiburger 
Gesundheits amts an  
eine Bürgerin, sich zur 
Unfruchtbarmachung  
in eine Klinik zu  
begeben   
Quelle: Gunter Link
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Planspiele gewesen, utopische Wunschträume, denen viele aus „Idealismus“ zuge-

stimmt haben mochten. Etwas gänzlich anderes bedeutete es dagegen, selbst Men-

schen zu ermorden. Dies war den an der sogenannten Aktion T4 beteiligten Organisa-

tionen indes klar. Es wurde ein großer Aufwand betrieben, um das Unternehmen über 

Tarnorganisationen auch den Ärzten gegenüber möglichst lange geheim zu halten.

Am 9. Oktober 1939 wurden aus Berlin Meldebögen für Patienten an die Einrichtun-

gen in Baden verschickt.78 Im Gebiet der Bezirksärztekammer Südbaden (vor 1973) 

waren dies: die Heil- und Pflegeanstalten Reichenau, Illenau bei Achern, Emmendin-

gen und Rastatt sowie die Kreispflegeanstalten Freiburg, Fußbach bei Gengenbach, 

Geisingen bei Tuttlingen, Hub bei Bühl, Jestetten bei Waldshut und Wiechs bei Schopf-

heim sowie die konfessionellen Häuser in Kork und Herten. Die ärztlichen Leiter hatten 

die Formulare auszufüllen und Abstammung, Diagnose, Arbeitsfähigkeit und soziale 

Kontakte außerhalb der Anstalt zu verzeichnen. Patienten mit den Befunden „Schizo

phrenie, Epilepsie, senilen Erkrankungen, therapierefraktärer Paralyse und anderen  

LuesErkrankungen, Schwachsinn und Morbus Huntington“ sollten zusätzlich gemel-

det werden. Die Ärzte füllten die Bögen aus und schickten sie nach Berlin zurück. Ludwig 

Sprauer (1884 bis 1962), Leiter der Abteilung Gesundheitswesen im badischen Innen-

ministerium, hatte für die Koordination der Aktion zwischen der Zentralstelle in Berlin 

und den Anstaltsärzten zu sorgen. Im Dezember 1939 weihte Sprauer die Anstaltslei-

ter in die wahren Gründe für die Begutachtung ihrer Patienten ein. Aus dem eugeni-

schen Wunschtraum war ein realer Albtraum geworden. Zusammenfassend lässt sich 

sagen, dass die Mehrheit der verantwortlichen Ärzte die Aktion T4 ablehnte. Jeden-

falls versuchte der überwiegende Teil der Anstaltsärzte in verschiedenstem Ausmaß, 

die tödlichen Verlegungen zu unterlaufen. Die sogenannten grauen Busse fuhren von 

Anstalt zu Anstalt, um Patienten einzusammeln, die zur Tötung selektiert worden wa-

ren. Sie sammelten die Kranken ein und brachten sie direkt oder über Zwischenlager 

in eine der Tötungsanstalten, zumeist Grafeneck in Württemberg. Die Morde sollten 

keine Morde sein, sondern den Status von medizinischen Maßnahmen haben. Hitlers 

Euthanasiebefehl sah ausdrücklich vor, dass nur Ärzte diese Menschen töten durften. 

Alles in allem hielt man sich daran. In Grafeneck vergasten Dr. Horst Schuhmann (1906 

bis 1983), Dr. Ernst Baumhard (1911 bis 1943) und Dr. Günther Hennecke (1912 bis 

1943) 3.340 Patienten aus dem Einzugsgebiet der späteren Ärztekammer Südbaden. 

Insgesamt fanden allein in Grafeneck mehr als 10.000 Menschen den Tod.

1938

Auf einen Erlass Hitlers beginnt 

dessen Leibarzt Dr. Karl Brandt, 

ein Alumnus der Freiburger 

Universität, mit der Planung und 

Durchführung der Ermordung 

von Patienten („Aktion T4“).
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Abb. 17: Dr. Karl Brandt, Alumnus der  
Universität Freiburg, Chirurgischer Leibarzt Hitlers 
und Generalkommissar für das Sanitäts und  
Gesundheitswesen

Die Vorgänge um die Krankenmorde brachten auch manche parteitreue Anstaltsleiter 

auf: August Schilli (1894 bis 1959) war nichtärztlicher Leiter der Anstalt Fußbach bei  

Offenburg sowie NSDAP- und SS-Mitglied der ersten Stunde. Nachdem er erfahren 

hatte, was es mit den Krankentransporten auf sich hatte, schickte er die Bewohner  

seiner Einrichtung mit dem Pflegepersonal auf Ausflüge. Es wurde berichtet, er habe 

seine SS-Uniform angezogen und die Transportleiter angebrüllt, sie sollten seine Pati-

enten nicht mitnehmen. Bis zum August 1941 verkehrten die grauen Busse zwischen 

den Anstalten in Südbaden – wie überall im Reich. Den Organisatoren in Karlsruhe 

und Berlin war nicht entgangen, dass einige südbadische Anstaltsärzte den Maß-

nahmen einen gewissen Widerstand entgegensetzten. Um diese Rettungsversuche zu 

unterbinden, wurde eine dreiköpfige ärztliche Untersuchungskommission eingesetzt. 

Unter ihnen befand sich auch Dr. Viktor Ratka (1895 bis 1966), ein volksdeutscher 

Psychiater polnischer Nationalität. Die vor Ort reisende Kommission diente dazu 

heraus zufinden, ob die Maßnahmen auch den Angaben auf den Meldebögen ent-

sprechend durchgeführt worden waren. Die einschüchternden Visiten brachen den 

passiven Widerstand der Anstaltsärzte. Herbert Piepenbrinck etwa, Leiter der Anstalt 

Wiechs bei Schopfheim, ließ sich im Anschluss an eine Visitation zum Heer versetzen. 

Viktor Ratka könnte es auf seiner Inspektionsreise durch Südbaden gefallen haben, 

denn er ließ sich hier nach Kriegsende nieder.

1941

Im August läuft der Film  

„Ich klage an“ in deutschen 

Kinos an. Darin wird ein  

Arzt aufgrund der schweren 

Multiplen Sklerose einer 

Freundin vom Gegner zum ent  - 

schiedenen Anhänger der 

Sterbehilfe. Der Film soll in der 

Bevölkerung um Zustimmung  

für die Krankenmorde werben, 

die gerade erneut forciert 

werden.
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Ähnlich widersprüchlich wie manche Anstaltsärzte verhielt sich auch die Erzdiözese 

Freiburg zu den Krankenmorden. Der Freiburger Erzbischof Conrad Gröber (1872 bis 

1948) gilt als einer der wichtigsten Vertreter des offenen Widerstands gegen die Akti-

on T4. Danach hatte es zunächst aber gar nicht ausgesehen. Der Würdenträger wurde 

aufgrund seiner Nähe zur SS im Volksmund der „braune Conrad“ genannt. Noch am 

Karfreitag 1940 hatte Gröber die Osterbotschaft genutzt, um den jüdischen Mitbür-

gern die Schuld an ihrer eigenen Verfolgung zu geben:

„Alles Mitgefühl der Juden ist in barbarischer Rohheit erstickt.  

Die Bestie hat Menschenblut gerochen und will ihren wildbrennenden Durst daran  

löschen. […] Über Jerusalem gellt indessen der wahnsinnige, aber wahrsagende  

Selbstfluch der Juden: ‚Sein Blut komme über uns und unsere Kinder!‘  

Der Fluch hat sich furchtbar erfüllt. Bis auf den heute laufenden Tag […] .“79

In der Silvesternacht desselben Jahres predigte Gröber dann jedoch im voll besetzten 

Freiburger Münster gegen die Aktion T4 und bezeichnete diese offen als Mord. Der 

Protest der katholischen Bischöfe und die zunehmende Unruhe in der Bevölkerung 

zeigten Wirkung: Die bisherige Vorgehensweise bei den Krankenmorden wurde im 

September 1941 überdacht und zunächst eingestellt. Bis zu diesem Zeitpunkt waren 

deutschlandweit bereits über 70.000 Menschen ermordet worden.

Auch für eine Mehrheit der beteiligten Anstaltsärzte, die wie ihre übrigen Standeskol-

legen auf einer abstrakten Ebene mit der Euthanasie offen sympathisiert haben moch-

ten, bedeutete das Geschehen offenbar einen Realitätsschock. Ob dahinter Mitgefühl 

mit den Opfern und ihren Familien eine Tötungshemmung oder aber die Angst vor 

einer denkbaren späteren Strafverfolgung stand, lässt sich im Nachhinein kaum noch 

klären. 1941 hielt der Freiburger Pathologe Prof. Franz Büchner (1895 bis 1991) einen 

Vortrag mit dem Titel „Der Eid des Hippokrates“. Seine Kritik an der Aktion T4 war 

der einzige öffentliche Widerspruch eines prominenten Mediziners im ganzen Reich. 

Sein Vortrag ist umso bemerkenswerter, da ja nur eine Minderheit der Anstaltsleiter in 

Südbaden sich aus vorbehaltsloser nationalsozialistischer Überzeugung an den Mor-

den beteiligte. Die bekanntesten unter ihnen waren Artur Schreck (1878 bis 1963), 

Leiter der Heil- und Pflegeanstalt Rastatt, später Illenau, außerdem Otto Gercke (1874 

bis 1943), Leiter der Kreispflegeanstalt Hub bei Bühl. Schreck hatte offenbar als ein-
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ziger der Anstaltsleiter geahnt, dass die Meldeaktion „etwas mit den Ideen von Bin

ding und Hoche“80 zu tun habe. Seine Aussagen nach dem Krieg und sein Verhalten 

bei der Ausfüllung der Meldebögen legen nahe, dass er wusste, was vor sich ging. 

Genau wie Karl Brandt hatte auch Schreck in Freiburg studiert und dürfte dort mit 

Hoches Gedankenwelt in Berührung gekommen sein. Schreck war aus Überzeugung 

und gegen Widerstände aus der eigenen Familie Psychiater geworden – angesichts der 

eingeschränkten Verdienstmöglichkeiten in diesem Fach zu dieser Zeit keine Selbstver-

ständlichkeit: „Ich hatte stets reges Interesse für Psychiatrie […] allein ich stieß auf den 

hartnäckigsten Widerstand vonseiten meines Vaters, der das unter keinen Umständen 

zuließ“ 81, schrieb er 1912, als er seine etablierte Praxis in Pfullendorf hinter sich ließ 

und sich als Hilfsarzt an der Heil- und Pflegeanstalt Illenau bewarb.

Überzeugter Anhänger der Euthanasie-Aktion war auch Josef Vonbun (1902 bis 1984). 

Der Österreicher leitete die Landes-Heil- und Pflegeanstalt Valduna (heute Landes-

krankenhaus Rankweil in Vorarlberg, Österreich).82 Die Aktion T4 hatte nach dem An-

schluss auch vor dem Nachbarland nicht halt gemacht. Vonbun sonderte nicht nur 

seine eigenen Patienten aus, in vorauseilendem Gehorsam suchte er die umliegenden 

Armen- und Obdachlosenheime ab und selektierte auch dort „Ballastexistenzen“ für 

den Abtransport in die Tötungsanstalt Hartheim in Oberösterreich. Knapp 300 Men-

schen aus Valduna verloren so ihr Leben. Die Aktion T4 war noch mitten im Gange, 

als im April 1941 Waltraud zur Welt kam, Josef Vonbuns zweite Tochter. Der Vater 

selbst stellte dem Mädchen die Diagnose „vererbte Gehirnkrankheit und angeborene 

Minderwertigkeit.“ 83 Er ließ sie nach München bringen, wo sie mit einer Überdosis 

Luminal getötet wurde. Wie viele österreichische NS-Täter floh auch Vonbun, der die 

deutsche Staatsangehörigkeit angenommen hatte, nach dem Krieg nach Deutschland 

– er in den Raum Konstanz.

Die zweite Phase der Krankenmorde und die südbadischen KZÄrzte

In den Jahren des II. Weltkrieges wurden nicht nur die Krankenmorde im Stillen fort-

gesetzt. Die freigesetzte Vernichtungsmaschinerie der Nationalsozialisten ermöglich-

te eine ganze Reihe weiterer Medizinverbrechen. Die Morde an europäischen Juden, 

Sinti und Roma, homosexuellen Männern, „Asozialen“, politischen Gegnern, Deser-

teuren, als Untermenschen klassifizierten Kriegsgefangenen und Zwangsarbeitern aus 
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den besetzten Gebieten standen auf vielfältige Weise mit den gesundheitspolitischen 

Aufgaben der Ärzte in Bezug. Die Aktion T4 ging dabei diskret weiter, in Form der 

sogenannten „Wilden Euthanasie“. Im Zuge der Aktion 14f13 wurden nicht mehr ar-

beitsfähige KZ-Häftlinge für den Tod selektiert. Es gab andere Selektionen zur Tötung 

in den Konzentrationslagern durch Lagerärzte, etwa bei Seuchengefahr. Darüber hi-

naus wurden medizinische Experimente mit Todesfolge ausgeführt. Die Geschehnisse 

sind gründlich dokumentiert und an anderer Stelle ausführlich beschrieben worden.84 

Im Folgenden soll ein grober Überblick über die Abläufe gegeben werden. Diese sollen 

anhand des Wirkens von NS-Ärzten beschrieben werden, die in einer besonderen Be-

ziehung zu Südbaden standen.

Die öffentlichen Proteste gegen die Aktion T4 und die stillen Bemühungen der An-

staltsleiter, die Todesfahrten zu boykottieren, retteten vielen Patienten das Leben. 

Den Organisatoren der Krankenmorde wurde klar, dass in Zukunft diskreter vorge-

gangen werden müsse. Anstatt tausende Menschen an einem Ort um ihr Leben zu 

bringen, wurden linientreue Ärzte gezielt in die verschiedenen Anstalten versetzt. Die 

Lebensmittelzuteilungen an selektierte Insassen wurden reduziert, bis deren Organis-

men deutlich geschwächt waren. Dann wurden ihnen über drei Tage Überdosen Mor-

phin, Scopolamin oder Luminal gespritzt, bis der Tod eintrat. Auf diese Weise war 

das Ableben eines Patienten nicht ohne Weiteres als gezielte Tötung rekonstruierbar, 

geschweige denn strafrechtlich verfolgbar. Durch das diskrete Vorgehen sollte eine 

Beunruhigung der Bevölkerung vermieden werden. Befürchtungen, vielleicht doch 

irgendwann für die Tötungen bestraft zu werden, spielten ebenfalls eine Rolle. Ein 

Gesetzesentwurf für die Legalisierung der Krankenmorde wurde nie verabschiedet. 

Die Maßnahmen sollten nochmals geschätzten 30.000 Menschen das Leben kosten. 

Sie sind heute unter der Bezeichnung „Aktion Brandt“ bekannt.

In den besetzten Gebieten Osteuropas mussten die Nationalsozialisten dagegen keine 

Rücksicht auf die Befindlichkeiten der Bevölkerung nehmen. Mit dem Ende der Aktion T4 

wurde auch für Viktor Ratka eine neue Tätigkeit gesucht. Seit 1941 reiste er in den 

Ostgebieten von einem Konzentrationslager zum nächsten. Dort selektierte er nicht 

arbeitsfähige Insassen und gab sie zum Abtransport in die Tötungsanstalten Hada-

mar und Pirna-Sonnenstein frei. Erst im Lauf des Jahres 1942 besaßen die Konzentra-

tionslager in Osteuropa eigene Gaskammern. Bis dahin musste auf die Infrastruktur 
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der  Tötungsanstalten und die Expertise der dort tätigen Mediziner zurückgegriffen 

werden. Die „Euthanasie“ war in kurzer Zeit nicht nur zum Experimentierfeld und 

Testballon für die rassistische Vernichtungspolitik im Nationalsozialismus geworden. 

Innerhalb weniger Monate verschwammen die Grenzen zwischen Medizin und Ver-

nichtung zusehends. Dies zeigt sich auch an personellen Kontinuitäten von der Eu-

thanasie hin zum Holocaust. Horst Schuhmann, der mit seinen beiden Stellvertretern 

in Grafeneck die meisten der südbadischen T4-Opfer ermordet hatte, wurde 1942 

Lagerarzt in Auschwitz-Birkenau.85

Abb. 18: Dr. Hans Eisele, KZArzt in Mauthausen, Buchenwald, NatzweilerStruthof und Dachau

Grundsätzlich waren Ärzte integraler Bestandteil der Konzentrationslager. Unter ihnen 

waren einige, die einen unmittelbaren oder mittelbaren Bezug zu Südbaden besaßen. 

Manche von ihnen stammten von hier, andere hatten in Freiburg studiert und ihre 

Approbation erhalten. Wieder andere sollten sich nach dem Krieg in Südbaden nieder-

lassen. Aufgabe der Lagerärzte war es, die Arbeitsfähigkeit der Häftlinge nach öko-

nomischen Gesichtspunkten zu erhalten. Sie entschieden mit darüber, wer am Leben 

blieb und wer in den Tod zu gehen hatte. Sie verstanden sich nicht als Henker, sondern 

als Ärzte und Wissenschaftler. Im Auftrag von Universitäten, der Streitkräfte, der In-
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dustrie oder für die eigene wissenschaftliche Karriere betrieben viele von ihnen Experi-

mente an Häftlingen. Der gebürtige Donaueschinger Hans Eisele hatte zwischen 1931 

und 1938 in Freiburg Medizin studiert.86 1940 kam er zur Waffen-SS und wurde La-

gerarzt, erst in Mauthausen, dann in Buchenwald und zuletzt in Natzweiler-Struthof 

im Elsass. Eisele galt als Sadist. Nach übereinstimmenden Angaben zahlreicher Zeugen 

machte er in Buchenwald tagsüber Rundgänge durch das Lager. Dort schrieb er sich 

mit sichtlicher Genugtuung die Häftlingsnummern von geschwächten, nicht arbeits-

fähigen Insassen auf. Dann beorderte er sie in die Krankenbaracke, um sie mit letalen 

Dosen Hexobarbital selbst zu töten oder aber töten zu lassen. Eisele war Psychiater. 

Erfahrene und begabte Chirurgen wurden bevorzugt von der Wehrmacht rekrutiert. 

Die SS ermutigte daher ihre Lagerärzte, sich kriegswichtige chirurgische Kenntnisse an 

den Insassen selbst beizubringen. Eisele führte daher als Autodidakt zahlreiche Opera-

tionen und Amputationen ohne medizinische Indikation aus. Sie fanden häufig ohne 

Betäubung und vielfach mit tödlichem Ausgang statt.87 Als in Buchenwald die Tuber-

kulose ausbrach, tötete er gemeinsam mit seinen Assistenten in der Krankenbaracke 

zwischen 300 und 500 mutmaßlich Infizierte nach kurzer Sichtdiagnose.88

Die Ärztekammer ElsassBaden im besetzten Frankreich

1940 hatte Hitlerdeutschland das Elsass besetzt. Im Verständnis der Nationalsozialis-

ten war es nie ein Teil Frankreichs gewesen. Schon bald nach der Besetzung wurden 

Baden und das Elsass zu einer Verwaltungseinheit mit dem Namen „Gau Baden-Elsass 

der NSDAP“ zusammengeschlossen. Gauleiter Robert Wagner strebte die Errichtung 

eines großen, beide Länder umfassenden „Gau Oberrhein“ mit Straßburg als Haupt-

stadt an. Aus der „Ärztekammer Baden in der Reichsärztekammer“ wurde die „Ärzte-

kammer Elsass-Baden in der Reichsärztekammer“.89 Die elsässischen Gebiete wurden 

dem Wirkungsbereich der jeweiligen badischen Bezirksvereinigungen unterstellt, an 

die sie – nur durch den Rhein getrennt – grenzten. Der Leiter der Freiburger Bezirks-

vereinigung, Dr. Eduard Eschbacher (1897 bis 1979), übernahm den Bezirk Colmar.  

Dr. Rothmund, Vorsitzender der Lörracher Bezirksvereinigung, wurde der Bezirk um 

Mulhouse zugewiesen. Der Bezirk um Haguenau ging an Dr. Brauch. Dieser war nicht 

wie die anderen Ärzte Leiter einer Bezirksvereinigung, sondern Kreisamtsleiter beim 

Amt für Volksgesundheit der NSDAP. Straßburg und Umgebung übernahm der Gau-

ärzteführer Waldemar Pychlau (1887; Sterbedatum unbekannt), der Kopf der Ärz-

1940

Hitlerdeutschland besetzt 

Frankreich. Der Kammerbereich 

der Ärztekammer Baden wird 

auf das Elsass erstreckt,  

der Hauptsitz von Mannheim 

nach Straßburg verlegt.  

Alle französischen Ärzte, die 

nicht deutscher Herkunft sind,  

werden vertrieben.

1940

Am 22. Oktober 1940 werden 

die badischen Juden im Zuge der 

Wagner-Bürckel-Aktion in das 

Konzentrationslager Gurs 

deportiert. Darunter sind 

zahlreiche Ärzte aus Südbaden, 

so auch die Freiburger 

Kinderärztin Else Liefmann.
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tekammer Baden. Die meisten Menschen, die nicht als deutschstämmig betrachtet 

wurden, wurden aus dem Gebiet vertrieben. Darunter waren auch die französischen 

Ärzte, die sich nach 1918 im Elsass niedergelassen hatten. Im August 1940 stellte 

eine Kommission fest, dass „schon jetzt im ärztlichen Berufsstand alle Juden und 

Franzosen […] entfernt worden sind.“ 90 Von der Universität Freiburg maßgeblich ge-

staltet, wurde die Universität Straßburg in eine nationalsozialistische Musteruniver-

sität umgewandelt. Angehörige der neubesetzten medizinischen Fakultät nutzten 

das westlich von Straßburg errichtete Konzentrationslager Natzweiler-Struthof für 

Menschenversuche.91 Otto Bickenbach (1901 bis 1971), der Straßburger Ordinarius 

für Innere Medizin, testete Senfgas an Insassen. Der Professor für Bakteriologie und 

Virologie, Eugen Haagen (1898 bis 1972), experimentierte mit Typhuserregern. Der 

Tod der Probanden war bei den Versuchen eingeplant. August Hirt (1898 bis 1945), 

Professor für Pathologie, ließ 86 jüdische Insassen des Konzentrationslagers Auschwitz 

nach Natzweiler-Struthof bringen und in einer Gaskammer ermorden. Diese hatte die 

medizinische Fakultät eigens für ihre medizinische Forschung errichten lassen. Die Kör-

per der Menschen sollten im Pathologischen Institut in Straßburg für eine Sammlung 

präpariert und dann unter anderem in einer Ausstellung der Öffentlichkeit gezeigt 

werden, um die „Minderwertigkeit der jüdischen Rasse“ zu veranschaulichen.

Abb. 19: Gebäude 
mit Gaskammer  
in der Nähe des 
Konzentrations
lagers Natzweiler
Struthof im Elsass
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Zwischen 1936 und 1941 hatten die Ärzte in Deutschland und Baden, die nicht von 

den Nationalsozialisten verfolgt wurden, unter der Reichsärzteordnung gelebt und 

gearbeitet. Ihre Einkommen hatten sich in diesem Zeitraum beträchtlich erhöht. Die 

Mediziner übten aber mehr als einen Beruf aus. Ihre Rolle als „Gesundheitsführer der 

Nation“ war staatlich anerkannt und wurde propagandistisch an das Volk kommuni-

ziert. Amtsärzte entschieden, wer heiraten durfte und wer nicht. Rassenhygiene war 

im Kern immer ein Vernichtungsprogramm, zum Teil wurde dies auch offen so kom-

muniziert. Fast jeder zweite Arzt unterstützte nominell oder aktiv die Partei und trug 

so mehr als andere Berufsgruppen dazu bei, dass die Krankenmorde durchgeführt 

werden konnten. Die Ärztekammern organisierten auf Landes- und Bezirksebene Fort-

bildungsveranstaltungen, um die Rassenhygiene unter den Medizinern zu verbreiten. 

Erst als damit begonnen wurde, tatsächlich zu morden, hielten einige Ärzte inne. Ak-

tiven Widerstand leistete aber nahezu niemand aus der Ärzteschaft. Es gab jedoch 

einige Mediziner, die ihre Zustimmung zum herrschenden Regime auf das Allernot-

wendigste beschränkten und möglichst nichts mit dessen Politik zu tun haben wollten 

– auch in Südbaden. Motive für diese Haltung mochten nicht immer politisch sein, 

man meint jedoch gewisse Tendenzen auszumachen. Was man bei Künstlern, Schrift-

stellern und Intellektuellen die „Innere Emigration“ genannt hat, fand sich auch bei 

manchen Ärzten. In Südbadens Ärzteschaft gab es zwei Personen, auf die diese Cha-

rakterisierung gut zutrifft. Sie sollten nach Kriegsende von entscheidender Bedeutung 

für den Wiederaufbau einer neuen badischen Ärztekammer werden: Hans Kraske 

und ein praktischer Arzt aus Grenzach namens Dr. Friedrich Wilhelm Pitsch (1894 bis 

1952). Kraske war Sohn des bereits erwähnten Paul Kraske, Ordinarius für Chirurgie in 

Freiburg. Anfang der 1920er-Jahre hatte der junge Hans Kraske in München Medizin 

studiert. Er wurde dann nach seiner Assistenzzeit an der Universitätsklinik Freiburg 

Arzt für Chirurgie und Orthopädie. 1932 trat er eine Stelle als Oberarzt an der Privat-

klinik Dr. Haas in der Münchner Innenstadt an. Sein Arbeitgeber Alfred Haas (1878 bis 

1978) war Jude. Verschiedenen Quellen zufolge wurde Kraske im April 1933 von den 

neuen Machthabern angeboten, die Leitung der Klinik zu übernehmen.92 Haas sollte 

zuvor aus seiner Position gedrängt werden. Allerdings müsse er Parteimitglied werden. 

Kraske trat der Partei jedoch nicht bei, auch nicht in den kommenden zwölf Jahren 

unter NS-Herrschaft. Er kehrte nach Freiburg zurück und gründete eine kleine Privat-

klinik für Orthopädie und Chirurgie in der Ludwigstraße. Nach dem Krieg übernahm 

er die Leitung der ärztlichen Standesorganisation im neu entstandenen Verwaltungs-

1942

Auf der Wannsee-Konferenz 

wird die „Endlösung der 

Judenfrage“ beschlossen, der 

Mord an sechs Millionen 

europäischen Juden.

1943

Das Anatomische Institut an der 

Reichsuniversität Straßburg lässt 

86 Menschen in einer 

improvisierten Gaskammer im 

Konzentrationslager Natzweiler-

Struthof vergasen. Sie sollen 

präpariert und als Schauobjekte 

in einer rassenkundlichen 

Ausstellung der Öffentlichkeit 

präsentiert werden.
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politisch unbelastet geblieben war.

Friedrich Pitsch aus Grenzach hatte sich ebenfalls nicht kompromittiert.93 Er wurde 

nach dem Krieg Leiter des Medizinalwesens im badischen Innenministerium. Im Ge-

gensatz zu Kraske hatte sich Pitsch vor der Machtergreifung politisch betätigt. Ab 

1930 hatte die „Deutschnationale Volkspartei“ begonnen, immer offener mit Hitler 

zusammenzuarbeiten. Daraufhin verließ ein Teil ihrer Mitglieder die Fraktion und grün-

dete die christlich-konservativ eingestellte „Konservative Volkspartei“. Diese stand im 

Gegensatz zur Deutschnationalen Volkspartei hinter der parlamentarischen Demo-

kratie, dem Sozialstaat und war ausdrücklich pazifistisch. Pitsch schloss sich dieser 

Abb. 20: Das brennende  
St. Josefskrankenhaus in  
Freiburg in der Bombennacht  
des 27. November 1944

1944

In Colmar wird die 31-jährige 

Tochter des Gauärzteführers und 

Leiters der Ärztekammer 

Baden-Elsass, Waldemar 

Pychlau, mit einer aconitin- 

haltigen Praline vergiftet und 

stirbt. Ziel des Attentats war  

der Kammerpräsident.  

Die Kriminalpolizei vermutet  

den Täter in den Reihen der 

Ärzteschaft.

1944

Im November erobern 

französische und amerikanische 

Streitkräfte die Stadt Straßburg.
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Bewegung an und hielt mehrmals öffentliche Reden gegen den Krieg sowie gegen 

Klassen- und Rassenhass. Darüber hinaus war Pitsch aktiver Freimaurer und damit 

Mitglied einer Organisation, der die Nationalsozialisten feindlich gegenüberstanden. 

Dies brachte ihn in den Jahren der Diktatur zwar nicht in ernsthafte Gefahr, dennoch 

hatte er einige Schikanen zu erdulden. Im Jahr 1940 denunzierte ihn sein ärztlicher 

Assistent bei der NSDAP:

„Im Esszimmer hing eine grosse Plakette von der [Freimaurer]Loge in Basel. Ich konnte 

als Parteigenosse nach fünf Monaten nicht mehr unter der Plakette leben. […]  

Ich habe zur Selbsthilfe gegriffen und die Plakette entfernt. Die Kinder des Herrn Dr. Pitsch 

halfen dabei. Nun verdächtigt mich Herr Pitsch, dass ich seine Kinder gegen ihn aufhetze. 

[…] Heil Hitler!“94

Im Krieg nahm Pitsch lediglich den Rang eines Unterarztes ein, Kollegen mit ähnlicher 

Stellung waren dagegen meist Offiziere. Im April 1945 eroberten französische Militär-

verbände den Süden Badens und Württembergs. Sie forderten die Eliten des Landes 

dazu auf, Führungspersonen zu ernennen, die nicht belastet waren. Kraske und Pitsch 

gehörten dazu.

1945

Im April erlangen französische 

Truppen in heftigen Kämpfen die 

Kontrolle über große Teile des 

heutigen Baden-Württembergs. 

Wenige Wochen später, am  

8. Mai 1945, kapituliert 

Hitlerdeutschland.
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1945

Die US-Streitkräfte zwingen die 

Franzosen zum Abzug aus den 

nördlichen Teilen Badens. Die 

französische Besatzungsmacht 

verliert so Karlsruhe und erklärt 

Freiburg im Breisgau im Juni 

zum Sitz der Landesverwaltung 

im französisch besetzten Teil 

Badens.

Südbaden – eine neue Verwaltungseinheit entsteht

Das heutige Ausdehnungsgebiet der Bezirksärztekammer Südbaden ist im Wesent-

lichen Resultat der Aufteilung der früheren Republik Baden zwischen den Besat-

zungsmächten USA und Frankreich.95 Lediglich die Kreisreform von 1973 brachte 

noch einige kleinere Veränderungen. Die Amerikaner besetzten das Gebiet nördlich 

von Baden-Baden. Die französische Militärregierung machte die Kurstadt selbst zu 

Abb. 21: Karte der  
alliierten Besatzung in  
BadenWürttemberg
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ihrem Hauptquartier und kontrollierte von dort aus den Raum südlich bis zum Rhein 

und Bodensee. Ein „Südbaden“ hatte es in diesem Sinne zuvor nicht gegeben. In 

den ersten Wochen und Monaten der Besatzung übten die lokalen Befehlshaber der 

jeweiligen französischen Truppeneinheiten provisorisch die Herrschaftsrechte aus. Da-

mit waren sie bzw. ihre hochrangigen Sanitätsoffiziere die Ansprechpartner für die 

südbadischen Ärzte im Frühjahr und Sommer des Jahres 1945. Es waren die Wirren 

der letzten Kriegstage und die so brutalen wie chaotischen ersten Wochen nach der 

Kapitulation. Da ein Land Baden nicht mehr existierte, gab es auch keine Ärztekammer 

Baden in der Reichsärztekammer mehr. Die Bezirksvereinigungen blieben jedoch vor-

erst bestehen. Gemeinsam mit den Gesundheitsämtern waren sie auf lokaler Ebene 

die Ansprechpartner in Bezug auf die Angelegenheiten der öffentlichen Gesundheit 

und der beruflichen Organisation der Ärzte. Eine gewisse Kontinuität zur NS-Zeit war 

damit von Anfang an gewährleistet, zumal die systematischen Entnazifizierungsver-

fahren erst Ende des Jahres 1945 anliefen. Grundsätzlich konnten also diejenigen  

Ärzte weiterhin auf Kreisebene die Angelegenheiten der ärztlichen Standesorganisa-

tion regeln, die bereits in den Jahren zuvor dafür zuständig gewesen waren. Allerdings 

gerieten auch viele von ihnen zunächst in Gefangenschaft.

Auch die Freiburger Ärzteschaft musste sich mit den Franzosen arrangieren.96 Der  

erste Mediziner, der eine Rolle als neue Führungsperson einnahm, war der Augenarzt 

des St. Josefskrankenhauses, Dr. Alexander Roesen (1882 bis 1952). Seine Klinik war 

durch die Bombenangriffe vom 27. November 1944 vollständig zerstört worden. Roesen 

hatte sich und seine Patienten daraufhin in die Villa Cremona des 1939 verstorbenen 

Freiburger Bankiers Oscar Mez (1855 bis 1939) gerettet. Gemeinsam mit einer Gruppe 

von Professoren der medizinischen Fakultät blieb er fortan der Ansprechpartner für 

die französischen Besatzer. Kreisärzteführer Eduard Eschbacher wurde irgendwann im 

Lauf der Besatzungszeit verhaftet. Noch 1948 saß er im Frei burger Stadtgefängnis in 

der Tennenbacherstraße (heute Justizvollzugsanstalt Freiburg) in Haft.97 Von Bernhard 

Villinger, seinem Stellvertreter, fehlt in den Quellen der Kammer zwischen 1945 und 

1948 jede Spur. Beide waren zunächst keine Repräsentanten der Ärzteschaft mehr – 

weder im Breisgau noch im restlichen Südbaden.

1945

Der Freiburger Augenarzt  

Dr. Alexander Roesen wird von 

der Landesverwaltung als 

Beauftragter für das Gesund-

heitswesen eingesetzt. In zwei 

Zimmern der Villa Cremona in 

der Karlstraße im Freiburger 

Stadtteil Herdern finden die 

Gesundheitsabteilung des  

neuen Innenministeriums und 

die neue Landesärztekammer 

Südbaden Platz.
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Massenvergewaltigungen, Abtreibungen und die Ärzte in Südbaden

Ärzte, die sich heute in Krisengebieten engagieren, mögen eine gewisse Vorstellung von 
den Aufgaben und Problemen haben, die sich Medizinern in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit stellten. Neben Kriegsverletzungen, Mangelernährung und unzureichender 
Versorgung mit Medikamenten gehören die Folgen systematisch ausgeübter sexueller 
Gewalt regelmäßig dazu. Ab den allerersten Tagen der Besatzungszeit ergaben sich für 
die Ärzteschaft neue Aufgaben, die eine beträchtliche Rechtsunsicherheit für die betei-
ligten Ärzte mit sich brachten: massenhafte ungewollte Schwangerschaften als Resultat 
zahlreicher unfreiwilliger, aber auch freiwilliger Kontakte zwischen deutschen Frauen 
und französischen Besatzungssoldaten. Die Frage nach der Handhabung von Abtrei-
bungen wurde zur ersten Angelegenheit, in der sich die Ärzte in Südbaden mit den 
neuen Machthabern zu arrangieren hatten.

Insbesondere in den ersten Tagen nach der Besetzung eines Gebiets kam es neben 
Plünderungen und Exekutionen zu Massenvergewaltigungen. Die traumatischen Er-
fahrungen der betroffenen Frauen wurden lange tabuisiert.98 Die sexualisierte Gewalt 
verband sich mit offenem Rassismus, und zwar bei Deutschen wie auch bei Franzosen: 
Nach einigen Tagen des gezielten Gewährenlassens griffen die Befehlshaber der franzö-
sischen Armee ein. Vergewaltigungen wurden unter Strafe gestellt und sogar einige der 
eigenen Soldaten exekutiert, um ein Exempel zu statuieren. Alle Hingerichteten waren 
ethnische Marokkaner, Algerier oder Senegalesen.

Die Ärzte in Südbaden, die von den betroffenen Frauen um eine Abtreibung ge-
beten wurden, sahen darin keinen ethischen Konflikt. Schwangerschaftsabbrüche bei 
bestimmten Ausländerinnen waren gängige Praxis. Die Fortpflanzung sogenannter 
minderwertiger Volksgruppen sollte dadurch verhindert werden. In Konstanz bat man 
bereits im April 1945 die Abteilung für öffentliche Gesundheit der Besatzungsregierung  
(„santé publique“) um eine Genehmigung für Schwangerschaftsabbrüche. Möglicher-
weise um sich vor späterer Strafverfolgung zu schützen, hatten die Konstanzer Ärzte 
vorgeschlagen, die Eingriffe zu regulieren. Nur „bei wirklich nachgewiesener Verge
waltigung“99 sollte eine Abtreibung vorgenommen werden. Voraussetzung für diesen 
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Arzt“, wie der Leiter der städtischen Frauenklinik Konstanz, Dr. Kurt Welsch, Mitte  
August 1945 im Auftrag der Konstanzer Ärzteschaft dem Landeskommissär des Bezirks 
mitteilte. Dieser Pflicht, Vergewaltigungen unmittelbar zu melden, sei allerdings „nur 
eine verschwindend kleine Anzahl“ der 115 Frauen nachgekommen. Bei einem Viertel 
habe man sich „einigermaßen sicher sein können, daß die Schwangerschaft tatsäch
lich Folge einer Vergewaltigung war.“ Unter den restlichen 75 % der Fälle, die nicht 
genehmigt wurden, hätten sich, so Welsch, jedoch ebenfalls eine größere Anzahl an 
„echten“ Vergewaltigungen befunden: „Einer größeren Anzahl Frauen ist zweifellos bei 
der Beurteilung Unrecht geschehen und sie müssen nun Kindern das Leben schenken, 
deren Väter […] Angehörige farbiger Völker sind (Marokkaner, Tunesier).“ Um solche  
Fälle in Zukunft zu vermeiden, müssten die Frauen über diese „Meldepflicht“ per Aus-
hang informiert werden. Dies sei umso wichtiger, „als die Zahl der sogenannten gedul
deten Vergewaltigungen oder freiwilligen Hingaben von deutschen Frauen oder Mäd
chen in erstaunlichem Umfang im Wachsen begriffen“ war. „Nur dann wird niemand 
Unkenntnis vorschützen können.“100

Es gab jedoch auch Ärzte, die sich im Sinne der in Not geratenen Frauen um eine  
liberale Abtreibungspraxis bemühten. So schrieb der Leiter des Gesundheitsamts in  
Konstanz, Dr. Erich Haisch (1914 bis 1993), an den Staatskommissär: An „Bereitwillig
keit der Ärzte, die armen Opfer von den Folgen zu befreien, d. h. die unverschuldete 
Schwangerschaft zu unterbrechen“, mangele es keineswegs. Im Wege stünden lediglich 
„das Gesetz sowie kirchliche und allgemein ethische Bedenken“, zumal „eine Klärung 
in dieser Richtung durch die oberste Behörde“ noch ausstünde.101 In diesem Sinne zu 
argumentieren war nicht ohne Risiken. Denn die Eingriffe standen eindeutig im Ruch 
der NS-Medizin. Schwangerschaftsabbrüche waren bis dahin ausschließlich rassenhygi-
enisch legitimiert gewesen. Eine Berufung auf das Selbstbestimmungsrecht der Frau galt 
zu keinem Zeitpunkt als diskutabel. Zur gleichen Zeit wuchs der politische Katholizismus 
in Südbaden zur gestaltenden Macht heran. Das Erzbistum Freiburg, immer noch unter 
der Führung Conrad Gröbers, ließ sich äußerst detailliert über die Vorgänge informieren. 
Ausdrücklich gegen die Auffassung einer Mehrheit der involvierten Ärzte wirkte es auf 
die Etablierung eines rigiden Abtreibungsverbots hin.102
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In der Zwischenzeit hatten die französischen Lokalkommandanten die Macht an die 

neue Militärregierung der französischen Zone in Baden-Baden übergeben.103 Diese 

hatte ihrerseits im Juni 1945 eine deutsche Verwaltung eingesetzt. Im Dezember war 

Freiburg als Hauptort eines neuen badischen Landesgebildes bestimmt worden. Das 

Land Baden wurde nun endgültig von den amerikanisch besetzten Gebieten nördlich 

von Baden-Baden abgetrennt. Sitz der Landesregierung war das Colombischlössle in 

Freiburg, im historischen Kaufhaus am Münsterplatz tagte ein Parlament. Für die Be-

lange der Ärzte war ein Medizinalreferent im Innenministerium zuständig.104 Kommis-

sarisch hatte diese Aufgabe bislang Alexander Roesen ausgeübt. Vermutlich hatte er 

auch seinen Nachfolger, Friedrich Pitsch, berufen. Pitsch bezog ein Büro im ersten 

Stock der Villa Cremona, die nach wie vor als Notquartier für das ausgebombte  

St. Josefskrankenhaus diente. Der neue Obermedizinalrat war nun offiziell der „santé 

publique“ verpflichtet, der Abteilung für das Gesundheitswesen der französischen 

Militärregierung in Baden-Baden. Parallel dazu etablierte sich das neue badische In-

nenministerium. Spätestens zu dieser Zeit, möglicherweise schon etwas früher, muss 

auch Hans Kraske zu der kleinen Gruppe kommissarischer Verwalter in der Karlstraße 

34 gestoßen sein. Neben Roesen, Pitsch und Kraske bewältigte die Sekretärin Else  

Rittstieg das administrative Chaos. Rittstieg hatte bereits während der Kriegsjahre das 

Abb. 22: „Villa Cremona“  
in der Karlstraße 34,  
Freiburg, Sitz der Bezirks
ärztekammer Südbaden 
zwischen 1946 und 1955 – 
Aufnahme aus dem 
Jahr 1909



74 KAPITEL 3: Die Nachkriegszeit (1945 bis 1968)

19
45

 –
19

68

Sekretariat der Bezirksvereinigung Breisgau geleitet. Sie muss sich – nach den Anga-

ben Eduard Eschbachers – großen Respekt unter seinen ärztlichen Kollegen erworben 

haben. Über die Unterlagen der Kammer habe sie trotz mehrfacher hastiger kriegs-

bedingter Umzüge den Überblick behalten. Aufgrund ihrer durchsetzungsfähigen Art 

wurde sie einer anderen Quelle zufolge bisweilen die „Geschäftsführerin“ genannt.

Angesichts der verworrenen Verhältnisse in den ersten Nachkriegsjahren ist es nicht 

einfach zu umreißen, worin die junge Medizinalverwaltung ihre dringlichste Aufgabe 

sah. Die Wiederherstellung einer überregional agierenden ärztlichen Standesorgani-

sation gehörte zu den wichtigeren Vorhaben von Pitsch. Es herrschten Unsicherheit 

und Desorganisation bei den Rechten und Pflichten, den Weisungsbefugnissen, den 

Niederlassungsbefugnissen und sogar den Eigentumsverhältnissen der Mediziner. Im 

Herbst 1945 wurde angekündigt, dass sich alle Angehörigen der freien Berufe, also 

auch die Ärzte, einem Entnazifizierungsverfahren zu unterziehen hätten. Dies steigerte 

die Konfusion nochmals zusätzlich.105 Denn knapp die Hälfte der ca. 800 Ärzte in Süd-

baden besaß ein Parteibuch. Sie alle sahen einer ungewissen Zukunft entgegen. Die 

Entnazifizierung war eng mit den beruflichen Aussichten der Ärzte verknüpft. Ihnen 

drohten befristete und unbefristete Berufsverbote, der Entzug von Arztsitzen, der Ent-

zug von Kassenzulassungen und existenzvernichtende Geldstrafen. Beamtete Ärzte 

konnten aus dem Dienst entfernt oder um Jahre zurückgestuft werden; auch an der 

medizinischen Fakultät wurden Dozenten aus politischen Gründen entlassen.

Standesorganisation in Chaos und Anarchie

Unter solchen Rahmenbedingungen kam es verständlicherweise zu erbitterten Strei-

tigkeiten unter den Ärzten.106 Zwar arbeiteten die alten Bezirksvereinigungen mitsamt 

den Niederlassungsausschüssen weiter. In den ersten Wochen entschieden jedoch im 

Zweifel die lokalen französischen Militärkommandanten, wer die medizinische Ver-

sorgung vor Ort übernehmen sollte. Manche Ärzte ließen sich hinter dem Rücken der 

ärztlichen Bezirksvereinigungen von den Franzosen in die Praxen von abwesenden 

Kollegen einsetzen. Letztere waren noch nicht aus dem Krieg heimgekehrt oder be-

fanden sich noch in Gefangenschaft. Denunziationen waren an der Tagesordnung. Zu-

dem bildeten sich lokale „Reinigungskommissionen“ aus Verfolgten des NS-Regimes, 

meist Kommunisten oder Sozialdemokraten. Da Ärzte so gut wie nie verfolgt worden 
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waren, hatten sie hier wenige oder gar keine Mitspracherechte. Zwischen April 1945 

und ungefähr März 1946 sprachen die sogenannten Antifas Berufsverbote aus oder 

entzogen Arztsitze. Nur zum Teil verständigten sie sich dabei mit den ärztlichen Be-

zirksvereinigungen.

Als Beispiel seien die Geschehnisse in einer Kleinstadt im Breisgau beschrieben. Hier 

tobten erbitterte Auseinandersetzungen um die beiden Arztsitze für praktische Ärzte. 

Sie sollen verdeutlichen, welche Konsequenzen das Fehlen einer funktionierenden 

Standesorganisation haben konnte. Die Namen der Beteiligten sind anonymisiert. Ein 

Arzt, Oskar M., ließ sich in den ersten Nachkriegswochen vom französischen Kom-

mandanten des Städtchens die Erlaubnis geben, in der Praxis eines im Krieg gefallenen 

Kollegen zu arbeiten. Die Praxis war die erste von zweien in der Stadt. Friedrich L., 

der Inhaber der zweiten Praxis, kehrte nach einigen Monaten aus dem Krieg zurück. 

Er musste feststellen, dass seine eigenen Praxisräume durch Granatbeschuss zerstört 

worden waren. Friedrich L. beanspruchte nun die Räumlichkeiten der ersten Praxis für 

sich. Oskar M., der bereits seit einigen Wochen dort praktizierte, weigerte sich jedoch 

zu gehen. Die Breisgauer Bezirksvereinigung beanspruchte für sich, derartige Ausei-

nandersetzungen zu entscheiden. Sie verfügte dabei jedoch noch nicht über die not-

wendige Autorität. In Freiburg gab man dem Rückkehrer Recht: Friedrich L. sei schon 

viele Jahre in der Stadt als Arzt tätig gewesen und kenne deshalb die Verhält nisse 

und die Patienten, die auf ihn angewiesen seien. Oskar M. musste die Praxis somit 

zunächst verlassen. Der unterlegene Arzt war jedoch in den letzten Kriegsmonaten 

im Gefängnis gesessen. Man hatte ihn 1944 – wohl zu Unrecht – verdächtigt, die 

Tochter des badischen Ärztekammerführers Waldemar Pychlau ermordet zu haben. 

Er konnte sich daher, wie viele andere Ärzte auch, eine Zeit lang glaubhaft als Opfer 

des Nationalsozialismus ausgeben. Dadurch schaffte er es zunächst, alle Instanzen zu 

umgehen, um wieder in die Praxis zu kommen. Es gelang ihm, direkt vom Büro des 

Gouverneurs in Baden-Baden die Genehmigung zur Fortführung der Ordination zu er-

halten. In Freiburg versuchte man nun, ihm mit anderen Mitteln beizukommen. Man 

beantragte bei der Gesundheitsabteilung des Innenministeriums, die Approbation des 

Oskar M. ruhen zu lassen. Als Begründung wurde unter anderem sein Untergewicht 

angeführt, da er mittlerweile nur noch 45 Kilogramm wiege. Ohne Arbeit sei er nicht 

imstande gewesen, sich in der Zeit des Hungers ausreichend zu ernähren. Er sei daher 

gesundheitlich den Anforderungen des Arztberufs nicht gewachsen. Oskar M. ver-
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suchte vergeblich, diese Entscheidung mit politischen Argumenten zu bekämpfen, wie 

ein Schreiben von ihm an die Kammer belegt:

„Wenn ich an meine Vergangenheit im Dritten Reich denke und mich erinnere, welche 

Elemente mich heute im Aufkommen hindern wollen, dann packt mich leise die Wut.  

Es sind durchwegs Leute, die im dritten Reiche mehr als willig mitgemacht haben. […]  

Ich habe ein großes Interesse daran, dass nicht auch heute noch Leute, die im dritten 

Reiche maßgeblich in Personalfragen tätig waren, gegen mich arbeiten können.“

Man solle sie „stattdessen an einen Fahrkartenschalter stellen, wo sie berufliche Schick

sale nicht beeinflussen können.“ 107 Den Opportunismus hinter solchen Vorwürfen zu 

enttarnen, fiel der Kammer zumindest in diesem Fall nicht schwer. Als er seine Pra-

xis an Friedrich L. abgeben musste, beschimpfte Oscar M. den Heimkehrer, der zwar 

einen jüdisch klingenden Nachnamen besaß, aber kein Jude war, unter Zeugen auf 

offener Straße, „dass es seiner Meinung nach gute und dreckige Juden gab und dass 

er zur letzteren Sorte gehöre“.108 Das Beispiel von Oskar M. mag einen Eindruck von 

der Dynamik vermitteln, die die politische Unsicherheit in der Ärzteschaft und ihrer 

wiederentstehenden Kammer erzeugte. Politisch belastete Ärzte, die trotz Berufsver-

bots weiterarbeiteten, wurden bisweilen von Kollegen bei den Franzosen oder im ba-

dischen Innenministerium angezeigt. Teilweise arbeiteten ehemalige NS-Ärzte sogar in 

den Reinigungsausschüssen. Die Grenzen zwischen zielgerichteter, opportunistischer 

Denunziationen und notwendigem Demokratieschutz lassen sich in den Quellen nicht 

immer rekonstruieren. Andererseits arbeiteten die belasteten Kollegen mindestens bis 

zum endgültigen Entnazifizierungsbescheid weiter – die meisten auch danach, weil 

sie nur Geld- oder Bewährungsstrafen erhielten. Die milde Entnazifizierung hatte wie-

derum das Potenzial, bei unbelasteten Kollegen für erhebliche Unzufriedenheit zu 

sorgen, wenn sie sich von dem Verfahren berufliche Chancen erhofft hatten.

Die Situation verschärfte sich weiter, weil die Zahl der Ärzte trotz der in den Nach-

kriegsjahren schlechten wirtschaftlichen Lage immer weiter anwuchs. Eine adäquate 

Behandlung der Bevölkerung war trotz des Überangebots an Medizinern aber kaum 

möglich. Weder die gesetzliche Krankenversicherung noch die Patienten selbst wa-

ren in der Lage, die Ärzteschaft zu bezahlen. Zahlreiche junge Ärzte drängten auf 

den Arbeitsmarkt.109 Sie waren während des Krieges vermehrt ausgebildet und not-
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approbiert worden. Zwar hatte die französische Besatzungsregierung, um Kosten zu 

sparen, kaum Vertriebene aufgenommen. Die Ärzte in Südbaden hatten sich dennoch 

im Einklang mit Beschlüssen der Arbeitsgemeinschaft der Westdeutschen Ärztekam-

mern zur Hilfe verpflichtet. Arztsitze und bezahlte Assistentenstellen gingen daher per 

Quote an geflüchtete und vertriebene Mediziner aus den Ostgebieten. In dieser ohne-

hin schon angespannten Lage lag auch das Krankenkassenwesen zeitweise völlig am 

Boden. Generell hatte das Geldwesen eine ganze Zeit lang eine nur untergeordnete 

Bedeutung. Nahrungsmittel wurden über Lebensmittelmarken verteilt, die Bezahlung 

erfolgte zu einem großen Teil in Naturalien. Dies galt auch für das ärztliche Honorar. 

Die Ernährungslage in der französischen Besatzungszone war um vieles schlechter als 

in der amerikanischen und britischen. Landarztpraxen waren ausgesprochen begehrt, 

denn die Landbevölkerung war in der Lage, eine Behandlung mit Lebensmitteln zu 

bezahlen.

Die Entstehung der Ärztekammer Südbaden aus dem Prozess  
der Entnazifizierung heraus

Aus diesen Zuständen ist leicht ersichtlich, warum man im Innenministerium in Frei-

burg anstrebte, möglichst bald wieder eine zentrale Standesorganisation auf die Beine 

zu stellen. Das anhaltende Chaos sollte zumindest teilweise in geordnete Bahnen 

überführt werden. Die Entnazifizierung bildete dabei nicht den einzigen Grund für 

diese Konfusion, aber mit Sicherheit den virulentesten. Denn für jeden einzelnen der 

gut 800 Ärzte in Südbaden lief ein Entnazifizierungsverfahren. Verlauf, Zwischenstand 

und Ergebnis von jedem einzelnen Prozess mussten dokumentiert und registriert wer-

den. Die Sühnemaßnahmen mussten gemeinsam mit dem Innenministerium umge-

setzt werden. Dies war die erste Aufgabe der neuen ärztlichen Standesorganisation, 

noch bevor sie überhaupt offiziell gegründet war. Die Anfänge der südbadischen 

Ärzte kammer waren nicht von den politischen Säuberungen zu trennen. Denn mit 

ihnen war auch die Aufgabe verbunden, alle Ärzte zu registrieren. Irgendwann in den 

ersten Wochen des Jahres 1946 setzte Pitsch Hans Kraske als kommissarischen Leiter 

der neu zu schaffenden Organisation ein. Die gesamte Kammer musste zunächst mit 

einem einzigen Zimmer auskommen. Mehr konnte angesichts des Platzmangels in der 

ausgebombten Stadt nicht zur Verfügung gestellt werden.
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Bezirksärztekammer Südbaden

Hans Kraske wurde am 11. Februar 1889 in Frei-
burg im Breisgau geboren. Er war Sohn des Frei-
burger Ordinarius für Chirurgie, Paul Kraske (1851 
bis 1930). Nach dem Abitur 1911 wollte Kraske zu-
nächst Maschinenbau studieren. Um Erfahrungen 
zu sammeln, arbeitete er in einer Fabrik in Ravens-
burg als Schreiner, Eisengießer, Dreher, Schlosser 
und Monteur. 1913 begann Kraske ein Studium des 
Maschinenbaus an der TH Dresden. Bei seiner Teil-
nahme am I. Weltkrieg trafen ihn 1914 französi-

sche Granat splitter in Lunge und Leber, worunter er bis an sein Lebensende litt. Nach 
Kriegsende fasste Kraske dann den Entschluss, Medizin zu studieren. Es folgten Physi-
kum in München, Staatsexamen (1922) und Approbation in Freiburg, danach Tätigkei-
ten als Assistenzarzt in Freiburg, München, Wien und Amsterdam. 1932 trat er eine 
Stelle als Oberarzt an der Privatklinik des jüdischstämmigen Arztes Dr. Haas in München 
an. Nach der Machtergreifung durch die Nationalsozialisten wurde Kraske in Aussicht 
gestellt, die Leitung der lukrativen Klinik übernehmen zu können, wenn er Mitglied der 
NSDAP werde. Kraske lehnte jedoch ab und kehrte nach Freiburg zurück, wo er sich in 
seinem Elternhaus in der Ludwig straße als Chirurg niederließ. Mittlerweile hatte Kraske 
Thea Gütermann aus der Gutacher Unternehmerfamilie Gütermann geheiratet. Wohl 
auch aufgrund von Schikane wurde der erfahrene Chirurg nach Kriegsausbruch 1939 
als Hilfsarzt in verschiedenen Lazaretten eingesetzt. Sein Elternhaus wurde von der 
Wehrmacht beschlagnahmt. Durch den Bombenangriff vom 27. November 1944 verlor 
Kraske seine gesamte ärztliche Einrichtung, danach praktizierte er in Behelfsräumen. 
Nach Kriegsende wurde Kraske Chefarzt am Städtischen Krankenhaus Emmendingen. 
Da er politisch unbelastet war, wurde er von der kommissarischen Verwaltung mit dem 
Aufbau einer neuen Standesorganisation beauftragt. 1946 wurde Kraske der erste  
Präsident der Landesärztekammer Südbaden – ein Amt, das er bis 1966 ausübte.  
Kraske hatte zahlreiche schwierige Entscheidungen zu treffen und zu verantworten:  
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zungsmacht, die Verteilung knapper Arztsitze in Zeiten der Not und der Aufbau der 
Kassenärztlichen Vereinigung Südbaden sind nur einige dieser Leistungen. Kraske sprach 
sich grundsätzlich für einen Schlussstrich unter die NS-Vergangenheit der südbadischen 
Ärzte aus. Er verlangte aber im Privaten von seinen Standeskollegen eine Reflexion und 
ein Eingeständnis der schuldhaften Verstrickung. Ein solches blieb ihm indes verwehrt. 
Auch ein diskret geäußerter Vorstoß, gegen NS-Medizinverbrecher vorzugehen, stieß bei 
Landes- und Bundesärztekammer auf Ablehnung.

Abb. 24: Entnazifizierungsbescheid Hans Kraskes
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Den Grundstein für eine zentral verwaltete Ärzteschaft Badens legte folgende un-

scheinbare Anordnung Friedrich Pitschs an die lokalen Reinigungsausschüsse:

„Wie bereits fernmündlich mitgeteilt, sind auf Weisung der französischen  

Militärregierung ab sofort in der Durchführung der Säuberungsaktion in der Ärzteschaft 

lediglich die Erhebungs- und Ermittlungsarbeiten weiterzuführen. Die Festlegung  

irgendeiner Beurteilung des einzelnen Falls oder die Mitteilung irgendeiner Beurteilung an 

den Beurteilten durch die dortige Kommission darf nicht mehr erfolgen. Es ist eine  

zentrale Regelung der Angelegenheit vorgesehen.“110

Mit dieser Order waren die lokalen Kommissionen entmachtet, die Entnazifizierungs-

verfahren befanden sich in der Hand des Innenministeriums und der kommissarischen 

Ärztekammer. Die französische Militärregierung behielt lediglich die Oberaufsicht. 

Auch in den kommenden Monaten schritt die politische Überprüfung der knapp 800 

Ärzte voran. Die Entnazifizierungsverfahren waren in vollem Gang, als am 14. August 

1946 die Landesärztekammer Südbaden mit einem Festakt in der Villa Cremona ge-

gründet wurde. Friedrich Pitsch hielt die Eröffnungsrede.

Drei Monate später, am 16. November 1946, tagte erstmals ein kommissarischer Vor-

stand, bestehend aus 16 Personen. Kraske eröffnete die Versammlung und verwies 

auf drei Aufgaben, die seiner Ansicht nach zentral für die Arbeit der neuen Kammer 

werden sollten:

„1. Die Arbeitsverteilung, die den Erfordernissen des  

Arbeitslosenproblems gerecht wird. 

2. Die Verteidigung aller Eigentümlichkeiten des freien ärztlichen Berufes,  

die man als ärztliche Grundrechte bezeichnen könne. 

3. Die Wahrung des ärztlichen Anstandes in den eigenen Reihen.“ 111

Bei dieser Besprechung machte Kraske klar, dass auch die Facharztanerkennung durch 

die Ärztekammer Südbaden erfolgen solle. Seit Kriegsende hatten dies die lokalen 

Ärzteschaften auf Kreisebene geregelt.
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L’ épuration oder der französische Weg –  
Vor und Nachteile der politischen Säuberung

Insbesondere die Punkte eins und drei in Kraskes Gründungsrede waren abhängig 

von der Frage der Entnazifizierung. Dabei zeichnete sich bereits in der zweiten Hälfte 

des Jahres 1946 ein deutlicher Stimmungsumschwung in der Bevölkerung ab.112 Die 

épuration, so der französische Begriff für die politischen Säuberungen, verlor überall an 

Rückhalt. Auch in der deutschen Verwaltung und sogar zum Teil in der französischen 

Militärregierung selbst begann man, an der Sinnhaftigkeit der Entnazifizierungspro-

Abb. 25: Protokoll der  
ersten Vorstandssitzung  
am 16. November 1946
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zesse zu zweifeln. Die Kritik bezog sich auf die teilweise sehr unterschiedlichen Sühne-

urteile in vergleichbaren Fällen. Zwar wurden die Entnazifizierungsverfahren nun zen- 

 tral geregelt und es gab eine letztinstanzliche Reinigungskommission auf Landesebene. 

Dadurch sollten verschiedenartige Handhabungen der Fälle durch die lokalen Unter-

suchungsausschüsse verhindert werden. Doch diese Änderungen reichten nicht aus, 

um der Bevölkerung das Gefühl zu vermitteln, dass alles mit rechten Dingen zugehe. 

Der allergrößte Teil der Menschen lehnte die Prozesse mittlerweile als willkürlich und 

ungerecht ab, nicht mehr nur die belasteten Einwohner Südbadens. Allgemein wurden 

Stimmen laut, dass es angesichts der andauernden Not nun Wichtigeres zu tun gäbe.

Tatsächlich wurde die Verfolgung belasteter Ärzte zu Beginn in der französischen Be-

satzungszone deutlich schärfer betrieben als in den anderen beiden Westzonen; sie 

war allerdings auch sehr viel intransparenter. In der amerikanischen und britischen 

Zone wurden die Bürger anhand eines einheitlichen Schemas beurteilt, das sich nach 

objektivierbaren Kriterien wie Rangstufen in NS-Organisationen oder eingenommenen 

Ämtern richtete. Hiernach wurden die Personen eingeteilt und zu entsprechenden 

Sühnemaßnahmen verurteilt. In der französischen Besatzungszone übernahmen diese 

Funktion dagegen dezentrale Untersuchungsausschüsse, die in der Wahl der Sühne-

maßnahmen nicht an ein standardisiertes Schema gebunden waren. Sie sammelten 

vielmehr belastendes und entlastendes Material über die zu überprüfenden Personen, 

das sie dann gemeinsam mit einem Vorschlag über die Höhe der Strafe an die Ver-

waltung bzw. die französische Militärregierung weitergaben. Dieses Vorgehen war 

durchaus effektiv. Denn der Grad der Mitschuld an NS-Verbrechen ließ sich tatsächlich 

nicht zuverlässig an der Anzahl der Mitgliedschaften in NS-Organisationen messen: Es 

gab Ärzte, die weder in der Partei noch in einer ihrer Gliederungen eine nennenswerte 

Position, ja bisweilen nicht einmal eine nominelle Zugehörigkeit, innegehabt hatten. 

Sie waren aber dennoch an Verbrechen gegen die Menschlichkeit beteiligt gewesen. 

Umgekehrt gab es Ärzte, die Mitglied in NS-Organisationen waren, aber unter ge-

wissen persönlichen Risiken versuchten, Medizinverbrechen zu verhindern. Der Leiter 

der Anstalt Wiechs bei Schopfheim, Herbert Piepenbrinck, ist dafür ein Beispiel, wie  

Cécile Mack bereits herausgearbeitet hat. Lokale Säuberungskomitees waren zumin-

dest grundsätzlich eher in der Lage, individuell abzuwägen, wer als überzeugter Natio-

nalsozialist weiterhin ein Risiko für den Aufbau eines demokratischen Gemeinwesens 

darstellte.

1946

Der Alliierte Kontrollrat plant  

die Vereinheitlichung der 

Sozialversicherung unter 

weitestgehender Ausschaltung 

der ärztlichen Mitbestimmung. 

Der Kampf gegen das  

Vorhaben trägt wesentlich  

zur Neuformierung der  

Standes politik bei.

1946

Die Standesorganisationen 

versuchen, Regelungen aus  

der NS-Zeit auf die neuen 

Niederlassungs- und  

Zulassungsordnungen 

anzuwenden, um die Anzahl 

weiblicher Ärzte auf ein 

Minimum zu beschränken – 

auch in Südbaden. Die Ärztinnen 

wenden sich an die Alliierten, 

die schließlich intervenieren.
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Abb. 26: Probleme  
bei der Umsetzung der 
Ent nazifizierung –  
Schreiben des Donau 
eschinger Reinigungs 
ausschusses an das  
Staatskommissariat für 
Politische Säuberung  
in Freiburg113 

 

Wie bereits erwähnt, bestand der große Nachteil der épuration darin, dass die Ver-

fahren für die Betroffenen und die Öffentlichkeit nicht nachzuvollziehen waren. Tat-

sächlich konnte ein Arzt wegen seiner Mitgliedschaft im NSDÄB in einem Kreis eine 

geringe Geld- oder eine Bewährungsstrafe bekommen. Ein Mediziner im Nachbarkreis 

verlor dagegen seinen Arztsitz oder sollte große Teile seines Einkommens auf Jahre 

hinaus abgeben. Der französische Weg war intransparent und konnte nur als Willkür 

erscheinen. Und dennoch war die épuration der amerikanischen Entnazifizierungs-

praxis in einem entscheidenden Punkt überlegen: Es kam nie zu der so schematischen 

wie massenhaften Einstufung von belasteten Personen als Mitläufern, die Jahre später 

im In- und Ausland für Unverständnis und Empörung sorgen sollte.
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Nürnberger Ärzteprozess – ein weltgeschichtliches Ereignis  
mit vielen Bezügen zu Südbaden

Um die Bedeutung des Nürnberger Ärzteprozesses für das Selbstverständnis der Ärzte 

in Südbaden ermessen zu können, muss man sich Folgendes vergegenwärtigen: 

Knapp die Hälfte der Mediziner war durch die Mitgliedschaft in NS-Organisationen 

belastet. Sie alle bangten um ihr berufliches Überleben. Einen nicht geringen Teil ihrer 

Zeit mussten sie damit verbringen nachzuweisen, dass sie sich nichts hatten zu Schul-

den kommen lassen. Genau in dieser Phase begann in Nürnberg der Prozess gegen die 

Medizinverbrecher. Die öffentliche Konfrontation mit den ärztlichen Gräueltaten  

setzte im beruflichen Selbstverständnis der Ärzte einen Abspaltungsprozess in Gang, 

der sich auch am Beispiel Südbadens gut belegen lässt. Die Beteiligung der Ärzteschaft 

am NS-Herrschaftssystem wurde von diesem Zeitpunkt an noch auf Jahrzehnte ver-

schwiegen, vertuscht und relativiert. Die Grausamkeiten wurden nicht als logische 

Konsequenz eines sozialdarwinistischen Gemeinwesens gesehen, an dessen Aufbau 

man als Berufsgruppe bis auf wenige Ausnahmen aktiv mitgewirkt hatte. Es handelte 

sich vielmehr um Verirrungen Einzelner, die im eigentlichen Sinne gar keine richtigen 

Ärzte gewesen waren.

Möglicherweise musste diese Abwehr unter den Südbadener Medizinern nochmals 

heftiger ausfallen, weil eine ganze Reihe von Tätern aus dem Gebiet am Oberrhein 

stammte. Einige der schlimmsten unter den in Nürnberg verhandelten Verbrechen 

wurden hier begangen. Diese Tatsache wurde bereits im offiziellen Titel des Prozes-

ses sichtbar, der den Namen eines Freiburger Alumnus in sich trug: „United States of 

America v. Karl Brandt et al.“. Die Tat, die letztlich den Anstoß dazu gegeben hatte, 

dass überhaupt ein separater Prozess gegen Ärzte zustande gekommen war, war im 

badischen Kammerbereich geschehen: Keine Autostunde von Freiburg entfernt waren 

86 jüdische Menschen im Konzentrationslager Natzweiler-Struthof im Auftrag des pa-

thologischen Instituts der Universität Straßburg vergast worden. Mit Waldemar Hoven 

saß ein prominentes und wohlbekanntes Mitglied einer Freiburger Ärztefamilie auf der 

Anklagebank. Hoven hatte als Lagerarzt in Buchenwald im Zuge von Menschenversu-

chen und Euthanasiemaßnahmen hunderte Morde angeordnet und zahlreiche selbst 

vorgenommen. Er war daran beteiligt, als man in dem Konzentrationslager damit be-

gann, aus menschlicher Haut und Knochen ermordeter Häftlinge Gebrauchsgegen-
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stände anfertigen zu lassen. Auch abseits des Nürnberger Prozesses wurden weitere 

badische Ärzte schwerer Verbrechen angeklagt. Das Landgericht Freiburg verurteilte 

Arthur Schreck und Ludwig Sprauer zu lebenslänglichen Haftstrafen. Hans Eisele war 

von der US-Armee 1945 und 1947 für seine Verbrechen in Dachau und Buchenwald 

bereits zwei Mal zum Tode verurteilt worden. Andere Täter hatten dagegen mehr 

„Glück“. Viktor Ratka war nach Thüringen geflohen, wo offenbar niemand etwas 

von seinen Verbrechen wusste oder wo jedenfalls niemand ein Interesse an seiner Ver-

folgung zu haben schien. Das Gleiche gilt für Josef Vonbun, der aus Österreich nach 

Konstanz geflohen war. 1946 bemühten sich Ärzte des Bezirks Feldkirch in Vorarlberg, 

den Landeshauptmann auf die Verbrechen des Psychiaters aufmerksam zu machen – 

zunächst aber ohne Erfolg. Vonbun hatte die deutsche Staatsbürgerschaft angenom-

men. Doch eines bewirkte der Prozess in Nürnberg durchaus: Die Öffentlichkeit nahm 

die Medizinverbrechen endlich zur Kenntnis. Die Alliierten verstärkten die Wirkung 

des Prozesses noch, indem sie den entsetzten Deutschen Filmaufnahmen aus den be-

freiten Konzentrationslagern vorführten. Diese sahen darin Szenen von verstümmel-

ten Insassen oder von Menschen, die in Druckkammern zu Tode gequält wurden.

Die Ärzteschaft in Südbaden war also mit folgender Tatsache konfrontiert: Erstens 

waren Vertreter ihres Berufsstands grauenhafter Verbrechen angeklagt; und zweitens 

stand jeder Einzelne der südbadischen Ärzte durch die Entnazifizierungsverfahren 

selbst einem Tribunal gegenüber. Fast jeder zweite Arzt musste ernsthafte Konse-

quenzen befürchten. Beide Verfahren – der Nürnberger Prozess gegen die Medizinver-

brecher sowie die Entnazifizierungsverfahren in Südbaden – waren öffentlich. Wenn 

die Entnazifizierung nicht existenzvernichtend sein würde, dann war sie zumindest 

eine ungeheure Demütigung. Und dies bedeutete ein Problem, denn ein Arzt, der 

seinen Patienten gegenüber nicht in der Lage war, als moralische Autorität aufzutre-

ten, war schlichtweg nicht vorstellbar. Dies erklärt die Flucht nach vorne, indem die 

Ärzteschaft zwar lautstark die Verbrecher von Nürnberg verurteilte, aber nur um im 

gleichen Atemzug zu betonen, dass es sich bei diesen ja gar nicht um richtige Medi-

ziner gehandelt habe: Die Täter hätten sich durch ihre Verstöße gegen die „ärztliche 

Ethik“ selbst außerhalb ihres Berufsstands gestellt.
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Worin genau bestand dieser Verstoß gegen die „ärztliche Ethik“, den die Ärzteschaft 

in Deutschland nun den angeklagten KZ-Ärzten vorwarf? Die grundsätzliche Teilhabe 

am sozialdarwinistischen Ausleseprogramm schien es nicht zu sein. Wie im letzten 

Kapitel bereits dargelegt, war ein Großteil der badischen Ärzte grundsätzlich vom Ge-

danken der Eugenik überzeugt. Sie mussten dabei nicht notwendigerweise Anhänger 

der Nationalsozialisten gewesen sein. Die französische Militärregierung wies die deut-

schen Staatsanwälte in den Besatzungsjahren an, Anklage gegen südbadische Ärzte 

zu erheben, die an Zwangssterilisationen beteiligt gewesen waren. Von Medizinern 

wie auch Juristen wurde dies vielfach als Ungerechtigkeit empfunden. Als die Order 

von den französischen Stellen über das badische Justizministerium an die Staatsan-

wälte der Landgerichtsbezirke ging, verstand man dort das Problem zunächst nicht. 

Denn schließlich habe es sich „durchwegs um die Ausführung von ordnungsmässig 

Abb. 27: Anklagebank im Nürnberger Ärzteprozess – 1. Reihe links außen Dr. Karl Brandt,  
2. Reihe von rechts Dr. Wolfram Sievers an dritter Stelle, Waldemar Hoven an vierter Stelle
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ergangenen Entscheidungen des Erbgesundheitsgerichts“ 114 gehandelt. In Konstanz 

etwa stellte der Staatsanwalt die Ermittlungen ein, denn „Zielsetzung und Methoden 

des Erbgesundheitsgesetzes widersprechen weder der Rechtsüberzeugung des Deut

schen Volkes noch auch der übrigen Völker in einer eindeutigen114Weise.“ 115 Daraufhin 

erhob die Militärverwaltung scharfen Einspruch und forderte den badischen General-

staatsanwalt auf, die Wiederaufnahme der Ermittlungen zu veranlassen: „Falls wir 

noch einmal feststellen müssen, dass die Staatsanwaltschaft Konstanz ihre Verfahren 

derart oberflächlich durchführt, sähe sich die controle de la justice gezwungen, durch 

franz. Dienststellen Gegenuntersuchungen anzustellen, um die für diese Nachlässig

keit Verantwortlichen zu ermitteln.“ 116 Die Staatsanwaltschaft Konstanz bemühte sich 

daraufhin darzulegen, wie es in einem Schreiben hieß, dass die „Vorurteile, mit denen 

der ganze Komplex behaftet ist, unzutreffend sind.“117 Die Einschätzung des Kons-

tanzer Oberstaatsanwalts spiegelt dabei die Haltung der Ärzteschaft zum System der 

NS-Medizin wider:

„Bekanntlich bestehen ähnliche [Gesetze] in zahlreichen anderen Staaten, besonders 

auch in mehreren amerikanischen Bundesstaaten. Dass das Erbgesundheitsgesetz und 

seine Handhabung auch von den Alliierten nicht als offenkundiges Unrecht gesehen  

worden ist, geht daraus hervor, dass die im gesetzmäßigen Verfahren beschlossenen und 

durchgeführten Sterilisationen [nicht] in dem Nürnberger Ärzteprozess zum  

Gegenstand von Anklagen gemacht worden sind.“118

Die Existenz eugenischer Sterilisationsprogramme in anderen Ländern wurde zum Fei-

genblatt für die deutsche Ärzteschaft. Die verheerenden Folgen, welche die Einteilung 

von Menschen in Minderwertige und Wertvolle durch Ärzte nach sich gezogen hatte, 

konnte so wieder aus dem öffentlichen Bewusstsein verdrängt werden.

Das Ende der Entnazifizierung, die ersten Kammerwahlen  
und das Badische Kammergesetz von 1949

Der Unzufriedenheit mit den Säuberungen konnte sich auch die französische Militär-

regierung nicht entziehen. Der Druck auf den Gouverneur wuchs, das Durcheinan-

der bei den Sühnemaßnahmen zu beenden. Es kam daher nicht ungelegen, dass der  

Alliierte Kontrollrat im Herbst 1946 beschloss, die Entnazifizierung in ganz Deutsch-
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land zu vereinheitlichen. Es gab nun genau definierte Kriterien, nach denen Personen 

in fünf verschiedene Gruppen eingeteilt wurden: Hauptschuldige, Belastete, Minder-

belastete, Mitläufer und Entlastete. Ärzte, deren Sühnemaßnahmen bereits festgelegt 

worden waren, konnten sich erneut prüfen lassen. Um nicht von einer Welle von Revi-

sionsanträgen erschlagen zu werden, erließ die französische Militärregierung mehrere 

Anordnungen. Durch diese wurde die gesamte Entnazifizierung wesentlich entschärft. 

Wer nach dem 1. Januar 1919 geboren war, wurde nun grundsätzlich begnadigt. 

Wichtiger für die Ärzteschaft waren dagegen die Entscheidungen vom November 

1947 und vom Juli 1948, durch die Angehörige der Gruppen der Mitläufer und der 

Minderbelasteten ihre politischen Rechte zurückerhielten. Für die Landesärztekammer 

Baden und ihre Bezirksärztekammern eröffnete dies neue Handlungsmöglichkeiten. 

Abb. 28: Rundschreiben der 
Landesärztekammer Südbaden 
vom Februar 1950 mit  
Ankündigung von Neuwahlen 
nach dem Scheitern der  
Entnazifizierung

1947

Im Juni beschließen die 

Präsidenten der Ärztekammern 

in Bad Nauheim die Gründung 

der Arbeitsgemeinschaft der 

Westdeutschen Ärztekammern. 

Die hessische Kurstadt bleibt bis 

1951 der Sitz der Organisation, 

aus der die Bundesärztekammer 

hervorgehen wird.

1947

Im September finden zum ersten 

Mal Wahlen zur „Landesärzte-

kammer Südbaden“ statt.

1947

Die Ernährungslage in Südbaden 

ist katastrophal. Der Villinger 

Arzt Johann Nepomuk Häßler 

beklagt Schikane bei der 

Zuteilung. Zugleich verhungern 

Patienten der Heil- und 

Pflegeanstalt Geisingen, weil 

das Klinikpersonal offenbar 

deren Essen für sich behält.
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Nahezu alle politisch belasteten Ärzte hatten nun die Befugnis, wieder Ämter in den 

Standesorganisationen zu bekleiden. Und von diesem Recht machten sie auch Ge-

brauch.

Am 8. November 1947 wurde der erste Vorstand der Landesärztekammer Südbaden 

gewählt. Er bestand aus dem Präsidenten Hans Kraske, dessen Stellvertreter der Do-

naueschinger Dr. Oskar Meroth (1898 bis 1969) wurde. Als Vertreter der Medizini-

schen Fakultät der Universität Freiburg wurde der Lehrstuhlinhaber für Pharmakologie 

und zugleich neue Rektor der Universität, Sigurd Janssen (1891 bis 1968), gewählt. 

Die restlichen Posten gingen an die sieben Bezirksärztekammern. Deren Vorsitzende 

und Stellvertreter bekamen je einen Sitz im Vorstand der neuen Landesärztekammer. 

Mit der Wahl wurde auch ein badisches Ehrengericht (Berufsgericht) auf Landesebene 

geschaffen, das als zweite Instanz nach den Ehrengerichten der sieben Bezirksärzte-

kammern fungierte. Mehrere Ausschüsse wurden gebildet, darunter ein Facharztaus-

schuss. Meldewesen, Berufsgerichtsbarkeit und ärztliche Weiterbildung waren somit 

wieder unter einem Dach vereint. Die soziale Versorgung übernahm ein Fürsorgeaus-

Badisches Innenministerium –  
Französisches Besatzungsgebiet  
Gesundheitsabteilung
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Sieben Bezirksärztekammern  
mit Beirat und Ehrengerichten

wählen  
alle  

wählen  
Vorsitzende

bilden Vorstand Ehrengerichtshof 
der Landesärzte- 

kammer

Präsident und Stellvertreter

21 Kreisvereinigungen Abgeordnetenversammlung

bilden

wählt

wählt

Berufs- 
verbote,  

Entzug von  
Arztsitzen  

und Kassen-
zulassungen, 
Geldstrafen

Gouvernement Militaire en Allemagne, Pays de Bade Santé Publique

Abb. 29: Organigramm 
der Landesärztekammer 
Südbaden unter  
französischer Besatzung 
(1946 –1954)
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schuss, der unmittelbar nach der Formierung des ersten Vorstands gebildet wurde. 

Meist waren es die Witwen von Ärzten, die sich direkt an den Ausschuss wandten. Der 

Vorstand entschied dann in jedem Fall gesondert, ob den Hinterbliebenen ein ein-

maliger Zuschuss oder eine regelmäßige Zahlung gewährt wurde. Zwar verfügte der 

Ausschuss in dieser Zeit nur über minimale Mittel; dennoch war er dringend notwen-

dig. Denn die wirtschaftlichen Verhältnisse waren für die gesamte Gesellschaft katas-

trophal. Noch bis 1958 übten viele Assistenzärzte ihre Tätigkeit unentgeltlich oder 

gegen Kost und Logis aus. Nach Kriegsende hatten knapp 800 Ärzte im Kammer-

bereich gelebt, bis 1951 waren es mehr als 1.700, also gut doppelt so viele. Neben 

den Flüchtlingsärzten aus den Ostgebieten kamen auch aus der Sowjetzone mehr und 

mehr Mediziner nach Südbaden. Die Ausübung der Heilkunde wurde dort zunehmend 

der Kontrolle der sozialistischen Einheitsgewerkschaft FDGB unterstellt. Kinder von 

Ärzten bekamen Schwierigkeiten, zum Medizinstudium zugelassen zu werden. Der 

Anteil der „Arbeiter- und Bauernkinder“ an den Medizinstudenten wurde in der  

Sowjetzone durch Quoten hochgehalten.

Trotz dieser schwierigen Bedingungen gelang es Kraske und seinem Vorstand, eine 

funktionierende Standesorganisation aufzubauen. Dabei hatte es die Landesärzte-

kammer Südbaden sehr viel einfacher als die Ärzteschaft in Nordbaden. Kräftezehren-

de Auseinandersetzungen über den Status als Körperschaft des öffentlichen Rechts 

musste man in Freiburg nämlich nicht führen. Die Franzosen hatten, genau wie auch 

die Briten, nichts Grundsätzliches gegen das Konzept der Freiberuflichkeit und den 

Körperschaftsstatus einzuwenden. Dies lag auch daran, dass sie vergleichbare Ge-

sellschaftsformen aus ihren eigenen Ländern kannten. Die Ärzte in den amerikanisch 

besetzten Gebieten hingegen, in Nordbaden, Nordwürttemberg, Hessen und Bayern, 

mussten 1948 eine bittere Niederlage hinnehmen. Für die wirtschaftsliberalen Ame-

rikaner war eine Körperschaft des öffentlichen Rechts nichts weiter als ein unrecht-

mäßiges Kartell. Vergebens versuchte man die US-Militärregierung mit dem Argument 

zu überzeugen, dass eine Kammer mit Pflichtmitgliedschaft für die Wahrung eines 

„sittlich und ethisch hochstehenden Ärztestandes“ notwendig sei.119 Angesichts der 

in moralischer Hinsicht wenig überzeugenden Vergangenheit der Reichsärztekammer 

hatte dieses Vorbringen keinen Erfolg. Die Kammern in den amerikanisch besetzten 

Gebieten mussten sich zunächst privatrechtlich als eingetragene Vereine organisieren. 

Die „Landesärztekammer Südbaden“ hingegen war bereits auf dem Verordnungsweg 
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Körperschaft des öffentlichen Rechts geworden. Das badische Kammergesetz von 1949 

schrieb diesen Status dann gesetzlich fest.

Das Gesetz war eine unmittelbare Reaktion auf die endgültige Absage der Ameri-

kaner an einen Körperschaftsstatus der Kammern in ihrer Zone im Jahr 1948. Denn 

diese Entscheidung bedeutete, dass die Reichsärzteordnung von 1935 mit Sicherheit 

nicht mehr auf nationaler Ebene gelten würde. Mit anderen Worten: Als sich 1948 die 

Gründung der Bundesrepublik Deutschland als föderalistischer Staat anbahnte, wurde 

endgültig klar, dass man nicht mit einer (west-)deutschlandweiten Lösung rechnen 

konnte. Eine Bundesärztekammer als Körperschaft des öffentlichen Rechts würde ge-

wiss nicht realisiert werden. Zwar war die Reichsärztekammer 1945 mitsamt der Kas-

senärztlichen Vereinigung Deutschlands durch einen Beschluss des Alliierten Kontroll-

rats aufgelöst worden. Es hatte dennoch in der Ärzteschaft die Hoffnung bestanden, 

auf ihrer Basis eine neue nationale Kammer aufzubauen. Dieser Glaube wurde durch 

die Umwandlung der Ärztekammern von Hessen, Bayern, Nordbaden und Nordwürt-

temberg in eingetragene Vereine zunichtegemacht. Die nationale Lösung sollte erst 

später gelingen und weit föderaler sein, als man es ursprünglich vorhatte. Die Wieder-

herstellung einer Ärztekammer als Körperschaft auf länderübergreifender Ebene war 

somit gescheitert. Die Deutschen Ärztetage verabschiedeten jedoch seit 1948 zahl-

1948

Am 5. Mai 1948 gründet sich 

der „Marburger Bund –  

Vereinigung angestellter Ärzte.“ 

Knapp eineinhalb Jahre später 

gründet sich der Verband in 

Südbaden. Vorsitzender  

wird hier der 28-jährige  

Dieter Schareck.

1948

Durch die Währungsreform steht 

die Alters- und Sozialvorsorge 

der deutschen Ärzteschaft 

zunächst vor dem Nichts. In 

Südbaden regelt ein Fürsorge-

ausschuss bei der Ärztekammer 

die dringlichsten Zahlungen an 

notleidende Standeskollegen 

und ihre Angehörigen.

1948

Die amerikanische Besatzungs-

macht nimmt eindeutig Stellung 

gegen Ärztekammern als 

Körperschaften des öffentlichen 

Rechts mit Pflichtmitgliedschaft. 

Zahlreiche Kammern u. a. in 

Nordbaden und Nord-Württem-

berg müssen sich in einge-

tragene Vereine umwandeln.

Sicher Mitglied in NS-Organisationen 

Unbelastet oder unklar

Abb. 30: Anteil ehemaliger Mitglieder von NSOrganisationen in den Vorständen  
der Bezirksärztekammer Südbaden bis 1980
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reiche Beschlüsse, Musterordnungen und Richtlinien, die von den Landesärztekam-

mern zumeist einheitlich übernommen und in Landesbestimmungen umgesetzt wur-

den. Angesichts der Vielzahl verschiedener Interessen und der föderalen Struktur darf 

dies als beachtliche Leistung gelten. Die westdeutsche Ärzteschaft schaffte es in aller 

Regel, bundesweit einheitliche Regelungen durchzusetzen. Aus der „Arbeitsgemein-

schaft der Westdeutschen Ärztekammern“ wurde 1955 die „Bundesärztekammer“. 

Obwohl formal nur ein Verein ohne eigene Rechtsfähigkeit, wurde sie weit mehr als 

ein bloßer Dachverband.

Die Entscheidung für den Föderalismus bedeutete jedoch, dass Baden ein eigenes 

Kammergesetz brauchte. In Zusammenarbeit mit der Gesundheitsabteilung des Innen-

ministeriums arbeitete man mit Hochdruck an dem „Landesgesetz über Kammern für 

Ärzte, Zahnärzte, Apotheker und Dentisten“. Am 27. Mai 1949 wurde es dann vom 

badischen Landtag beschlossen, die französische Militärregierung hatte das Gesetz zu-

vor bestätigt. Die Tatsache, dass es in weiten Teilen noch allzu deutlich die Handschrift 

der Reichsärzteordnung trug, war dabei kein Hindernis. Umfangreiche Passagen, etwa 

zu Rasse, Führerprinzip und aufgehobener Schweigepflicht, waren gestrichen worden. 

Das neue Kammergesetz war dennoch in sich schlüssig.

Die Kompetenzen der Organisation wurden in § 3 der Satzung der Landesärzte-

kammer Baden festgelegt:

„Die Aufgaben der Landesärztekammer Baden sind 

1. Erlaß einer Geschäftsordnung, 

2. Aufstellung einer Wahlordnung und einer Meldeordnung, 

3. Aufstellung von einheitlichen Richtlinien für die Niederlassung als Arzt und  

für die Zulassung zur ärztlichen Tätigkeit in der Sozialversicherung,  

die Führung des Ärzteverzeichnisses und des Arztregisters, 

4. Aufstellung einer einheitlichen Berufsordnung und die Regelung der  

Facharztanerkennung, 

5. Aufsicht über die Einhaltung der ärztlichen Berufspflichten, 

6. Durchführung der ärztlichen Ehrengerichtsbarkeit, 

7. Wahrung und Förderung der beruflichen Belange, Überwachung der  

 Anstellungsbedingungen vertraglich tätiger Ärzte, 

1949

Am 20. Mai 1949 wird der 

Hartmannbund wieder-

gegründet. Motivation ist die 

Unzufriedenheit vieler Ärzte mit 

der sich konsolidierenden  

öffentlich-rechtlichen 

Organisation der Standespolitik.
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  8. Pflege der wissenschaftlichen Fortbildung der Ärzte, 

  9. Regelung des ärztlichen Fürsorge- und Versorgungswesens, 

10. Regelung der Beziehungen zwischen Versicherungsträgern, Fürsorgeverbänden usw. 

und den für die Tätigkeit bei diesen Organisationen zugelassenen Ärzten, 

11. Mitarbeit in der öffentlichen Gesundheitspflege und sozialen Gesetzgebung, 

12. räumliche Abgrenzung der Bezirksärztekammern und Kreisvereinigungen  

und Zuweisung ihrer Aufgabengebiete, 

13. Bearbeitung von Fragen und Anträgen, die von den Ärzten der Kammerbezirke 

an die Landesärztekammer gebracht werden, 

14. Veröffentlichung der Bekanntmachungen.“ 120

Der Weg zur Landesärztekammer BadenWürttemberg

Die Landesärztekammer Südbaden verfügte zu diesem Zeitpunkt über deutlich über-

geordnetere Kompetenzen als in ihrer späteren Form als Bezirksärztekammer Süd-

baden. Lange sollte dies jedoch nicht so bleiben. Nur gut eineinhalb Jahre nach  

Inkrafttreten der Kammerordnung beschlossen Nordbaden, Nordwürttemberg,  

Würt  temberg-Hohenzollern und Südbaden die Gründung eines Südweststaates. Eine 

große Mehrheit der Südbadener Bevölkerung stimmte bei dem Volksentscheid am   

9. Dezem  ber 1951 gegen den Zusammenschluss, weil sie einen „schwäbischen Impe-

rialismus“ fürchtete. Doch nur vier Monate nach dem Referendum wurde das Land 

Baden-Württemberg gegründet. Das Land Südbaden war damit Geschichte und bald 

auch seine Landesärztekammer.

Im Vorstand der Landesärztekammer Südbaden bedauerten einige Mitglieder die neue 

Entwicklung. Denn sie bedeutete, dass viele der Kompetenzen an eine übergeord-

nete Instanz abgegeben werden mussten. Die alte südbadische Ärztekammer hatte 

als eigenständige Landesärztekammer über weit mehr Befugnisse verfügt. Viele An-

gelegenheiten ließen sich nun nicht mehr ohne Weiteres selbst regeln. Aus den Vor-

standsprotokollen und Briefwechseln dieser Umbruchzeit liest man immer wieder eine 

gewisse Nostalgie heraus – ein Bedauern, dass nun die Zentrale in Stuttgart so weit 

entfernt, der zwischenmenschliche Kontakt reduziert sei. „Jedem von uns wird bei 

dem Gedanken einer letzten Sitzung etwas Wehe ums Herz sein“, schrieb der Vor-

1950

Die letzten Lebensmittelmarken 

(für Zucker) verlieren in 

Westdeutschland ihre Gültigkeit. 

Für die Ärzte enden nun die 

Jahre, in denen die Folgen der 

Mangelernährung zum 

medizinischen Alltag gehörten. 

Insbesondere für die südbadi-

schen Mediziner war dies 

aufgrund der knappen 

Kalorienzuteilung durch die 

Franzosen der Fall gewesen.

1950

Die Arbeitsgemeinschaft der 

Westdeutschen Ärztekammern 

wird Mitglied im Weltärzte-

bund. Grundlage für die 

Aufnahme ist die Distanzierung 

der deutschen Ärzte von den 

Medizinverbrechen, die 

Gegenstand im Nürnberger 

Ärzteprozess waren.
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sitzende der Bezirksärztekammer Konstanz, Dr. Werner Baumgartner, im August 1954 

an Hans Kraske.

Am 21. Oktober 1953 erhielt das junge Bundesland Baden-Württemberg ein Gesetz 

für seine ärztlichen Körperschaften, das „Heilberufe-Kammergesetz“. In Freiburg hatte 

man bereits zuvor die Weichen für eine Einbindung der eigenen Standesorganisa-

tion auf der Ebene des Südweststaats gestellt. Dr. Dieter Schareck (1920 bis 2006), 

der zu diesem Zeitpunkt Mitbegründer und Vorsitzender des Marburger Bundes in 

Südbaden war, leistete einiges an Vorarbeit. Er überzeugte die südbadischen Medi-

ziner davon, der Gründung einer Baden-Württembergischen Versorgungsanstalt für 

Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte zuzustimmen. Die Württembergisch-Hohenzollersche 

Versorgungsanstalt in Tübingen wurde dazu auf das gesamte Gebiet Baden-Württem-

bergs erstreckt. Die Währungsreform hatte die alten Versorgungsanstalten hinwegge-

fegt, die wirtschaftliche Lage blieb nach wie vor angespannt. Die Auslagerung dieser 

sensib len Zuständigkeit nach Tübingen war ein erster großer Vertrauensvorschuss der 

badischen Ärzteschaft an die neue Landesärztekammer Baden-Württemberg.

Mit dem Inkrafttreten des Heilberufe-Kammergesetzes wurde aus der Landesärzte-

kammer Südbaden die Bezirksärztekammer Südbaden. Die Ausgestaltung der Nieder-

lassungsordnung, der Berufsordnung, der Facharztanerkennungen – dies alles lag nun 

nicht mehr in Freiburg. Und das nach immerhin beinahe acht Jahren südbadischer 

Eigenregie. Auch die letzte Instanz für die Ehrengerichte war nun in Stuttgart behei-

matet. „Die praktische Durchführung unserer Tätigkeit stellen wir uns so vor, daß die 

Landesärztekammer mit ihrem Vorstand alle grundlegenden und richtungsgebenden 

Entscheidungen trifft, während die vier Bezirksärztekammern im wesentlichen exe

kutiv tätig sind“ 121, stellte Prof. Hans Neuffer (1892 bis 1968) bei der Begrüßungsan-

sprache zur Konstituierung der Landesärztekammer am 18. Mai 1955 klar. Neuffer 

war von seiner neuen Tätigkeit als Präsident der Bundesärztekammer voll beansprucht. 

1958 wurde er daher von Bernhard Villinger als Präsident der Landesärztekammer 

Baden-Württemberg abgelöst. Bereits drei Jahre zuvor war Eduard Eschbacher zum 

1. Vorsitzenden der neuen Kassenärztlichen Vereinigung Südbaden gewählt worden. 

Die Wahl der beiden macht deutlich, dass die Ärzteschaft nun glaubte, sich mit ihrer 

nationalsozialistischen Vergangenheit nicht mehr auseinandersetzen zu müssen. Die 

eigene Mentalität und die Motive für den politischen Gestaltungswillen hatten sich 

1952

Am 25. April 1952 wird das Land 

Baden-Württemberg gegründet.

1953

Niederschlag des Volksaufstands 

in der DDR. In den kommenden 

Jahren fliehen Tausende  

Ärzte und Pflegekräfte nach 

Westdeutschland.
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geändert. Es waren die Besinnung auf Traditionen, ein tiefes Bedürfnis nach Sicher-

heit und die Flucht vor den Erinnerungen an die schweren Jahre, denen alles andere 

untergeordnet wurde.

Auch in der wohl wichtigsten politischen Auseinandersetzung der Nachkriegszeit 

orientierte sich die Ärzteschaft an der Tradition: Mit dem Gesetz über das Kassenarzt-

recht gelang es den ärztlichen Standesorganisationen, ein Behandlungsmonopol für 

niedergelassene Ärzte im ambulanten Bereich zu sichern. Dieser Erfolg konnte nur 

dank der vollen Unterstützung durch die Klinikärzte erreicht werden. Versorgungs-

formen, die damals als ausgesprochen „modern“ betrachtet wurden, lehnte man 

dagegen ab. Ob Polikliniken an Krankenhäusern oder gar in kasseneigenen Einrich-

tungen, ambulante Behandlung durch einen ausgebauten öffentlichen Gesundheits-

dienst oder eine zentralisierte Krankenversicherung – das alles war bis auf weiteres 

vom Tisch. Damit hatte sich im Gegensatz zu den Entwicklungen in anderen europäi-

schen Ländern wie etwa in England ein traditionelles, berufsständisches Modell des 

freiberuflichen Arztes durchgesetzt. Es war gelungen, im Gesetzgebungsprozess eine 

hinreichend geschlossene Front der Mediziner zu mobilisieren. Diese Tatsache lässt 

sich aber nicht ohne das Grundbedürfnis nach Sicherheit und Tradition erklären. Das 

Berufsbild des Arztes sollte weiterhin dem Ideal der Freiberuflichkeit verhaftet bleiben. 

Dies war auch eine Rückbesinnung auf alte Traditionen, wie sie für die ersten Jahre der 

Bundesrepublik typisch waren. Mit dem Slogan „Keine Experimente!“ warb die CDU 

im Bundestagswahlkampf 1957 und sprach damit dem Großteil der Bevölkerung aus 

dem Herzen. Das umstrittene Gesetz über das Kassenarztrecht blieb, weil Vertreter 

der Ärzteschaft Konrad Adenauer (1876 bis 1967; Bundeskanzler von 1949 bis 1963) 

im persönlichen Gespräch überzeugen konnten. Die Zusammenkunft auf der Terrasse 

des Kanzleramts war wohl die wichtigste in der Geschichte der bundesdeutschen 

Ärzteschaft. Mit dabei war Dr. Siegfried Häußler (1917 bis 1989), damals 1. Vorsitzen-

der des Bundesverbandes des Hartmannbundes. Die Rückbesinnung auf die Tradition 

dürfte das Gefallen des Kanzlers gefunden haben. Fast das ganze Land konnte sich 

mit einer solchen Haltung identifizieren. Eskapistische Heimatfilme hatten Hochkon-

junktur. Die schlimmste Not war erst einmal überwunden, noch vieles musste wieder 

aufgebaut werden. Und in einem Punkt bestand allgemeiner Konsens: Es war wenig 

sinnvoll, sich mit der schmerzhaften Vergangenheit zu beschäftigen.
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Auch deshalb wurde dieser Mentalität später vorgeworfen, bereits wieder die Vorstufe 

eines neuen Faschismus zu sein. In der Tat erinnerte das Kassenarztrecht an so manche 

Versprechung, die die Nationalsozialisten der Ärzteschaft gemacht hatten. Gegen die-

se Sichtweise spricht, in welchem Ausmaß die Hoffnungen enttäuscht worden waren, 

die die Mediziner in das NS-Regime gesetzt hatten. Spätestens mit Ausbruch des  

II. Weltkrieges war genau der Typus einer medizinischen Versorgung auf dem Vor-

marsch, den man in der Weimarer Republik als „sozialistisch“ bekämpft hatte. Be-

triebseigene Polikliniken und kurzfristig kostensparende Behandlungen durch die 

Massenorganisationen Hitlerjugend, Bund Deutscher Mädel, Kraft durch Freude etc. 

hatten sich mehr und mehr durchgesetzt. Mit Beginn des Krieges hatte die niederge-

lassene Ärzteschaft zudem rapide an politischem Einfluss bei staatlichen Stellen und 

NS-Massenorganisationen verloren. Die Rückbesinnung auf die traditionelle Freiberuf-

lichkeit war also nicht der Versuch, den Zustand von 1935 wiederherzustellen, son-

dern viel eher den von 1875. Man kann sie vielmehr als Bemühung deuten, nach der 

Katastrophe Halt im Vergangenen zu finden. Es ging darum, das Ideal eines Arztes, der 

nach seiner Niederlassung in einer überschaubaren Gemeinde praktizierte, als einer 

Vertrauensperson, die ihre Patienten und deren Familien möglichst alle persönlich 

kannte und über Jahrzehnte behandelte, wiederherzustellen. Es war genau dieses 

mittlerweile nostalgisch gewordene Berufsideal aus dem 19. Jahrhundert, das durch 

die nachfolgende Generation als autoritär-paternalistisch abgelehnt werden sollte. 

Doch nur vor dem Hintergrund dieser Mentalität konnten die maßgeblichen Struktur-

entscheidungen durchgesetzt werden, die die Stellung der deutschen Mediziner in der 

Gesellschaft der Bundesrepublik bis heute prägen. Der individuelle Arzt sollte mög-

lichst nicht durch Fremdeinwirkung beeinflusst werden. Weder die Politik noch die 

Krankenkassen noch die Vorgesetzten in den Krankenhäusern sollten sein medizini-

sches Handeln lenken. Möglichst viele niedergelassene Ärzte waren die Garanten die-

ser Freiheit. Die notwendige Regulierung sollte in freier Selbstverwaltung durch die 

öffentlich-rechtlichen Körperschaften erfolgen. Diese Selbstverwaltungsorgane ent-

stammten einer langen demokratischen und freiheitlichen Tradition. Trotz der starken 

Partizipation der Ärzteschaft am Nationalsozialismus bot die junge Bundesrepublik 

ihren Medizinern mehr Identifikationspotenzial als man gemeinhin annimmt. Genau-

eres hierzu findet sich im folgenden Kapitel.

1954

Die vier selbstständigen 

Ärztekammern (Süd-)Baden, 

Nordbaden, Nordwürttemberg 

und Südwürttemberg werden 

Bezirksärztekammern in der neu 

gegründeten Landesärzte-

kammer Baden-Württemberg.
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Die konservative Standespolitik der 1950er-Jahre barg jedoch bereits einige problema-

tische Eigenschaften, die sich im Verlauf der folgenden Jahrzehnte zu einer handfesten 

Krise des ärztlichen Selbstverständnisses ausweiten sollten. Der idealtypische Medizi-

ner der Adenauerzeit sollte nach wie vor männlich sein und bürgerlichen Verhältnissen 

entstammen. Er sollte deutschstämmig sein. Sein Verhältnis zum Patienten war ein 

autoritäres und paternalistisches. Schließlich sollten alle Ärzte als Angehörige ein- und 

desselben Berufes zu erkennen sein. 1956 gab es insgesamt 15 Facharzttitel zu erwer-

ben. Subspezialisierungen wie Teilgebiete und Zusatzbezeichnungen existierten nicht. 

Das Gebiet der ärztlichen Weiterbildung schien überschaubar. Einer weiteren Ausdiffe-

renzierung stand man zumindest skeptisch gegenüber. Das traditionelle Arztbild sollte 

jedoch bald mit den Werten einer sich rapide wandelnden Gesellschaft kollidieren.

Als das Kassenarztrecht 1955 verabschiedet wurde, waren die meisten Mediziner 

noch von einer Sache überzeugt: Die große Mehrheit von ihnen würde sich früher 

oder später in freier Praxis niederlassen. Zu diesem Zeitpunkt gab es noch mehr als 

doppelt so viele niedergelassene Ärzte wie Krankenhausärzte. Sowohl die Anzahl der 

Mediziner als auch die Mittel, die dem Gesundheitssystem zur Verfügung standen, 

würde einigermaßen überschaubar bleiben – so glaubte man. 1950 kamen in Süd-

baden auf einen Arzt 750 Einwohner. Offenbar rechnete man nicht damit, dass sich 

dieses Verhältnis wesentlich ändern würde. Die beiden Räume in der Villa Cremona 

waren für die Belange der Ärztekammer schon immer viel zu eng gewesen. Daher 

hatte Eduard Eschbacher einen Ärztebauverein gegründet, der die Mittel für den Kauf 

eines ausgebombten Grundstücks in der Ludwigstraße 23 aufbrachte, das nur wenige 

Häuser von dem Elternhaus Hans Kraskes entfernt lag. Das Geld für das Vorhaben kam 

zu einem Teil über Wiederaufbaukredite, den anderen Teil steuerte die Ärzteschaft 

selbst mit Anteilsscheinen bei. Der neue Sitz wirkte allerdings nur wenig größer als ein 

Einfamilienhaus der 1950er-Jahre. 1955 zog die Bezirksärztekammer gemeinsam mit 

der Kassenärztlichen Vereinigung Südbaden dort ein. Niemand scheint das gewaltige 

Wachstum der kommenden Jahre vorhergesehen zu haben.

1955

Am 8. Juli 1955 stimmt der 

Bundesrat dem Gesetz über das 

Kassenarztrecht zu.  

Damit setzt sich das Prinzip des 

niedergelassenen Arztes  

gegen Pläne, die Krankenhäuser 

und öffentlichen Gesundheits-

dienste nach britischem  

Vorbild auszubauen und an der 

ambulanten Versorgung zu 

beteiligen, durch.
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Abb. 31: Haus in der Freiburger Ludwigstraße 23, Sitz der  
Bezirksärztekammer Südbaden zwischen 1955 und 1972

Unterdessen hatten sich die Ärzteschaft und ihre Stan-

desorganisationen entschieden, über ihr politisches Ver-

sagen in den Jahren der NS-Herrschaft zu schweigen. 

Dies gilt auch für Südbaden, wie in der vorliegenden 

Publikation erstmals nachgewiesen werden konnte. 

Politisch belastete Personen bekleideten hohe Funk-

tionen und fanden sich in den Vorständen sowie unter 

den Delegierten. Die Verantwortlichen in der Kammer 

hatten bis auf wenige Ausnahmen kein erkennbares 

Interesse daran, gegen Medizinverbrecher vorzugehen, 

selbst wenn diesen Mord bzw. Beihilfe zum Mord vorgeworfen wurde. Mit Bernhard 

Villinger, Eduard Eschbacher und anderen waren Personen an der Spitze, die in den 

Ärztekammern die Zwangssterilisation von Tausenden Südbadenern mit verantwortet 

hatten. Dies wurde nicht nur nicht thematisiert, es existierte in dieser Hinsicht auch 

kein erkennbares Unrechtsbewusstsein.

Es gab in der Bezirksärztekammer Südbaden jedoch eine Person, die der Verdrängung 

zumindest ambivalent gegenüberstand. Zwar hatte Hans Kraske schon in der kommis-

sarischen Ärztekammer ab 1946 mit ehemaligen Mitgliedern von NS-Organisationen 

am Aufbau der neuen Standesorganisation zusammengearbeitet. Deren Anteil betrug 

1946 ca. ein Drittel und stieg nach dem Scheitern der Entnazifizierung nach 1950 

auf knapp über 70 % an. Kraske hatte sogar nie ein Interesse daran gehabt, gegen 

politisch belastete Ärzte vorzugehen, und aus seiner Haltung auch keinen Hehl ge-

macht. Die Entnazifizierung hatte er in einer Vorstandssitzung der Kassenärztlichen 

Vereinigung Südbaden im Jahr 1955 als „töricht“ bezeichnet. So schrieb Kraske 1958 

an Willy Reichstein (1915 bis 1978), den Geschäftsführer der Bundesärztekammer, 

dass er „es für sehr unzweckmäßig halte, die heiklen Auseinandersetzungen zwi

schen Partei und NichtPartei zu beleben.“ 122 Allerdings erwartete Kraske von seinen  

Standeskollegen zumindest eine Art stille moralische Reflexion über die Folgen der NS-

Herrschaft. Doch auch die Forderung nach privater Auseinandersetzung war offenbar 

zu viel verlangt. Kraske beklagte sich mehrfach, dass selbst ein leises Eingeständnis 

1956

Das neue Ärztehaus in Freiburg 

wird fertiggestellt. Die 

Bezirksärztekammer Südbaden 

zieht aus der Villa Cremona  

in die Ludwigstraße 23.
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der eigenen Verantwortung für die Katastrophe des „Dritten Reichs“ seinen Kollegen 

nicht zu entlocken war. 1955 nutzte der Präsident der Bezirksärztekammer Südbaden 

die Gelegenheit, auf der ersten Vorstandssitzung der neu gegründeten Kassenärzt-

lichen Vereinigung Südbaden einige Dinge zur Sprache zu bringen. Es ging dabei, wie 

er sagte, um eine Angelegenheit, die er bei seiner Rede zum zehnjährigen Bestehen 

der Vereinigung „nicht öffentlich habe sagen“ wollen:

„Das Vergessen ist eine starke seelische Kraft, im Politischen aber ist ein schlechtes  

Gedächtnis von Übel und so sollte nicht vergessen werden, dass die Trümmer von 1945 

nicht nur unverdientes Schicksal, sondern auch Schuld und Mahnung waren.  

Wer das Bewusstsein dieser Schuld auslöschen und die Mahnung nicht mehr hören  

wollte, der würde wohl der Aufgabe einer Verantwortung für Gegenwart  

und Zukunft nicht mehr gewachsen sein.“123

Bei einer rein politischen Belastung fand Kraske keinen Anlass, über moralische Ermah-

nungen hinaus gegen Standeskollegen vorzugehen. Anders sah es jedoch bei Ärzten 

aus, die sich an Patienten vergangen hatten. Zwar störten ihn die ehemaligen Tätigkei-

ten Eduard Eschbachers, Bernhard Villingers und einiger anderer Vorstandsmitglieder 

im NSDÄB und am Erbgesundheitsgericht nicht weiter. Bei der Duldung von Mördern 

in den Reihen der Ärzte war bei ihm jedoch eine Grenze überschritten. Bereits 1947 

hatte er im Vorstandsprotokoll der Landesärztekammer unter dem Punkt „Bericht über 

den Nürnberger Ärzteprozess […] nochmals dringend [angemahnt], das allen Bezirks

ärztekammern in einer größeren Anzahl zugegangene Buch bei den Ärzten abzuset

zen“,124 es also den Ärzten zukommen zu lassen. Das Buch, von dem Kraske sprach, 

war Alexander Mitscherlichs Dokumentation „Das Diktat der Menschenverachtung“. 

Sie war auf derart geringes Interesse bei der Ärzteschaft gestoßen, dass Mitscherlich 

der Verdacht gekommen war, es sei durch die Ärztekammern gezielt aus dem Verkehr 

gezogen worden. Aber die Wirklichkeit war weitaus trivialer: Kaum jemand unter den 

Ärzten wollte das Buch lesen, auch nicht in Südbaden, und Kraske versuchte zumin-

dest, etwas gegen dieses Desinteresse zu unternehmen.

Nichts zeigt Kraskes Haltung im Februar 1958 besser als der Fall Hans-Bodo Gorgass 

(1909 bis 1993), der in der Tötungsanstalt Hadamar als „Vergasungsarzt“ gearbei-

tet hatte. Der hessische Ministerpräsident Georg-August Zinn (1901 bis 1976) hatte 
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Gorgass im Januar 1958 begnadigt und war deswegen in den Medien ungewöhnlich 

scharf kritisiert worden. Zinn hatte sich daraufhin in einem offenen Brief mit dem Satz 

verteidigt, „Andere Ärzte, die nicht weniger schlimmes und vielleicht noch schlim

meres begangen haben als Gorgass, üben seit Jahren wieder unangefochten ihren 

ärztlichen Beruf aus.“ 125 Kraske schrieb darauf an den Geschäftsführer der Landes-

ärztekammer Baden-Württemberg Krahn, er „habe zu der Entscheidung des Minis

terpräsidenten gar nichts zu sagen und habe auch nichts gegen die Begnadigung 

eines Besessenen, vom HitlerWahn berauschten. Ich hätte aber Einwände dagegen zu 

machen, dass ein Mann, der in mindestens 1.000 Fällen kaltblütig Menschen mit der 

Benzinspritze vom Leben in den Tode gebracht hat, als Arzt weiter arbeitet.“ 126 Ob es 

stimme, dass tatsächlich noch weitere derartige Täter wieder praktizierten, so Kraske, 

„scheint mir deswegen nicht uninteressant nachzuforschen. […] Vielleicht haben Sie 

die Güte, dies als kleine Anfrage über die Landesärztekammer nach Köln weiterzu

reichen.“ Die Bundesärztekammer schrieb am 9. Mai 1958 an Bernhard Villinger, man 

habe sich mit Kraske in Verbindung gesetzt. Dieser sei jetzt auch der Auffassung, dass 

man „im Interesse [der belasteten Ärzte] jeden weiteren Schritt nur behutsam [wird] 

tun dürfen.“ Bei der Bundesärztekammer sei man „zur Auffassung gelangt, dass es 

wohl am zweckmäßigsten sei, keine offiziellen Schritte in diesen Angelegenheiten zu 

unternehmen.“ 127 Kraske hatte sich den Empfehlungen aus Köln gefügt und ruderte 

zurück: Er hielt es offenbar für zweckmäßiger, sein Amt von seinen eigenen Ansichten 

zu trennen. Dennoch behielt sich der Präsident der Bezirksärztekammer Südbaden 

jedoch vor hinzuzufügen: „Persönlich bin ich aber der Auffassung, dass die deutsche 

Ärzteschaft, nachdem sie im Jahre 1946 oder 1947 eindeutig gegen diese Entartung 

einer Gesundheitspolitik im 3. Reich Stellung genommen hat, auf eine Freihaltung 

ihres Berufskreises bedacht sein sollte.“ 128

Der Fall Gorgass war einer unter vielen vergleichbaren Vorgängen. Mitte der 1950er-

Jahre wurden die Überlebenden der Konzentrationslager darauf aufmerksam, dass 

ihre ehemaligen Peiniger wieder unbescholten in der Bundesrepublik lebten. Unter 

ihnen waren auch Ärzte, was besondere Empörung auslöste. Auch in Südbaden hatte 

sich eine Anzahl mutmaßlicher Massenmörder wieder eine Existenz als Mediziner auf-

bauen können. Ermöglicht hatten dies eine Haltung des Vergessenwollens und ver-

mutlich alte Seilschaften aus den Zeiten des Nationalsozialismus. Vereinzelt gelang es 

den Opferverbänden, dass die Staatsanwaltschaften Ermittlungen gegen diese Ärzte 

1957

Dr. Bernhard Villinger  

wird Präsident der Landesärzte-

kammer Baden-Württemberg. 

Villinger war als ärztlicher 

Beisitzer am Erbgesundheits-

gericht Freiburg an der 

gewaltsamen Unfruchtbar-

machung Tausender Menschen 

in Südbaden beteiligt.

1958

Der Kalte Krieg wird auch bei 

den Ärztekammern geführt. Das 

Kuratorium „Ärzte helfen 

Ärzten“ bringt 50.000 DM auf, 

um Kindern von Medizinern  

aus der DDR ein  

Studium in Westdeutschland  

zu ermöglichen.
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aufnahmen. Die Justiz betrieb die Verfahren indes mit sehr unterschiedlichem Auf-

wand. Die betroffenen Mediziner, die im Folgenden noch vorgestellt werden, stamm-

ten entweder aus dem südbadischen Kammerbereich oder waren zum damaligen Zeit-

punkt hier als Ärzte tätig oder hatten sich hier zur Ruhe gesetzt. Den Anfang machte 

der Fall des Donaueschinger Arztes Hans Eisele, von dem im letzten Kapitel bereits die 

Rede war.

Der Skandal um Hans Eisele

Hans Eisele, der zwei Mal zum Tode verurteilt worden war, wurde 1950 von den Alli-

ierten aus Verfahrensgründen begnadigt. Man entließ ihn aus dem Kriegsverbrecher-

gefängnis Landsberg am Lech. Dort waren auch weitere Ärzte inhaftiert gewesen, 

Abb. 32: Brief von  
Hans Kraske an den  
Geschäftsführer der  
Landesärztekammer  
BadenWürttemberg  
vom 25. Februar 1958
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so zum Beispiel Karl Brandt und Waldemar Hoven, die beide zwei Jahre zuvor in der 

Festungshaftanstalt hingerichtet worden waren. Eisele beantragte noch von Lands-

berg aus seine Entnazifizierung in Freiburg im Breisgau, um danach wieder als Arzt 

tätig werden zu können. Die Spruchkammer stufte Eisele nicht nur als „nicht belas-

tet“ ein, sondern wertete Eiseles fünfjährigen Gefängnisaufenthalt in der Begründung 

auch als unangemessen. Die Grundlage für diese Bewertung bildeten Aussagen von 

Freunden und Kollegen Eiseles aus seinen Freiburger Jahren, die seinen Charakter der 

Kammer gegenüber als „sehr gut“ beschrieben hätten. Trotz zweier Schuldsprüche 

sei „nicht anzunehmen, dass […] ihm Verbrechen gegen die Menschlichkeit zuzu

trauen sind.“ 129 Mit diesem Entnazifizierungsbescheid verschaffte sich Eisele von der 

Landesärztekammer Südbaden problemlos alle notwendigen Dokumente, um wie-

der in seinen alten Beruf zurückzukehren. Als anerkannter Spätheimkehrer erhielt er 

von der oberbayerischen Regierung 3.000 DM in bar und einen zinslosen Kredit über 

25.000 DM. Ebenfalls aufgrund seines Status als Spätheimkehrer wurde Eisele von 

der bayerischen Ärztekammer bei der Zuteilung eines Arztsitzes in München bevor-

zugt behandelt. Dort ließ sich er sich als „Arzt für Frischzellentherapie“ nieder und 

praktizierte einige Jahre lang unbehelligt. 1958 erinnerten sich ehemalige Häftlinge 

des Konzentrationslagers Buchenwald während eines Prozesses gegen einen Aufseher 

an den ehemaligen Lagerarzt. Ein Zeuge hatte eher beiläufig sein Befremden darüber 

geäußert, dass Eisele, den er eigentlich schon für hingerichtet gehalten hatte, nun 

wieder unbehelligt als Arzt praktiziere. Anders als in zahlreichen ähnlichen Fällen wur-

de die Angelegenheit sofort ein Medienskandal, der sich noch zusätzlich verstärkte, als 

bekannt wurde, dass eine Patientin Eiseles unter fragwürdigen Umständen verstorben 

war. Die Frau, die an einer Krebserkrankung litt, hatte ihr Haus an Eisele als Kompen-

sation für Behandlungskosten verpfändet, das im Fall ihres Todes in seinen Besitz über-

gehen sollte. Es erschienen zahlreiche Zeitungsberichte, unter anderem im Magazin 

„Der Spiegel“, in der Wochenzeitung „Die Zeit“, in der „Süddeutsche Zeitung“ sowie 

in der „Frankfurter Rundschau“. Eisele befand sich auf einer Urlaubsreise in Italien, als 

er von den Vorwürfen gegen sich erfuhr. Er kehrte zunächst nach München zurück 

und veröffentlichte eine Gegendarstellung. Die Beschuldigungen gegen ihn bestritt 

er vehement. Dessen ungeachtet tauchte er unmittelbar danach unter und floh über 

Genua, versteckt auf einem Fährschiff, nach Ägypten. Dort schloss er sich einer Grup-

pe ehemaliger NS-Wissenschaftler an, die vom Staatschef des Landes, General Gamal 

Abdel Nassr (1918 bis 1970), für den Kampf gegen Israel angeworben worden waren.
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Nach Ägypten verschlug es wenige Jahre später auch einen anderen Arzt, dem die 

Ärztekammer Südbaden eine problemlose Niederlassung ermöglicht hatte. Die Rede 

ist von dem österreichischen Gynäkologen Aribert Heim (1914 bis 1992), der von 

KZ-Überlebenden der „Schlächter von Mauthausen“ genannt wurde. Heim ließ sich 

unbehelligt in freier Praxis in Baden-Baden nieder, obwohl er von österreichischen 

Justizorganen gesucht wurde. Erst 1962 erließ die Staatsanwaltschaft Baden-Baden 

Haftbefehl gegen ihn. Er habe „als SSLagerarzt des früheren Konzentrationslagers 

Mauthausen/Österreich in den Jahren 1941 und 1942 eine grössere genau noch 

nicht feststehende Zahl von Häftlingen dieses Lagers – darunter auch Juden – be

wusst dadurch getötet, dass er ihnen mit einer Spritze Benzin (Petroläther) oder Chlor

magnesium unmittelbar in das Herz gespritzt habe, worauf jeweils sofort der Tod der 

Häftlinge eingetreten sei. Bei einzelnen Häftlingen habe er neben den Einspritzungen 

noch Operationen ausgeführt, obwohl er hierzu eine noch nicht genügende Ausbil

dung und Erfahrung gehabt habe. Dabei habe er wiederholt die Bauchhöhle geöffnet 

und innere Organe herausgenommen und anschliessend durch Spritzen die jeweiligen 

Häftlinge getötet.“ 130

„Die Mörder sind unter uns“ – an Krankenmorden beteiligte Ärzte 
im Südbaden der Nachkriegszeit

Für die Zeit nach Kraskes widerrufener Anfrage an die Bundesärztekammer in der 

Causa Gorgass sind keine weiteren Versuche belegt, etwas gegen die Täter unter den 

Ärzten zu unternehmen. Die Chance, selbst aktiv zu werden, schien jetzt endgültig 

vertan. Die überlebenden Opfer des Dritten Reichs mussten in Eigenregie die Aufmerk-

samkeit auf die Missstände lenken. Zu Beginn der 1960er-Jahre nahm die Strafverfol-

gung Fahrt auf. Verschiedene Justizorgane initiierten eine ganze Reihe von Vorermitt-

lungen, Ermittlungsverfahren und Strafprozesse gegen Ärzte aus dem südbadischen 

Kammerbereich. Den Anfang machte 1961 die Staatsanwaltschaft Konstanz. Im Zuge 

eines Rechtshilfeverfahrens mit Österreich wurden Ermittlungen gegen Josef Vonbun 

eingeleitet. Die meisten Verfahren und Vorermittlungen wurden von Hessen aus ge-

führt. Generalstaatsanwalt Dr. Fritz Bauer (1903 bis 1968) versuchte, gleich vier süd-

badische Ärzte zur Verantwortung zu ziehen. Ein Ermittlungsverfahren wurde gegen 

Viktor Ratka eingeleitet, der sich mittlerweile in Buggingen im Markgräflerland zur 

Ruhe gesetzt hatte, aber noch als Arzt gemeldet war. Vorermittlungen unternahm 
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Bauer auch gegen den T4-Gutachter und zeitweiligen ärztlichen Geschäftsführer der 

T4-Zentrale Dr. Curdt Runckel, der zu dieser Zeit als „Facharzt für Nerven- und Ge-

mütsleiden“ in Randegg bei Konstanz praktizierte. Ein weiterer T4-Gutachter, den 

Bauer ins Visier nahm, war Dr. Gustav Schneider, der sich in Achern zur Ruhe gesetzt 

hatte. Schließlich ließ der hessische Generalstaatsanwalt auch gegen Prof. Alfred Brau-

chle, der bis 1960 Chefarzt des Parksanatoriums Schönau im Südschwarzwald war, 

wegen der Beteiligung an Krankenmorden ermitteln. Sämtliche Vorgänge verliefen 

im Sande. Bis Mitte der 1960er-Jahre waren alle Verfahren gegen südbadische Ärzte 

gescheitert. Obwohl die Beteiligung aller Beschuldigten – mit Ausnahme Alfred Brau-

chles – an den Krankenmorden gut dokumentiert war, wurde kein einziger von ihnen 

zur Rechenschaft gezogen. Insbesondere die spektakulären Begleitumstände der Fälle 

Eisele und Heim hatten zu einer verhältnismäßig großen medialen Aufmerksamkeit 

geführt, wobei in erster Linie die Strafverfolgungsbehörden im Fokus der Kritik stan-

den. Doch in der Presse war durchaus auch die Frage nach der Verantwortung der Ärz-

tekammern laut geworden. Wie hatte es geschehen können, dass ein Arzt wie  Aribert 

Heim wieder in seinen Beruf gelangt war? Wenn die Kammern zuständig waren für 

das ethische Verhalten ihrer Mitglieder, warum hatten sie nicht interveniert? Dass die 

Ärztekammer Südbaden von der Vergangenheit der betroffenen Ärzte nichts gewusst 

hatte, mag für Einzelfälle zutreffen. Aber dass man insgesamt keinerlei Kenntnis über 

das Vorleben der Kammermitglieder hatte, ist allein schon angesichts der damals ge-

ringen Arztzahlen äußerst unwahrscheinlich. Für Beobachter verdichtete sich der Ein-

druck, dass die Untätigkeit der organisierten Ärzteschaft systematischen Charakter 

hatte. Die Standesorganisationen reagierten auf diesen Vorwurf abwehrend. Die Bun-

desärztekammer sah angesichts dieser Beschuldigungen Kräfte am Werk, welche „die 

deutsche Ärzteschaft pauschal […] verurteilen [wollten].“ 131 Es wurde immer wieder 

betont, dass Strafverfolgung und Approbationsentzug Sache der Justizorgane und der 

Innenministerien seien und man deshalb gar nicht zuständig sei. Zu der in vielen Fäl-

len durchaus bestehenden Möglichkeit, berufsgerichtliche Verfahren einzuleiten oder 

sich öffentlich von den Tätern zu distanzieren, äußerte man sich dagegen nicht. Einer 

kritischen Öffentlichkeit blieb angesichts der ausbleibenden Gerechtigkeit nur noch re-

signierter Spott. Dieter Hildebrandt etwa dichtete in der Münchner Lach- und Schieß-

gesellschaft mit „Flucht nach Ägypten“ ein Spottlied auf den untergetauchten Eisele.
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Mitte der 1960er-Jahre war der Versuch, die Medizinverbrechen der NS-Zeit zu ahn-

den, gescheitert. Doch ungefähr zu diesem Zeitpunkt studierte bereits eine neue Ge-

neration von jungen Menschen Medizin. Für einige von ihnen war dieser Umgang mit 

der Vergangenheit nicht akzeptabel. Ein „Schlussstrich“ kam für sie schon allein des-

halb nicht infrage, weil sie in der NS-Medizin eine logische Zuspitzung vieler aktueller 

Missstände im Gesundheitswesen sahen. Davon abgesehen sollten sich in den kom-

menden Jahren und Jahrzehnten die ganze Gesellschaft, ihre Werte und Perspektiven 

verändern. Die Vergangenheit sollte dabei eine völlig neue Bedeutung erhalten.
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90Abb. 33: Dr. Willi Olivier, zweiter Präsident der  
Bezirksärztekammer Südbaden

Geboren am 17. März 1916 in Kyritz, Brandenburg. Willi 
Olivier studierte von 1936 bis 1941 an den Universitä-
ten Tübingen, Berlin und Kiel Medizin. Nach dem Staats-
examen und der Promotion Kriegseinsatz in Frankreich, 
Afrika und Italien, anschließend Kriegsgefangenschaft. 
1948 bis 1961 Niederlassung als praktischer Arzt in 
Rheinfelden. 1964 Niederlassung als Augenarzt in Bad 
Krozingen. 1963 bis 1966 Vizepräsident der Bezirks ärzte-

kammer Südbaden. 1967 bis 1975 Präsident der Bezirksärztekammer Südbaden. Olivier 
starb im Juni 2009.

 
Die Ärzteschaft im Wirtschaftswunder

Zwischen 1949 und 1955 wurden mit dem Kassenarztrecht die Fundamente des bun-

desrepublikanischen Gesundheitswesens gelegt.132 Es war damals noch nicht abzu-

sehen, welche ungeheure Dynamik das stetig ansteigende Wirtschaftswachstum sowie 

die Bevölkerungsentwicklung erzeugen würden.133 Zwar hatten gut sieben Millionen 

Deutsche im II. Weltkrieg ihr Leben gelassen. Doch bereits 1950 lebten zwölf bis vier-

zehn Millionen mehr Menschen auf dem stark zusammengeschrumpften Gebiet des 

ehemaligen Deutschen Reichs in West- und Ostdeutschland. Grund war die Vertrei-

bung von Millionen Deutschen aus den Ostgebieten. Zudem stieg bereits zu Beginn 

des Jahrzehnts die Geburtenrate langsam an, um dann Mitte der 1950er-Jahre in den 

sogenannten „Babyboom“ einzumünden. Zwischen 1950 und 1970 wuchs die Bevöl-

kerung nochmals um zehn Millionen Menschen. Drei Millionen davon waren Arbeits-

migranten, sogenannte Gastarbeiter. Eine wachsende Anzahl an Patienten traf auf eine 

Krankenhausinfrastruktur, die nach wie vor durch Kriegsschäden stark beeinträchtigt 

war. Überall mussten in kurzer Zeit Kliniken wieder aufgebaut und dabei meist auch 

erweitert werden. Der neue Bedarf an Raum im Krankenhaus war nicht nur auf die 

steigende Anzahl der Patienten zurückzuführen. Auch der technische Fortschritt in der 

1961

Im August wird die Berliner 

Mauer fertiggestellt. Damit 

endet eine fünfzehnjährige 

Wander- und Fluchtbewegung 

von Ärzten aus dem Osten  

in die Bundesrepublik.

1967

Dr. Willi Olivier wird  

zweiter Präsident der 

Bezirksärzte kammer. Er löst  

Prof. Hans Kraske ab, der die 

Ärztekammer Südbaden  

20 Jahre lang geleitet hatte.
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Medizin machte sich deutlich bemerkbar. Mit Beginn der 1960er-Jahre kamen mehr 

und mehr medizintechnische Neuerungen auf, die aufwändige bauliche Maßnahmen 

erforderten. Zu nennen sind hier vor allem das Rettungswesen, die Intensivmedizin 

und das moderne Operationswesen. Teil dieses Booms, aber auch dessen Vorausset-

zung, war das Wirtschaftswunder. Die Wachstumsprognosen deuteten fast zwei Jahr-

zehnte lang nur in eine Richtung – steil nach oben. Es gab hinreichend Kapital, um 

die Investitionen in die neue Medizin zu realisieren. Und die Menschen kamen in die 

nie dagewesene Situation, die Leistungen einer modernen medizinischen Versorgung 

auch in Anspruch nehmen zu können. Dafür sorgte der Ausbau des Wohlfahrtsstaats 

im Rahmen der sozialen Marktwirtschaft. Die gesetzliche Krankenversicherung wurde 

auf immer breitere Bevölkerungskreise ausgedehnt. Waren 1950 noch lediglich 70 % 

der Bevölkerung gesetzlich krankenversichert, so waren es 25 Jahre später bereits fast 

90 %.134 Immer mehr Menschen wurden von dem System erfasst. 1953 kamen die 

Vertriebenen hinzu, 1957 alle Personen mit Behinderungen, 1966 ein Großteil der An-

gestellten, 1971 die Landwirte, 1975 die Studenten und ebenfalls 1975 die Künstler 

und Kreativen. Die zahlreichen neuen Beitragszahler ermög-

lichten einen gewaltigen Zuwachs an Medizinern – absolut 

gesehen und relativ zur Gesamtbevölkerung. 1950 kamen 

auf einen Arzt in der Bundesrepublik ca. 1.000 Einwohner, 

1960 waren es nur noch 703. Schon 1980 lag die Zahl bei 

442.135

Der rasante Ausbau des Gesundheitswesens und die wach-

sende Zahl von Ärzten bedeuteten auch mehr Arbeit für die 

ärztlichen Standesorganisationen. Erst 1956 war die Bezirks-

ärztekammer Südbaden gemeinsam mit der Kassenärztlichen 

Vereinigung Südbaden in ein neues Haus in die Ludwigstraße 

23 gezogen. Bereits zehn Jahre später waren die Ärzte ge-

zwungen, sich nach einer weit größeren Immobilie umzu-

sehen. 1966 hatte eine schwedische Tochtergesellschaft des 

amerikanischen Esso-Konzerns in der Sundgauallee in Freiburg eines ihrer Motels, das 

sogenannte Esso-Motor-Hotel, errichtet. Doch schon 1970 benötigte der Mineralöl- 

Gigant Kapital für neue Erdölbohrungen und entschied sich, seine Hotelsparte nach 

und nach abzustoßen. Das Objekt in Freiburg wurde als erstes verkauft. Es war ur-

Abb. 34: Haus der Ärzte  
in der Freiburger  
Sundgauallee um 1975



111KAPITEL 4: Zeiten des Umbruchs (1968 bis 1990)

19
68

 –
19

90

sprünglich in der Erwartung errichtet worden, dass der geplante Zubringer zur Auto-

bahn A5 entlang der heutigen Sundgauallee unmittelbar an dem Motel vorbeifüh-

ren würde. Da die nahe gelegenen Unikliniken eine unzumutbare Lärmbelästigung 

befürchteten, wurde die B31a einige Hundert Meter weiter südwestlich entlang der 

Dreisam gebaut. Damit verlor das Motel für durchreisende Gäste deutlich an Attrakti-

vität und war zuletzt nicht mehr kostendeckend.136 Ohnehin schien das Konzept des 

„Motels“ im Vergleich zu anderen Ländern wie Frankreich, Schweden oder Groß-

britannien in Deutschland nicht so beliebt wie ursprünglich gedacht – obwohl man 

für die autobegeisterte Bundesrepublik, die zugleich das größte Transitland Europas 

war, das genaue Gegenteil erwartet hatte. Als das Objekt an der Sundgauallee zum 

Verkauf stand, entschieden sich Kassenärztliche Vereinigung und Bezirksärztekammer 

Südbaden, den leer stehenden Hotelbau zu übernehmen.

Ausländische Ärzte in Deutschland – deutsche Ärzte im Ausland

Ob zu einem gegebenen Zeitpunkt ein Ärztemangel oder aber eine Ärzteschwemme 

droht, ist eine Frage, die nicht nur heute, sondern zu allen Zeiten heftig diskutiert 

wurde. Darum soll es im Folgenden jedoch nicht gehen, sondern um etwas anderes, 

das allerdings mit dieser Problematik in Zusammenhang steht. Eine Begleiterscheinung 

der massiven Expansion im Gesundheitswesen war eine wachsende Globalisierung 

der Ärzteschaft. Der Boom bewirkte auch einen ungeheuren Bedarf an medizinischem 

Personal auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Dies hatte noch Mitte der 1950er-Jahre 

niemand für möglich gehalten. 1956 hatte ein Artikel im „Ärzteblatt für Baden-Würt-

temberg“ die Frage „Soll mein Sohn Arzt werden?“ aufgeworfen. Der Autor riet davon 

angesichts der „denkbar ungünstigen Berufsaussichten“ 137 eher ab: Tausende von not-

approbierten Medizinern hatten sich zu diesem Zeitpunkt noch immer in den Arbeits-

markt einzugliedern. Ebenso waren Tausende Ärzte aus den Ostgebieten geflohen. 

Aus der DDR hielt der Zustrom republikflüchtiger Mediziner in den Westen bis zum 

Bau der Mauer 1961 an. Die Zahl der Medizinstudenten stieg stetig, während noch 

1958 vereinzelt Assistenzärzte ohne jegliche Bezahlung in den Kliniken arbeiteten. 

Die Situation veränderte sich jedoch viel schneller als erwartet. Spätestens Mitte der 

1960er-Jahre verlangte der Arbeitsmarkt nach einer größeren Anzahl von Ärzten, dies 

bezog sich am stärksten auf Krankenhausärzte. Der Bedarf war dabei jedoch keines-

falls ausschließlich auf Kliniker beschränkt. Zahlreiche verwaiste Landarztsitze wurden 
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zunehmend zum Problem für die Versorgung der Bevölkerung. Viele niedergelassene 

Ärzte fanden über lange Zeit keine Vertreter mehr. Diese Situation wurde durch die 

Einführung der Niederlassungsfreiheit in einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

1960 noch erschwert.

Genau zu dem Zeitpunkt, zu dem der Markt vermehrt nach Ärzten verlangte, befand 

sich zum ersten Mal eine große Anzahl ausländischer Mediziner in der Bundesrepublik. 

9 % der in Freiburg zwischen dem Wintersemester 1961/1962 und dem Sommer-

semester 1963 zum Medizinstudium zugelassenen Männer und Frauen waren keine 

deutschen Staatsangehörigen.138 Eine zunehmende Zahl von Medizinstudenten aus  

allen Teilen der Welt legte ihr Staatsexamen in Deutschland ab. Diese Ärzte kehrten bis-

weilen nicht in ihre Heimat zurück. Für Mediziner aus den Entwicklungsländern waren 

ein Studium und eine Berufstätigkeit in einer der westlichen Industrienationen äußerst 

attraktiv. Die Internationalisierung der bundesdeutschen Ärzteschaft spiegelt dabei 

die gesamtgesellschaftliche Entwicklung Deutschlands hin zum Einwanderungsland 

wider. Zwischen 1960 und 1973 versechsfachte sich der Anteil von Menschen mit 

Migrationshintergrund von 600.000 auf vier Millionen.139 Südbaden machte 1950 

bundesweit den Anfang mit der Anwerbung Zehntausender italienischer Arbeitskräfte 

für die hiesige Landwirtschaft. Mit den Gastarbeitern kamen bereits in erster Gene-

ration Ärzte nach Deutschland, vor allem aus der Türkei und Italien. Zur Behandlung 

ihrer Landsleute wurden insbesondere die türkischen Kollegen dringend gebraucht, 

weil die Sprachbarrieren ein großes Hindernis darstellten. Gemeinsam mit den Medizi-

nern mit Migrationshintergrund, die in Deutschland studiert hatten und nun meist als 

Assistenzärzte in den Kliniken arbeiteten, bildeten sie eine wachsende Gruppe.

Wie im Fall der sogenannten Gastarbeiter hatte niemand die Frage gestellt, was passie-

ren würde, wenn die ausländischen Ärzte langfristig in Deutschland ihrem Beruf nach-

gehen würden. In dem massiv expandierenden Gesundheitswesen waren sie zwar eine 

große Hilfe, ihre Anwesenheit bedeutete aber einen erheblichen Umstellungsprozess. 

Dies galt sowohl für die Standesorganisationen als auch für einige deutsche Mediziner 

und nicht zuletzt für viele Patienten. Spätestens seit der Revolution von 1848 war das 

Berufsbild des Arztes mit dem Deutschtum, also einem ethnischen Nationalismus, ver-

knüpft gewesen. Seit der NS-Zeit und der anschließenden Vertreibung aus den multi-

ethnischen Ostgebieten lebten die Deutschen nicht mehr mit anderen Volksgruppen 

1962
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semester der Numerus clausus 

eingeführt.

1963
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sich bei den Gesundheits - 

ämtern impfen zu lassen.



113KAPITEL 4: Zeiten des Umbruchs (1968 bis 1990)

19
68

 –
19

90

zusammen. Zweifellos glaubten viele fest daran, dass dies an sich keine schlechte 

Sache war. Es gab unter Ärzten wie Patienten aber auch viele Menschen, die der Über-

zeugung waren, dass nichteuropäische Menschen allenfalls in Ausnahmefällen zu hö-

heren Kulturleistungen fähig seien. Als eine solche verstand sich die Medizin jedoch. 

Das europazentrierte Weltbild kollidierte auch in Südbaden mit einem Gesundheits-

wesen, das sich rapide globalisierte und dabei einen Arbeitsmarkt erschaffen hatte, 

der Ärzte mit Migrationshintergrund nachfragte. Ein Beispiel hierfür ereignete sich im 

Frühsommer des Jahres 1964 am Städtischen Krankenhaus Lörrach. Dr. Fritz Eisenecker, 

der Leiter der Klinik und langjährige Vorsitzender des ärztlichen Kreisvereins, bean-

tragte die Einstellung eines jungen Arztes, der aus Nigeria stammte, in Deutschland 

studiert und in Freiburg sein Staatsexamen gemacht hatte. Dem damaligen Lörracher 

Oberbürgermeister Egon Hugenschmidt (1925 bis 2010), der dieser Personalie zu-

stimmen musste, kamen daraufhin Bedenken. Er legte den Fall seinem Gemeinderat 

vor, der sich gegen eine Einstellung aussprach. Die Angelegenheit gelangte zunächst  

an die Lokalpresse und wurde daraufhin Gegenstand eines Fernsehbeitrags der  

„SWF Abendschau“, der am 28. Juli 1964 ausgestrahlt wurde. In der Sendung be  - 

mühte sich ein um Fassung ringender Eisenecker darzulegen, dass der junge Nige rianer 

trotz hin und wieder aufkommender Sprachprobleme ein fähiger Arzt sei. Er werde am 

Klinikum dringend gebraucht und könne auch nicht so einfach durch einen anderen 

Bewerber ersetzt werden. Die Sicht des Gemeinderats auf die Angelegenheit schil-

derte eines seiner Mitglieder, selbst niedergelassener Arzt in Lörrach:

„Meine Auffassung ist die, dass die Frage der Einstellung eines afrikanischen Kollegen 

grundsätzlich keine Rassenfrage ist. […] Der afrikanische Medizinalassistent will ja in 

zwei bis drei Jahren in seine Heimat zurück. […] Die Mentalität des Afrikaners ist  

bekanntlich eine andere, eine ganz andere als unsere europäische. Ihre Auffassung vom 

Tod, Leben, vom Glauben, vom Aberglauben, vom Schmerz weicht nicht unerheblich von 

unserer Auffassung ab. […] Ich halte im Interesse der Bevölkerung und nicht zuletzt  

im Interesse des afrikanischen Kollegen […] eine Einstellung als Medizinalassistent für 

wenig sinnvoll und kann sie nicht gutheißen.“140

Migranten, in diesem Fall ein Arzt, waren nur vorübergehend in Deutschland und 

sollten auch nur vorübergehend hier sein. Diese Ansicht teilte ein großer Teil der Be-
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völkerung und der Politik. Sie sollte sich jedoch als grundlegend falsch herausstellen. 

Die Globalisierung hatte längst begonnen und sollte erst richtig in Fahrt kommen. 

1965 arbeiteten 2.648 Ärzte ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Deutschland. 1975 

waren es mit 7.401 Ärzten beinahe drei Mal so viele. Sie kamen insbesondere aus der 

Türkei, Iran und Jugoslawien.141

Die Mediziner mit Migrationshintergrund waren nur ein Aspekt von vielen innerhalb 

der Globalisierung des Arztberufes. Denn auch die deutschen Ärzte zog es in die Welt. 

Die Hans-Neuffer-Stiftung bot seit den 1950er-Jahren die Möglichkeit, Studienreisen 

ins Ausland zu unternehmen. Viele Ärzte nahmen dieses Angebot in Anspruch und 

kamen so in weit entfernte Gegenden der Welt - in Länder, in die wenige Jahre zuvor 

allenfalls einige Diplomaten und Handelsvertreter gelangt wären. So berichtete das 

Vorstandsmitglied Dr. Rolf Kracke (1922 bis 1995) im Jahr 1975 von einer Studien-

reise nach Japan, Thailand und Hongkong. Zahlreiche Medizinstudenten und junge 

Ärzte begannen in diesen Jahren, Erfahrungen in Entwicklungsländern zu sammeln. 

Als prominentes Beispiel aus Südbaden sei hier nur Dr. Ruprecht Zwirner (1929 bis 

2010) genannt. In den 1960er-Jahren ließ die Universität Freiburg im Rahmen eines 

Entwicklungshilfeprojekts eine medizinische Fakultät in der südvietnamesischen Stadt 

Huê‘ aufbauen. Der spätere langjährige Vizepräsident der Bezirksärztekammer Südba-

den engagierte sich. Auch der Freiburger Psychiater Erich Wulff (1926 bis 2010) war 

an dem Projekt beteiligt und kehrte 1968 nach Deutschland zurück. Dort verfasste 

er unter dem Pseudonym Georg W. Alsheimer einen Bericht über das kriegsgeplagte 

Land mit dem Titel „Vietnamesische Lehrjahre. Sechs Jahre als deutscher Arzt in 

Vietnam 1961–1967“. Die damals viel beachtete Schrift wurde eines der wichtigs-

ten frühen Dokumente einer neuen, international denkenden Friedensbewegung in 

Deutschland. Wulff war nicht der einzige Arzt, der an ihrer Entstehung einen wesent-

lichen Anteil hatte. Leider nahm das Projekt in Huê‘ ein tragisches Ende. Während 

Zwirner und Wulff sicher nach Deutschland zurückkehrten, wurden der Projektleiter 

Dr. Horst Günther Krainick (1908 bis 1968), seine Frau Elisabeth Krainick (1912 bis 

1968) sowie die Ärzte Raimund Discher (1923 bis 1968) und Alois Alteköster (1931 bis 

1968) von Truppen des Vietcongs ermordet. Dr. Simon Reuter, Facharzt für Orthopädie 

und Unfallchirurgie, hat die Ereignisse in Huê‘ in seiner medizinhistorischen Disserta-

tion „Im Schatten von Tet. Die Vietnam-Mission der Medizinischen Fakultät Freiburg  

(1961–1968)“ aufgearbeitet.142
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Etwas näher als die sogenannte „Dritte Welt“, aber dennoch international ausgerich-

tet, war der Oberrheinische Ärztetag. Das Projekt entstand auf Initiative des neuen 

Präsidenten der Bezirksärztekammer, Dr. Hans Schüly (1919 bis 1978), der im Jahr 

1975 Dr. Willi Olivier (1916 bis 2009) nachgefolgt war. Schüly hatte den Oberrhei-

nischen Ärztetag in Anlehnung an eine Veranstaltung gleichen Namens konzipiert, 

die im späten 19. Jahrhundert von den Ärztevereinen im Oberrheinkreis jährlich ab-

gehalten wurde. 1978 fand die Veranstaltung zum ersten Mal seit Jahrzehnten wieder 

statt. Der Präsident selbst hatte ein noch weit größeres und internationaleres Konzept 

geplant, als es letztlich verwirklicht wurde. Es sollten nicht nur Ärzte aus Südbaden 

und der Schweiz anreisen, sondern auch aus dem Elsass und aus den damaligen Part-

nerstädten Freiburgs, aus Besançon, Innsbruck und Padua.

Das Ende der Bürgerlichkeit und der Aufstieg der Ärztinnen

Der Arztberuf wurde nicht nur weniger deutsch, er wurde auch weniger bürgerlich. 

Und diese Entwicklung hatte man ebenfalls nicht kommen sehen: 1952 wurde eine 

Konferenz zur Zukunft der universitären Bildung abgehalten. Dort gab es auch einen 

Abb. 35: Dr. Ruprecht Zwirner (1929 bis 2010) in Huê‘
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Arbeitskreis Medizin. Den Vorsitz hatte der damalige Präsident des Bundes West-

deutscher Ärztekammern, Hans Neuffer, inne. Man war zu dem Schluss gelangt, dass  

Voraussetzung für den Zugang zum Medizinstudium „das Zeugnis der Reife einer 

Oberschule, wo möglich eines humanistischen Gymnasiums“ 143 sein solle. Zwar würde, 

so der Arbeitskreis „das Medizinstudium entsprechend unserem Grundgesetz allen 

sozialen Schichten offenstehen. Bei gleicher Qualifikation zweier Bewerber verdiene 

aber im Allgemeinen der Arztsohn den Vorrang, da Kinder von Ärzten, der Schwere 

des Berufes bewusst, die besseren Voraussetzungen für das Studium mitbrächten.“ 144 

Nur kurze Zeit später war eine solche Haltung quer durch alle politischen Lager nicht 

mehr aufrechtzuerhalten. Als publizistischer Startschuss für die soziale Öffnung des 

Bildungssystems gilt das Buch „Die deutsche Bildungskatastrophe“ aus dem Jahr 

1964. Verfasst hatte es der Hinterzartener Pädagoge Dr. Georg Picht (1913 bis 1982), 

dessen Appell landesweit große Aufmerksamkeit erregte und in seiner Wirkung mit 

der Veröffentlichung der PISA-Studie im Jahr 2001 vergleichbar war. Ausgehend von 

einer Analyse der Entwicklung der Studierendenzahlen in den europäischen Nach-

barländern kam Picht zu folgenden Schlüssen: Erstens machten deutlich zu wenige 

Menschen in Deutschland Abitur. Und zweitens hatte die soziale Herkunft einen viel 

zu starken Einfluss, ob jemand einmal eine Universität besuchen würde oder nicht. In 

den folgenden Jahren verdoppelte Deutschland seine Bildungsausgaben, die Zahl der 

Abiturienten stieg an. Bereits 1957 war die staatliche Studienförderung eingeführt 

worden, die erstmals ein langjähriges Medizinstudium auch für Kinder von Eltern mit 

mittleren oder geringen Einkommen ermöglichte. Die Maßnahmen wirkten: 1960 

wurden in Deutschland 1.183 Approbationen erteilt, 1970 waren es mit 9.752 gut 

acht Mal so viele.145 Die Ärzteschaft rekrutiert sich seither nicht mehr nur aus bildungs- 

und besitzbürgerlichen Schichten.

Die Bildungsreform sollte langfristig auch ein weiteres Kernattribut des traditionellen 

Arztbildes beseitigen, nämlich die Beschränkung auf das männliche Geschlecht. 1950 

war als Folge des Krieges im Kammerbereich Südbaden jeder fünfte Arzt eine Frau. 

Trotz des konservativen gesellschaftlichen Klimas der Adenauerzeit stieg die Erwerbs-

quote der Frauen an, allerdings weit überwiegend in Halbtagsbeschäftigung. Eine  

solche galt als nicht kompatibel mit der Ausübung des Arztberufs. Daher sank der  

Anteil weiblicher Mediziner in den 1950er-Jahren zunächst in Baden-Württemberg 

von ca. 20 % (1950) auf 13 % (1960).146 Insbesondere bei der höheren Bildung von 
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Frauen hatte Picht Nachholbedarf diagnostiziert: „Auch das katholische Mädchen vom 

Land soll Abitur machen!“ 147 war eine seiner Forderungen, die in diesen Jahren häufig  

zitiert wurde. Tatsächlich begann in der zweiten Hälfte der 1960er-Jahre die Anzahl 

der Abiturientinnen stark anzusteigen. Wenig später machte sich dies auch bei der 

Menge der Medizinstudentinnen bemerkbar. Zugleich entwickelten sich die gesetzli-

chen Rahmenbedingungen zugunsten der Ärztinnen. 1958 trat das Gleichberechti-

gungsgesetz in Kraft. Damit durften verheiratete Personen weiblichen Geschlechts 

ohne das Einverständnis ihrer Ehemänner berufstätig sein. Zudem wurde Ehefrauen 

nun das Recht zugestanden, über das Geld, das sie im Beruf erwirtschafteten, auch 

selbst zu verfügen. Zuvor unterstanden das in die Ehe eingebrachte Vermögen sowie 

das berufliche Einkommen der Ehefrau dagegen der Verfügungsgewalt des Eheman-

nes. 1970 war bereits jeder vierte Arzt in Deutschland eine Frau. In den Ärztekammern 

Abb. 36: Schreiben Dr. Else  
Liefmanns an die Landesärzte 
kammer Südbaden bezüglich 
Wiedergutmachung
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waren Frauen indes so gut wie nicht repräsentiert. Dies lag keinesfalls daran, dass die 

Ärztinnen an Berufspolitik kein Interesse gehabt hätten. Die Anliegen der Medizinerin-

nen zu repräsentieren, war eine Aufgabe, die der Deutsche Ärztinnenbund erfolgreich 

für sich reklamierte. Zwischen 15 % und 30 % aller weiblichen Ärzte in Deutschland 

gehörten dem Verband zwischen 1950 und 1970 an.148 Dass die Ärztinnen diesem 

Berufsverband gegenüber den Selbstverwaltungskörperschaften den Vorzug gaben, 

mochte auch daran gelegen haben, dass die bitteren Erfahrungen der Nachkriegsjahre 

nicht vergessen waren. Vor nicht einmal 25 Jahren hatten die deutschen Medizinerin-

nen ein Hilfegesuch an die amerikanischen Besatzer richten müssen: Ärztekammern 

und Kassenärztliche Vereinigungen hatten intensiv daran gearbeitet, sie wieder wei-

testgehend aus dem Beruf zu drängen. Dies war auch in Südbaden geschehen. Und 

noch ein Vierteljahrhundert später bestimmte der Kampf gegen Ungleichbehandlung 

bei der Vergabe von Zulassungen oder Klinikstellen weiterhin das berufspolitische 

Handeln der Ärztinnen. Dagegen blieb die Ärztekammer nach wie vor eher Männer-

sache. Von 255 Funktionären der Landes- bzw. der Bezirksärztekammer Südbaden 

zwischen 1946 und 1967 waren gerade einmal zwölf weiblichen Geschlechts. In den 

Vorstand sollten es Frauen erst im Jahr 1991 schaffen.

Abb. 37: Werbepostkarte mit Ansicht des EssoMotorHotels in Freiburg
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Zwischenzeitlich hatten sich die Rahmenbedingungen für Ärzte allerdings grundlegend 

geändert. Der „ärztliche Stand“ entwickelte sich de facto immer mehr zum „ärztlichen 

Beruf“. Nun passen sich Mentalitäten grundsätzlich erst mit zeitlicher Verzögerung an 

gesellschaftliche Veränderungen an; dieser Befund galt auch für das Wertesystem der 

Ärzte. Die Folgen von sozialer Diversität, zunehmender Arbeitsteilung und der lauter 

werdenden Forderung nach flacheren Hierarchien in den Kliniken hatten längst ihre 

Wirkung entfaltet. Zum gleichen Zeitpunkt befand sich das berufsständische Arztideal 

auf einem Höhepunkt. Dieses Spannungsverhältnis erzeugte eine nahezu explosive 

Dynamik innerhalb der Ärzteschaft. Konservative und progressive Haltungen gerieten 

in heftige Konflikte, beeinflussten sich aber auch gegenseitig. Das Berufsbild des Arz-

tes wurde dadurch in eine neue Zeit überführt. In einem Prozess von gut 40-jähriger 

Dauer wandelte sich das Leitbild des Mediziners. Es wurde radikal infrage gestellt, 

dann wieder neu definiert, einmal durch Druck von außen, einmal durch die Initiative 

von Ärzten selbst verändert. In großen Teilen war dieser Prozess ein Generationenkon-

flikt, zunächst getragen von Medizinstudenten und Assistenzärzten, die später den 

Marsch durch die Institutionen antraten. Was bedeutete das für die Kammer? Eine zu 

Beginn äußerst radikal auftretende Oppositionsbewegung musste integriert werden. 

Akteure aus Südbaden spielten dabei immer wieder eine Schlüsselrolle.

Die 68er und die Medizin

Die Initiative für den gesellschaftlichen Wandel im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts 

wird bis heute in der Studentenbewegung um 1968 verortet. Tatsächlich bewirkten 

die Unruhen dieser Jahre eine gesellschaftliche Aufbruchstimmung, ohne die sich die 

Entwicklung der folgenden Dekaden schwer erklären lässt. Dies gilt auch für die Medi-

zinstudenten und jungen Ärzte, obwohl sie sich im Durchschnitt politisch sehr viel kon-

servativer verorteten als ihre Kommilitonen. In der studentischen Selbstverwaltung der 

medizinischen Fakultät bekamen reformorientierte Gruppen durchaus einen gewissen 

Zulauf. Im Februar 1968 erreichten die Studentenproteste Freiburg. Hier bildeten sich 

kommunistische Studentengruppen wie die marxistisch-leninistische „Basisgruppe 

Medizin“ oder die SDS-nahe „Rote Mediziner Korrespondenz“. Gemessen an der An-

zahl ihrer Mitglieder konnten diese Gruppierungen jedoch keine besondere Wirkung 

entfalten. Allerdings erzeugte ihr radikales Auftreten eine große Aufmerksamkeit, die 

bei den Standesorganisationen Ablehnung und zum Teil Besorgnis hervorrief.

1968

Der Deutsche Ärztetag in 

Wiesbaden beschließt 

richtungsweisende Neuerungen 

im Bereich der ärztlichen 

Weiterbildung. Neben der 

Einführung zahlreicher neuer 

Gebiete wird das Prinzip der 

Subspezialisierung (Teilgebiete) 

formuliert. Die Beschlüsse 

stellen die Weichen für die 

Musterweiterbildungs - 

ordnung von 1976.

1968

Die Universität Freiburg beteiligt 

sich am Aufbau einer 

medizinischen Fakultät in der 

südvietnamesischen Stadt Huê’. 

Die Freiburger Ärzte  

Dr. Horst-Günther Krainick, 

Dr. Raimund Discher und  

Dr. Alois Alteköster werden im 

Februar vom Vietcong entführt 

und ermordet.
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Der Vorstand der Bezirksärztekammer Südbaden befasste sich in seiner Sitzung am  

2. Juli 1971 mit einem Vortrag eines jungen Assistenzarztes namens Hans Mausbach 

(*1937), Sprecher der Frankfurter „Basisgruppe Medizin“. Die Freiburger Selbstver-

waltung AStA hatte Mausbach eingeladen. Der junge Assistenzarzt wiederholte in 

Freiburg im Wesentlichen die Aussagen, die er im September 1970 in einem Fernseh-

beitrag namens „Halbgott in Weiß“ öffentlich gemacht hatte. Die Sendung hatte in 

der Öffentlichkeit enormen Widerhall gefunden. Vermutlich wurde erst durch sie die 

Redensart „Halbgott in Weiß“ in der deutschen Sprache populär. In der Ärzteschaft 

hatte Mausbachs Auftreten für große Unruhe gesorgt. Seine Kritik richtete sich gegen 

rigide Hierarchien in den Kliniken und er sah in der marktwirtschaftlichen Organisation 

der Krankenhäuser eine Gefahr für die Patienten: „Der Kampf um Laufbahn, Macht, 

Prestige und Geld wird auch auf dem Rücken der Patienten ausgetragen. Dieses  

System produziert Unselbstständigkeit, Karrieristentum um jeden Preis, gebrochenes 

Rückgrat am Fließband.“ 149 Für Aufsehen hatte Mausbachs Behauptung gesorgt, dass 

Patienten bei Medikamentenversuchen nicht ausreichend aufgeklärt würden. Anlässlich 

seines Vortrags in Freiburg ging er auf genau diesen Punkt ausführlich ein; denn es 

gab einen aktuellen Anlass: Die Universitätsklinik Freiburg war zu diesem Zeitpunkt in 

die Affäre um den Appetitzügler „Menocil“ verwickelt, die in ihrer Breitenwirkung in 

der Öffentlichkeit in den Jahren 1970/71 durchaus mit der Berichterstattung über 

Contergan vergleichbar war. Im Rückblick gilt sie als einer der großen Arzneimittel-

skandale in der Geschichte der Bundesrepublik. Die Substanz Aminorex war 1965 von 

dem Arzneimittelhersteller Cilag unter seinem Handelsnamen Menocil als Anoretikum 

zugelassen worden. Menocil hatte bei zahlreichen Patienten Lungenhochdruck verur-

sacht, zum Teil mit Todesfolge. Die Begleitumstände der Zulassung waren daraufhin 

heftig kritisiert worden, insbesondere geriet die Fortsetzung von Versuchsreihen nach 

Bekanntwerden der Risiken in den Fokus der Öffentlichkeit. Die Behauptung stand im 

Raum, die Patienten seien von den Ärzten, welche die Versuche leiteten, nicht über die 

bekannten Vorfälle informiert worden. Einer dieser Ärzte war Prof. Hugo Steim (1919 

bis 2004), der zu dieser Zeit Vizepräsident der Bezirksärztekammer Südbaden war. Nur 

drei Wochen vor Mausbachs Vortrag in Freiburg hatte das Magazin „Der Spiegel“ 

Steim als Hauptverantwortlichen für die umstrittenen Versuche benannt. In dem  

Artikel war Steim mit Bild abgedruckt; Geldbeträge wurden genannt, welche die Uni-

versitätsklinik von Cilag für die Durchführung der Studien erhalten hatte.150

1978

Der aus Freiburg stammende 

Ministerpräsident Baden-Würt-

tembergs, Dr. Hans Filbinger,  

tritt wegen seiner NS-Vergan-

genheit zurück. Erstmals bringt 

die sogenannte „zweite  

Schuld“ – das Verleugnen und 

Verdrängen – einen hoch-

rangigen Politiker zu Fall. Die 

NS-Vergangenheit beschleunigt 

im gleichen Jahr auch  

die Abwahl von Bundesärzte- 

kammerpräsident  

Dr. Hans Joachim Sewering.
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Die inhaltliche Substanz von Mausbachs Kritik sowie seine Bewertung der Menocil- 

Affäre sollen hier nicht zur Debatte stehen. Die Ereignisse sind vielmehr bezeichnend 

für eine andere Entwicklung: Die Jahre nach 1968 markieren den spektakulären Be-

ginn des Endes des traditionell-ständischen Arztideals. Mausbach war der erste inner-

ärztliche „Nestbeschmutzer“, von denen es in den folgenden Jahren noch sehr viele 

mehr geben sollte. Angesichts der rhetorischen Militanz der revoltierenden Jungärzte 

überrascht es nicht, dass auch die Bezirksärztekammer mit Abwehr reagierte. Maus-

bachs Auftritt in Freiburg wurde in der genannten Vorstandssitzung diskutiert. Seine 

inhaltlichen Kritikpunkte wurden allesamt verworfen oder nicht kommentiert, darun-

ter auch sein Ruf nach besserem Schutz für Patienten. In dem Entwurf des Protokolls 

fand sich lediglich die Anregung, man solle sich mit der Forderung des Konstanzer 

Gynäkologen Dr. Winfrid Jauch (1919 bis 2000) auseinandersetzen. Dieser hatte im 

Deutschen Ärzteblatt vom 18. November 1970 vorgeschlagen, „eine Art schwarze 

Liste herauszugeben, auf der die Ärztefeinde namentlich und mit kurzem Sachverhalt 

vermerkt wären. […] dann wäre endlich Ruhe auf der Gegenseite.“ 151

Abb. 38: Dr. Hans Schüly, dritter Präsident der  
Bezirksärztekammer Südbaden

Dr. Hans Schüly wurde 1919 in Offenburg geboren.  
Studium der Medizin in München. Staatsexamen und  
Approbation 1944. Von 1945 bis 1949 war Schüly in rus-
sischer Kriegsgefangenschaft. Rückkehr nach Südbaden 
und Tätigkeit an der Universitäts-Frauenklinik sowie an 
der Poliklinik der Medizinischen Universitätsklinik. 1954  
Anerkennung als Facharzt für Röntgenologie und Strah-
lenheilkunde. 1958 Niederlassung als Röntgenfach-
arzt. Seit 1963 Mitglied der Vertreterversammlung der  

Landesärztekammer Baden-Württemberg und des Vorstands der Bezirksärztekammer 
Südbaden. 1975 Wahl zum dritten Präsidenten der Bezirksärztekammer Südbaden. 
Während seiner Präsidentschaft betrieb er unter anderem die Gründung der „Akademie 
für ärztliche Fortbildung“ und initiierte den Oberrheinischen Ärztetag.
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Ruhe sollte jedoch in der badischen Ärzteschaft nicht einkehren, im Gegenteil. In die-

sem Zusammenhang lohnt sich ein Blick nach Nordbaden. Dr. Wolfgang Huber (*1935), 

Assistenzarzt an der Psychiatrischen Universitätsklinik Heidelberg, hatte bereits im Jahre 

zuvor mit 52 seiner Patienten das sogenannte „Sozialistische Patientenkollektiv“ (SPK) 

gegründet. Das Motto dieses Kreises, einer Mischung aus Politsekte und Selbsthilfe-

gruppe, lautete, „aus der Krankheit eine Waffe zu machen“, um eine klassenlose Ge-

sellschaft zu erreichen:

„Im Sinne der Kranken kann es nur eine zweckmäßige bzw.  

kausale Bekämpfung ihrer Krankheit geben, nämlich die Abschaffung der  

krankmachenden privatwirtschaftlich-patriarchalischen Gesellschaft.“152

Dieser Logik zufolge gab es im „Sozialistischen Patientenkollektiv“ auch kein hierarchi-

sches Arzt-Patient-Verhältnis mehr, ja gar keinen Unterschied zwischen Arzt und Patient. 

Huber radikalisierte sich gemeinsam mit einem Teil der Gruppe. Im Juli 1971 wurden ge-

fälschte Papiere, Sprengstoff und Waffen gefunden, das „Sozialistische Patientenkollek-

tiv“ teilte sich auf. Ein Teil der ehemaligen Patienten Hubers trat der „Rote Armee Frak-

tion“ RAF bei und beteiligte sich sechs Jahre später an der Anschlagserie im Deutschen 

Herbst 1977. Für Huber und seine Sympathisanten war die jetzige Gesellschaftsform das 

alles bestimmende Pathogen. Der Arzt in seiner herkömmlichen Form war für sie eine 

Stütze der krankmachenden Gesellschaft. Damit war der Arzt selbst eine Art Krank-

heitserreger, den es in letzter Konsequenz mit Gewalt zu bekämpfen galt. Huber und 

Mausbach waren schrille Exponenten, die nach einem radikalen Wandel der Medizin 

verlangten. Es war nun Sache der Ärzteschaft, in welchem Ausmaß sie den Umbruch, 

der zweifelsohne in der Luft lag, mitgestalten würde. Dabei musste und konnte sie zei-

gen, dass sie in der Lage war, auf die Kritik zu reagieren. Tatsächlich hatten auch konser-

vative Kräfte innerhalb der Ärzteschaft längst begonnen, an Reformen zu arbeiten. 1970 

etwa befasste sich der Deutsche Ärztetag mit der Lage der psychiatrischen Versorgung 

in Deutschland. Geplant war eine groß angelegte Enquete-Kommission. Bezeichnender-

weise war es eine Initiative der Unionsfraktion, die den „Bericht über die Lage der Psych-

iatrie in der Bundesrepublik Deutschland“ 1971 auf den Weg gebracht hat. Allerdings  

konnte das Problem nur mit anhaltendem öffentlichem Druck politisch angegangen 

werden. Insofern kann man die Psychiatriereform als produktives Resultat der Konflikte 

zwischen konservativen und progressiven Kräften innerhalb der Ärzteschaft deuten.
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Durch die 68er und die Reaktionen, die sie hervorriefen, war die Ärzteschaft zum ersten 

Mal seit dem Ende der NS-Herrschaft wieder politisiert worden. Unter Teilen der Medi-

zinstudenten hatte sich eine ausgesprochene Protesthaltung herausgebildet. Als diese 

Studenten die Universitäten verließen und in den Beruf eintraten, entstand, was be-

reits Zeitgenossen als „innerärztliche Opposition“ bezeichneten. Die neue Bewegung 

war durchaus nicht so homogen, wie es die starke Polarisierung suggerieren mag. Es 

existierte eine Vielzahl verschiedener Forderungen gesundheitspolitischer, aber auch 

allgemeinpolitischer Art, die jeweils auf radikale oder gemäßigte Art vorgetragen wur-

de:153 Die Psychiatrie sollte reformiert oder gleich vollständig abgeschafft werden. Die 

Frauenheilkunde in ihrer damaligen Form erschien vielen Medizinern, die an den Uni-

versitäten mit der Frauenbewegung in Berührung gekommen waren, nicht mehr trag-

bar. Viele Ärzte protestierten gegen den Einfluss der pharmazeutischen Industrie oder 

Abb. 39: Titelblatt einer  
antipsychiatrischen Agitations  
schrift des Sozialistischen  
Patienten  kollektivs an der  
Universität Heidelberg  
von 1972
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EXKURS 

beklagten ganz allgemein ein missbräuchliches „Geschäft mit der Gesundheit“ durch 

ihre Standeskollegen. Patienten, so die Kritik, seien in dem gegenwärtigen, intrans-

parenten System vollständig entmündigt. Daher seien sie nicht in der Lage, autonom 

über ihre Behandlung zu entscheiden oder sich gegen Behandlungsfehler zu wehren. 

Junge Ärzte in den Kliniken wünschten sich flachere Hierarchien unter ihren Kollegen, 

aber auch ein egalitäres Verhältnis zu den anderen Gesundheitsberufen, insbesondere 

zur Pflege. Auch Themen, die nicht unmittelbar den ärztlichen Alltag betrafen, wur-

den von den Medizinern vertreten: Gemeint sind vor allem die Friedensbewegung und 

die Umweltbewegung mit ihrer Schnittmenge, der Anti-Atom-Bewegung. So hetero-

gen die Opposition war, so lässt sie sich doch auf einen Nenner bringen: Der Kern des 

Protestes war die Ablehnung eines traditionellen Arztideals, das ständisch geprägt und 

daher paternalistisch und autoritär war. Die schmutzige Hypothek dieses Ideals war in 

den Augen der jungen Ärzte die Rolle der deutschen Ärzteschaft im Nationalsozialis-

mus, die weitestgehend verdrängt und tabuisiert war. Es war kein Zufall, dass sich 

zahlreiche Mediziner aus dem oppositionellen Lager der Medizingeschichte widmeten.

 
Frauenbewegung und Medizin in den 1970er-Jahren

Für kein anderes Fachgebiet wie die Frauenheilkunde schien die Kritik am paternalisti-
schen Arztbild so treffend und angebracht. Die zweite Frauenbewegung nahm sich in 
den 1970er-Jahren des Themas an. Junge Ärztinnen gründeten gemeinsam mit Frauen 
aus anderen Gesundheitsberufen, Hebammen, Krankenschwestern und Psychologinnen, 
gynäkologische Beratungsstellen. Sie verstanden sich als offensiver Gegenentwurf zur 
etablierten medizinischen Tradition. Diese war männlich, aktiv, dominant und unver-
kennbar ein Werkzeug des Patriarchats, mit dem die Frau und ihr Körper den Män-
nern untertan gemacht werden sollten. Das gesamte Feld der weiblichen Sexualität, 
Menstruation, Schwangerschaft, Geburt und Menopause, hätten sich männliche Me-
diziner unrechtmäßig angeeignet. Frauen würden systematisch von ihrem natürlichen 
Verhältnis zu sich selbst entfremdet. „Natürliche Schwangerschaft – natürliche Geburt“  
waren Schlagworte, die eine starke Breitenwirkung entfalteten. Sicherlich identifizierten 
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tiven Frauenheilkunde“. Die Bewegung hatte dennoch einen Nerv getroffen. An vielen 
Universitätskliniken organisierten kritische Medizinstudentinnen Protestaktionen und 
forderten, dass man dort nicht über, sondern mit den Patientinnen sprechen sollte. Die 
Frauenbewegung geriet mit ihrer Forderung nach Selbstbestimmung über den eigenen 
Körper in mehrfacher Hinsicht in ein Spannungsverhältnis zur Ärzteschaft. Besonders 
deutlich zeigte sich dies in den Debatten um die Reform des § 218 Strafgesetzbuch.  
Abtreibungen ließen sich durch Verbote nicht verhindern, worüber Konsens zu herr-
schen schien. Über die Umstände, unter denen eine Schwangerschaftsunterbrechung 
zulässig sei, wurde jedoch erbittert gestritten.

Unterdessen hatte der Frauenanteil in der Ärzteschaft Mitte der 1970er-Jahre erst-
mals wieder den Wert der unmittelbaren Nachkriegsjahre von 20 % überschritten und 
wuchs weiter an. 1990 waren bereits 35 % der berufstätigen Mediziner Frauen.154 Im 
Vorstand der Bezirksärztekammer Südbaden spiegelte sich dies jedoch nicht wider. Das 
Organ war eine reine Männerdomäne, im Vorstand der Bezirksärztekammer fand sich 
bis 1991 keine einzige Frau. Im Vorstand der Landesärztekammer Baden-Württemberg 
gab es zwischen 1974 und 1993 ganze drei Ärztinnen – keine von ihnen kam aus Süd-
baden. Dabei wäre gerade in diesen Jahren die berufspolitische Repräsentation von 
Medizinerinnen dringend notwendig gewesen. Es gab nun zahlreiche Frauen in allen 
Fachgebieten, deren Karrieren jedoch ganz offensichtlich völlig andere Verläufe als die 
ihrer männlichen Kollegen nahmen. Systematische Benachteiligungen bei den Einkom-
men und der Besetzung von Stellen wurden offenkundig. Das gesamte Arbeitsleben 
eines Mediziners war nicht nur auf Vollzeit, sondern darüber hinaus auch auf Not- oder 
Bereitschaftsdienste ausgerichtet. Es existierte keine öffentliche Kinderbetreuung vor 
dem 3. Lebensjahr. Von Ärztinnen wurde erwartet, dass sie nach der Geburt ihrer Kinder 
auf unbestimmte Zeit aus ihrem Beruf ausschieden. Frauen, die dies nicht taten, waren 
einer weitverbreiteten Geringschätzung ausgesetzt.

1982

Der Anteil an berufstätigen 

weiblichen Ärzten in Südbaden 

erreicht erstmals seit 1951 

wieder die hohen Werte der 

unmittelbaren Nachkriegsjahre.
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Abb. 40: Politsatirisches Plakat des Künstlers Klaus Staeck 
zu Beginn der Kostendämpfungsdebatte aus dem Jahr 1975

Doch nicht nur die Ärzte wurden selbstkritischer, sondern auch die 

Bevölkerung wurde in Gesundheitsfragen zunehmend sensibler und 

anspruchsvoller. Die Medien berichteten kritischer über die Ärzte-

schaft – und dies nicht nur in den politisch linken, sondern auch in 

den eher bürgerlich orientierten Redaktionen. Dies bedeutete auch 

für die Bezirksärztekammer Südbaden eine neue Situation. Auf dem 

78. Deutschen Ärztetag in Hamburg protestierten 1975 Hunderte 

Ärzte gegen eine in ihren Augen einseitig konservative Berufspolitik 

ihrer gewählten Standesvertreter. Auf Transparenten las man: „Wir 

Ärzte sagen den Standesfunktionären – kein Geschäft mehr mit 

der Krankheit.“ 155 Eine grö ßere Gruppe von Ärzten suchte also den 

Schulterschluss mit einer (scheinbar) kritischen Öffentlichkeit gegen 

ihre eigene Berufsorganisation. Die Presse war ganz überwiegend 

auf der Seite der Demonstranten. Dies galt auch für die Badische Zei-

tung in Freiburg, wie man im Haus der Ärzte zur Kenntnis nehmen 

musste. Im gleichen Jahr entwarf der Rechtsanwalt und Künstler 

Klaus Staeck (*1938) für den Juso-Landesverband in Baden-Württemberg ein Plakat. 

Darauf waren ein Arzt in weißem Kittel und neben ihm – gut sichtbar – ein 1.000-DM-

Schein abgebildet. Der Titel des Plakats lautete: „Wenn Du zum Arzt gehst, vergiss den 

Krankenschein nicht.“ Wie schon in der Causa Mausbach reagierte man in Freiburg 

mit den Mitteln der Vergangenheit: Auf Initiative der Bezirksärztekammer Südbaden 

verklagte die Landesärztekammer Baden-Württemberg den Karikaturisten Klaus Staeck 

und die Jusos wegen Beleidigung. Das Verfahren wurde von der Staatsanwaltschaft 

eingestellt, wogegen die Kammer Widerspruch einlegte – im Ergebnis erfolglos.

Konkrete Konsequenzen für die Arbeit der Kammer hatten die Proteste bis dato 

nicht gehabt; doch das änderte sich nun. Publikationen, in denen Ärzte kritisiert wur-

den, hatten in diesen Jahren Konjunktur. Vorläufiger Höhepunkt dieser Entwicklung 

war die Veröffentlichung des Buchs „Auf Messers Schneide. Kunst und Fehler der  

Chirurgen“ des umstrittenen Chirurgen Julius Hackethal (1921 bis 1997) im Jahr 1976. 

Sein Buch blieb fast zwölf Monate auf Platz eins der Spiegel-Bestsellerliste. Die Zahl 

1976

Der Bestseller „Auf Messers 

Schneide. Kunst und Fehler der 

Chirurgen“ des umstrittenen 

Chirurgen Dr. Julius Hackethal 

erscheint. Hackethal wirft  

seinen Standeskollegen eine 

„Verschwörung gegen die 

Selbstbestimmung des 

Patienten“ und die systema- 

tische Inkaufnahme schwerer 

Behandlungsfehler vor.
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der Prozesse gegen Ärzte und Kliniken wegen behaupteter Behandlungsfehler war 

bereits seit ca. 1970 gestiegen, nun wuchs sie noch stärker an. Vor diesem Hinter-

grund wurden die Gutachterkommissionen für Fragen ärztlicher Haftpflicht an den 

Kammern eingerichtet. Die Kommission in Südbaden nahm ihre Arbeit 1977 auf. Sie 

war die erste strukturelle Erweiterung der Kammer seit dem Jahr 1906, als sie die  

Berufsgerichtsbarkeit und die Fürsorgeeinrichtung erhalten hatte. Ihre Entstehung ist 

nur vor dem Hintergrund eines gesellschaftlichen Wandels zu erklären, durch den sich 

das Verhältnis Arzt-Patient grundlegend veränderte.

Das Verhältnis der jungen Ärzte zu ihren Standesorganisationen blieb in diesen Jah-

ren ausgesprochen angespannt. Kassenärztliche Vereinigungen und Ärztekammern, 

Deutscher Ärztetag und die Ärzteblätter wurden als Hemmschuhe auf dem Weg zu 

einer fortschrittlichen Medizin wahrgenommen. Die gewählten Vertreter würden eine 

moderne und solidarische medizinische Versorgung der Bevölkerung aus „Standes

dünkel“ und „rückständiger Geisteshaltung“ blockieren. In Südbaden kollidierten die 

verschiedenen Interessengruppen insbesondere bei der Frage des richtigen Umgangs 

der Kammer mit der Umweltbewegung. Im Februar und März des Jahres 1977 war 

die endgültige Entscheidung über die Zukunft des geplanten Kernkraftwerks in Wyhl 

am Kaiserstuhl gefallen. Einer breiten Bürgerbewegung war es zum ersten Mal gelun-

gen, den Bau eines Atomkraftwerks zu verhindern. Wyhl war die Geburtsstunde der 

Anti-Atom-Bewegung in Deutschland. Wenige Wochen zuvor hatte sich der Vorstand 

der Bezirksärztekammer mit den Eingaben zahlreicher junger Ärzte aus Südbaden be-

fasst. Diese hatten die Kammer gebeten, zu möglichen Risiken der Kernenergie für die 

Gesundheit der Bevölkerung Stellung zu nehmen. Im Protokoll wurde festgehalten, 

dass man in einer solchen Angelegenheit „lediglich informieren, nicht aber werten 

könne.“ 156 Ein Hinweis der Kammer auf die Risiken der Atomkraft wurde zu diesem 

Zeitpunkt also nicht als adäquate Aufklärung über ein potenzielles Gesundheitsrisi-

ko verstanden. Was heute zweifelsohne als wissenschaftlicher Fakt gelten würde, er-

schien damals im Kern als politische Äußerung. Tatsächlich war in Wyhl Geschichte 

geschrieben worden. Die Bezirksärztekammer Südbaden hatte in der Vergangenheit 

durchaus für sich in Anspruch genommen, als Autorität in Fragen der öffentlichen 

Gesundheit aufzutreten. Für einen wachsendenden Anteil der Bevölkerung, zahlreiche 

Kammermitglieder eingeschlossen, hatte sie einen massiven Verlust an Glaubwürdig-

keit erlitten. Das sahen und vermittelten auch große Teile der Medien so.



128 KAPITEL 4: Zeiten des Umbruchs (1968 bis 1990)

19
68

 –
19

90

Es ist keine Übertreibung zu sagen, dass die ärztlichen Standesorganisationen in den 

1970er-Jahren von einer Welle der öffentlichen Kritik überrollt wurden. Dies war kei-

nesfalls nur der subjektive Eindruck älterer Standesvertreter, die offene Beanstandun-

gen in diesem Ausmaß nicht gewohnt waren. Es ist mittlerweile auch wissenschaftlich 

belegt.157 Auch in Südbaden war man sich zunehmend im Klaren, dass eine bessere 

Kommunikationsstrategie her musste. Denn es ging nicht nur darum, in dem anhal-

tenden Pressegewitter zu bestehen. Wichtiger war es vielmehr, weiterhin in der Lage 

zu bleiben, die Patienten zu erreichen. Die Voraussetzungen hierfür waren nicht die 

schlechtesten. Seit das Institut für Demoskopie Allensbach zu dieser Zeit begann, die 

Bevölkerung zu befragen, welcher Beruf in ihren Augen der angesehenste sei, ran-

gierten Ärzte stets auf Platz eins. Dieselbe Patientenschaft, die Medizinern gegenüber 

immer kritischer und selbstbewusster auftrat, brachte ihren Ärzten nach wie vor eine 

einzigartige Wertschätzung entgegen. Dr. Martin Schieber (*1939), der seit 1970 als 

Hausarzt in Freiburg-Lehen tätig war, begann in diesen Jahren, kleine Informations-

briefe für Patienten zu schreiben. Diese lagen dann regelmäßig in seinem Wartezim-

mer aus, später auch bei weiteren Freiburger Ärzten.

Andere Standesvertreter reagierten auf die stetige Kritik mit gekränktem Rückzug oder 

versuchten auf dem Rechtsweg, einer empfundenen oder tatsächlichen Herabsetzung 

ihrer Person entgegenzutreten. Darin offenbarte sich die ganze Verletzlichkeit eines 

Arztideals, das auf vormodernen Prinzipien von Ehre, Würde und gesellschaftlichem 

Status gegründet war. Und nirgends zeigte sich diese Empfindlichkeit so deutlich wie 

beim Umgang mit der nationalsozialistischen Vergangenheit der Ärzteschaft. Die 

Wahrung des eigenen Gesichts gegen jede noch so erdrückende Beweislage genoss 

eine Priorität, die heute befremdlich wirkt. 1978 beschrieb der Investigativjournalist 

Dagobert Lindlau den damaligen Präsidenten der Bundesärztekammer, Hans-Joachim 

Sewering, mit folgenden Worten: Dieser „habe sich vom jungen SSArzt im Dritten 

Reich zum höchsten Repräsentanten der deutschen Ärzteschaft hochgearbeitet.“ 158 

Sewering klagte und erreichte dabei einen nur zweifelhaften Erfolg: Lindlau durfte ihn 

nicht mehr als „SSArzt“ bezeichnen, sondern nur noch als „Arzt, der Mitglied bei der 

SS war“. Doch wenige Tage vor dem 81. Deutschen Ärztetag in Mannheim berichtete 

dann das Magazin „Der Spiegel“ neue Erkenntnisse über Sewering. 1943 habe dieser 

ein 13-jähriges Mädchen in eine Tötungsanstalt („Kinderfachabteilung“) einweisen 

lassen. Die Vorwürfe wurden in Mannheim zwar mit keinem Wort erwähnt, doch nach 
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Aussagen von Teilnehmern herrschte eine gespenstische Begleitatmosphäre. Etwas 

hatte sich geändert: Mit zunehmendem zeitlichem Abstand zu den Medizinverbre-

chen im Dritten Reich nahm das öffentliche Interesse an einer kritischen Aufarbeitung 

zu und nicht etwa ab.

Auch die Ärzteschaft in Südbaden ließ ihre NS-Vergangenheit nicht los, obwohl von 

den Tätern und den schwer Belasteten zu Beginn der 1980er-Jahre nur noch weni-

ge lebten. Arthur Schreck war 1963 in Pfullendorf gestorben, Alfred Brauchle 1964 

in Schönau, Viktor Ratka 1966 in Heitersheim. Hans Eisele war zunächst nur knapp 

einem Paketbombenanschlag durch den israelischen Geheimdienst entkommen, 

starb dann aber 1967 unter ungeklärten Umständen in seinem Haus in Kairo. Ob-

wohl es also mit jedem Jahr weniger darum gehen konnte, die Täter zur Rechenschaft 

zu ziehen, begann die Debatte jetzt erst richtig. 1983 belastete der Journalist Ernst 

Klee den Allensbacher Neurologen und Unternehmer Friedrich Schmieder, Gründer 

der Klinikgruppe „Kliniken Schmieder“, in der Wochenzeitung „Die Zeit“ schwer. 

Schmieder hatte während des Nationalsozialismus an einem Forschungsprojekt der 

psychiatrischen Universitätsklinik Heidelberg gearbeitet. Für die Untersuchung waren 

geistig behinderte Kinder ermordet worden, um ihre Gehirne zu untersuchen. Sein 

Honorar von 400 Reichsmark wurde direkt aus Mitteln der T4-Tarnorganisationen be-

zahlt. Schmieder rechtfertigte sich, er habe nichts von den Tötungen der Kinder ge-

wusst. Problematisch allerdings und in gewisser Hinsicht typisch für die ältere deut-

sche Ärzteschaft war die Art und Weise, wie er sich verteidigte: „Man wolle ihn“, sagte 

Schmieder dem Südkurier, „durch Jahrgang und Beruf bedingt, zum Sündenbock 

für menschenverachtendes Denken und Handeln vor 40 Jahren“ 159 machen. Damit 

brachte er genau die Haltung zum Ausdruck, die die innerärztliche Opposition so sehr 

an ihren älteren Standeskollegen kritisierte, nämlich die Weigerung, sich mit der Ver-

gangenheit auseinanderzusetzen. Die Wahrheit erschien als eine einzige Beleidigung. 

Auch die Bezirksärztekammer Südbaden war nach wie vor nicht frei von politischen 

Altlasten. Noch in der Wahlperiode 1975 bis 1979 hatten mindestens zwei Vorstands-

mitglieder NS-Organisationen angehört. Erst seit 1987 war der Vorstand der Kammer 

frei von ehemaligen Parteigenossen.
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EXKURS 

Für viele junge, insbesondere reformorientierte Ärzte war die nicht aufgearbeitete  

NS-Vergangenheit nicht mehr akzeptabel. Dabei ging es ihnen aber keineswegs nur 

um die Fehler der Vergangenheit. Was immer die jungen Ärzte an der Medizin der  

alten Bundesrepublik kritisierten, schien ihnen vielmehr auf die eine oder andere  

Weise mit dem Nationalsozialismus zusammenzuhängen. Besonders traf dies auf die 

Anstaltspsychiatrie zu, dem Verwahrsystem, durch das Menschen selektiert, stigmati-

siert und an der Teilhabe am öffentlichen Leben gehindert wurden. Ende der 1970er-

Jahre begann sich in der innerärztlichen Opposition Unzufriedenheit mit den Protest-

aktionen zu verbreiten, viele wollten eigene Visionen realisieren. Aus dieser Situation 

heraus entstanden die alternativen Gesundheitstage als wohl spektakulärste Aus-

drucksform der Reformbewegung. Ärzte aus Südbaden waren maßgeblich beteiligt. 

Neben dem Freiburger Medizinstudenten Ulrich Clever (*1953) waren es der junge 

Waldshuter Arzt Ellis Huber (*1949) und andere, die in Berlin den alternativen Ge-

sundheitstag 1980 organisierten. 3.000 Teilnehmer hörten im Audimax der Techni-

schen Universität die Vorträge der Sektion „Medizin und Nationalsozialismus“. Der 

Gesundheitstag wurde als oppositionelle Parallelveranstaltung zeitgleich mit dem ei-

gentlichen Ärztetag abgehalten: Wenige Kilometer entfernt wurde derweil der eigent-

liche, also offizielle 83. Deutsche Ärztetag von einem ehemaligen Standartenführer 

der SA eröffnet. Bei den Vertretern der Ärztekammern herrschten noch immer die 

gleichen Abwehrreflexe. Der Nephrologe Dr. Helmut Becker (*1941) hatte auf dem 

86. Deutschen Ärztetag in Kassel einen Vortrag über die Beteiligung eines Kollegen 

an den NS-Krankenmorden gehalten, er wurde dafür fünf Jahre lang mit juristischen 

Verfahren überzogen.

 
Die Gebietsreform von 1973

Mit Wirkung zum 1. Januar 1973 trat in Baden-Württemberg die Kreisreform in Kraft. 
Die Regierungsbezirke wurden neu organisiert, weshalb sich auch die Kammerbereiche 
der vier Bezirksärztekammern änderten. Die Kreise Rastatt, Bühl und Baden-Baden gin-
gen an die Bezirksärztekammer Nordbaden, der Kreis Überlingen an Südwürttemberg. 
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Identität Südbadens mochte der Verlust Baden-Badens für viele eine gewisse Bedeu-
tung gehabt haben. In der Kurstadt hatte sich die französische Militärregierung befun-
den, mit der in den ersten Jahren nach dem Krieg jeder Schritt abgesprochen worden 
war. Dass die Stadt mit ihren zahlreichen Sanatorien, Arztpraxen und Rehabilitationsein-
richtungen kein unbedeutender Standort für Ärzte war und ist, trug dazu noch bei. Im 

Rückblick sollte Dieter Schareck über die 
verlorenen Gebiete sagen: „Leider handelte 
es sich dabei um hervorragende Erbhöfe.“  160 
Als 2017 der Deutsche Ärztetag in Freiburg 
statt fand, bedeu tete dies, dass Freiburg nach 
1900 zum zweiten Mal Austragungsort des 
Deutschen Ärztetages war. Bereits im Nach-
kriegsjahr 1955 wurde aber im damals noch 
zum südbadischen Kammerbezirk gehören-
den Baden-Baden getagt. Die Bezirksärzte-
kammer Südbaden hielt eine Verbindung zur 
Kurstadt zunächst aufrecht, indem sie dort  
gemeinsam mit der Bezirksärztekammer 
Nordbaden weiterhin re  gelmäßige Fortbil-
dungsveranstaltungen durchführte.

Zwar betrieb man auch in Freiburg in diesen Jahren keine systematische Vergangen-

heitsbewältigung. Doch es gab erste Impulse, sich mit der eigenen Vergangenheit 

auseinanderzusetzen. 1978 wurde erstmals die Albert-Fraenkel-Plakette verliehen, 

eine Entscheidung mit Symbolcharakter. Namensgeber war der Herzforscher Albert 

Abb. 41: Neuordnung des Kammergebiets  
im Zuge der Gebietsreform 1973
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Fraenkel (1864 bis 1938), ein Arzt jüdischer Herkunft, der in Badenweiler gewirkt 

hatte. Nachdem man Fraenkel 1938 die Approbation entzogen hatte, war er wenige 

Wochen später im Alter von 74 Jahren verstorben. Es waren Fraenkels Leistungen als 

Arzt und Mensch, an die erinnert wurde, weniger die Geschichte seiner Ausgrenzung 

durch die eigenen Standesgenossen. Es darf dennoch bezweifelt werden, ob bereits 

zehn oder 20 Jahre zuvor die Wahl ebenfalls auf ihn gefallen wäre. Für den Symbol-

charakter der Auszeichnung spricht auch, dass sie erstmals auf dem Oberrheinischen 

Ärztetag, der von Schüly als dezidiert internationale Veranstaltung konzipiert worden 

war, verliehen wurde. Man kann dies als erste zaghafte öffentliche Geste der Bezirks-

ärztekammer Südbaden in Richtung einer Auseinandersetzung mit der NS-Vergangen-

heit deuten.

Als eine weitere Folge der Vergangenheitsbewältigung vor dem Hintergrund einer zu-

nehmend kritischen Öffentlichkeit lässt sich die Einrichtung der Ethikkommission, die 

ausdrücklich auf der Grundlage der Deklaration von Helsinki arbeitete, im Jahr 1984 

erklären. Die Deklaration von Helsinki war ihrerseits Konsequenz der Auseinander-

setzung mit den grausamen Menschenversuchen, die Gegenstand des Nürnberger 

Ärzteprozesses gewesen waren. Gleichzeitig war sie auch eine Reaktion auf die Zeit 

der Arzneimittelskandale und die Forderung nach effektiverem Schutz der Patienten. 

Nach der Gutachterkommission war die Ethikkommission die zweite strukturelle Er-

weiterung der Kammer, die als Antwort auf den Wandel des Arzt-Patient-Verhält-

nisses entstanden war. Weiterer Grund für die Einführung der Ethikkommission war 

der schnelle Fortschritt in der medizinischen Forschung. Eingriffe wurden plötzlich 

möglich, die noch wenige Jahre zuvor unvorstellbar gewesen waren: Die Gentechnik 

an Pflanzen war Realität geworden, die Anwendung an höheren Säugetieren und 

schließlich dem Menschen nur eine Frage der Zeit. Die Pränataldiagnostik wurde präzi-

ser und ermöglichte eine frühe Feststellung von Fehl- oder Missbildungen – und damit 

die Möglichkeit einer selektiven Abtreibung. 1978 war das erste „Retortenbaby“, die 

Britin Louise Joy Brown, zur Welt gekommen. Dies bedeutete ein Ereignis, das auch 

für die deutsche Ärzteschaft die Frage aufwarf, wie solche Eingriffe ethisch zu bewer-

ten seien. Die erweiterten Möglichkeiten der Intensivmedizin schließlich erforderten 

eine tiefergehende Beschäftigung mit der Selbstbestimmung an der Schwelle zum Tod 

und dem Sinn lebensverlängernder Maßnahmen. Gerade die deutschen Ärzte durften 

es sich in dieser Frage aufgrund der historischen Erfahrungen mit der NS-Euthanasie 
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nicht leicht machen. Auch dieser Bedeutungszuwachs der Medizinethik spiegelt wider, 

wie die Erinnerung an den Nationalsozialismus mit der Zeit bedeutsamer und nicht 

etwa belangloser wurde.

Der medizinische Fortschritt und die damit einhergehende gewaltige Expansion des 

medizinischen Sektors wurden in ethischer Sicht immer komplexer. Doch seine verwal-

tungstechnische Bändigung war dagegen geradezu eine Herkulesaufgabe. Ärzte spe-

zialisierten sich in nie da gewesenem Maße und stellten die ärztliche Selbstverwaltung 

vor gewaltige administrative Herausforderungen. Die Organisation der Weiterbildung 

wurde mit Abstand die größte Aufgabe der Bezirksärztekammer Südbaden. Die letzte 

richtungsweisende Entscheidung der Ärzteschaft zur Facharztfrage lag lange zurück. 

1924 hatten sich auf dem 43. Deutschen Ärztetag in Bremen die nicht-spezialisierten 

Ärzte gegen die Fachärzte mit der Forderung durchgesetzt, dass „sie sich im wesent

lichen auf ihr Sonderfach, sowie auf konsultative Sprechstunden und Anstaltstätigkeit 

beschränken, das heißt Hausbesuche nur in notwendigen Fällen machen, dagegen 

jede Art der üblichen ,hausärztlichen‘ Tätigkeit des praktischen Arztes unterlassen.“ 161 

Die Facharztquote stieg im Laufe der nächsten Jahrzehnte immer weiter an, Gleiches 

gilt für die stetig wachsende Vielfalt an anerkannten Spezialisierungen. Nach Ende des 

Krieges gab es insgesamt 13 Facharzttitel, 20 Jahre später waren es bereits über 20. 

Obwohl das Facharztwesen also im Boom des Wirtschaftswunders weiter anwuchs, 

blieben verbindliche Regeln lange aus. Bereits in den 1950er-Jahren konstatierte man 

einen Reformstau, doch erst Ende der 1960er-Jahre kam es diesbezüglich zu einem 

ersten Durchbruch.

1968 fand der Deutsche Ärztetag in Westerland auf Sylt statt. Für die ungelöste Frage 

nach den Modalitäten der ärztlichen Weiterbildung durch die Kammern war er von 

großer Bedeutung. Erstmals wurde in den Beschlüssen das Prinzip der Subspezialisie-

rung vorgestellt. Demzufolge sollten künftig Facharzturkunden, Teilgebietsurkunden 

und Zusatzbezeichnungen vergeben werden. Für eine spätere Musterweiterbildungs-

ordnung wurden erstmals grundlegende Vorschriften erlassen. Die Kompetenzen 

bezüglich der Durchführung des Anerkennungsprozesses, der Zeugniserteilung bzw. 

Aberkennung wurden geklärt. Gebiete wurden genauer als zuvor definiert. Jeweils 

eigene Mindestweiterbildungszeiten wurden festgelegt und anrechenbare Weiter-

bildungszeiten in anderen Gebieten identifiziert. Auch die Inhalte der Weiterbildung 
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wurden zumindest kurz umrissen. Zahlreiche neue Gebiete wurden eingeführt: Kin-

der- und Jugendpsychiatrie, Pathologische Anatomie und Pharmakologie. Neurologie 

und Psychiatrie wurden als jeweils eigenständige Gebiete ausgewiesen und lösten das 

Gebiet Nerven- und Gemütskrankheiten ab. Die bedeutendste Neuerung war jedoch 

sicherlich die Einführung eines Facharztes für Allgemeinmedizin. Das Profil der prak-

tischen Ärzte sollte so gestärkt sowie Kompetenzstreitigkeiten zwischen Spezialisten 

und Nicht-Spezialisten verhindert werden. In Freiburg hatte man diese Entwicklung 

bereits früh kommen sehen. Schon 1966 wurde ein Lehrauftrag für Allgemeinmedizin 

erteilt. Im Wintersemester 1966/1967 hielt mit Prof. Siegfried Häußler (1917 bis 1989) 

zum ersten Mal in Deutschland ein Dozent entsprechende Lehrveranstaltungen. Dies 

gilt als Geburtsstunde der akademischen Allgemeinmedizin in Deutschland. Häußler 

war es auch, der auf Sylt auf die Einführung des Facharztes für Allgemeinmedizin 

gedrängt hatte, obwohl die Entscheidung zu diesem Zeitpunkt noch alles andere als 

sicher war.

Allerdings war rechtlich noch nicht geklärt, ob und inwiefern das Weiterbildungs-

wesen eine Berufsausübungsregelung darstellte. Denn streng genommen durften 

Ärztekammern nur in diesem Fall die Weiterbildung über Berufsordnungen gestal-

ten. Tatsächlich entschied das Bundesverfassungsgericht, dass die „statusbildenden 

Bestimmungen“ durch den Gesetzgeber festzulegen seien. Es sollte noch fast ein Jahr-

zehnt dauern, bis die entsprechenden Regelungen ins baden-württembergische Heil-

berufe-Kammergesetz eingearbeitet worden waren. Eines zeigte sich jedoch bereits 

deutlich: Die Kompetenzen und das Arbeitsvolumen der baden-württembergischen 

Bezirksärztekammern, denen man die praktische Durchführung der Weiterbildung 

übertragen hatte, würde sich beträchtlich erweitern. Auch die südbadische Kammer 

bekam mit der Organisation der Weiterbildung ein riesiges neues Aufgabengebiet. 

1979 erweiterte sich dieses abermals, als die Fachgespräche eingeführt wurden. Mit 

diesem Auftrag des Landesgesetzgebers erhielt sie aber zugleich ihr wichtigstes Mittel, 

die Bedingungen zur Ausübung des ärztlichen Berufs zu gestalten.
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Bezirksärztekammer Südbaden

Dieter Schareck wurde am 25.08.1920 in Ratibor, Ober-
schlesien, geboren. Medizinstudium in München. Am   
24. April 1945 erhielt er vom bayrischen Innen mi nis-
terium die Notapprobation. Zwischen 1945 und 1947  
war er dann Assistenzarzt im Reservelazarett Tegern-
see, am Städtischen Krankenhaus Baden-Baden und  
an der Chirurgischen Universitätsklinik Freiburg. Die  
untrag baren Verhältnisse für Assistenzärzte in der Nach - 

kriegszeit motivierten Schareck zu seinem Engagement in der Standespolitik.  
1949 wurde er einer der Mitbegründer des Marburger Bundes und des sen Vorsitzender 
in Südbaden. Seit 1951 war Schareck Mitglied des Vorstands der Landesärztekam-
mer Baden, ab 1955 der Bezirksärztekammer Südbaden. Zwischen 1951 und 1961 
gelang es ihm, eine eher skeptische südbadische Ärzteschaft davon zu überzeugen, 
Teil der baden-württembergischen Versorgungsanstalt zu werden. 1957 ließ er sich 
als Facharzt für Orthopädie und Sportmedizin in Lörrach nieder. 1971 bis 1975 war 
er Vizepräsident der Landesärztekammer Baden-Württemberg, 1978 wurde er zum 
Präsidenten der Bezirksärztekammer gewählt. Dieses Amt übte Schareck bis 1991 aus.

 

Für den Bereich der Fortbildung gilt das Gleiche wie für die Weiterbildung. Es musste 

der Tatsache Rechnung getragen werden, dass sich das medizinische Wissen nahe-

zu unüberschaubar erweitert hatte und dass sich dieses Wachstum zusätzlich noch 

beschleunigte. Fortbildungsveranstaltungen hatte es auch zuvor gegeben. Doch nun 

wurden die Ärzte per Berufsordnung verpflichtet, daran teilzunehmen, selbst wenn 

die Erfüllung dieser Berufspflicht noch nicht dokumentiert werden musste. Dadurch 

wurde die Aufgabe der Kammern, für Fortbildungsveranstaltungen zu sorgen, auf 

eine andere Ebene gehoben. Eine eigene Institution war notwendig geworden und so 

wurde 1979 die Akademie für ärztliche Fortbildung gegründet.

1978

Dr. Hans Schüly stirbt 

überraschend. Sein Nachfolger 

wird Dr. Dieter Schareck.
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Die neuen Rahmenbedingungen bei der Fort- und Weiterbildung erhöhten das Ar-

beitsvolumen der Bezirksärztekammer Südbaden beträchtlich. Dies hatte wiederum 

einen stark gestiegenen Raumbedarf zur Folge, der zur Verfügung stehende Platz 

reichte nicht mehr aus. Im April 1977 kündigte Präsident Hans Schüly seinem Vor-

stand einen Erweiterungsbau an.162 Dabei befand sich die Kammer zu diesem Zeit-

punkt noch nicht einmal volle fünf Jahre im ehemaligen Esso-Hotel. Die stetig zuneh-

mende Menge an anfallender Dokumentation mache den Neubau unumgänglich, so 

Schüly. Der Präsident sollte die Fertigstellung aber nicht mehr erleben, 1978 starb er 

unerwartet an Herzversagen. Sein Nachfolger wurde Dieter Schareck, der bereits 1949 

den Marburger Bund in Südbaden begründet hatte und seit Gründung der Bezirks-

ärztekammer Vorstandsmitglied gewesen war. Schareck war der letzte Präsident, der 

den II. Weltkrieg noch als Arzt erlebt hatte. Wenige Tage vor Kriegsende hatte er seine 

Approbation erhalten. Die Folgen des Krieges begleiteten ihn jedoch bis in seine ersten 

Amtsjahre: Bei Ausschachtungsarbeiten für das Fundament des Neubaus wurde ein 

Bombenkrater entdeckt, der erst aufwändig ausgefüttert und aufgefüllt werden muss-

te. Dadurch wurde der Fertigstellungstermin des Neubaus um Monate verzögert.163

Auch wenn es zweifellos viele Ärzte zu diesem Zeitpunkt noch nicht gemerkt hatten, 

existierte das traditionelle ständische Berufsideal bereits nur noch als Wertgefüge. Es 

verfügte über keine reale Fundierung in der Lebenswelt der Mediziner und ihrer Patien-

ten mehr. Der ärztliche Beruf war ausschließlich weder Männern noch Deutschen noch 

wohlhabenden Bürgern vorbehalten. Auch die Freiheit, von der in diesen Jahren viel 

gesprochen wurde, war nicht mehr die traditionelle berufsständische Freiheit, in der 

ein Arzt nach Erhalt der Approbation und Niederlassung weitestgehend unbeeinflusst 

hatte agieren können. Das scheinbar unbegrenzte Wachstum hatte eine neue Versor-

gungslandschaft geschaffen:164 Die Mehrzahl der Ärzte arbeitete nun in Einrichtungen 

mit einem hohen Grad an Arbeitsteilung. Mediziner waren Glieder in einer Kette mit 

zahlreichen Akteuren geworden. Nirgendwo zeigte sich dieser Wandel so deutlich wie 

im modernen Krankenhaus. 1972 waren in Deutschland erstmals mehr Klinikärzte 

als Niedergelassene berufstätig.165 Die Freiheit des ärztlichen Berufes zu verteidigen, 

war unter diesen Umständen eine ganz andere Aufgabe als zuvor. 1969 war mit Willy 

Brandt (1913 bis 1992; Bundeskanzler 1969 bis 1974) erstmals ein Sozialdemokrat 

Regierungschef in Deutschland geworden. Unter den Koalitionen aus CDU und FDP 

waren ärztliche Interessen im Sinne eines traditionellen und ständischen Berufsbildes 

1979

Bei den Verfahren zur ärztlichen 

Weiterbildung werden 

Fachgespräche eingeführt.

1979

Die „Akademie für ärztliche 

Fortbildung“ (zu diesem 

Zeitpunkt noch ohne  

„Weiterbildung“) wird 

gegründet.
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vertreten worden. Den Sozialdemokraten schwebte dagegen nun ein deutlich ande-

res Leitbild vor. Es folgten Jahre der polemischen Auseinandersetzung: Die ärztlichen 

Standesorganisationen warnten vor einer „Verstaatlichung der Medizin“ und ihrer 

„Kollektivierung“. Gewerkschaftsnahe Kräfte bezeichneten die Standesvertreter als 

„reaktionäre Ärztefunktionäre“, die innerärztliche Opposition sprach bisweilen sogar 

von „selbstherrlichen Standesfürsten“. Trotz der veränderten Bedingungen gelang es, 

das kassenärztliche Behandlungsmonopol im ambulanten Sektor weitestgehend zu 

erhalten. Die Ärzteschaft war jedoch durch die Auseinandersetzungen gezwungen wor-

den, eigene Standpunkte zur gesellschaftlichen Funktion des Arztes zu erarbeiten und 

zu formulieren. 1973 wurde erstmals auf dem Deutschen Ärztetag in München über die 

„Gesundheits- und sozialpolitischen Vorstellungen der deutschen Ärzteschaft“ beraten.

Abb. 43: „Frischer Wind in der Ärztekammer Südbaden“, Artikel in der Badischen Zeitung  
aus dem Jahr 1986 zur Wahl der Unabhängigen Demokratischen Ärztinnen und Ärzte in die  
Bezirks ärztekammer Südbaden

Von den Konflikten mit den Standesorganisationen abgesehen, betrieb die Regierung 

Brandt zunächst eine Gesundheitspolitik, die völlig unter dem Eindruck des Wirt-

schaftswunders stand.166 Die Kliniken sollten finanziell gestärkt werden, zahlreiche 

Leistungen wurden neu in den Katalog der gesetzlichen Krankenversicherung auf-

genommen. Die Ausgaben von Bund und Ländern sowie vor allem der Krankenkassen 

für das Gesundheitswesen stiegen stark an. Bis zu diesem Zeitpunkt waren solche 

Ausgabenschübe durchaus noch ohne Kostendämpfungsmaßnahmen kompensierbar 

1970

In Aachen endet der Prozess 

gegen die Verantwortlichen des 

Pharmaunternehmens 

Grünenthal im Contergan- 

Skandal. Der Freiburger 

Pathologe Franz Büchner  

hatte bereits Ende der 

1950er-Jahre die Einrichtung 

einer Unter suchungs -

kommission initiiert.

1970

Der „Arzt für Allgemeinmedizin“ 

wird durch die neuen 

Weiterbildungsrichtlinien 

eingeführt. Bereits seit 1966 

wird das Fach an der Universität 

Freiburg gelehrt.

1971

Walter Zimmermann wird 

Geschäftsführer der Bezirks-

ärztekammer Südbaden.
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gewesen. Die Zukunft des Gesundheitswesens hieß weiterhin Modernisierung und 

Expansion. Doch 1972 waren die Geburten in Deutschland erstmals rückläufig, der  

Babyboom war vorüber. Die durchschnittliche Lebenserwartung war hingegen inner-

halb eines Jahrzehnts um fünf Jahre von 68 Jahren (1960) auf ca. 73 Jahre (1972) 

angestiegen. Ein weltpolitisches Ereignis reichte aus, um die wirtschaftlichen Grund-

lagen des deutschen Gesundheitssystems aus der Balance zu bringen: Am 6. Oktober 

1973, an Yom Kippur, dem höchsten jüdischen Feiertag, griffen ägyptische und syri-

sche Streitkräfte überraschend Israel an. Um Druck auf westliche Länder auszuüben, 

die Israel unterstützten, drosselte die Organisation der arabischen erdölexportierenden 

Staaten ihre Fördermengen. Mehrere Länder wurden mit einem Ölembargo belegt. 

Dies löste die bis dahin schwerste Wirtschaftskrise seit 1929 aus. Nach über 20 Jahren 

starken Wirtschaftswachstums kam es zu einem deutlichen Anstieg von Kurzarbeit, 

Arbeitslosigkeit, Sozialausgaben und Insolvenzen von Unternehmen. Die Ausgaben 

und Beiträge der gesetzlichen Krankenkassen stiegen wie gewohnt an, die Löhne  

stagnierten jedoch oder sanken sogar plötzlich und unerwartet. Von diesem Zeitpunkt 

an hatte die Gesundheitspolitik in Deutschland ein neues Leitmotiv – die Kosten-

dämpfung. In den kommenden knapp 50 Jahren würde sich das ärztliche Berufsbild 

in stetiger Auseinandersetzung mit einer immer schneller zunehmenden Ökonomisie-

rung der Medizin befinden.

1972

Das ehemalige Esso-Hotel  

in der Sundgauallee in Freiburg 

wird erworben und Sitz des 

zweiten Ärztehauses.

1972

Erstmals arbeiten im  

Bundes gebiet mehr Ärzte in 

Krankenhäusern und Behörden 

als in freier Praxis 

(ca. 55.000 vs. ca. 50.000).

1973

Mit der Gebietsreform 1973 

verändert sich auch der 

Einzugsbereich der Bezirksärzte-

kammer Südbaden. Hinzu 

kommen die Kreise Rottweil und 

Tuttlingen. Der Kreis Überlingen 

geht an die Bezirksärztekammer 

Südwürttemberg. Rastatt, Bühl 

und Baden-Baden fallen an die 

Bezirksärztekammer Nordbaden.
Abb. 44: Ärzte aus Übersee am Krankenhaus Waldshut im Jahr 1964
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90EXKURS 
Die Bezirksärztekammer Südbaden – ein Teil geglückter Demokratie

In gewisser Hinsicht erlebte die deutsche Ärzteschaft in den Jahren der alten Bundes-
republik ähnliche Herausforderungen wie in der Weimarer Republik:

1. Die Ausweitung der gesetzlichen Krankenversicherung drängte die private  
Praxis immer weiter zurück und führte zu Autonomieeinbußen.

2. Eine zunehmend internationale Ausrichtung der Gesellschaft sorgte für  
Irritationen.

3. Der Arztberuf öffnete sich für Angehörige niedrigerer sozialer Schichten.
4. Der Anteil der Ärztinnen nahm stetig zu.

Wenn es also derartige Parallelen zum Geschehen in der Zwischenkriegszeit gab, warum 
radikalisierten sich die Ärzte nicht wieder politisch? Schließlich gab es in den ärztlichen 
Standesorganisationen genug Personen, die sich aktiv am Nationalsozialismus beteiligt 
hatten. Dies gilt auch für die Bezirksärztekammer Südbaden. Die Mediziner, die in der 
Vergangenheit den NS-Staat aktiv unterstützt hatten, waren in den Organen der Kammer 
zahlreich vertreten. Bereits 1947 hatten Ärzte mit Parteibuch in einer Art inoffiziellem 
Schattenvorstand am Aufbau der neuen Kammer mitgewirkt. Schon kurz darauf stellten 
ehemalige NS-Ärzte wieder knapp die Hälfte der Vorstandsmitglieder. Spätestens zu 
Beginn der 1950er-Jahre waren die politischen Säuberungen gescheitert und im Sande 
verlaufen. Dies spiegelte sich auch in der Zusammensetzung des neuen Vorstands nach 
den Wahlen von 1951 wider. Zehn von 14 Vorstandsmitgliedern waren Mitglied in NS-
Organisationen gewesen: Zwischen 1946 und 1967 arbeiteten schätzungsweise 255 
Personen (Vorstandsmitglieder, Ausschussmitglieder und Angehörige des Ehrengerichts) 
in der Ärztekammer Südbaden mit. Von ihnen waren mindestens 50 %, wahrscheinlicher 
jedoch zwischen 60 % und 70 %, belastet. Der erste südbadische Präsident der Landes-
ärztekammer Baden-Württemberg war Bernhard Villinger, ein ehemaliger NSDÄB-
Funktionär, der als Beisitzer am Erbgesundheitsgericht Freiburg Zwangssterilisationen 
verantwortet hatte. Mit diesem Personal gelang es, eine demokratische Standesorga-

1975

Der Röntgenfacharzt Dr. Hans 

Schüly wird dritter Präsident  

der Bezirksärztekammer 

Südbaden.

1976

Verabschiedung der neuen 

Musterweiterbildungsordnung 

auf dem 79. Deutschen Ärztetag 

in Düsseldorf, in der erstmals 

genauere gesetzliche 

Regelungen zur Weiterbildung 

eingearbeitet wurden.

1974

Das sogenannte „Blaue Papier“, 

die „Gesundheits- und 

sozialpolitischen Vorstellungen 

der deutschen Ärzteschaft“, 

erscheint erstmals.
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90 nisation aufzubauen und auch zu erhalten. Durchaus nachvollziehbare Ängste um den 
Fortbestand eines traditionell verstandenen Arzttums schlugen dieses Mal aber nicht in 
die Bereitschaft um, rechtsextreme Strömungen zu unter stützen. Und dieses Ergebnis 
hängt eng mit der Frage zusammen, warum die Bundesrepublik zu keinem zweiten  
Weimar geworden ist. Es handelt sich um eine Frage, deren Beantwortung grundsätzlich 
nur Plausibilitäten hervorbringen wird, bei der es sich aber lohnt, auf bereits vorhan-
dene Erklärungsansätze einzugehen.

1. Die wirtschaftliche Lage:167 Von einer „Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik“ würde 
man rückblickend wahrscheinlich nicht sprechen können, wenn es nicht das Wirtschafts-
wunder der 1950er- und 1960er-Jahre gegeben hätte. Die längste Boomperiode des 
20. Jahrhunderts ermöglichte es auch, die verschiedenen ärztlichen Interessensgruppen 
miteinander zu versöhnen: Krankenhausärzte mit niedergelassenen Ärzten, Assistenz-
ärzte mit leitenden Krankenhausärzten, Kassenärzte mit Ärzten ohne Zulassung, Fach-
ärzte mit Praktischen Ärzten (Allgemeinmediziner) – und allesamt in stark wachsender 
Zahl. Alle diese divergierenden Interessen konnten durch die wirtschaftliche Expansion 
aufgefangen und für eine Standespolitik im Sinne der innerärztlichen Einheit fruchtbar 
gemacht werden. Insbesondere die Tatsache, dass die Einkommen der Ärzte stärker als 
die der restlichen Bevölkerung anstiegen, ist an dieser Stelle zu erwähnen. Die soziale 
Marktwirtschaft entschärfte erfolgreich die Klassengegensätze und entzog radikalen 
Bewegungen von rechts wie links die Attraktivität. Auch für eine wachsende Ärzteschaft 
gab es Anlass genug, sich nicht wieder auf rechtsradikale Strömungen einzulassen. Dies 
ist angesichts der großen Zahl ehemaliger NS-Ärzte nicht selbstverständlich.

2. Die Westeinbindung: Der Historiker Heinrich August Winkler sieht einen wesentlichen 
Grund für den Erfolg der Bundesrepublik, nämlich die gelungene Einbindung der jungen 
Demokratie im Zuge des Kalten Krieges.168 In Bezug auf die Ärzteschaft ist dieser Konnex 
von zentraler Bedeutung. Denn die Impulse, sich international auszurichten, kamen – im 
Gegensatz zur Weimarer Republik – dieses Mal auch aus dem bürgerlich-konservativen 
Lager, das sich politisch am ehesten mit den ärztlichen Interessen deckte. Die Sozialde-
mokratie, der nur wenige Mediziner angehörten, war zunächst gegen den europäischen 
Einigungsprozess. Wenige Jahre zuvor hatten sich Ärzte für einen radikal nationalisti-

1977

Die Gutachterkommission für 

ärztliche Haftpflichtfragen 

nimmt ihre Arbeit auf.

1983

Mit dem Freiburger Augenarzt 

Dr. Franz-Josef Große-Ruyken 

wird erstmals seit 1963 wieder 

ein Mediziner aus Südbaden 

Präsident der Landesärzte-

kammer Baden-Württemberg. 

Sein Ziel ist es, die Ärzte für die 

Präventionsarbeit in Kinder-

gärten, Schulen, Volkshoch-

schulen, Vereinen, Selbsthilfe-

gruppen und bei den 

Krankenkassen zu gewinnen.
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90schen Staat engagiert. Nun waren sie politisch in die Bemühungen eingebunden, West-
europa langfristig zu befrieden und wirtschaftlich zu einen.

3. Ein weiterer Erklärungsversuch für die gelungene Demokratisierung der Ärzteschaft 
ist der stark reduzierte Militarismus in der Bundesrepublik.169 Zwar verfügte das Land 
mit der Bundeswehr seit Mitte der 1950er-Jahre wieder über Streitkräfte. Einen tief 
in der Kultur verwurzelten und offen praktizierten Militarismus gab es in Deutschland 
jedoch nicht mehr. Die Alliierten hätten einen solchen trotz der neuen Souveränität auch 
nicht geduldet. Ein Großteil der Bevölkerung hegte außerdem wenige Jahre nach der 
katastrophalen Niederlage immer noch ein grundlegendes Misstrauen gegen die Streit-
kräfte. Dieser Niedergang des Militarismus betraf auch die Ärzte: Es existierten keine 
paramilitärischen Vereinigungen mehr, keine Freikorps, keine SA oder SS. Es gab keine 
Hitlerjugend und keinen BDM, wo sich Mediziner an der gesundheitlichen Optimierung 
künftiger Soldaten beteiligten. Und es gab keine Streitkräfte von einem solchen Aus-
maß, dass Zehntausende Ärzte dort ihre ersten Berufserfahrungen machten. Viele Ärzte 
hatten in der Weimarer Republik und im Nationalsozialismus ihre Patienten in militä-
rischer Uniform behandelt. Diese Zeiten waren endgültig vorbei – die Lebenswelt war 
ziviler geworden und mit ihr auch die Ärzteschaft.

In jüngerer Zeit ist in den Geschichtswissenschaften eine alte Debatte wieder ent-
flammt.170 Was ist der Grund für die Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik, die in der 
Rückschau viele überrascht hat? Waren es die 68er, die einen gesellschaftlichen Wandel 
angestoßen haben? Waren die bürgerlichen Eliten der Adenauerzeit mit ihrem Anteil an 
politisch Belasteten „tickende politische Zeitbomben“ gewesen? Waren sie nur durch 
die antiautoritäre Wende seit den 1970er-Jahren entschärft und an der Detonation ge-
hindert worden? Oder waren es im Gegenteil genau diese ehemals nationalsozialistisch 
eingestellten Eliten, die am Erhalt und Schutz der neuen demokratischen Institutionen 
mitgewirkt hatten? Waren sie etwa tatsächlich überzeugte Demokraten geworden? 
Hätte die junge Bundesrepublik ohne sie überhaupt ein Erfolg werden können? Dies 
ist gerade in Bezug auf die Ärzte eine interessante Frage, die leider nicht ohne Weiteres 
beantwortet werden kann. Tatsache ist, dass die Demokratie in Westdeutschland funk-
tionierte – und zwar auch in der Bezirksärztekammer Südbaden.

1983

Die Ärztekammer bezieht 

gemeinsam mit der Kassen-

ärztlichen Vereinigung  

Südbaden den Neubau in der  

Sundgauallee.

1984

Im Januar nimmt die  

Ethikkommission der Landes-

ärztekammer Baden-Württem-

berg ihre Arbeit auf.
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Richtig ist, dass sich die ärztlichen Standesorganisationen zu den Gräueltaten nur sehr 
unzureichend bzw. viel zu spät bekannten. Medizinverbrecher wurden im Namen der 
Standessolidarität eher geschützt als gestraft. Auf der anderen Seite beteiligte sich 
die Ärzteschaft mit daran, neue internationale Grundsätze der medizinischen Ethik 
verbindlich zu machen.171 Aus dem Urteil der Richter gegen Karl Brandt und seine 
Mitan geklagten von 1947 war der Nürnberger Kodex entstanden. Anfangs noch recht  
wenig beachtet, wurde diese 10-Punkte-Richtlinie zu den ethischen Grundlagen für  
medizinische Forschung am Menschen nahezu auf der ganzen Welt verbindlich. Auf der 
18. Ge   neralversammlung des Weltärztebundes wurde – auf dem Nürnberger Kodex auf - 
bauend – 1964 die Deklaration von Helsinki verabschiedet. Sie gilt in ihren Überarbei -
tungen bis heute als Standard der ärztlichen Ethik. Ähnlich erfolgreich und ebenfalls  
direktes Resultat des Nürnberger Ärzteprozesses war die Genfer Deklaration des Welt-
ärztebunds von 1948. Ihr Ziel war es, eine zeitgemäße Version des hippokratischen Eids  
für die Ärzteschaft verpflichtend zu machen. Sie war den Berufsordnungen für Ärzte in 
den neu entstandenen Standesorganisationen vorangestellt und ist es in leicht verän-
derter Form bis zum heutigen Tag.

Damit waren zum ersten Mal seit dem späten 19. Jahrhundert die Rechte indivi-
dueller Patienten wieder ausdrücklicher Bestandteil des ärztlichen Ethos geworden. 
Der Bezug auf das 19. Jahrhundert steht wiederum in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Frage, warum sich die Ärzteschaft in ein demokratisches Gemeinwesen fügte: 
Sie konnte sich auf ihre eigenen liberalen Traditionen besinnen. Nichts spiegelt dies so 
deutlich wider wie der Fortbestand großer Bestandteile der Reichsärzteordnung von 
1935 in der Bundesrepublik. Es gelang, die nationalsozialistischen Passagen daraus zu 
streichen, ohne dass das Gesetz in seinen Sinnzusammenhängen beeinträchtigt wurde. 
„Rasse und Erbgut des deutschen Volkes“ waren keine Gegenstände ärztlicher Pflicht-
erfüllung mehr. Es entfielen Bestimmungen über wertvolle und minderwertige Patienten 
oder Kollegen. Das Führerprinzip wurde durch demokratische Verfahren ersetzt. Und 
schließlich war das Prinzip der Leistungsmedizin, nach dem Mediziner Patienten für den 
NS-Staat zu optimieren hatten, nicht mehr zu finden. Auf der Grundlage der Beschlüsse 
des Deutschen Ärztetages erarbeiteten die Landesärztekammern gemeinsam mit den 
Gesetzgebern der Länder nun fortwährend die neuen Berufsordnungen für Ärzte in den 
Ländern. Dass die alte Reichsärzteordnung noch an zahlreichen Stellen durchschien, 

1986

Die Landesgartenschau rund um 

den Seepark in Freiburg wird 

eröffnet. Die Bezirksärzte- 

kammer erhält damit einen 

attraktiven Naherholungsraum 

in unmittelbarer Nachbarschaft.

1989

Mit dem Gesundheitsreform-

gesetz schreitet die Kosten-

dämpfung fort. Eingeführt 

werden eine Negativliste für 

„unwirtschaftliche“ Arzneimittel 

und diverse Selbstbeteiligungen 

für die Patienten.

1990

Am 29. September 1990 tritt der 

Einigungsvertrag zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland 

und der Deutschen Demokrati-

schen Republik in Kraft. 

Bestallungen, die in der DDR 

erteilt wurden, werden als 

Approbationen im Sinne der 

Bundesärzteordnung anerkannt. 

Auch alle Facharzttitel behalten 

ihre Gültigkeit.
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90spricht nicht für eine Kontinuität nationalsozialistischen Gedankenguts, jedenfalls nicht 
zwangsläufig. Ihr Ursprung reicht sehr viel weiter in die Vergangenheit zurück in die Zeit 
der liberalen Revolution von 1848 sowie die Jahrzehnte danach. Die badischen Ärzte 
waren in diesem Zeitraum federführend in der Entwicklung einer Selbstverwaltung nach 
freiheitlichen Grundsätzen gewesen. Irgendwann zwischen der Reichsgründung im Jahr 
1871 und dem Versailler Vertrag von 1919 hatte sich die deutsche Ärzteschaft mehr-
heitlich von Demokratie und Freiheitsrechten verabschiedet. Offenbar gelang es ihr nun 
wieder, daran anzuknüpfen – bewusst oder unbewusst.

Für ein bewusstes Bekenntnis zur freiheitlich demokratischen Grundordnung durch 
die deutschen Ärzte in der frühen Bundesrepublik spricht noch eine weitere Tatsache, 
die heute nur selten Erwähnung findet. Die Nationalsozialisten hatten der Ärzteschaft 
nicht weniger versprochen als die Rettung der traditionellen berufsständischen Ideale 
von Freiberuflichkeit. Der „Gesundheitsführer der Nation“ sollte der niedergelassene 
Arzt sein. Das moderne Krankenhaus samt Poliklinik mit dem angestellten Mediziner 
und einer anonymen Patientenschaft sollte die absolute Ausnahme bleiben. Dieses Ver-
sprechen war aber auf ganzer Linie gebrochen worden.172 

Spätestens mit Ausbruch des Krieges befanden sich betriebseigene Polikliniken 
und kostensparende medizinische Versorgung durch die Massenorganisationen über-
all auf dem Vormarsch; die Einheitsversicherung zeichnete sich bereits ab. Auf der 
anderen Seite hatte sich gezeigt, dass die auf Niederlassung beruhende Freiberuf-
lichkeit der Vernichtungspolitik zumindest einige wenige Widerstände entgegen-
setzen konnte. Solange freie Arztwahl herrschte, hatten Ärzte einen Anreiz, ihre Pa-
tienten nicht beim Erbgesundheitsgericht anzuzeigen. Denn die Kranken konnten 
regimetreuen Medizinern gezielt aus dem Weg gehen, wenn sie Angst hatten, nach 
einer Konsultation zur Sterilisierung gezwungen zu werden. Die Ärzte, die die Stan-
desorganisationen in der Bundesrepublik aufgebaut hatten, mussten eines schmerz-
haft miterleben: Der Nationalsozialismus bedeutete für die Ärzteschaft das Gegen-
teil von einer Rettung des traditionellen Arzttums. Der Staat hatte in diesem System 
viel zu viel Einfluss auf das ärztliche Handeln erlangt. Darauf bezog man sich in den 
„Kollektivierungsdebatten“ der 1970er-Jahre gerne. Die Tatsache, dass die Ärzte-
schaft im gleichen Atemzug jegliche Mitverantwortung für diese Terrorherrschaft be-
stritt, mag vielen Beobachtern als Doppelmoral oder gar Realitätsverlust erschienen 
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90 sein. Für die Behauptung, die deutsche Ärzteschaft hätte überhaupt nichts aus ihrer  
Vergangenheit gelernt, fehlen dennoch überzeugende Belege.

Zumindest hilfreich, wenn nicht gar essenziell für die Rückkehr der südbadischen  
Ärzteschaft zum Liberalismus nach dem II. Weltkrieg waren Personen wie Prof. Hans 
Kraske und Dr. Friedrich Pitsch, die den Boden der Freiheitlichkeit nie verlassen hatten, 
auch nicht nach den brutalen Erfahrungen von zwei Weltkriegen und Diktatur. 1966 
wurde Hans Kraske nach über 20 Jahren von dem Bad Krozinger Augenarzt Dr. Willi 
Olivier als Präsident der Bezirksärztekammer abgelöst. Mit Kraske ging einer der letz-
ten Vertreter eines von Grund auf humanistischen, liberalen und bildungsbürgerlichen  
Arzttums. Er war in seiner Weltsicht noch tief im 19. Jahrhundert verhaftet gewesen. 
Kraskes Haltung im Nationalsozialismus und in der Nachkriegszeit hatte gezeigt, dass 
dies nicht zwangsläufig etwas Negatives war.
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Paradigmenwechsel bei der Vergangenheitsbewältigung

Dieses Kapitel behandelt die letzten 30 Jahre Kammergeschichte, ungefähr von 1990 

bis 2020. Was in diesen Jahren geschah, ist bislang nicht Geschichte im eigentlichen 

Sinne geworden. Bei vielen Entwicklungen ist ein „Großes und Ganzes“ noch nicht zu 

umreißen. Zahlreiche Ereignisse stehen in solch unmittelbarem Zusammenhang mit 

der Gegenwart, dass man sie kaum als vergangen wahrnehmen möchte. Die jüngere 

Kammergeschichte zeigt sich gewissermaßen als eine Vielzahl von Fragmenten. Und 

genau einen solchen fragmentarischen Charakter wird auch dieses Schlusskapitel  

haben.

Als Wendepunkt der Vergangenheitsbewältigung gilt der 90. Deutsche Ärztetag, der 

1987 in Karlsruhe stattfand. Karsten Vilmar, der damalige Präsident der Bundesärzte-

kammer, gestand erstmals die Notwendigkeit einer kontinuierlichen Beschäftigung 

mit der nationalsozialistischen Vergangenheit ein: „Es bleibt uns vielleicht die Gnade 

des Verzeihens, aber niemals das Vergessen.“ Zu dieser Zeit wurde in Südbaden bereits 

intensiv geforscht. Heinz Faulstich (1927 bis 2014), der ehemalige stellvertretende  

ärztliche Leiter des Psychiatrischen Landeskrankenhaus Reichenau, recherchierte ohne 

Rücksicht auf Befindlichkeiten die Geschichte der badischen Psychiatrien. Dies erfor-

derte eine ungeheure Akribie. Denn die Schicksale der während der Aktion T4 ermor-

deten Menschen waren wie Puzzleteile auf verschiedene Krankenakten verteilt. Das 

Bild, das Faulstich zusammensetzte, war nur schwer zu ertragen. Aber seine Arbeit 

schuf ein wissenschaftliches Fundament für ein Verständnis der Vorgänge, auf das  

bis heute Bezug genommen wird. Auch diese Chronik wäre ohne seine Forschung  

in weiten Teilen nicht zu verwirklichen gewesen. Seine Recherchen brachten noch  

wei  tere Atrozitäten zutage, die gänzlich vergessen worden waren, vor allem das sys-

tematische Verhungernlassen von Kranken auch in Friedenszeiten. Faulstich sah sich 

darüber hinaus als Psychiater in der Verantwortung denjenigen Menschen gegenüber,  

welche die NS-Medizin verstümmelt hatte. Um 1990 lebten noch viele von ihnen  

weitestgehend unsichtbar – auch in Südbaden. Bis in jüngste Zeit mussten sie darum 

kämpfen, als Opfer des Nationalsozialismus anerkannt zu werden. Heinz Faulstich 

unterstützte viele Betroffene der Zwangssterilisationen in ihrem Kampf vor Gericht. 

2004 erhielt er die Albert-Fraenkel-Plakette.
Abb. 45:  
Dr. Heinz Faulstich

1981

Das Bundesverwaltungsgericht 

entscheidet, dass sich 

Ärztekammern nicht mehr zu 

allgemeinpolitischen Themen 

äußern dürfen.
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Die Stimmung hinsichtlich der Vergangenheitsbewältigung hatte sich auch in den 

Kammern selbst gewandelt. Gemeinsam mit einigen anderen Kollegen gelang es  

Dr. Christoph von Ascheraden (*1949), dass auf dem 99. Deutschen Ärztetag in Köln 

ein kollektives Schuldeingeständnis in das Beschlussprotokoll aufgenommen wurde. 

Darin hieß es nun unter anderem:

„Verführt vom Zeitgeist der Diktatur sind Ärzte willig einer unmenschlichen Ideologie  

gefolgt und haben die Grundwerte der Ärzteschaft verraten.  

Eingeschüchtert von der Gewalt des nationalsozialistischen Unrechtsstaates haben  

auch Ärzte weggesehen oder geschwiegen.“

Ein Jahr später vollzog auch die Bezirksärztekammer Südbaden eine klare Kehrtwende 

in ihrer Vergangenheitspolitik. Die Geschehnisse zwischen 1933 und 1945 wurden im 

Vorstand und in der Vertreterversammlung mit Nachdruck zur Diskussion gestellt. Ex-

perten wie die Freiburger Medizinhistoriker Prof. Eduard Seidler (1929 bis 2020) und 

Prof. Karl-Heinz Leven (*1959) wurden hierfür zurate gezogen. Die Kammer unter-

stützte die Behörden in ihren Bemühungen, untergetauchte NS-Medizinverbrecher zur 

Rechenschaft zu ziehen. In der Kammerzeitschrift „Aktuelle Information“ wurde um 

Mithilfe bei der Fahndung nach Aribert Heim gebeten. Der Gynäkologe war 1955 aus  

dem südbadischen Kammerbereich geflohen und untergetaucht. Auf Initiative Martin 

Schiebers gab die Bezirksärztekammer 1997 als eine der ersten Ärztekammern in 

Deutschland eine umfangreiche Forschungsarbeit über ihre Vergangenheit im Natio-

nalsozialismus in Auftrag. Beträchtliche finanzielle Mit-

tel konnten für das Projekt mobilisiert werden. Für die  

Studie konnte die Medizinhistorikerin und Zahnärztin  

Dr. Cécile Mack gewonnen werden, 2001 erschien ihr 

Buch „Die badische Ärzteschaft im Nationalsozialis-

mus“. Mack rekonstruierte darin detailliert u. a. die  

reibungslose Machtübernahme, die Ausschaltung jü - 

discher Kollegen, das Engagement für die Zwangssteri-

lisationen und fasste die Erkenntnisse über die Patien-

tenmorde konzise zusammen. Die Aufarbeitung der 

NS-Vergangenheit war seit den Studentenunruhen von 

1968 das Projekt einer oppositionellen Bewegung in-

1991

Dr. Martin Schieber wird 

Präsident der Bezirksärzte- 

kammer Südbaden.

1996

Gerhard Sutor wird neuer 

Geschäftsführer der Bezirks- 

ärztekammer Südbaden.

1996

35 Jahre nach seiner Flucht aus 

dem Südbadener Kammer-

bereich ruft die Bezirksärzte- 

kammer in der „Aktuellen 

Information“ zur Mithilfe bei der 

Fahndung nach dem Gynäko-

logen Aribert Heim (alias  

„Dr. Tod“ oder „Der Schlächter 

von Mauthausen“) auf.

Abb. 46: Dr. Cécile Mack, 
Die badische Ärzteschaft im 
Nationalsozialismus, 2001

1997

Die Bezirksärztekammer 

beauftragt die Medizin-

historikerin und Zahnärztin  

Dr. Cécile Mack mit der 

Aufarbeitung ihrer Geschichte. 

Ihr Buch „Die badische 

Ärzteschaft im National-

sozialismus“ (2001) wird  

zum Referenzwerk.



149149KAPITEL 5: Die Bezirksärztekammer Südbaden in Gegenwart und Zukunft (1990 bis 2020)

nerhalb der Ärzteschaft gewesen. In den 1990er-Jahren kam sie schließlich bei den 

südbadischen Medizinern und ihrer Kammer an.

Die Ausweitung der psychosozialen Aspekte in der Medizin

Auch die Einbeziehung psychosozialer Aspekte in der Medizin war ursprünglich im 

Reformklima der 1970er- und 1980er-Jahre entstanden. In den 1990er-Jahren wurde 

ihre interdisziplinäre Bedeutung anerkannt und ihre Verbreitung wuchs stetig. Die Be-

zirksärztekammer Südbaden spielte in diesem Prozess eine exponierte Rolle. Psycho-

soziale Behandlungsansätze wurden nun verstärkt in Fort- und Weiterbildung berück-

sichtigt. Mit der Musterweiterbildungsordnung von 1995 wurde die Psychosomatik 

verpflichtender Weiterbildungsinhalt für angehende Allgemeinmediziner und Frauen-

heilkundler. Suchtmedizin und Palliativmedizin wurden im gleichen Jahr eigenständige 

Fachkunden und 2006 Zusatzweiterbildungen. Insbesondere bei der Etablierung der 

Suchtmedizin waren Kammervertreter aus Südbaden engagiert. Zahlreiche Richtlinien 

mussten erarbeitet, Weiterbildungsinhalte definiert werden. Die Akademie für ärzt-

liche Fort- und Weiterbildung bot früh viele Fortbildungsangebote an, die auch von 

Ärzten außerhalb des Kammerbereichs stark nachgefragt wurden.

Die „sprechende Medizin“ fand in Südbaden eine ihrer engagiertesten berufspoliti-

schen Verfechterinnen in der Psychotherapeutin Dr. Birgit Annen (*1956). 1994 war 

sie eine der Mitbegründerinnen des „Bundesverbands der Vertragspsychotherapeu-

ten“, deren Vorsitzende sie 20 Jahre lang war. Sie setzte sich bei allen maßgeblichen 

Reformen (EBM, GOÄ/GOP, Psychotherapierichtlinien) für ihre Kollegen ein; Aufsehen 

erregte ihr Einsatz Ende der 1990er-Jahre, als es zum Punktwertverfall für zeitgebun-

dene psychotherapeutische Leistungen kam. Mit der Forderung nach einem festen 

Punktwert setzte sich der BVVP gegen große Widerstände durch (sog. 10-Pfennig- 

Urteil). Annen engagierte sich darüber hinaus in den ärztlichen Körperschaften. Sie war 

Delegierte und von 2005 bis 2011 Vorsitzende der Vertreterversammlung der Kassen-

ärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg. Als Mitglied der Vertreterversammlung 

der Bezirksärztekammer Südbaden und der Landesärztekammer Baden-Württemberg 

von 1995 bis 2015 sowie Mitglied im Weiterbildungsausschuss der Landesärztekam-

mer von 2003 bis 2015 war sie langjährig in der Kammer aktiv. 2016 erhielt sie die 

Albert-Fraenkel-Plakette.

2015

Im Herbst finden in der 

Bezirksärztekammer Südbaden 

die ersten Fachsprachen- 

prüfungen statt.

2015

Dr. Ulrich Voshaar wird  

Präsident der Bezirksärzte- 

kammer Südbaden.

2015

Auf Initiative von Ulrich Clever 

treffen sich in Berlin zum ersten 

Mal Vertreter der Bundesärzte-

kammer und der „Israeli 

Medical Association“. Themen 

sind sowohl die Erinnerung an 

den Nationalsozialismus als 

auch gemeinsame Zukunfts- 

perspektiven.

2011

Christoph von Ascheraden wird 

Präsident der Bezirksärzte-

kammer Südbaden.
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Abb. 47: Kammerpräsident Dr. Ulrich Voshaar, die drei AlbertFraenkelPreisträger des Jahres 2016  
Dr. FranzMatthias Lüttgen, Dr. Birgit Annen und Dr. Klaus Möller, rechts Vizepräsidentin  
Dr. Paula HezlerRusch (v.l.n.r.)

Fort und Weiterbildung

Der schiere Umfang, den die Bereiche Fort- und Weiterbildung in den 1970er-Jah-

ren angenommen hatten, ließ Zeitgenossen bereits damals staunen. Im Vergleich zu 

dem Volumen, das die Kammer seit den 1990er-Jahren zu stemmen hatte, nahm er 

sich hingegen geradezu bescheiden aus. Nicht nur die Zahl der wählbaren Weiterbil-

dungen stieg weiter an. Auch die Menge der Weiterbildungsinhalte, die angehende 

Fachärzte zu bewältigen hatten, wuchs und damit die Notwendigkeit, dies alles zu 

dokumentieren. Ähnlich verhielt es sich mit den Fortbildungen. Seit 2002 muss die 

Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen überprüft werden, was wiederum einen 

gestiegenen Verwaltungsaufwand bedeutete. Um den Anforderungen gerecht zu 

werden, gründete die Kammer bereits 1993 die Akademie für ärztliche Fort- und Wei-

terbildung. Mit der Leitung wurde Dr. Angela Mack-Hennes (*1950) beauftragt. Mit 

„Einsatzfreude, Organisationstalent und fundierten medizinischen Fachkenntnissen“, 

vor allem aber dank eines hervorragenden Kommunikationsvermögens gelang es ihr, 

zahlreiche erstklassige Referenten für die Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen zu 

gewinnen. Die Akademie für ärztliche Fort- und Weiterbildung wurde zu einer landes-

weit beachteten Institution.

1993

Die „Akademie für ärztliche 

Fortbildung“ wird zur 

„Akademie für ärztliche  

Fort- und Weiterbildung“ und 

erheblich ausgeweitet.
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Der immer größer und komplexer werdende Bereich der ärztlichen Wei-

terbildung machte eine systematische Qualitätskontrolle unerlässlich. 

Anders als früher mussten nun vor Erteilung einer Weiterbildungsbefug-

nis alle eingereichten Unterlagen eingehend geprüft werden. Südbaden 

führte 1995 als erste der vier Bezirksärztekammern in Baden-Württem-

berg das Amt der Ombudsleute ein. Zwei Jahre später fanden erstmals 

die sogenannten „Weiterbildungsgespräche vor Ort“ statt. Die Kammer 

zeigte nun Präsenz an den Weiterbildungsstätten selbst.

Im Bereich der Fortbildung setzte sich die Forderung nach Unabhängig-

keit von der pharmazeutischen Industrie in den 1990er-Jahren schritt-

weise durch. Seit 2006 sind Fortbildungsveranstaltungen der Akademie 

unabhängig von der Unterstützung durch Sponsoren. Auch dies war vorläufiger End-

punkt einer Entwicklung, die in den 1970er-Jahren ihren Anfang genommen hatte. 

Viele Ärzte aus Südbaden hatten früh eine klare Meinung, wenn Medizin und  

Pharmaindustrie in ihren Augen eine unseriöse Verbindung eingingen. Als Beispiel sei  

Dr. Franz-Matthias Lüttgen (1943 bis 2018) genannt.

Verbindung von Universität und Kammer

Freiburg ist die einzige Stadt in Baden-Württemberg, in der sowohl Medizinische Fa-

kultät als auch Bezirksärztekammer ihren Sitz haben. Der räumlichen Nähe entspricht 

eine enge personelle wie institutionelle Verzahnung beider Einrichtungen. Zahllose 

Angehörige der Albert-Ludwigs-Universität haben sich seit dem 19. Jahrhundert in 

den verschiedensten Funktionen für die Standesorganisation eingesetzt, so etwa in 

den Ärztevereinen, bei den Berufsgerichten und Fürsorgeeinrichtungen. Am deutlichs-

ten sichtbar sind die Auswirkungen der engen Zusammenarbeit heute im Bereich der 

Fort- und Weiterbildung. Der medizinische Fortschritt findet an der Universität statt. 

Die Kammer kann ihren Mitgliedern Veranstaltungen bieten, die ihnen einen privi-

legierten Zugang zu aktuellem Fachwissen in allen Gebieten ermöglichen. Persönlich-

keiten, die für diese „Wahlverwandtschaft“ zwischen Ärztekammer und Universität 

stehen, gibt es viele. An dieser Stelle seien lediglich zwei genannt, die sich in den 

vergangenen Jahrzehnten besonders ausgezeichnet haben: Prof. Wilhelm Niebling 

(*1952) und Prof. Mathias Berger (*1947).

Abb. 48:  
Dr. Angela MackHennes
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Die Weiterbildung im Gebiet Allgemeinmedizin wurde in Südbaden früh und in be-

sonderem Maße ausgebaut. Bereits 1966 lehrte Siegfried Häußler an der Universi-

tät Freiburg erstmals in Deutschland das Fach „Hausärztliche Medizin“. Auch in den 

vergangenen drei Jahrzehnten blieb Südbaden in diesem Bereich wegweisend. Diese 

Entwicklung bringt man vor allem mit der Arbeit von Prof. Wilhelm Niebling (*1952) 

in Verbindung. Dieser wurde 1992 als Lehrbeauftragter für Allgemeinmedizin an der 

Universität Freiburg bestellt. Unter seiner Regie wurden 2002 das Blockpraktikum All-

gemeinmedizin eingeführt und die hausärztlichen Lehrpraxen etabliert. 2004 wurde 

Niebling Leiter des Lehrbereichs Allgemeinmedizin. Die Abteilung wurde bald zu einer 

der forschungsintensivsten im Gebiet der Allgemeinmedizin in ganz Deutschland. 

Während seines berufspolitischen Engagements verknüpfte er die Allgemeinmedi-

zin an der Universität eng mit der Arbeit der Bezirksärztekammer im Bereich Weiter-

bildung. Zwischen 1996 und 2008 war Niebling 2. Vorsitzender der Akademie für 

ärztliche Fort- und Weiterbildung. 1999 wurde er Vorsitzender des Weiterbildungs-

ausschusses, ein Amt, das er 20 Jahre lang ausübte. Von 2003 bis 2018 war er zu-

dem Mitglied des Ausschusses Weiterbildung der Landesärztekammer Südbaden. Die 

Qualität der Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin wurde auch dank ihm 

über die Grenzen Südbadens hinaus stetig erhöht. Niebling war maßgeblich an der 

Abb. 49: Kammerpräsidentin Dr. Paula HezlerRusch, AlbertFraenkelPreisträger 2020  
Prof. Wilhelm Niebling und Dr. Michael Jacobs, Vizepräsident Dr. Ulrich Voshaar (v.l.n.r.)



153153KAPITEL 5: Die Bezirksärztekammer Südbaden in Gegenwart und Zukunft (1990 bis 2020)

19
90

 –
20

20

Entstehung der KWBW-Verbundweiterbildung, des Weiterbildungsprogramms für All-

gemeinärzte in Baden-Württemberg, beteiligt. Darüber hinaus ist Niebling stellvertre-

tender Vorsitzender der Arzneimittelkommission der Deutschen Ärzteschaft. Für sein 

Engagement erhielt er unter anderem die Albert-Schweitzer-Medaille der Landesärz-

tekammer Baden-Württemberg sowie die Albert-Fraenkel-Plakette der Bezirksärzte-

kammer Südbaden.

Prof. Mathias Berger, langjähriger Ordinarius für Psychiatrie und Psychotherapie an 

der Universität Freiburg, hat sich maßgebliche Verdienste bei der Integration der Psy-

chotherapie in die Weiterbildung zum Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie 

erworben. Prof. Berger war insgesamt 15 Jahre lang (von 1994 bis 2001 und von 

2007 bis 2016) Vertreter der Universität in den Gremien der Bezirksärztekammer und 

der Landesärztekammer Baden-Württemberg. Über viele Jahre gestaltete er die Aka-

demie für ärztliche Fort- und Weiterbildung mit – in den 

ersten Jahren in der Funktion eines Vorstandsmitglieds der 

Akademie, als diese noch eine gemeinsame Einrichtung 

mit der Kassenärztlichen Vereinigung Südbaden gewesen 

war, später langjährig als Mitglied des Beirats. Insbeson-

dere seien die Seminare im Bereich der Psychosomatischen 

Grundversorgung erwähnt, die er konzipierte und für die 

er frühzeitig digitale und hybride Formate entwickelte.  

An der Landesärztekammer Baden-Württemberg war 

Prof. Berger zwischen 2015 und 2019 Mitglied des Aus-

schusses „Medizinische Ausbildung, Hochschulen“.

Patientenschutz und Patientenwillen

Mit der stärkeren Berücksichtigung des Patientenschutzes wurde in den 1990er-Jah-

ren eine weitere Forderung der Reformkräfte im Kielwasser der 68er-Bewegung eta-

bliert. Verschiedene Einrichtungen der Kammer richteten sich zunehmend daran aus. 

Die Gutachterkommission für Fragen ärztlicher Haftpflicht gewann weiter an Bedeu-

tung. Auch die Arbeit des Berufsgerichts änderte sich. Noch in den 1980er-Jahren 

befasste man sich dort eher mit Streitigkeiten zwischen Kollegen: Zeitgenossen er-

innern sich heute zum Teil belustigt an gängige Verfahren, in denen um die genauen 

Abb. 50:  
Prof. Mathias Berger
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Abmessungen eines Praxisschilds erbittert gestritten wurde. Seither gewannen Ver-

fahren an Bedeutung, die sich auf eine Gefährdung oder Schädigung von Patienten 

bezogen. Eine weitere Einrichtung, in der sich ein Wandel hin zu Patientenwohl und 

Patientenautonomie vollzog, war die Ethikkommission. Durch mehrere Novellierungen 

der Deklaration von Helsinki wurde die Position von Probanden bei wissenschaftlichen 

Studien deutlich gestärkt. An der Ausarbeitung der neuen Richtlinien waren Ärzte aus 

Südbaden maßgeblich beteiligt.

Eine stärkere Sensibilisierung für Fragen des Patientenschutzes seit den 1990er-Jahren 

ist auch einer der Gründe, vor dem die Entstehung und der Verlauf der Affäre um den 

damaligen Freiburger Ordinarius für Unfallchirurgie, Hans Peter Friedl (1960 bis 2019), 

erklärt werden können. Ihm wurden schwere Behandlungsfehler vorgeworfen, der Fall 

erregte bundesweit großes Aufsehen. Durch die Beharrlichkeit der Aufklärer um den 

damaligen Vizepräsidenten Ruprecht Zwirner (1929 bis 2010) wurden diese Fehler 

publik und schließlich geahndet. Die Kammer befand sich in dieser Angelegenheit in 

einer schwierigen Ausgangslage. Sie musste und wollte sich positionieren, hatte aber 

zugleich die Rechtshierarchie zu beachten, der zufolge das Strafrecht und das Diszi-

plinarrecht des Landes dem Standesrecht vorgingen. Schließlich zeigte es sich jedoch, 

dass auch ein hoch angesehener Arzt für Fehlverhalten seinen Patienten gegenüber in 

Schwierigkeiten geraten konnte.

Auch bei einem gänzlich anderen Aspekt der Patientenrechte engagierte sich die Be-

zirksärztekammer in den letzten 30 Jahren immer wieder vermehrt. Zum Thema Ster-

bebegleitung wurde in Südbaden früh debattiert, erstmals auf Initiative Dieter Scha-

recks. Martin Schieber gab den Anstoß, in Vertreterversammlung und Vorstand unter 

Heranziehung von Experten die sachlich und ethisch komplexe Problematik zu behan-

deln. Unter der Präsidentschaft von Ulrich Clever bei der Landesärztekammer, der zu-

gleich Vorsitzender des Ausschusses Berufsordnung war, schlug Baden-Württemberg 

2014 einen Sonderweg ein: In der Musterberufsordnung steht unter § 16 „Ärztinnen 

und Ärzte haben Sterbenden unter Wahrung ihrer Würde und unter Achtung ihres 

Willens beizustehen.“ Und weiter „Es ist ihnen verboten, Patientinnen und Patienten 

auf deren Verlangen zu töten. Sie dürfen keine Hilfe zur Selbsttötung leisten.“ Diese 

letzten beiden Sätze wurden in die Berufsordnung des Landes Baden-Württemberg 

nicht übernommen.

2011

Nach Bernhard Villinger und 

Franz-Josef Große-Ruyken wird 

mit Ulrich Clever zum dritten 

Mal ein Arzt aus Südbaden 

Präsident der Landesärzte- 

kammer Baden-Württemberg.
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Globale Verantwortung

Im letzten Kapitel wurde beschrieben, wie Ärzte sich zunehmend global orientierten. 

Als weiteres Beispiel dieser Entwicklung sei hier Dr. Margarete Kaasch (*1943) ge-

nannt. Bereits Anfang der 1970er-Jahre begann sie, sich gemeinsam mit ihrem Ehe-

mann in Entwicklungsländern zu engagieren. Die beiden nahmen an entsprechenden 

Projekten über die gesamte Zeitspanne ihres Berufslebens und darüber hinaus teil. 

2017 waren sie zuletzt mit „German Doctors“ in Kalkutta. Was zu Beginn eher noch 

ein seltenes Ereignis war, weitete sich seit den 1990er-Jahren zu einer Bereitschaft, 

weltweit soziale Verantwortung zu übernehmen. Zahlreiche Ärzte aus Südbaden be-

teiligten sich an humanitären Einsätzen im Ausland. Die Bezirksärztekammer unter-

stütze ihrerseits dieses Engagement in Form von Spendenzuwendungen. Einige der 

engagierten Mediziner wurden in diesem Zusammenhang mit der Albert-Fraenkel-Pla-

kette ausgezeichnet. Darunter war 2007 der Freiburger Allgemeinmediziner Dr. Zahir 

Nazary (*1950), der seit 1997 unter großen persönlichen Risiken und unermüdlich 

dafür gearbeitet hatte, die medizinische Versorgung in Afghanistan zu verbessern. 

2009 erhielten gleich vier Ärzte die Albert-Fraenkel-Plakette für ihren globalen Einsatz: 

Dr. Beate Ringwelski (*1944) aus Lenzkirch und Dr. Walter Ott (*1930) aus Feldberg 

engagierten sich für den Verein „Ärzte für die Dritte Welt“ (heute: „German Doc-

tors“). Sehr früh, bereits im Jahr 1987, begann der Schopfheimer Chirurg Dr. Günter 

Zabel (*1943) sein Engagement im Ausland. Für den Verein Interplast Germany e. V. 

arbeitete er u. a. in Kamerun, Pakistan, Indien, Guatemala und Vietnam. Die Augen-

ärztin Dr. Miriam Beer (*1966) hatte sich auf einer Urlaubsreise auf Sri Lanka befun-

den, als Ende 2004 der verheerende Tsunami die Küsten des Indischen Ozeans ver-

wüstete. Seitdem arbeitete sie für mehrere Monate im Jahr auf der Insel. 2018 er - 

hielt schließlich die bereits erwähnte Margarete Kaasch die Albert-Fraenkel-Plakette.  

Ärzte engagierten sich aber auch über ihre Kernkompetenzen hinaus: Franz-Matthias  

Lüttgen etwa war früh beteiligt an der Gründung der „Aktion Dritte Welt“. Die Initia-

tive entwickelte sich zu einer der bedeutendsten Solidaritätsbewegung mit den Ent-

wicklungsländern im deutschsprachigen Raum. Kurz darauf entstanden im Umfeld der 

„ADW“ die ersten Läden für fair gehandelte Erzeugnisse. 2016, das Jahr, in dem 

Lüttgen die Albert-Fraenkel-Plakette erhielt, überstiegen die Umsätze mit Fair-trade-

zertifizierten Produkten erstmals die Grenze von einer Milliarde Euro, 2019 waren es 

bereits zwei Milliarden Euro.

2005

Das Sozialministerium 

Baden-Württemberg zieht in 

Erwägung, die vier Bezirksärzte-

kammern abzuschaffen und 

durch reine Verwaltungsstellen 

zu ersetzen. Diese Pläne werden 

aber wieder fallengelassen.

2005

Im Juni findet im Haus der Ärzte 

ein Symposion über „Aktivitäten 

und Erfahrungen südbadischer 

Ärztinnen und Ärzte in der 

Dritten Welt“ statt.
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Der Verantwortung in einer globalisierten Welt stellte sich die südbadische Ärzteschaft 

jedoch nicht nur in Übersee. Spätestens mit der Europäischen Flüchtlingskrise hat-

te sich die ethische Selbstverpflichtung der Ärzte in Südbaden auf eine neue und 

herausfordernde Weise zu bewähren. Der Altpräsident der Kammer, Christoph von 

Ascheraden, baute mit sieben weiteren Kollegen eine ärztliche Ambulanz in der Erst-

aufnahmeeinrichtung Donaueschingen auf. Der Kinderarzt Dr. Roland Fressle (*1959) 

rief gemeinsam mit Zahir Nazary und anderen Ärzten den Verein „Refudocs Freiburg“ 

ins Leben. Die Akademie für ärztliche Fort- und Weiterbildung bot schon 2015 eine 

Fortbildung „Medizinische Versorgung von Flüchtlingen“ an, bei der verschiedene 

Referenten über medizinische, rechtliche und bürokratische Besonderheiten bei der 

Behandlung von Geflüchteten sprachen. Zugleich bemühte sich die Ärztekammer in 

Gesprächen mit den Behörden um eine möglichst weitgehende Integration der Ge-

flüchteten in die reguläre medizinische Versorgung.

Ökologische Verantwortung

Im vorangegangenen Kapitel wurde beschrieben, welch große Bedeutung die Um-

weltbewegung in Südbaden für eine junge Ärztegeneration erlangte. In den 1990er-

Jahren wurde „die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen im Hinblick auf ihre 

Bedeutung für die Gesundheit der Menschen“ als grundsätzliche ärztliche Aufgabe 

festgeschrieben. Die neue Wertschätzung für die Ökologie zeigte sich auch 2005, 

als dem langjährigen Bad Säckinger Arzt Günter Baitsch (*1940) die Albert-Fraenkel-

Plakette verliehen wurde. Baitsch war nicht nur Mitbegründer und Aktivist in zahl-

reichen Initiativen. Er prägte auch seit den späten 1980er-Jahren als Vorsitzender des 

Ausschusses „Umwelt und Gesundheit“ die Aktivitäten der Landeskammer in diesem 

Bereich. Mit ökologischer Verantwortung verbindet man auch den Namen eines wei-

teren Preisträgers der Albert-Fraenkel-Plakette: Dr. Jens-Uwe Folkens (*1949). Dem 

damaligen Chefarzt der Kinderklinik in Offenburg waren Mitte der 1980er- Jahre ver-

mehrt Fehlbildungen bei Neugeborenen aufgefallen. Im Raum Kehl herrschte auf-

grund der nahen Schwerindustrie ohnehin schon eine hohe Schadstoffdichte, als das 

Land Baden-Württemberg 1987 den Bau einer Sondermüllverbrennungsanlage im 

Hafen von Kehl ankündigte. Folkens wurde Teil einer breiten Bürgerbewegung, die  

das Projekt schließlich verhinderte.
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Abb. 51: Dr. JensUwe Folkens

Die anfangs noch eher indifferente 

Grundhaltung der deutschen Ärzte-

schaft zu Umweltproblemen wurde  

von Südbaden aus früh infrage ge-

stellt. Bereits nach der Reaktorkata-

strophe von Tschernobyl wehrten sich 

zahlreiche südbadische Ärzte gegen 

eine in ihren Augen verharmlosende 

Reaktion der Bundesärztekammer. Die Gesundheitsrisiken der Kernenergie beschäftig-

ten die Kammer bis in die jüngste Zeit. In den vergangenen zehn Jahren verzögerte 

sich die Stilllegung des Atomkraftwerks Fessenheim, das 25 Kilometer entfernt von 

Freiburg im Elsass liegt und als außer ordentlich pannenanfällig gilt, mehr und mehr. 

Auf Antrag der Freiburger Ärztin Dr. Verena Wild-Barth (*1957) in der Vertreterver-

sammlung wurde die Bezirksärztekammer beauftragt, sich bei der Landesregierung 

Baden-Württembergs sowie bei der französischen Regierung für eine sofortige  

Still legung des Kernkraftwerks einzusetzen. Es folgte ein weiterer Antrag an die  

Lan desärztekammer auf Initiative von Dr. Karl-Heinz Bayer (*1953). 2017 führte  

Kam  merpräsident Dr. Ulrich Voshaar diesbezüglich Gespräche mit dem Regierungs-

präsidium.

Auch in Zukunft ist ein starker Fokus auf ökologische Zielsetzungen eingeplant. Die 

Motivation und die Zielsetzung des Umweltschutzes erfahren gegenwärtig einen 

grundlegenden Wandel. Die vorangegangene Generation der Babyboomer hat die 

Gefahren der Umweltzerstörung erkannt, benannt und zahlreiche produktive Formen 

des Aktivismus entwickelt. Sieht man einmal vom Damoklesschwert einer atomaren 

Eskalation des Kalten Krieges ab, blieb die Gefahr einer lebensbedrohlichen Schädi-

gung der Umwelt für die „Boomer“ jedoch vergleichsweise abstrakt. Möglicherweise 

ist dies auch der Grund, warum es trotz eines wachsenden Problembewusstseins nicht 

gelungen ist, die Ziele des Umweltschutzes besser durchzusetzen. Es ist eine bittere 

Ironie der Geschichte, dass sich seit den Anfängen der Umweltbewegung um 1970 

der CO2-Ausstoß, die Produktion von Plastikmüll und das Artensterben nicht etwa ver-

1995

Die Aufgaben des Arztes  

werden durch die ökologische 

Verpflichtung zum Einsatz  

„für den Erhalt der natürlichen 

Lebensgrundlagen im Hinblick 

auf die Gesundheit der 

Menschen“ in der Berufs- 

ordnung ergänzt.
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ringert, sondern exponentiell gesteigert haben. Mit dieser verschärften Ausgangslage 

setzt sich nun die Generation der Millennials auseinander. Die heutigen Jungärzte 

müssen ihrer Berufspflicht, auf den „Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen im Hin-

blick auf ihre Bedeutung für die Gesundheit der Menschen mitzuwirken“, nun im An-

gesicht einer sehr konkreten Gefahrenlage nachkommen. Daher überrascht es nicht, 

dass der Umweltschutz für den Ausschuss „Junge Kammer“ ein zentraler Schwer-

punkt ist. Die derzeit erarbeiteten Pläne, 

den anstehenden Kammerneubau in einer 

ökologisch nachhaltigen Bauweise zu errich-

ten, werden nachdrücklich unterstützt. Im 

Jahr 2019 fand die Bewegung „Fridays for 

Future“ in Deutschland rasant Verbreitung. 

Zahlreiche Ärzte aller Generationen solidari-

sierten sich dabei mit den demonstrierenden 

Jugendlichen.

 
Abb. 52: Der Ausschuss „Junge Kammer“  
unter CoronaBedingungen

Ärztliche Selbstsorge

Das traditionelle ärztliche Berufsbild beinhaltete die Forderung nach unbedingter 

Selbstaufopferung. Vor dem Hintergrund dieses Ideals wurden Probleme wie krank-

machende Arbeitsbedingungen, Suchterkrankungen bei Medizinern oder die Schwie-

rigkeit, angesichts dieser Arbeitswelt Beruf und Familie zu vereinbaren, entweder nicht 

zur Kenntnis genommen oder aber tabuisiert. Seit den 1990er-Jahren ist die Sorge 

um sich selbst für Ärzte ein Thema geworden, über das offen gesprochen werden 

kann. Die Bezirksärztekammer Südbaden hat in diesem Bereich besondere Vorarbeit 

geleistet. Die Einrichtung der Interventionsprogramme für suchtkranke Ärztinnen und 

Ärzte etwa war nicht nur Ausdruck einer verstärkten Sensibilisierung für den Patien-

tenschutz. Die Programme spiegelten auch einen Wandel der Fehlerkultur innerhalb 

der Ärzteschaft wider. Der Leitsatz „Hilfe statt Strafe“ ermöglichte einen fürsorglichen 

Umgang mit Kollegen, deren Probleme man zuvor durch Tabuisierung und Stigmati-19
90

 –
20

20
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sierung gehandhabt hatte. Das Programm wurde in Südbaden konzipiert und erstmals 

erprobt, heute gibt es vergleichbare Einrichtungen in ganz Deutschland.

Seit den 1990er-Jahren wurden die Arbeitsbedingungen für Ärzte zunehmend Gegen-

stand berufspolitischer Auseinandersetzungen. Europäische Richtlinien zur Arbeitszeit-

gestaltung wurden beschlossen, jedoch von den öffentlichen Arbeitgebern zunächst 

ignoriert. Ab 2003 planten die Länder vielmehr Arbeitszeiterhöhungen bei gleichzei-

tigen Lohnkürzungen. Im Rahmen verschiedener über das Jahr 2006 verteilter Streik-

aktionen legte ein Großteil der angestellten Ärzte in Deutschland die Arbeit nieder. Für 

unzählige junge Ärzte waren die Ereignisse ein berufspolitisches Erweckungserlebnis. 

In Freiburg und darüber hinaus war Dr. Jens Thiel (*1973) das Gesicht des Arbeits-

kampfes. 2007 wurde er in den Vorstand der Bezirksärztekammer gewählt.

Bereits zu diesem Zeitpunkt zeichnete sich ab, dass sich der Arbeitsmarkt für Ärzte in 

absehbarer Zeit grundlegend wandeln würde. Nach Jahren des Überangebots wurden 

Mediziner mit jedem Jahr dringender nachgefragt. Gleichzeitig priorisierten die neuen 

Ärzte der „Generation Y“ (geboren seit den 1980er-Jahren) den Aspekt der Work-

Life-Balance in einer nie zuvor dagewesenen Weise. Diese Konstellation verstärkte 

den Trend, dass flexible Arbeitszeitmodelle für Mediziner häufiger gefordert und auch 

durchgesetzt werden konnten. Der Ausschuss „Junge Kammer“ setzt sich in diesem 

Zusammenhang für gesunde und familienfreundliche Arbeitsbedingungen ein. Viele 

Jungärzte sind bereit, für eine attraktive Arbeitsstelle auf Verantwortung, Prestige und 

finanzielle Vorteile zu verzichten. Im Fokus steht nach wie vor die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf. Die Jungärzte sehen die Notwendigkeit, dieses Ziel konkreter als 

bislang zu forcieren. So setzen sie sich ausdrücklich dafür ein, dass auch männliche 

Ärzte, die sich bei Familiengründung in Teilzeit um ihre Kinder kümmern wollen, von 

Seiten ihrer Arbeitgeber Entgegenkommen und Unterstützung erfahren. Der Wandel 

der Arbeitswelt kann nur in Zusammenarbeit mit den Arbeitgebern geschehen und 

darf vor allem nicht zu Lasten der Patienten gehen.

2006

Zwischen März und Juni  

streiken Mediziner an den  

Universitätskliniken und 

Landeskrankenhäusern.  

Auch niedergelassene Ärzte 

veranstalten Protestaktionen.

2007

Das „Interventionsprogramm  

für suchtkranke Ärztinnen und 

Ärzte“ startet in Südbaden.
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Ärztinnen

In den vergangenen drei Jahrzehnten stieg der Anteil der Ärztinnen weiter an. Seit 

Gründung der Kammer hatten Ärztinnen sich an der Berufspolitik beteiligt. Weibliche 

Delegierte etwa gab es seit der ersten Wahl 1947. Ärztinnen in leitenden Positionen 

waren jedoch noch selten. Eine Ausnahme war Dr. Annelies Dehnert-Hilscher (*1925), 

die bereits 1964 Chefärztin der neu gegründeten Abteilung für Anästhesie am Klini-

kum Konstanz wurde. Die Weiterbildung lag ihr in ihrem Bereich sehr am Herzen, 

von 1974 bis 1983 war Dehnert-Hilscher Delegierte der Vertreterversammlung. 2017 

erhielt sie für ihre Leistung als Pionierin ihres Fachgebiets, aber auch im damals noch 

männlich dominierten Arztberuf die Albert-Fraenkel-Plakette.

1991

Mit Dr. Helga Schulenberg und 

Dr. Elisabeth Hauenstein  

 erhält der Vorstand zum ersten 

Mal weibliche Mitglieder. Bei 

der Landesärztekammer wird 

der Ausschuss „Ärztinnen“ 

eingerichtet, der die Interessen 

von Medizinerinnen in der 

Berufspolitik besser als bislang 

vertreten soll.

2004

Auf Initiative von Dr. Helga 

Schulenberg und Dr. Angela 

Mack-Hennes bietet die 

Akademie für ärztliche Fort- und 

Weiterbildung Kurse für 

Ärztinnen an, die wieder in ihren 

Beruf einsteigen wollen.

2004

Die Nachweispflicht für die 

ärztliche Fortbildung wird 

zunächst für die ambulant 

tätigen Vertragsärzte eingeführt. 

Zwei Jahre später folgen die 

Krankenhausärzte.

Abb. 53: Dr. Annelies DehnertHilscher (2.v.l.)
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1991 wurden erstmals in der Geschichte der Bezirksärztekammer Südbaden und ihrer 

Vorgängerorganisationen Frauen in den Vorstand gewählt. Dies war auch der Grund 

dafür, dass die Kammer seither aktiv die Belange ihrer weiblichen Mitglieder vertritt. 

Bis heute verbindet man die Ausgestaltung dieses neuen Schwerpunkts mit dem Na-

men der Chirurgin Dr. Helga Schulenberg (1948 bis 2012). Seit 1991 bot die Kammer 

Informations- und Fortbildungsveranstaltungen an, um die Interessen von Ärztinnen 

stärker zu vertreten. Es wurde ein Ausschuss „Arbeitssituation von Ärztinnen“ ge-

gründet, der zahlreiche Informationsveranstaltungen anbot, die zur Verbesserung der 

damals prekären Lage am Arbeitsmarkt beitragen sollten. Im Jahr 2001, beinahe 80 

Jahre nachdem die Freiburger Kinderärztin Else Liefmann den Deutschen Ärztinnen-

bund mitbegründet hatte, trat das Freiburger Ärztinnen-Forum unter dem Vorsitz von 

Schulenberg dem Bund bei. Bereits 2003 setzte Schulenberg die Gendermedizin auf 

die Tagesordnung des Vorstands der Bezirksärztekammer. Damals noch belächelt, 

ist die Bedeutung des Wissens über die geschlechtsspezifischen Besonderheiten von 

weiblichen und männlichen Patienten heute unumstritten. 2012 erhielt Schulenberg 

posthum die Albert-Fraenkel-Plakette.

Seit 1991 wuchs der Anteil der Frauen in den Organen der Kammer stetig an. Seit den 

Kammerwahlen 2019 ist der Vorstand annähernd paritätisch besetzt. Dies ist in Ärzte-

kammern immer noch alles andere als die Regel. Im Jahr 2019 wurde mit Dr. Paula 

Hezler-Rusch erstmals eine Frau Präsidentin in Südbaden.

Digitalisierung

Südbaden bot vergleichsweise früh Online-Fortbildungen an. Entsprechende Ange-

bote gab es bereits seit 2009 von der Akademie für ärztliche Fort- und Weiterbildung, 

als erstmals die Veranstaltung „Tabakentwöhnung“ im Netz angeboten wurde. In 

den vergangenen Jahren ist Baden-Württemberg zum Pionier im Bereich der Tele-

medizin geworden. 2016 machte die Vertreterversammlung der Landesärztekammer 

mit einem bundesweit einmaligen Grundsatzbeschluss und der Änderung der Berufs-

ordnung den Weg frei. Es wurden Modellversuche wie „docdirect“ gestartet, in de-

nen ärztliche Behandlungen ausschließlich über Kommunikationsnetze durchgeführt  

wurden. 

2003

Der Internist und Kardiologe  

Dr. Gerhard Schade wird neuer 

Präsident der Bezirksärzte- 

kammer Südbaden.

2003

Das Freiburger Ärztinnenforum 

organisiert unter dem Titel 

„Frauengesundheit und 

weibliche Medizin“  

eine Vortragsreihe zur  

Gendermedizin.

2019

Die Konstanzer Fachärztin für 

Psychiatrie und Psychotherapie 

Dr. Paula Hezler-Rusch wird 

Präsidentin der Bezirksärzte-

kammer Südbaden.
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So ungewöhnlich und neuartig wie die Modellprojekte war auch der Deutsche Ärz-

tetag 2017 in Freiburg. Eines der Schwerpunktthemen war die „Digitalisierung des 

Gesundheitswesens“. Wo sonst meist Größen aus Politik und Wissenschaft auftreten, 

war in Freiburg Sascha Lobo einer der Hauptredner. Lobo ist ein prominenter Blogger 

und Netzexperte, der als Sprachrohr der Generation der „Digital Natives“ gilt. Eine 

Erwähnung Lobos kommt nicht ohne Verweis auf seine eigenwillige Haargestaltung 

aus. In jedem Fall herrschte digitale Aufbruchstimmung. Der baden-württembergische 

Vorstoß überzeugte auch eine große Mehrheit der Delegierten aus den anderen Bun-

desländern. Im Mai des nächsten Jahres fand die neue Fernbehandlung Eingang in die 

Musterberufsordnung. In der Rückschau lässt sich feststellen, dass dieser Beschluss 

gerade zur rechten Zeit kam. Denn ca. 18 Monate später infizierte sich erstmals ein 

Mensch mit dem neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2. Die Krankheit Covid-19 wurde 

zur Pandemie. Umfangreiche Kontaktbeschränkungen gehören seitdem (Stand: Januar 

2021) zum Alltag. Die Telemedizin wurde so nahezu von einem Tag auf den anderen 

zum integralen Bestandteil der medizinischen Versorgung in Deutschland.

Wie in der restlichen Gesellschaft hat die Pandemie auch in der Bezirksärztekammer 

Südbaden einen Digitalisierungsschub angestoßen. Vorstandssitzungen und Delegier-

tenversammlungen mussten per Videokonferenz abgehalten, Lösungen für das Home-

Office erarbeitet werden, zahlreiche Neuanschaffungen und Investitionen wurden 

getätigt. Für den Ausschuss „Junge Kammer“ war die Digitalisierung seit ihrer Formie-

rung ein Schwerpunktthema. Für sie gibt es keine Alternative zu einer modernen und 

nutzerfreundlichen Verwaltung für die Ärzte in Südbaden und sie sieht diesbezüglich 

dringenden Handlungsbedarf. Dabei ist sie sich bewusst, dass die ärztliche Selbst-

verwaltung ein historisch gewachsenes Gebilde ist, das mit Bedacht in die digi tale 

Transformation geführt werden muss. Rechtliche Vorgaben müssen berücksichtigt, 

der Datenschutz ernst genommen werden. Es bedarf Lösungen für die Finanzierung, 

digitales Know-how muss nach und nach erworben, um schließlich für alle Beteiligten 

selbstverständlich zu werden.

2020

Gerhard Sutor geht in den 

Ruhestand. Dr. Michael Bürkle 

wird neuer Geschäftsführer der 

Bezirksärztekammer Südbaden.

2020

Am 11. März 2020 erklärt die 

WHO die Krankheit Covid-19 zur 

Pandemie. Erstmals seit der 

Nachkriegszeit werden 

Infektionsschutzmaßnahmen 

(Isolierung, Quarantäne, 

Kontaktbeschränkungen) wieder 

Teil des Alltags der Menschen. 

Geht das „Zeitalter der 

Immunität“ nun zu Ende?

2017

Im Mai findet der 120. Deutsche 

Ärztetag in Freiburg statt. 

Themen sind u. a. die Digitalisie-

rung im Gesundheitswesen und 

die Novellierung der (Muster-)

Weiterbildungs ordnung. 

Tagungsorte sind das 

Konzerthaus und die Messe. 

1900, also 117 Jahre zuvor, war 

Freiburg schon einmal 

Schauplatz der Veranstaltung 

gewesen.
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Auf ein Wort 

mit Präsidenten der Bezirksärztekammer  
Südbaden – Kammergeschichte im Spiegel  
individueller Lebensläufe  
(1990 bis 2020) 

Die nachfolgend wiedergegebenen insgesamt sechs Gespräche in 

Interviewform führte Dr. phil. Christoph Schwamm Anfang 2021 mit 

den Präsidenten der Bezirksärztekammer Südbaden persönlich in 

Freiburg und Konstanz oder, wo dies nicht möglich war, telefonisch.
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Abb. 54:  
Dr. Martin Schieber,  
fünfter Präsident der  
Bezirksärztekammer  
Südbaden

Dr. Martin Schieber wurde am 22. November 1939 in Leutkirch im Allgäu geboren, 

wo er als Sohn eines evangelischen Pfarrers aufwuchs. 1949 zog die Familie nach 

Stuttgart, wo Schieber das Eberhard-Ludwig-Gymnasium Stuttgart besuchte. 1959 

Abitur. Ein Jahr Wehrdienst bei der Bundeswehr in Lagerlechfeld und München. 

1960 Beginn des Medizinstudiums in Freiburg im Breisgau. 1965 Staatsexamen. 

Assistentenzeit in Freiburg, Gengenbach und Glottertal. 1970 Niederlassung als 

praktischer Arzt in Freiburg-Lehen.

Herr Dr. Schieber, wie kamen Sie zur Medizin?

Schieber: Ich habe mein Abitur nur mit viel Hilfe geschafft, konnte aber gut mit Men-

schen umgehen. Da sagte meine Mutter: „Du wirst Volksschullehrer!“ Meine da malige 

Freundin meinte aber: „Wenn Du Lehrer wirst, schau´ ich Dich nie wieder an.“ (lacht) 

1960 ging ich ins Medizinstudium rein. Wir waren so ziemlich der letzte Jahrgang, der 

ohne Numerus clausus reinkam. Mit Numerus clausus würde ich heute noch auf der 

Warteliste stehen. Im Medizinstudium war die Freude an der Medizin aber groß und 

ich habe mich sauwohl gefühlt. (lacht)

Was war Ihr erster Kontakt mit der Standespolitik?

Schieber: Nach meiner Niederlassung habe ich, wie ich meine, gut und empathisch 

gearbeitet mit dem Endeffekt, dass ich natürlich schon nach zwei, drei Quartalen die 

Kürzungsbescheide von der Kassenärztlichen Vereinigung im Hause hatte. Und ich 

fand das nicht gerecht und habe mehrfach Widerspruch eingelegt und musste vor den 

Widerspruchsausschuss. Dr. Kracke, der damalige Vorsitzende, fand meine Begrün-

dung so plausibel, dass er mich fragte, ob ich nicht Prüfarzt werden wolle. So kam ich 

auch in den Vorstand der KV und so zwangsläufig auch mit der Kammer in Berührung.

Und was war der Anlass für Ihr Engagement bei der Kammer?

Schieber: 1976 war ein Artikel im „Stern“ gewesen, als das erste Mal die große Dis-

kussion um die Kostendämpfung im Gesundheitswesen geführt wurde. Und da war 

auf dem Titelbild ein moderner Operationstisch und der Chirurg entfernte einen Blind-

darm als Beutel, aus dem 100-DM-Scheine herausquollen. Und die Überschrift war 

„Die Beutelschneider“. Das hat mich granatenmäßig aufgeregt, ich meine, wir arbei-

ten hart, ja, und arbeiten gut. Also habe ich angefangen, zu solchen Themen Infor-

mationsblätter für meine Patienten zu schreiben, die dann auch von mehreren Nach-
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t barpraxen übernommen wurden. Dann rief eines Tages Herr Schareck, der damalige 

Präsident unser Kammer, an, sagte mir, er habe das gelesen, er fände es toll und ob 

ich nicht Lust hätte, in der Kammer mitzuarbeiten.

Was war für Sie das wesentliche Ziel der Kammerarbeit?

Schieber: In dieser Hinsicht wurde ich stark geprägt von unserem Präsidenten Dr. 

Dieter Schareck und von Walter Zimmermann, dem damaligen Geschäftsführer der 

Kammer – zwei meiner ganz großen Vorbilder, echte Vaterfiguren. Von denen habe 

ich gelernt, dass das Wichtigste in der Berufspolitik das Streben nach der Einheit der 

Ärzteschaft ist. Damals fiel auf, wie die Ärzteschaft auseinanderfiel, wie sie sich nicht 

allzu selten in Konkurrenzkämpfen zerfleischt haben: Kliniker gegen Niedergelasse-

ne, Fachärzte gegen Allgemeinärzte. Mit Respekt und Toleranz haben wir es, wie ich 

finde, geschafft, etwas für die innerärztliche Einigung zu erreichen. Wobei wir die 

Toleranz erst lernen mussten.

Inwiefern?

Schieber: Wir mussten uns beispielsweise mit der Gruppe der „unabhängigen demo-

kratischen Ärztinnen und Ärzten“ auseinandersetzen. Man muss sich den Namen 

schon mal auf der Zunge zergehen lassen. Die sagen, sie sind unabhängig, was bedeu-

tet, wir sind abhängig – von der Pharmaindustrie. Sie sind demokratisch, wir sind es 

nicht. Aber sie haben uns angestachelt und wir konnten viel im Sinne einer humanen, 

patientenorientierten Medizin bewegen. Als die damals im Vorstand von „weiblicher 

Medizin“ geredet haben, hielten wir das für Unfug. Heute weiß jeder, dass sie Recht 

hatten, dass wir etwa die Beipackzettel in bestimmten Fällen geschlechterspezifisch 

schreiben müssen.

Würden Sie sagen, es ist Ihnen gelungen, diese alternativen Kräfte zu  

bündeln und in die Kammer zu integrieren?

Schieber: Es gab bei denen Leute, die ihre Ansichten so vertreten konnten, dass man 

in tolle Diskussionen kam. Diese konnten dann bei vielen einen Lernprozess in Gang 

setzen, dass wir offener wurden für die neueren Strömungen in der Medizin.
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Prävention befasst. War das damals bereits eine Reaktion auf die alternative 

Medizinkritik?

Schieber: Nein, die beschäftigten sich damals mehr mit Anti-Atom- und Anti-Militär-

Bewegung und auch Fragen der Ökologie. In Sachen Prävention war es damals bei 

uns Franz-Josef Große-Ruyken, der spätere Präsident der Landeskammer, der das vo-

rangetrieben hat. Daraus entstanden zum Beispiel auch die Präventionsteams, Ärzte, 

die in Schulen und Kindergärten gegangen sind, um ein Gesundheitsbewusstsein zu 

vermitteln. In den 80-ern war ich dann mit AIDS-Prävention befasst, auch Suchtkrank-

heiten haben mich in dieser Hinsicht lange beschäftigt. Die Prävention gewann auch 

durch das Aufkommen der Grünen an gesellschaftlicher Bedeutung.

Für die Bevölkerung war das ja in dieser Größenordnung auch etwas Neues?

Schieber: Denken Sie an Rauchen und Alkohol. Die Bevölkerung war damals (noch) in 

einer ganz anderen Einstellung zu diesen Dingen. Den Begriff „Komasaufen“ etwa, 

den gab es gar nicht. Natürlich kam es vor, dass jemand bei einer Schülerfete einen 

Blackout hatte. Das gehört im Übrigen (fast) zu jeder vernünftigen Jugend dazu. Nur 

wenn man es erlebt hat, kann man auch darüber reden und als Arzt schon gleich. 

Aber es war alles gemäßigter und insofern hatten wir damit auch nicht solche großen 

Probleme.

Und die entscheidenden Impulse für die Präventionsarbeit? Kamen die Ihrer 

Ansicht nach eher aus der Politik oder aus der Ärzteschaft selbst?

Schieber: Die Politik hat für uns diesbezüglich keine große Rolle gespielt, wir haben 

auch von dieser Seite keine Unterstützung gekriegt. Im Gegenteil, wir mussten oft 

kämpfen, dass wir in die Schulen überhaupt reindurften. Und natürlich wurde Prä-

vention nicht bezahlt, sie war im Gefüge des ärztlichen Honorars nirgendwo vorge-

sehen. Und als die Gesprächsleistungen budgetiert wurden, wurde das Ganze noch 

schwieriger.

Welche Konsequenzen haben Sie daraus gezogen?

Schieber: Das Problem bei vielen Präventionsmaßnahmen ist, dass man zumeist nur 

die Leute erreicht, die ohnehin schon ein Gesundheitsbewusstsein haben, und die 

anderen, die kümmert es gar nicht. Ich habe von Dieter Schareck einen Satz gelernt, 
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über den Geldbeutel erziehen.“ Ich habe damals in der Vertreterversammlung gesagt, 

ich hätte gerne wieder einen Gesundheitspfennig oder eine Gesundheits marke einge-

führt. Für die Finanzierung des Wiederaufbaus von Berlin nach dem Krieg musste man 

eine Zeit lang auf jede Postsendung eine blaue 2-Pfennig-Sondermarke kleben. Ich 

wollte auf Salz, auf Fett, auf Nikotin und auf Alkohol eine Abgabe legen, die natürlich 

direkt wieder dem Gesundheitswesen zugeführt wird. Da haben wir das Scharecksche 

Prinzip.

Was waren für Sie sonst noch Vorhaben, die Sie in der Kammer  

verwirklichen wollten?

Schieber: Einmal hatte ich mir ein sogenanntes GREAT-Modell ausgedacht. Bei Berufs-

ende steigen die Kollegen von heute auf morgen aus ihrem Arbeitstrubel aus und 

fallen nicht selten erst mal in ein tiefes Loch. GREAT steht für „Gleitender-Renten-

Eintritt mit Arbeitsausstieg auf Teilzeitbasis“. Ich wollte, dass man noch eine Zeit lang 

halbtags arbeiten und so gleitend in den Ruhestand übergehen kann. Das war damals 

kassentechnisch gar nicht möglich, weil man keine Einzelstelle in zwei oder drei auf-

teilen durfte. Ganz wichtig dabei war auch, die Jungen damit ins System einzuglie-

dern. Einem jungen Arzt kann nichts Besseres passieren, als wenn er neben einem 

alten erfahrenen – auch einem Dickkopf (lacht) – eine Zeit lang arbeitet.

Gibt es auch Themen, bei denen Sie mit der Ärzteschaft nicht einig sind?

Schieber: Die Selbstbestimmung im Leben bis zum Tod. Wenn mich Patienten hände-

ringend darum gebeten haben, ihnen zu helfen, gehen zu dürfen. Da stand ich immer 

in völligem Konflikt mit unseren Bundesärztekammerpräsidenten. Wie patriarchalisch 

diese Herren sagen, was die Ärzteschaft zu denken hat! Ich habe mir für eine Ver-

treterversammlung eine Gerichtsmedizinerin aus München geholt, zum Thema Suizid. 

Die berichtete – 13.000 Fälle habe es letztes Jahr gegeben – von Erschießen, von 

Vergiften, von Erhängen, von Von-der-Brücke-runterspringen, von Dritten, die mit in 

den Tod gerissen werden usw. Und ich habe gefragt, was kann die Medizin tun, damit 

jemand würdig gehen kann und sich nicht vom Hochhaus stürzen muss? Das konnte 

man in dieser Zeit nur schwer diskutieren.
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Nationalsozialismus – speziell im badischen Raum – auseinandergesetzt.

Schieber: Diese Frage hat mich gedanklich immer beschäftigt: Wie wäre meine Rolle 

als Arzt in dieser Zeit gewesen? Was hätte ich mit meiner Praxis, mit meiner Familie 

gemacht? Und da ich darauf keine Antwort gefunden habe, wollte ich wenigstens 

wissen, wie es den Kolleginnen und Kollegen damals ging. Da habe ich meinen Vor-

stand informiert und habe gesagt, hört her Leute, ich brauch´ Geld. (lacht) Prof. Edu-

ard Seidler war an meiner Seite, zu dem ich einen sehr guten Kontakt hatte, und auch 

Karl-Heinz Leven. Und dann haben wir in der Vertreterversammlung sogar deutlich 

mehr Geld freimachen können als geplant für unser Projekt eines Buchs, das dann von 

Cécile Mack erarbeitet wurde mit dem Titel „Die Badische Ärzteschaft im National-

sozialismus“, das heute noch große Beachtung erfährt.

Arbeitet man als Arzt heute noch in einem freien Beruf?

Schieber: Der Arzt ist ein absolut freier Beruf in vielen Teilen seiner Existenz. Aber 

wenn ich in diesem Beruf frei sein möchte, muss ich bereit sein, Opfer zu bringen – 

auch finanzielle. Wir sprachen vorhin auch von der Selbstbestimmung im Tod, da bin 

ich tatsächlich eingeschränkt durch gesetzliche und auch standesrechtliche Vorgaben. 

Diesbezüglich wurde ich sehr von unserem früheren Kammeranwalt Prof. Eugen Hu-

ber-Stentrup geprägt. Der sagte zu dieser Thematik: „Bleibt damit ja draußen aus der 

Politik, ihr wollt das nicht in ein Gesetz gekleidet haben! Die Grauzone ist das Beste, 

was Dir passieren kann, wenn Du ein Gewissen hast.“ Hier habe ich Freiheit, aber 

mein Gewissen sollte mich zwingen, die Freiheit mit Verantwortung zu verknüpfen.

Herr Dr. Schieber, herzlichen Dank für das Gespräch.
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Abb. 55:  
Dr. Gerhard Schade,  
sechster Präsident der 
Bezirksärztekammer  
Südbaden

Dr. Gerhard Schade wurde am 21. November 1942 als Sohn des Oberförsters  

Johannes Schade und seiner Ehefrau Barbara Elisabeth Schade in Lauterbach/Hes-

sen geboren. Schulzeit in Lauterbach, Abitur 1962. Studium der Medizin in Frank-

furt am Main und Würzburg. Staatsexamen 1968, Promotion zum Dr. med. 1969. 

1970 bis 1980 Weiterbildung in Innerer Medizin, Röntgendiagnostik und Kardio-

logie in Frankfurt am Main, Mainz und Bad Krozingen. 1978 bis 2008 leitende  

Tätigkeiten am Herzzentrum Bad Krozingen. 1981 Bezirksvorsitzender des Marburger   

Bunds Südbaden, seit 1991 standespolitisch tätig. 2003 bis 2011 Präsident der 

Bezirksärztekammer Südbaden.

Herr Dr. Schade, wie kamen Sie zur Medizin?

Schade: Mein Bruder war Maschinenbauingenieur. Meine Idee war: Wenn er das 

macht, dann studiere ich Elektrotechnik, dann können wir später mal zusammen eine 

Firma aufmachen. Mit 17 kam aber die Wende. Ich wurde ernsthaft krank und lag 

vier Monate in der Uniklinik Gießen. Da lagen auch schwere Fälle, hochgradige Ver-

brennungen etc. Ich dachte mir: Transistoren zusammenlöten können auch andere. 

Meinen Mitpatienten zu helfen, das wäre bestimmt sinnvoller. Ich habe daraufhin mei-

nen Studienplatz an der TU Darmstadt aufgegeben und bin auf Medizin in Frankfurt 

umgeschwenkt.

Wie war das Studium für Sie?

Schade: Ich war von der Vorklinik ziemlich enttäuscht, also dieses pure Pauken! Ein 

bisschen mehr Kontakt zu den Patienten hatte ich mir schon vorgestellt. Nach dem 

Physikum stand ich da und dachte: Ist das wirklich das Wahre? Dann bekam ich die 

Gelegenheit, für zwei Semester an der theologischen Fakultät in Innsbruck zu studie-

ren. Dort habe ich Max-Joseph Halhuber, den großen Kardiologen, kennengelernt. Er 

war sehr psychosomatisch orientiert, was mich schon damals interessiert hat, und er 

führte mich zur Medizin zurück.

Sie kamen 1978 ans Herzzentrum Bad Krozingen. Sie blieben gut 30 Jahre.  

Offenbar hat es Ihnen dort gefallen.

Schade: Das war die Klinik, da hat sich all das erfüllt, was ich mir von Medizin je  

erträumt habe. Das kann man sich heute fast nicht mehr vorstellen. Eine klassenlose 

Klinik mit ganzheitlichem Ansatz. Auf jeder Station ein Psychologe, auf jeder Station 
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tein Sozialarbeiter, vier Theologen im ganzen Haus, die die Patienten mit betreuten, 

eine berufsfördernde Abteilung. Woanders legte man die Patienten mit Infarkt drei 

Wochen ins Bett und ließ sie nach Entlassung aus dem Beruf ausscheiden. Hier stan-

den schon am dritten Tag der Physiotherapeut und der Psychologe am Bett. Die be-

gannen, mit den Patienten an Perspektiven für eine nicht nur berufliche Umorientie-

rung zu arbeiten.

Sie nutzen die Vergangenheitsform?

Schade: Das wurde dann in den letzten Jahrzehnten alles sukzessive abgebaut. Als 

erstes verschwand die Klassenlosigkeit, gefolgt von der Berufstherapie, dann wurden 

die Sozialarbeiter eingeschränkt und zuletzt die Psychologen reduziert.

Von solchen Entwicklungen hört man nicht nur aus Bad Krozingen.

Schade: Es ist überall das Gleiche. Man versucht, sich zu spezialisieren: Gewinnbrin-

gend sind diejenigen, die eine Scheuklappenmedizin machen! Das krasseste Beispiel 

ist der Diabetiker mit seinem diabetischen Fuß. Wenn Sie den erhalten wollen, einen 

Monat mit Infusionstherapie, Krankengymnastik und allem Drum und Dran behan-

deln, dann legt das Krankenhaus dicke drauf. Amputieren Sie den Fuß am zweiten 

Tag und der Patient geht am 4. post-op-Tag nach Hause, dann hat das Krankenhaus 

18.000 Euro plus gemacht. Das ist unsere Medizin – und zwar auf allen Gebieten! Die 

Wirtschaftsleute haben einen derartigen Einfluss auf die Medizin bekommen, das ist 

nicht gut!

Ein Anlass, sich in der Berufspolitik zu engagieren? Wie kamen Sie dazu?

Schade: In Krozingen wurde ich zum Betriebsratsvorsitzenden gewählt. Dadurch kam 

ich in Kontakt mit anderen Personalräten und Betriebsräten. Hierdurch wurde mir erst 

bewusst, wie gut wir es in Krozingen hatten – und wie sehr die anderen unter schlech-

ten Bedingungen zu leiden hatten. Ich wusste also, es geht auch anders. Man kann 

etwas zum Guten verändern.

Sie waren also motiviert?

Schade: Jawohl, so bin ich 1981 in den Marburger Bund eingetreten. Da erlebte ich 

aber bald die erste Enttäuschung: Die Verbandsspitze in Südbaden war zu diesem Zeit-

punkt heillos überaltert. Wie sollen diese Leute Ideen für Veränderungen haben, wenn 
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t sie in ihren hierarchischen Clustern großgeworden sind und die auch weitergeben? Da 

müssen junge Leute ran! Also dachte ich mir, da kandidierst du einfach mal. Und so 

wurde ich Bezirksvorsitzender von Südbaden im Marburger Bund und habe mich dort 

engagiert.

Und über den Marburger Bund kamen Sie auch 1991 in die Kammer,  

deren Präsident Sie 2003 wurden. Was haben Sie versucht zu bewegen?

Schade: Besondere Schwerpunkte, die ich aufgrund meiner klinischen Tätigkeit hatte, 

war die Qualitätssicherung. Dass man nicht nur so dahin wurschtelt, sondern auch mal 

kontrolliert: Was mach´ ich da eigentlich Sinnvolles?

Die Qualitätssicherung wird heute oft als Fehlentwicklung kritisiert,  

die die Ökonomisierung der Medizin weiter vorantreibt.

Schade: Was hier gemeint wird, ist der Missbrauch! Heutzutage hängt sich jeder ir-

gendein Zertifikat in die Empfangshalle, Pseudoschilder. Genauso gut könnte ich 

Ihnen eine Schwimmweste aus Beton nach ISO-Norm soundso zertifizieren. Es wird 

nämlich nirgendwo die Ergebnisqualität benotet. Wir haben es leider nicht geschafft, 

dass die geprüften Einrichtungen ihre Langzeiterfolge darlegen müssen. Wie geht es 

den Patienten nach zwei, drei Jahren? Nicht bloß nach wenigen Monaten. Das ist doch 

interessant!

Sie haben sich auch für ein besseres Verhältnis der Ärzteschaft zu den 

Pflegekräften eingesetzt.

Schade: Richtig, ich war Mitglied in Baden-Württemberg in der Geschäftsstelle „Quali-

tätssicherung im Krankenhaus“. Dort habe ich erreicht, dass auch die Pflegeverbände 

vertreten sind. Und zwar stimmberechtigt. Mir war klar, dass man das Verhältnis Arzt-

Pflege hierarchisch abbauen muss. Wir haben damals in Krozingen ohne Probleme 

ärztliche Aufgaben an Pflegende und die „Medical Assistants“ delegiert. Bei uns Ärz-

ten hat sich keiner mehr um eine Beatmungsmaschine gekümmert. Ich brech´ mir 

doch keinen Zacken aus der Krone, wenn ich einer Krankenschwester beibringe, wie 

man Blut abnimmt. Wir müssen dahin kommen, dass wir diese als gleichberechtigte 

Partner anerkennen, und wir müssen mit ihnen zusammenarbeiten! Das entlastet 

uns, wertet die Pflege auf und dann kriegen wir auch wieder Pflegekräfte in Deutsch-

land.



183AUF EIN WORT mit Präsidenten der Bezirksärztekammer Südbaden 

Au
f e

in
 W

or
tSie waren auch Mitglied im Weiterbildungsausschuss?

Schade: Die Weiterbildungsordnung und die Facharztprüfungen sind essentielle Auf-

gaben der Kammer. Beide müssen dem jeweiligen Stand der Wissenschaften kontinu-

ierlich angepasst werden, also ein nie endender Prozess.

Mir ist während meiner langjährigen Tätigkeit unter anderem aufgefallen, dass doch 

ein beachtlicher Teil der ausgestellten Zeugnisse nicht stimmte. Wenn zum Beispiel 

ein Weiterbilder einem Prüfling „Erfahrungen mit Farbdoppler“ bescheinigt und der 

Kandidat dann in der Prüfung das Bild nicht einordnen kann und sagt: „Wir haben in 

der Klinik gar keinen Farbdoppler, ich habe keine Erfahrung damit.“ – das geht nicht! 

Oder noch schlimmer: Noch in den 1980er- und 1990er-Jahren wurden laut Wei-

terbildungsordnung von Chirurgen noch eine bestimmte Anzahl von magenverstüm-

melnden Operationen nach Billroth im Aufgabenkatalog verlangt. Und das, obwohl 

mittlerweile klar war, dass das Magengeschwür eine Infektionskrankheit ist, bedingt 

durch Helicobacter!

Belastend wirkt auch manchmal das Abhängigkeitsverhältnis von Weiterzubildendem 

zu Weiterbildungsbefugtem, hier habe ich eine Ombudsstelle für diese Problematik 

erstmals in Südbaden geschaffen.

Sie haben sich gewünscht, dass bei den Verordnungen rascher  

auf Probleme reagiert wird?

Schade: Ich bin, das muss ich sagen, nicht der geduldigste Mensch. In meiner ganzen 

berufspolitischen Laufbahn hat mich immer aufgeregt, dass alles so lange dauert! Die 

Selbstverwaltung ist bisweilen genauso lahm wie die staatliche Verwaltung. Ich habe 

bei der Kammer auch versucht, äußerlich was zu ändern, wir haben neue Farben in die 

Räume gebracht, wir haben die Möbel mal ein bisschen modernisiert, die Mitarbeiter 

kriegten endlich eine Klimaanlage, damit sie dort unter dem Flachdach auch arbeiten 

konnten. Auf meine Initiative wurde ein Personalrat gewählt, so dass die Mitarbeiter 

auch eine Vertretung fanden. Und diese Ahnengalerie auf dem Flur. Da sitzen die 

armen Prüflinge zur Facharztprüfung und starren die alten Herren da an, die alle be-

brillt und mit Fliege auf sie herunterblicken. Ich hatte sie durch neuzeitliche Kunst und 

künstlerische Fotografien ersetzt.
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Vereinigung Südbaden gewählt.

Schade: Richtig. Ich war der erste und damals der einzige Krankenhausarzt, der Vor-

standsmitglied in der KV war. Ich konnte diese überzeugen, dass ich wichtige Überle-

gungen beisteuern kann. Das Wissen: Welche Krankheiten gehören ins Krankenhaus 

und welche Krankheiten kann ich im niedergelassenen Bereich wirklich wissenschaft-

lich fundiert abdecken? Dieses Wissen war auf beiden Seiten nicht so recht vorhan-

den. Und da konnte ich vermitteln. Mir war klar: Wir können uns doch nicht wegen 

des Geldes streiten. Dieser Graben muss zu. So nach dem Motto: „Die Kammer für die 

Ethik, die KV für die Monetik.“ Man kann und sollte das nicht trennen!

Wir blicken in diesem Interview ja nur auf die Zeit Ihrer Berufstätigkeit  

zurück. Haben Sie sich auch für die weiter zurückliegende Vergangenheit der 

südbadischen Ärzteschaft interessiert?

Schade: Mit der Geschichte Albert Fraenkels in Badenweiler war ich eine Zeit lang be-

fasst. Seit 1978 verleiht die Bezirksärztekammer ja die Albert-Fraenkel-Plakette. Fraenkel  

hatte durch die Nationalsozialisten fürchterliches Leid erfahren. Und Badenweiler  hat-

te ihn mehr oder weniger ganz vergessen. Ich bin dann beim Bürgermeister vorstellig 

geworden und habe gesagt: „Sie hatten hier einen ganz bekannten Arzt, der hier 

ein Sanatorium betrieben hat, mit den Universitäten Straßburg und Heidelberg von 

Badenweiler aus zusammengearbeitet hat. Er ist der Erfinder der IV-Therapie, er hat 

überhaupt die intravenöse Spritze erfunden, er hat die Strophantinkur erfunden. Er ist 

eine der herausragenden Arztfiguren überhaupt in Süddeutschland und ich finde hier 

gar nichts von ihm!“ Wir haben dann eine Gedenkplakette im Rathaus angebracht 

und eine große Gedenkveranstaltung abgehalten.

Ist der Arzt noch ein freier Beruf?

Schade: Als Kliniker bin jetzt mal provokant und sage: Der Arztberuf ist kein wirklich 

freier Beruf. Man hat die gesamte Medizin ökonomisiert. Darüber haben wir vorhin ja 

bereits gesprochen. Was aber meines Erachtens ebenfalls die Freiheit des Berufes ein-

schränkt, ist die zunehmende Informationsflut und Technikfixierung.
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hat ja in Ihrem Leben sowohl privat als auch beruflich immer eine große 

Rolle gespielt.

Schade: Nehmen wir mal folgendes Beispiel: Sie gehen mit Rückenschmerzen zum 

Orthopäden, nach Kurzanamnese wird als erster diagnostischer Schritt ein MRT ange-

ordnet. Ich habe selbst schon erlebt, dass anschließend auf eine umfassende körper-

liche Untersuchung mit Beweglichkeits- und neurologischem Status ganz verzichtet 

wurde. Oder Sie klagen über Herzprobleme, als erstes kommen EKG und Echo, dann 

vielleicht auch noch das Stethoskop. Rein technikorientierte Medizin! Natürlich ist das 

richtig, das macht man heute so. Aber was, wenn der Strom mal weg ist? Oder wenn 

Sie mal am Straßenrand jemanden notfallmäßig behandeln müssen? Oder der Haus-

besuch bei der Oma? Oder wenn Sie mal in die Entwicklungshilfe gehen? Was machen 

Sie denn dann? Sind Sie dann noch frei? Soviel zur Technik, das andere Problem, die 

Informationsflut, betrifft auch die Patienten.

Inwiefern?

Schade: Patienten kommen heute zu Ihnen und sagen: „Ich habe im Internet recher-

chiert.“ Die lesen nicht nur Wikipedia, die haben zum Teil Zugang zu Fachliteratur 

von Doc-Med oder dergleichen. Die lesen und sammeln dies und fordern dann: „Das 

ist state of the art und dieses Medikament hätte ich jetzt gerne!“ Was machen Sie 

dann? Sind Sie dann noch wirklich frei, wenn sie in ellenlangen Reden den Patienten 

überzeugen müssen, dass Ihre Meinung besser ist als die von Dr. Google? Auch wir 

Ärzte selbst ersticken schier in Informationsflut, keiner kann mehr alles lesen, was sein 

Fach betrifft. Wir behandeln nach Leitlinien, die Fachgesellschaften erstellen, sind wir 

dann wirklich frei? Es gilt nicht mehr die ärztliche Erfahrung, die auch eine Kunst ist, 

sondern evidenzbasierte Studien.

Herr Dr. Schade, herzlichen Dank für das Gespräch.
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Heidelberg. 1976 Staatsexamen, 1977 Promotion. 1977 bis 1983 klinische Ausbil-

dung: Medizinassistent am Pathologischen Institut der Universität Heidelberg. Tätig-

keit als Assistenzarzt an der Berufsgenossenschaftlichen Unfallklinik Duisburg/Buch-

holz (Allgemein- und Unfallchirurgie, Handchirurgie). Notarzt in der Luftrettung. 

Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin am Krankenhaus Spitalfonds 

Waldshut. 1983 Niederlassung als Hausarzt in St. Blasien. 1989 Delegierter der Ver-

treterversammlung der Kassenärztlichen Vereinigung Südbaden. Vorstandsmitglied 

der Kassenärztlichen Vereinigung Südbaden von 1993 bis 1996. Ab 1995 Vorstands-

mitglied der Bezirksärztekammer Südbaden. Vizepräsident 2003 bis 2011, Präsident 

2011 bis 2015. Von 2012 bis 2015 Mitglied im Vorstand und Vorsitzender des Aus-

schusses „Sucht und Drogen“ der Bundesärztekammer. 2013 und 2014 Delegierter 

auf der Generalversammlung des Weltärztebunds.

Dr. von Ascheraden, wie kamen Sie zur Berufspolitik?

von Ascheraden: Ich bin schon in der Schule ein „zoon politikon“ gewesen. Und ich 

war auch immer an der Einordnung des Berufs in die Geschichte und die gesamtpoli-

tische Situation interessiert. Die Geschichte der Kammer beginnt nicht 1933, sondern 

viel früher im 19. Jahrhundert mit der Loslösung der akademischen Berufe aus der 

kirchlichen und staatlichen Bevormundung. Die Bildung der Körperschaften, das Ele-

ment der Selbstverwaltung, die Entwicklung des freien Berufs – das alles sind wichtige 

Teile unserer Geschichte.

Die Idee des freien Berufs war ursprünglich eng mit der des ärztlichen  

Standes verbunden. Von Letzterem spricht man heute nur noch selten.  

Was hat sich geändert?

von Ascheraden: Als ich 1989 mit der Berufspolitik begonnen habe, hat sich die  

Kammer als „Standesorganisation“ verstanden und sich selbst auch so bezeichnet. 

Die Berufsordnung war entsprechend darauf ausgerichtet, kollegiales Verhalten zu 

überwachen und zu sanktionieren, wenn dagegen verstoßen wurde. Ich kann mich an 

viele berufsgerichtliche Eingaben erinnern, da ging es um die Größe des Praxisschildes 

des Nachbarkollegen. Um die Frage, ob er durch Überschreitung bestimmter Maße 

Abb. 56:  
Dr. Christoph von  
Ascheraden,  
siebter Präsident der  
Bezirksärztekammer  
Südbaden
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teinen unkollegialen Werbeeffekt erzielen wollte. Absurd! Auch mit der Bewältigung 

der NS-Geschichte der Standesorganisationen hatte die Ärzteschaft größte Probleme. 

Oft waren Stimmen zu hören wie: „Jetzt muss endlich Schluss sein, wir haben genug 

Reparationen an Israel gezahlt, jetzt müssen wir uns nicht auch noch mit unserer 

Geschichte rumplacken.“ Das alles hing mit der einen Frage zusammen: Wie können 

wir die gesellschaftlichen Veränderungen im Hinblick auf unseren Berufsstand reflek-

tieren?

Seit etwa den 1970er-Jahren kritisierte die sogenannte „innerärztliche  

Opposition“, dass die körperschaftlichen Berufsorganisationen einem  

progressiveren Berufsbild im Wege stünden.

von Ascheraden: Das Problem war nicht der Körperschaftsstatus, sondern das Leitbild. 

Heute geht es um das Patientenwohl und den Patientenschutz. Und da hat sich ein 

fundamentaler Wechsel im Selbstverständnis der Kammer ergeben. Der Staat delegiert 

Kompetenzen an die Körperschaften des öffentlichen Rechts, weil er sagt: „Wenn wir 

das machen, wird es wahrscheinlich nicht besser.“ Wir haben ja Vergleichsmöglich-

keiten: Großbritannien und Frankreich haben staatlich sehr strikt organisierte Systeme. 

Vieles läuft dort in meinen Augen schlechter als bei uns. Die Selbstverwaltung mit 

hoher fachlicher Kompetenz hat die Möglichkeit eines tieferen Einblicks in die tatsäch-

liche Realität und deren Kenntnisnahme, um Entscheidungen zu fällen, während die 

Politik sich auf Gutachter und Meinungen Einzelner stützen muss.

Wie kommt dieser tiefere Einblick zustande?

von Ascheraden: Bei uns finden diese Dinge in zum Teil vehementen Diskussionspro-

zessen auf den Ärztetagen statt. Ich bin seit 1993 Delegierter des Deutschen Ärzte-

tages. Wir hatten Themen wie Suchtmedizin, Nationalsozialismus oder die Frauen-

quote. Die wurden eingebracht und zunächst verlacht und niedergestimmt. Vier Jahre 

später wurden sie schon von einem Teil der Delegierten diskutiert. Und nochmal vier 

Jahre später wurden sie dann umgesetzt. Die Ärzteschaft und ihre Meinungsbildner 

koppeln sich nicht von der Diskussion in der Gesellschaft ab. Das ist der große Vorteil 

und auch der Hauptgrund, warum wir uns einen nicht ganz kosten sparenden Apparat 

erlauben. Die Prozesse sind in der Öffentlichkeit nachvollziehbar und werden nicht in 

einer Amtsstube von einem Ministerialdirigenten entschieden.
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ist, die Suchtmedizin – eins Ihrer berufspolitischen Schwerpunkte.

von Ascheraden: Die Große Koalition in Baden-Württemberg wollte 1993 ein neues 

Suchtkonzept erstellen, weil die offene Drogenszene in den Städten überhandnahm. 

Ich war damals Mitglied im KV-Vorstand Südbaden und wurde vom damaligen 1. Vor  - 

sitzenden Dr. Peter Schwoerer dorthin delegiert. Er sagte, bei meinen „weltverbes-

sernden Tendenzen“ sei das doch was für mich. (lacht) Wir hatten daraufhin im „Bier-

häusle“ in Freiburg-Lehen unser erstes Treffen.

Der Ort erscheint mir treffend gewählt …

von Ascheraden: Wir brauchten eine Qualifikation. Es gab noch nicht die Zusatzbe-

zeichnung Suchtmedizin. Erst mit der Einführung von Richtlinien und parallel dazu der 

entsprechenden Berufsqualifikation konnte man ein rechtssicheres und funktionieren-

des System schaffen. Für die Kammer war ich dann an der Erarbeitung der Richtlinien 

für die Qualifikation beteiligt und für die KV mit dem organisatorischen Aufbau der 

Schwerpunktpraxen – zuerst in Freiburg, dann in Offenburg, dann in Lörrach und zum 

Schluss in Kehl mit einer grenzüberschreitenden Einrichtung.

Und worin genau bestanden die Widerstände?

von Ascheraden: Wir haben mit den Landräten, den Bürgermeistern, den Kommunen, 

mit der örtlichen Polizei und den Bürgern lange Diskussionen gehabt. Ich kann mich 

erinnern: Wir waren bei einer Bürgerversammlung in Offenburg, da waren 300 Leute 

da, die uns erst sehr skeptisch gegenüberstanden. Aber wir haben sie überzeugt, dass 

eine Schwerpunktpraxis nicht etwa eine zusätzliche Belastung ist, sondern ein Teil der 

Lösung. Und die vier Einrichtungen arbeiten sehr erfolgreich und behandeln heute 

über 1.000 Patienten.

Sie waren aber nicht bloß in Südbaden mit der Suchtmedizin befasst?

von Ascheraden: Die Erfahrung in Südbaden war für mich sozusagen das Rüstzeug, 

durch das ich zunächst über Stuttgart schließlich nach Berlin in den Vorstand der 

Bundesärzte kammer kam. Dort habe ich an der Ausarbeitung der Methadon-Richt-

linien mit gearbeitet und an deren Novellierungen. Darüber hinaus ging es dann um 

die Anerkennung der Suchtmedizin als eine interdisziplinäre und originär ärztliche 

Aufgabe, die Schaffung von Qualifikationsmerkmalen für die Ausübung der Sucht-
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tmedizin sowie die Einrichtung von Institutionen, um eine hochwertige Substitutions-

medizin anbieten zu können.

Das Thema Sucht hat Sie auch in Bezug auf Ihre ärztlichen Kollegen nicht 

losgelassen.

von Ascheraden: Ja, das ist ein weiterer Punkt. Der mag vielleicht etwas nischenhaft 

erscheinen, ich halte ihn aber für außerordentlich wichtig: das IVP, Interventionspro-

gramm für suchtkranke Ärztinnen und Ärzte. Da lohnt sich übrigens auch ein Blick in 

die Geschichte.

Inwiefern?

von Ascheraden: In den 1970er-Jahren war ich Assistent an der chirurgischen Unfall-

klinik in Duisburg-Buchholz. Dort brachte der Oberarzt am Nachmittag eine Kiste Bier 

mit – und da waren die Operationen noch nicht vorbei. Ein Dorfarzt galt eigentlich 

dann etwas, wenn er ein großes Gelage noch aufrecht und aus eigener Kraft verlassen 

konnte – also mit dem Auto nach Hause fuhr. Und wenn es zu dolle war, der Arzt also 

auch während der Sprechstunde zur Flasche griff, dann wurde er entweder vom Kreis-

vorsitzenden oder vom Kammerpräsidenten „in den Senkel gestellt“. Er wurde also 

angeschissen wie beim Militär! Das Ganze war geprägt von dem Bewusstsein: Trinken 

gehört dazu, auch im Arztberuf. Nur die äußersten Exzesse sollten etwas eingedämmt 

werden.

Es gab bereits in den 1950er-Jahren in Südbaden Versuche, ein  

Interventions programm für suchtkranke Ärzte zu installieren. War diese 

Mentalität der Grund für das damalige Scheitern?

von Ascheraden: Es gab einfach lange kein professionelles Konzept zur Bewältigung 

dieses Problems. Die Kammer fühlte sich jedenfalls nicht verantwortlich. Wir haben 

den Kreisvorsitzenden gesagt: „Mensch, ihr müsst die Augen aufhalten. Die Leute 

kommen zu uns, da ist es seit zehn Jahren bekannt, dass sie suchtkrank sind. Wie 

kann das sein, dass wir davon nie etwas erfahren?“ Und an dieser Stelle begannen oft 

die Probleme. Denn wir bekamen zur Antwort: „Ja, man kann doch einen Kollegen 

nicht verpfeifen!“ Später habe ich mich für die Interventionsprogramme auch bei der 

Bundesärztekammer eingesetzt. Aber auch dort mussten enorme Hindernisse über-

wunden werden. Mir wurde immer wieder entgegnet: „Wenn das die Öffentlichkeit 
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t erfährt, das können wir uns nicht leisten!“ Von „Nestbeschmutzung“ war die Rede 

oder „Aufforderung zur Denunziation“. Das ist alles noch keine zehn Jahre her und 

leider auch heute noch die Meinung mancher Kollegen. Ich habe viele kontroverse 

Diskussionen geführt zu diesem Thema. Aber wir haben uns letztlich durchgesetzt. Die 

Interventionsprogramme gibt es heute in allen Landesärztekammern.

Wo wir bei der Überwindung von Hindernissen sind: Herr von Ascheraden, 

Sie waren daran beteiligt, dass die deutsche Ärzteschaft 1996 auf dem  

99. Deutschen Ärztetag in Köln Verantwortung für die Rolle der deutschen 

Ärzte im National sozialismus übernommen hat – und zwar als Kollektiv!  

Ist die NS-Vergangenheit auch heute noch relevant für gegenwärtige  

Auf gaben der Ärzteschaft?

von Ascheraden: Auf jeden Fall! Die beiden Hauptdeklarationen, die Genfer (1948) 

und die von Helsinki (1964), sind Meilensteine in der ethischen Selbstverortung der 

Ärzte weltweit. Die Deklaration von Helsinki wurde 1964 verabschiedet. Sie geht aber 

auf den Nürnberger Kodex zurück, der erstmals 1947 in der Urteilsverkündung des 

Ärzteprozesses formuliert wurde. Es geht darin um die Ethik der wissenschaftlichen 

Forschung. Professor Urban Wiesing (Medizinethiker) aus Tübingen hat im Auftrag der 

Bundesärztekammer die Novelle der Deklaration von Helsinki erarbeitet, daran war ich 

auch beteiligt.

Ich ahne, worauf Sie hinauswollen …

von Ascheraden: Es geht um die Ethik der wissenschaftlichen Forschung – eine brand-

aktuelle Frage in Bezug auf die Studienplanung in der Forschung nach Medikamenten 

und Impfstoffen gegen das Corona-Virus. Es ist für mich besonders bitter, wenn ich 

höre, dass die Prinzipien der Deklaration von Helsinki aufgeweicht werden sollen: Zu-

stimmung des aufgeklärten Probanden, Haftpflicht, Ausstiegsmöglichkeiten, Freiwil-

ligkeit des Entscheidungsprozesses nicht nur zu Beginn einer Testung, sondern über 

den ganzen Verlauf. Das alles steht derzeit weltweit zur Disposition, um möglichst 

schnell einen Erfolg vorweisen zu können. Ich bin froh, dass die Bundesärztekammer 

und auch Jens Spahn Kurs halten und sagen: „Das wird es bei uns nicht geben!“
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auf. Das abgeschiedene St. Blasien unterscheidet sich ja doch von den  

Großstädten Freiburg und Stuttgart, von Berlin ganz zu schweigen. Und auch 

weltweit sind Sie herumgekommen. Was bedeutet die Globalisierung für  

Sie als Arzt und Berufspolitiker?

von Ascheraden: Ich war zwei Mal für die Bundesärztekammer auf der Generalver-

sammlung des Weltärztebundes – 2013 in Fortaleza (Brasilien) und 2014 in Durban 

(Südafrika). Dort habe ich auch die Schlüsse gezogen, dass die Ärzteschaft weltweit 

für die Förderung der Gesundheit und Versorgung der Patienten eine Verantwortung 

trägt. Für uns heißt dies konkret: Ärzte, die als Flüchtlinge oder Migranten hierher-

kommen, brauchen unsere Unterstützung zur Integration in unsere Gesellschaft. Die 

Sprache ist die Basis ärztlicher Tätigkeit, erst darauf kann sich medizinische Kenntnis 

und Patientenversorgung aufbauen. Ich bin bis heute bei den Fachsprachenprüfungen 

aktiv.

Herr Dr. von Ascheraden, vielen Dank für dieses Gespräch.
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Herr Dr. Voshaar, wie sind Sie zur Medizin gekommen?

Voshaar: Das ging über einen kleinen Umweg. Wegen eines Notendurchschnitts von 

2,5 musste ich warten – fast sechs Jahre. In dieser Zeit habe ich hier in Freiburg ein 

Volkswirtschaftsstudium absolviert und 1979 kurz nach Aufnahme des Medizinstu-

diums auch erfolgreich abgeschlossen. 1981 und 1983 kamen unsere Kinder zur Welt. 

Das bedeutete Medizinstudium, Kinderbetreuung und nebenher Nachtwachen in ei-

ner psychosomatischen Klinik. 1985 war das Jahr meines Berufseinstiegs. Ich hätte zu 

diesem Zeitpunkt gerne im Bereich Kinderheilkunde angefangen. Aber in der Klinik, 

die damals für mich infrage kam, waren mehrere Bereitschaftsdienste in der Woche 

zu absolvieren. Mit zwei eigenen Kindern zu Hause hat das nicht zusammengepasst.

Das heißt, Sie können die Situation vieler junger Ärztinnen und Ärzte  

nachvollziehen?

Voshaar: Ja, die Problematik, Familie und Berufsleben unter einen Hut zu kriegen, ist 

mir durchaus vertraut. Neben langen Arbeitszeiten waren befristete Arbeitsverträge 

üblich – ein Problem, das auch heute noch besonders an den Universitätskliniken be-

steht. Aber auch ich habe das erfahren müssen und ich habe mir gedacht: Das musst 

du verbessern!

Abb. 57:  
Dr. Ulrich Voshaar,  
achter Präsident der  
Bezirksärztekammer  
Südbaden
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tDas Problem, Beruf und Familie unter einen Hut zu kriegen, stellt sich  

Ärztinnen nach wie vor in besonderer Weise.

Voshaar: Richtig! Und das Problem gewinnt an Bedeutung. Denn mittlerweile sind 

Studienanfängerinnen in der Medizin in der Mehrheit und irgendwann wird sich 

auch bei den berufstätigen Ärzten das Geschlechterverhältnis umgekehrt haben. 

Diese Entwicklung gibt es schon eine Weile, in der Kammer ist sie erst allmählich 

spürbar. Und es bedurfte aktiver Anstrengungen, damit sich dieser Prozess auch in der 

Besetzung der Positionen widerspiegelt.

Inwiefern?

Voshaar: Dass Frauen und Männer zumindest auf der Liste für die Kammerwahlen  

50 : 50 vertreten sind – das war mir immer ein Anliegen. Ich bin überzeugt davon, 

dass die ärztliche Selbstverwaltung insgesamt profitiert, wenn Frauen besser in den 

Gremien vertreten sind.

Der Vorstand ist in dieser Wahlperiode ja annähernd paritätisch  

besetzt. Die Förderung der Partizipation war aber auch – davon abgesehen – 

ein wichtiges Ziel für Sie.

Voshaar: Ja, die Kammer soll keine Blackbox sein. Die Abläufe sollen für jeden nach-

vollziehbar werden. Und wer sich für die Berufspolitik interessiert, soll motiviert wer-

den, selbst auch mitzumachen. Leider war die Wahlbeteiligung zuletzt rückläufig. Wir 

haben in der Bezirksärztekammer den Ausschuss „Junge Kammer“ eingerichtet und 

hoffen, dass wir damit den Draht zur nachkommenden Generation etwas verstärken 

und die jungen Leute stärker für die Kammerarbeit interessieren können.

Und wie wollten Sie die Abläufe in der Kammer transparent machen?

Voshaar: Es ging mir immer darum, Verständnis für die Kammergeschehnisse und die 

ärztliche Selbstverwaltung zu wecken bzw. zu verbessern. Ich habe von Beginn meiner 

Tätigkeit bei der Kammer Informationsartikel verfasst, die bis heute regelmäßig aktu-

alisiert werden. Zunächst für unsere eigene Zeitschrift „Kammer-aktuell“, später dann 

für unseren Internetauftritt „www.baek-sb.de“. Interessierte können sich so schnell 

und einfach einen Überblick über wichtige Themen verschaffen wie Weiterbildung, 

die Facharztprüfung, Anerkennung ärztlicher Tätigkeiten im Ausland, Mitarbeit in 

einer Kreisärzteschaft und anderes mehr. Als 2017 der Deutsche Ärztetag in Freiburg 
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vor“ herausgegeben, die konkret und umfassend über die Kammer, ihre Aufgaben, 

Institutionen und Abläufe informiert.

Und das alles immer auch mit der Zielsetzung, Kollegen zur  

Mitarbeit zu bewegen? Wie war es denn bei Ihnen? Wie kamen Sie zur  

Berufspolitik?

Voshaar: Bei mir war der Marburger Bund die Einflugschneise, die zur Kammer ge-

führt hat. Schon im Studium bin ich dort als studentisches Mitglied eingetreten. Ich 

bin Mannschaftssportler, habe früher Handball gespielt. Alleine kann man da nichts 

werden, man muss Verstärkung haben. Sich mit anderen berufspolitisch zusammen-

tun, versuchen, etwas zu gestalten, das war mir damals schon wichtig.

Es gab ja auch Anlass, etwas zu verändern. Sie sind zu einem  

Zeitpunkt ins Berufs leben gestartet, der für arbeitssuchende Ärzte nicht  

der allergünstigste war?

Voshaar: 1985 war es in der Tat schwierig mit Stellensuche. Da herrschte „Ärzte-

schwemme“. Ich habe frühzeitig Bewerbungen geschrieben, es kam aber eine Absage 

nach der anderen. Also begann ich mit einer Vertretungsstelle in der Theresienklinik 

in Bad Krozingen auf der kardiologischen Abteilung. Eine Festanstellung bekam ich 

im Anschluss daran an der Klinik Sinnighofen, ebenfalls in Bad Krozingen, die damals 

auf die Rehabilitation von Herzpatienten spezialisiert war. Ich habe sehr gerne dort 

gearbeitet, konnte dort die Patienten eng betreuen. Und ich habe viele gute Rück-

meldungen bekommen.

Und Ihr Engagement beim Marburger Bund?

Voshaar: Ich war insgesamt fünf Jahre in Bad Krozingen und irgendwann habe ich ge-

dacht: „Jetzt musst Du auch mal was Richtiges an Weiterbildung machen und in die 

Akutmedizin gehen.“ Es hat sich schon damals abgezeichnet, dass man „nur als Arzt“ 

nichts wird, dass man einen Facharzt machen muss. So kam ich im Februar 1991 in 

die Anästhesie nach Offenburg. Die Bedingungen, unter denen die Assistenten damals 

arbeiteten, boten durchaus Anlass, sich für Veränderungen einzusetzen. Heute ist es 

üblich, dass ein Assistent, der dort eine Weiterbildung beginnt, einen Arbeitsvertrag 

über die gesamte Weiterbildungszeit erhält. Wir hatten damals alle noch Zweijahres-
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darum bitten, dass der Arbeitsvertrag verlängert wird.

Ihre Schilderungen erinnern mich in bestimmter Hinsicht an eine andere Zeit 

in der Geschichte der südbadischen Ärzteschaft: die Nachkriegsjahre.

Voshaar: Mein eigener früherer Hausarzt hat mir von diesen Zeiten berichtet. Er hat als 

Assistent umsonst an der Uniklinik gearbeitet, um überhaupt irgendwann einmal als 

praktischer Arzt Fuß fassen zu können – und er hatte auch schon Familie gehabt. Man 

hat ja dann sogar versucht, die Ärztinnen, die im Krieg den Betrieb aufrechterhalten 

hatten, wieder aus den Kliniken zu drängen. Damit die männlichen Ärzte sich über-

haupt erst wieder als Verdiener etablieren konnten.

Richtig! Und nur die alliierten Besatzungsmächte haben verhindert,  

dass diese Verdrängung über die Niederlassungs- und Zulassungsordnungen 

auch noch legalisiert wurde. Genauso wurde das auch hier an der Kammer 

versucht?

Voshaar: Dabei gab es damals ja auch noch eine viel niedrigere Ärztezahl. Man hat 

schon bei 2.000 Ärzten hier in Südbaden die „Ärzteschwemme“ ausgerufen. (lacht) 

[Das entsprach ungefähr einer Arztdichte von einem Arzt auf tausend Einwohner; 

Anmerkung Interviewer] Aber die wirtschaftlichen Ressourcen, die man damals für 

das Gesundheitswesen aufbringen konnte, waren in der Nachkriegszeit ja auch sehr 

beschränkt.

Wirtschaft ist ein gutes Stichwort. Vor über 40 Jahren haben Sie ein  

Studium der Volkswirtschaftslehre absolviert. Das war lange vor Budge-

tierung, Wettbewerbs stärkung und dem „marktgerechten Patienten“?

Voshaar: Das kann man durchaus so sagen. Als ich fertig war mit dem Medizinstu-

dium, dachte ich mir, eigentlich müsste man beide Kompetenzen doch gut mitein-

ander verbinden können: Wirtschaft und Medizin. Dann habe ich eine Annonce im 

baden-württembergischen Ärzteblatt geschaltet. Der Text lautete sinngemäß: „Arzt 

und Diplom-Volkswirt sucht Herausforderung.“ Und jetzt dürfen Sie mal raten, wie 

viele Rückmeldungen auf diese Anzeige kamen.
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Antwort kam.

Voshaar: Genau, Null. Da kam gar nichts.

Ganz im Gegensatz zur Situation zehn oder 20 Jahre später …

Voshaar: Ja, da hätte man offene Türen eingerannt.

Und wie haben Sie als Arzt und Diplom-Volkswirt die Ökonomisierung der 

Medizin seit dem Beginn der 1990er-Jahre erlebt?

Voshaar: Ökonomisch handeln ist ja völlig in Ordnung. Dass man die Ressourcen nicht 

verschwendet und sinnvoll einsetzt. Es ist vernünftig, sparsam zu sein. Was aber sicher 

nicht gut ist, ist die Kommerzialisierung, die seitdem um sich gegriffen hat und die 

die Ärzteschaft in ein Spannungsfeld hineingebracht hat. Man sieht schon, wie die 

Abrechnungssysteme Einfluss auf das Verhalten der Ärzte bekommen haben. Es muss 

nicht jeder, nur weil er zwei Knie hat, auch zwei Arthroskopien bekommen. Und in 

den Kliniken hat die Arbeitsverdichtung dramatisch zugenommen.

Der einseitige Blick auf die Zahlen versperrt also den Blick auf das Ganze?

Voshaar: So habe ich bereits in meinem Wirtschaftsstudium gedacht. Auch hier war 

ich nie ausschließlich mathematisch orientiert, sondern immer auch sozialwissen-

schaftlich. Und ebenso wenig ist die Medizin für mich nur Naturwissenschaft, sondern 

stets auch Sozialwissenschaft – Soziologie und vor allem Psychologie. Schon als Stu-

dent hatte ich Interesse für diesen Bereich, als ich Nachtwachen in der Psychosoma-

tik gemacht habe. Später habe ich mich im Bereich Schmerzbehandlung spezialisiert 

und auch da geht es um diese Wechselbeziehungen: Meist reicht es nicht aus, nur 

Medikamente zu geben. Man muss die Leute motivieren, etwas an ihrem Verhalten 

zu ändern. Ich habe erlebt, dass es die Patienten sehr geschätzt haben, wenn sie mit 

ihren Schmerzen zu einem Arzt kamen, der Zeit für sie aufbringen konnte – der die 

Dinge mit ihnen gemeinsam nach dem bio-psycho-sozialen Modell aufbereiten kann.

Medizinhistorisch betrachtet ist diese Sichtweise noch gar nicht so alt.  

Ist sie auch Ausdruck eines veränderten Berufsbildes?

Voshaar: Die psychosozialen Komponenten sind stärker in den Vordergrund gerückt. 

Und die Patientenschaft will im Durchschnitt einfach mehr wissen. Der Arzt kommt 
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teilhaben zu lassen an seinen Überlegungen – ihn mitzunehmen. Dass man gemein-

sam zu einem Entschluss kommt. Das ist die wesentliche Entwicklung, die in den letz-

ten Jahrzehnten stattgefunden hat. Diese Entwicklung begrüße ich. Manches halte ich 

aber auch für übertrieben.

Die partnerschaftliche Entscheidungsfindung kann ja für den Arzt auch  

ein ethisches Dilemma sein. Es besteht die Gefahr, dass man den Patienten 

überfordert, sich selbst überlässt.

Voshaar: Ja, um das zu vermeiden, ist es wichtig, dass man mit den Patienten in gutem 

Kontakt ist. Und nicht jeder Patient hat die gleichen Bedürfnisse. Es gibt auch Leute, 

die sagen: „Ach Herr Doktor, das müssen Sie aber für mich entscheiden! Schauen Sie 

doch mal, was das Beste für mich ist.“

Wie blicken Sie auf Ihre Präsidentschaft zurück?

Voshaar: In der Rückschau bin ich zufrieden, wie es gelaufen ist. In jeder Präsidenten-

periode gibt es ja ein wichtiges Thema. Jetzt gerade ist es Corona. Bei Gerhard Schade 

waren es 2006 die Pläne des Sozialministeriums, die Bezirksärztekammern aufzuhe-

ben. Bei mir war es die Flüchtlingskrise.

Was waren hier die Aufgaben, die es zu bewältigen galt?

Voshaar: Es galt erst einmal auszuloten, wie die Ärzteschaft überhaupt darauf reagiert. 

Im Gelöbnis unserer Berufsordnung heißt es ja diesbezüglich: „Ich werde nicht zu-

lassen, dass Erwägungen von ethnischer Herkunft oder Staatsangehörigkeit zwischen 

meine Pflichten und meine Patientin oder meinen Patienten treten.“ Diesem Auftrag 

wollten die Ärzte auch gerecht werden. Aber in Bezug auf die Flüchtlinge waren die 

Behörden einfach noch nicht so weit. Welchen Status hat ein Flüchtling? Wann kann 

er überhaupt einen Arzt zu Gesicht kriegen? Wie muss man das organisieren, dass er 

trotz der administrativen Verzögerungen in die Sprechstunde kommen kann? Es ent-

standen Initiativen, der Verein „Refudocs“ wurde gegründet, hier in Freiburg hat sich 

der Kinderarzt Roland Fressle zusammen mit vielen Kolleginnen und Kollegen da sehr 

engagiert.

Herr Dr. Voshaar, vielen Dank für das Gespräch.
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Dr. Paula HezlerRusch wurde 1954 in Altheim (Alb) geboren. Ihre Eltern waren Land-

wirte. 1973 Abitur am Hans und Sophie Scholl-Gymnasium in Ulm. 1973 Beginn 

des Medizinstudiums in Ulm. Klinischer Studienabschnitt in Gießen und Frankfurt. 

Famulatur auf Madagaskar und Studienreise nach China. Mitarbeit in der Fach-

schaft, Mitbegründung einer Zeitschrift. 1980 Staatsexamen und Promotion im 

Fach Gynäkologie. Assistentin an der Klinik für Frauenheilkunde und Geburtshilfe in 

Villingen-Schwenningen. Ab 1984 Weiterbildung zur Fachärztin für Psychiatrie am 

Psychiatrischen Landeskrankenhaus Reichenau und den Kliniken Schmieder, Allens-

bach, sowie Weiterbildung zur Fachärztin für Psychotherapeutische Medizin. 1993 

Niederlassung in Konstanz. Mitgliedschaft in BVDN, BVVP und DGPPN. Vorsitzende 

des Ärztenetz Neurologie, Psychiatrie, Psychotherapie, Hegau Bodensee e. V., Mit-

arbeit im gemeindepsychiatrischen Verbund und im Suchthilfeverbund. Seit 2011 

Vorstandsmitglied in der Bezirksärztekammer Südbaden, 2015 bis 2019 Vizepräsi-

dentin, seit 2019 Präsidentin.

Frau Dr. Hezler-Rusch, seit gut 150 Jahren gibt es die ärztliche Selbstver-

waltung in Südbaden. Sie sind die erste Frau an der Spitze der Ärztekammer. 

Wie kamen Sie zur Politik?

HezlerRusch: Mein Vater war CDU-Mitglied und ich durfte schon als Vorschulkind 

mit zum „politischen Frühstück.“ Ludwig Erhard hatte damals diesen Wahlkreis. In 

der Rückerinnerung ist es ein Bild von im dichten Rauch debattierender Männer im 

Saal einer Dorfwirtschaft mit niedriger Decke. (lacht) Später kam ich auf das dama-

lige Mädchengymnasium in Ulm. Dort waren SPD-nahe Reformlehrer. Mit diesen kam 

die Mitbestimmung, die Schülerselbstverwaltung, da war ich dann Schülersprecherin. 

Außerdem gab es sehr gute Naturwissenschaftlerinnen an dieser Schule, promovierte 

Naturwissenschaftlerinnen, die sich sehr bemüht haben, uns Mädchen etwas Sinn-

volles beizubringen. Die Doppelhelixstruktur der DNA war noch nicht allzu lang davor 

entdeckt und im Unterrichtskanon aufgenommen worden.

Sie haben 1973 Abitur gemacht und Ihr Medizinstudium in Ulm begonnen. 

Das war ja auch eine ausgesprochen politische Zeit, gerade an den  

Universitäten.

HezlerRusch: Ja, in dieser Zeit gab es viele aus meiner Generation, die eine Paradies-

vision einer neuen Gesellschaft entworfen haben, das lag damals so in der Luft. Es gab 

Abb. 58:  
Dr. Paula HezlerRusch, 
neunte Präsidentin der 
Bezirksärztekammer  
Südbaden
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Debatten über das Godesberger Programm und die Haltung der SPD zum Grundge-

setz. (lacht) Wir wollten Veränderung, aber wir wollten kein Chaos.

Die Universität Ulm war zu diesem Zeitpunkt ja erst wenige Jahre alt.

HezlerRusch: Richtig, es war ja eine Neugründung mit Reformkonzept. Es waren tolle 

Leute da, der bekannteste sicherlich Thure von Uexküll, der die Integration der Psycho-

logie in die Innere Medizin vorantrieb. Oder Prof. Ahnefeld, der ganz maßgeblich war 

für die Entwicklung der Notfallmedizin überhaupt, Prof. Hempel, der auch maßgeblich 

an der Entwicklung der Hämatologie beteiligt war.

Und wie ging es dann weiter?

HezlerRusch: In Ulm bin ich bis zum Physikum geblieben. Danach ging ich ein Jahr 

nach Gießen und dann nach Frankfurt. Das war für mich Dorfkind damals der Inbe-

griff der Großstadt, fünfspurige Autobahn, auf der einem die Flugzeuge am Himmel 

entgegenkamen, die massive Gastarbeiterpräsenz im Bahnhofsareal und natürlich die 

Hochhäuser. Auch die Universitätsmedizin war sehr groß dort und für mich schwer zu 

durchschauen, so dass ich mich zunächst schwertat mit der Orientierung.

In dieser Situation fand ich bei der damals medizinpolitisch sehr aktiven evangelischen 

Studentengemeinde Orientierung und Rückhalt. In Person des damaligen Studenten-

pfarrers und Leiters der Evangelischen Akademie Arnoldshain, Karl-Martin Schönhals, 

fand ich einen Mentor, der mich mein gesamtes Berufsleben hindurch begleitet hat. 

Die Überzeugung, dass sich die Medizin mit gewissem Gewinn der sozialwissenschaft-

lich orientierten Kritik stellen kann, hat sich in diesem Kontext entwickelt. Stavros 

Mentzos und Volkmar Sigusch und nicht zuletzt mein Doktorvater, Prof. Sigfried  

Granitzka, haben mich nachhaltig beeinflusst.

Wie gestaltete sich Ihr Einstieg ins Berufsleben?

HezlerRusch: Beruflich hängen geblieben bin ich zunächst in der Gynäkologie, in der 

ich auch promoviert wurde. Die Gynäkologie wurde in diesen Jahren auch ausge-

sprochen politisch, oder? In der Gynäkologie in Frankfurt hat sich die damals sich 

entwickelnde Frauenbewegung massiv bemerkbar gemacht. Da gab es irgendwann 

ein „Sit-In.“ Es wurde gefordert, nicht über, sondern mit den Frauen zu reden, dass 

man keine Fälle behandelt und verhandelt, sondern dass man mit den Frauen in 
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rechtsbewegung auch bei uns. Natürliche Geburt, natürliche Verhütung waren neue  

Themen. Ich war damals studentisches Mitglied im Direktorium der Frauenklinik. 1980 

habe ich dann mein Staatsexamen gemacht und die Promotion abgeschlossen. Thema 

war „Beschwerden und Diagnosen bei deutschen und ausländischen Patientinnen der 

Frauenpoliklinik sowie Aspekte des Arzt-Patient-Kontaktes“.

Mein Wunsch, mich dem Schwäbischen wieder anzunähen, führte mich in die Gynä-

kologie nach Villingen-Schwenningen. Dort musste ich allerdings feststellen, dass  

meine Vorstellungen von Medizin nicht mit der dortigen Praxis in Einklang zu bringen 

waren. Im Ergebnis wurde mein Interesse für die Psychotherapie immer deutlicher. 

Verstärkung meiner Haltung fand ich in der damals noch sehr marginalen Gesellschaft 

für Psychosomatik in Gynäkologie und Geburtshilfe, heute DGPFG, in die man mit 

Fürsprache des Präsidenten, damals Prof. Hans Joachim Prill, eintreten durfte. Dem 

immer deutlicher werdenden Interesse für die Psychotherapie kam ein Stellenangebot 

der schon damals sehr reformorientierten Psychiatrischen Klinik Reichenau entgegen.

Dort war die Psychiatriereform sozusagen in vollem Gange. Auch um die 

historische Aufarbeitung der Schicksale von psychisch Kranken während und 

nach der NS-Zeit bemühte man sich dort.

HezlerRusch: Ja, beides verband man in Reichenau mit dem Namen des stellvertre-

tenden Direktors Heinz Faulstich. Er brachte die Neuerungen voran: systemische The-

rapie, Familientherapie, videogestützte Reflexion der Interviews. Und er hat auch für 

das Reformklima gesorgt, hat die Assistenten zu sich nach Hause eingeladen, da hat 

man dann gefestet. (lacht) Faulstich hat sich später dann der Psychiatriegeschichte 

gewidmet.

Und wie ging es weiter mit Ihrem berufspolitischen Engagement?

HezlerRusch: Erst einmal gar nicht. 1984 kam mein erstes Kind zur Welt. Es gab weit 

und breit keine Kinderkrippe. Bis dahin mussten sie, wenn sie auf eigenen Füssen 

stehen wollten, als Mutter nach sechs Wochen wieder arbeiten gehen. Ursula Lehr, 

damalige Sozialministerin, hat etwa 1984 einen sechsmonatigen Erziehungsurlaub 

eingeführt. Für mich war es dann möglich, in der Klinik eine Halbtagsstelle zu kriegen, 

was damals nicht üblich war. Die Kinderbetreuung organisierten wir in Eigeninitiative 

in Form einer privaten Kinderkrippe in der Klinik. 1989 wurde mein zweites Kind ge-
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dung, die nach der damaligen Weiterbildungsordnung zumindest zu 50 % in Vollzeit 

abzuleisten war. Mit Erlangung des Facharztes und der Psychotherapieanerkennung 

ließ ich mich 1993 in Konstanz nieder und habe mich in der Zeit in weiteren psycho-

therapeutischen Verfahren weitergebildet.

Und wie ging es wieder los mit der Politik?

HezlerRusch: Irgendwann begann ich wieder, mich einzubringen. Schon zu Klinikzei-

ten war ich Mitglied in der DGPPN, allein schon, um informiert zu sein, später dann 

auch im BVDN und im BVVP. Die Auseinandersetzung um die Psychische Verfassung 

ist nach meiner Auffassung eine zentrale ärztliche Aufgabe, die sich nicht in Sub-

disziplinen aufspalten lässt. Thure von Uexkuell ist damals mit seinem Konzept der 

Psychosomatik in der Medizin leider gescheitert und stattdessen hat sich ein Fach-

arzt für psychosomatische Medizin etabliert. Mein Anliegen wäre, das psychosoziale 

Denken in allen Fachdisziplinen zu fördern, ohne den auf spezielle Krankheitsbilder 

ausgerichteten Facharzt infrage zu stellen. Was gerade passiert, läuft aber wieder auf 

eine Aufspaltung von Soma und Psyche hinaus.

Sie meinen die Entwicklung nach dem Psychotherapeutengesetz 1999 und 

die geplanten Regelungen zur Direktausbildung für Psychotherapeuten?

HezlerRusch: Das Psychosoziale ist meiner Ansicht nach seitens der Bundesärztekam-

mer vernachlässigt worden. Ich habe den Eindruck, dass man das immer ein biss-

chen, um es mal mit den Worten des Altbundeskanzlers Schröder auszudrücken, als 

„Gedöns“ aufgefasst hat. Jetzt versuchen wir, das Thema mit unserem Ausschuss 

auf Landesebene wieder stärker zu vertreten. Wir haben viel zu tun: Ein Thema ist 

die weitere innermedizinische Entstigmatisierung psychischer Abweichungen im All-

gemeinen, besonders aber der Menschen mit Suchterkrankungen. Es gibt bei der Stig-

maforschung die berühmte Frage: „Wen hätten Sie gerne am liebsten als Nachbarn?“ 

Einen psychisch Kranken möchten sehr viele Menschen nicht in der Nähe haben und 

einen Suchtkranken schon gar nicht – im Gegensatz zu somatisch Erkrankten. Auch in 

der Ärzteschaft sind noch viele Vorurteile präsent.

Was sollte Ihrer Ansicht nach hier getan werden?

HezlerRusch: Mit der festen Etablierung der psychosomatischen Grundversorgung in 
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t der Allgemeinmedizin ist ein großer Schritt getan. Ärzte sprechen Suchtprobleme bei 

Patienten häufig nicht an, schon alleine, weil sie ihre Patienten nicht stigmatisieren 

wollen. Da braucht es meines Erachtens dringend weitere Schulung: beim Chirurgen, 

beim Kinderarzt, beim Gynäkologen oder beim Hausarzt. Suchterkrankungen sind ein 

Bereich, der alle Disziplinen betrifft, und das sollte auch so in der Weiterbildungsord-

nung verankert werden.

Wo wir bei Suchtproblemen sind – Sie haben auch an dem Interventions-

programm für suchtkranke Ärzte mitgewirkt.

HezlerRusch: Das Interventionsprogramm für suchtkranke Ärzte steht unter dem Motto  

„Hilfe statt Strafe“ und ist eine wichtige Aufgabe der Ärztekammer im Hinblick auf 

die Unterstützung der Kollegen, aber auch für den Schutz der Patienten. Suchtkrank-

heiten sind bei Ärzten mindesten genauso häufig wie in der Allgemeinbevölkerung. 

Und Ärzte haben natürlich viel besseren Zugang zu Suchtstoffen als die meisten an-

deren Berufsgruppen. Da einzuschreiten, ist für die Gesundheit der betroffenen Ärzte 

wichtig, aber auch für die Qualität der Versorgung.

Über Ihr Engagement für den psychosozialen Bereich der ärztlichen  

Versorgung haben wir gesprochen. Was liegt Ihnen noch am Herzen?

HezlerRusch: Es gibt so viele wichtige Themen, da sind wir auf die Schnelle rasch bei 

einem Themenpotpourri. Dass Frauen in den vorderen Positionen vertreten sind, ist 

weiter ein ernst zu nehmendes Thema, auch der klimapolitische Aspekt. Der ist aktuell 

wegen Corona etwas liegen geblieben. Und es gilt die ganz grundlegende Position zu 

verteidigen, dass der Arztberuf ein freier Beruf ist! Das bedeutet für mich konkret die 

Verpflichtung auf das Wohl des Individuums. Gemeinwohlbindung ist nicht alles, das 

hat uns der Rückblick auf die dunklen Jahre gelehrt. Man soll dem Ganzen dienen, 

aber muss auch den Einzelnen im Blick behalten.

Es gibt die Ansicht, dass die Freiheit des ärztlichen Berufs durch die  

Ökonomisierungspolitik der vergangenen 20 Jahre gelitten habe.  

Die ökonomischen Interessenskonflikte einzelner Gruppen würden ein  

gemeinsames Vorgehen gegen Einfluss nahme von außen behindern.  

Welche Rolle spielt die Kammer dabei?

HezlerRusch: Grundsätzlich gibt es auch hier verschiedene Blöcke, den Hausärzte-
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tverband, Medi, den Spifa, Spitzenverband der Fachärzte, unsere südbadischen unab-

hängigen Ärzte und den großen Block Marburger Bund. Aber gerade weil es in der 

Kammer nicht ums Geld geht, könnte die Kammer das Potenzial haben, die wichtigen 

Fragen der Medizin voranzubringen. Sie könnte eine Richtung ausloten, mit der un-

sere Gesellschaft zurechtkommen kann. Denken Sie an die Debatte um den assis-

tierten Suizid oder um die Frage, wo die Grenze zu Information oder Werbung für 

Schwangerschaftsabbrüche gesehen wird. Es sind die zentralen ethischen Fragen, die 

Fragen um Leben und Tod, um Autonomie und Fürsorge. Und was die innerärztlichen 

Konflikte betrifft, hat die Kammer über die Zuständigkeit für die Weiterbildungsord-

nung und darüber hinaus das Potenzial des Ausgleichs für alle Fachgruppen und Ver-

sorgungsgebiete – zu unterschiedlich gesehenen Inhalten und Positionen.

Sie arbeiten seit 40 Jahren als Ärztin. Wie hat sich das Berufsbild in dieser 

Zeit gewandelt?

HezlerRusch: Der Halbgott in Weiß geht nicht mehr durch und entsprach mir auch nie, 

schon von meiner Biographie her nicht. Heute ist kooperative Entscheidungsfindung 

gefragt. Dies bringt jedoch eine ganz eigene Problematik hervor. Der Patient wird 

von verschiedensten Seiten als Konsument umworben. Andererseits haben Ärzte eine 

Fürsorgepflicht für die Patienten, die sich an sie wenden. Fürsorgepflicht gleitet aber 

schnell ins Paternalistische ab. Aber wenn ich den Patienten lediglich als Konsumenten 

betrachte, dann verkenne ich, dass er häufig nicht gut für sich sorgen kann und dass 

da mehr gefordert ist, als Dienstleister zu sein. Sich auch verantwortlich zu fühlen für 

einen Patienten, ist etwas, das rückläufig ist. Auch in der ambulanten Versorgung ist 

es nicht mehr immer der Fall, dass ein einzelner Arzt für einen Patienten nicht nur 

formal, sondern auch von seiner inneren Haltung her zuständig bleibt. Die Anzahl der 

Teilzeitstellen nimmt zu. Es gibt Einrichtungen mit Arbeitszeitmodellen, bei denen der 

Patient bei jedem Besuch an einen anderen Arzt gerät. Work-Life-Balance und Ärzte-

gesundheit sind wichtige Aspekte, doch diese Entwicklung halte ich für bedenklich; es 

ist Aufgabe besonders auch für die Ärztekammer und ein ständiger Prozess, hier gute 

Lösungen zu finden.

Frau Dr. Hezler-Rusch, herzlichen Dank für das Gespräch.
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Dr. Ulrich Clever wurde 1953 in Radevormwald geboren. Beginn des Studiums der 

Medizin in Freiburg 1972. Zivildienst 1973 bis 1975 mit Aktion Sühnezeichen in 

Chicago und San Francisco. Fortsetzung des Studiums in Freiburg, London und 

Pittsburgh. Engagement in der studentischen Selbstverwaltung, Mitbegründung 

der Zeitschrift „Dr. med. Mabuse“. 1982 bis 1988 Weiterbildung zum Facharzt 

für Gynäkologie und Geburtshilfe. 1989 bis 1991 Betreuung seiner drei Kinder.  

1991 Promotion bei Prof. Eduard Seidler im Fach Medizingeschichte. Zwischen 1991 

und 2016 niedergelassener Facharzt in Freiburg. Seit 1998 umfassendes und vielfäl-

tiges berufspolitisches Engagement, u. a. als Vorsitzender des Kreisvereins Freiburg 

(1998 bis 2007), Rechnungsführer und Vorstandsmitglied der Bezirksärztekammer 

Südbaden (1999 bis 2011), Vizepräsident (2007 bis 2011) und Präsident (2011 bis 

2020) der Landesärztekammer Baden-Württemberg.

Herr Dr. Clever, neben Medizin haben Sie Geschichte studiert.  

Ihre Dissertation zum Dr. med. haben Sie im Fach Medizingeschichte verfasst. 

Worum ging es da?

Clever: Es ging um die Entwicklung des Geburtshilfe- und des Hebammenwesens in 

der Aufklärung. Und wie die Herrscher des 18. Jahrhunderts im deutschsprachigen 

Raum einen Paradigmenwechsel vollzogen – hin zu einem besseren „fetal outcome“ 

bei den Geburten.

Sie meinen die merkantilistische Bevölkerungspolitik?

Clever: Ja! Die Monarchen der Aufklärung waren an einer großen Bevölkerungszahl 

interessiert und sie brauchten Untertanen, die nicht durch Sauerstoffmangel bei der 

Geburt Folgeschäden davongetragen hatten. In dieser Zeit wurde ja begonnen, Volks-

schulen einzurichten. In den Armeen und den Werkhallen brauchte man Menschen, 

die in der Lage waren, Befehle zu verstehen und zu befolgen.

Das 18. Jahrhundert ist schon sehr lange her. War das für Ihre Tätigkeit  

in der Berufspolitik denn überhaupt relevant?

Clever: Das Verständnis über die Zusammenhänge von Absolutismus und Aufklärung 

war für mein Bewusstsein von Gesundheitspolitik von entscheidender Bedeutung. Die 

Bevölkerungswissenschaften sind das wesentliche Bindeglied zwischen der Politik und 

der Medizin. Meine Zeit im Vorstand der Bundesärztekammer fiel zusammen mit der 

Abb. 59:  
Dr. Ulrich Clever,  
achter Präsident der  
Landesärztekammer  
BadenWürttemberg 
und dritter Inhaber  
dieses Amtes aus  
Südbaden
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tNeustrukturierung des Dezernats „Versorgung und Bevölkerungsmedizin“. Wenn ich 

da vorbeikam, dachte ich mir schon manchmal: „Das ist ein Thema, mit dem ich mich 

über die Medizingeschichte schon früh vertraut gemacht habe!“

Die Auseinandersetzung mit der Geschichte der Medizin im  

Nationalsozialismus hat Sie ebenfalls geprägt.

Clever: 1975 kam ich aus den USA zurück nach Deutschland und war durch meine 

Eindrücke der verschiedenen sozialen Bewegungen dort stark politisiert. Daran suchte 

ich dann, zurück in Deutschland und in Freiburg, Anschluss. 1976 war ich daher bei 

der Gründung der Zeitschrift „Dr. med. Mabuse“ mitbeteiligt und begründete den 

Freiburger Redaktionsteil. In diesem Umfeld habe ich den Zugang zu einer politisch 

verstandenen Medizin gefunden. Und die Aufarbeitung des Nationalsozialismus war 

für dieses Verständnis von Medizin von zentraler Bedeutung.

Sie waren gemeinsam mit Ellis Huber und anderen an der Organisation des 

Berliner Gesundheitstags 1980 beteiligt. Kernstück war ein Diskussionspanel 

zum Thema „Medizin und Nationalsozialismus“. Auf dem regulären Ärztetag, 

der gleichzeitig stattfand, wäre diese Auseinandersetzung nicht möglich  

gewesen?

Clever: Nein! Das war schon sehr mühsam damals. Ob auf dem Ärztetag oder in den 

Landeskammern – meist wurden die Altnazis noch eher gedeckt. Auch das Ärzteblatt 

war damals nicht gerade das aufgeklärte Standesblatt, das es dann später unter oder 

mit Norbert Jachertz geworden ist.

1997 begann aber dann Ihre eigene berufspolitische Laufbahn zunächst  

bei der KV Südbaden, ein Jahr später auch bei der Bezirksärztekammer.  

Das dürfte angesichts Ihrer Herkunft aus der „innerärztlichen Opposition“ 

auch ein gewisser Umstellungsprozess gewesen sein?

Clever: Durchaus, ich habe mich später oft gewundert: „Clever, wo bist du da hinge-

kommen?!“ Das hätte ich mir damals nicht denken können. Einmal kam ich in eine für 

mich absolut bizarre Lage: Bei einem Abendessen anlässlich einer Tagung setzte man 

mich neben einen ehemaligen Kammerfunktionär. Mir war bekannt, dass der Mann 

ehemaliges SS-Mitglied war und ihm eine Beteiligung an Krankenmorden vorgewor-

fen wurde. Ich habe einen großen Schreck gekriegt, mir wurde heiß und ich dachte, 
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t ich müsste jetzt aufstehen und den Saal verlassen. Dann fiel mir erst auf, wie alt und 

gebrechlich er war. Er konnte nicht mal mehr sein Essen selbst schneiden und in die-

sem Moment sah ich den alten Mann eben auch als alten Mann. So kam ich in die für 

mich völlig irre Situation, dass ich ihm sein Stück Fleisch zurechtschnitt.

Und trotz der eher konservativen Ausrichtung der ärztlichen Standes-

organisationen haben Sie in der Bezirksärztekammer Südbaden Ihre berufs-

politische Heimat gefunden. War man hier denn besonders progressiv?

Clever: Danach sah es zunächst nicht aus. Martin Schieber ist ja gewissermaßen 

„schuld“ daran, dass ich Kreisvorsitzender in Freiburg wurde. Das war sicherlich der 

Anstoß für die institutionelle Karriere, die ich dann machen durfte. Nun wusste ich, 

dass er sich sehr hart gegen die „innerärztliche Opposition“ geäußert hatte, vor allem 

gegen Ellis Huber. Ich habe ihm dann ganz klar gesagt, wo ich herkam. Aber er sagte 

nur: „Kritische Leute sind gut!“ Und schließlich war er es, der die Arbeit von Cécile 

Mack zur badischen Ärzteschaft im Nationalsozialismus in seinem Vorstand und auch 

in der Vertreterversammlung durchgesetzt hat, und das rechne ich ihm auch absolut 

hoch an – zumal viele damals nicht unbedingt damit einverstanden waren.

Genau wie die Vergangenheitsbewältigung kam auch die Forderung nach  

besserem Patientenschutz und Transparenz bei Behandlungsfehlern aus dem 

Umfeld der innerärztlichen Opposition …

Clever: Und auch da war Martin Schieber einer der ersten in Baden-Württemberg, der 

sich überhaupt an dieses Thema herangetraut hat. Die Affäre Friedl hat er gemeinsam 

mit seinem Vizepräsidenten Ruprecht Zwirner gegen enorme Widerstände und gegen 

die Mühlen der Presse zu einem für die Kammer und die Ärzteschaft guten Ende ge-

bracht. Dabei hat er sein Renommee als Präsident aufs Spiel gesetzt, denn der Aus-

gang des juristischen Verfahrens war keinesfalls klar. Und auch wie die Presse die Rolle 

der Kammer in dem Skandal darstellen würde, das war ungewiss.

Spiegelt der Fall Friedl auch einen Wandel in der Fehlerkultur innerhalb der  

Ärzteschaft wider?

Clever: Ja, es hat sich ein Paradigmenwechsel vollzogen. Und neben der Aufarbei-

tung der NS-Vergangenheit war der Ausgang des Falls Friedl für mich ein Moment, 

dessentwegen ich an die Sinnhaftigkeit der Körperschaften glauben konnte und der 
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tmich motiviert hat. Das waren diese frühen Eindrücke. Das ganze Arztbild hat sich ge-

wandelt und die Bezirksärztekammer Südbaden hat es verhältnismäßig früh geschafft, 

diesen Wandel mitzugestalten. Das zeigte sich auch an dem schwierigen Thema Ster-

bebegleitung.

Sie waren 2020 sachverständiger Dritter bei dem Verfahren gegen  

den § 217 StGB am Bundesverfassungsgericht. Ihre Prägung bezüglich der  

Sterbebegleitung führen Sie auch auf Erfahrungen in der Bezirksärzte-

kammer Südbaden zurück?

Clever: Ja! Denn hier kam ich früh mit diesem Thema in Berührung: Bereits Dieter 

Schareck war das ein wichtiges Anliegen und Martin Schieber auch. Als Arzt wurde 

ich damit dann in der eigenen Praxis konfrontiert, vor allem als ich wegging und meine 

Patientinnen abgab. Wir hatten immer sehr viele ältere Rentnerinnen, weil wir einen 

barrierefreien Zugang hatten. Nachdem ich meinen Abschied bekannt gegeben hatte, 

hat eine ganze Anzahl von ihnen angerufen. Und ich wusste schon, worum es ging: 

Dass sie für ihr Ableben Vorsorge treffen wollten. Dass jemand da ist, der ihnen hilft 

oder der mit ihnen zusammen in die Schweiz fährt. Nun hat das Bundesverfassungs-

gericht entschieden: Es ist nicht Aufgabe des Arztes, einem Menschen dabei zu helfen, 

sich umzubringen. Es ist aber auch nicht seine Aufgabe, sich wegzuducken.

Herr Dr. Clever, herzlichen Dank für das Gespräch.
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Mit dem Anhang neigt sich diese Chronik ihrem Ende 

zu. Den Schlusspunkt soll ein Blick auf die gegen-

wärtige Organisationsstruktur der Bezirksärztekammer 

Südbaden bilden. Alle Organe, Einrichtungen, Kom-

missionen, Versammlungen und Ausschüsse, die die 

Kammer heute ausmachen, haben eine Entstehungs-

geschichte. Diese war meist durchaus turbulent und 

abenteuerlich. Einem etablierten Verwaltungsapparat 

wie der Kammer mag man diese Sturm- und Drang-

phasen in der Rückschau gar nicht zutrauen. Doch die 

Chronik hat den Lesern hoffentlich einen Einblick in 

ihre Ursprünge ermöglicht. Wer diese Bilder im Hinter-

kopf behält, der kann den nun folgenden Blick auf die 

Organisationsstruktur der Kammer auch als vorläufi-

ges Resümee ihrer Geschichte betrachten.

Hauptsächlich erklärt das Organigramm aber die ge-

genwärtige Arbeitsweise der Bezirksärztekammer. 

Und naturgemäß werden in der Gegenwart auch die 

Weichen für die zukünftige Entwicklung gestellt. Be-

kanntlich ist die Bezirksärztekammer Südbaden eine 

rechtlich unselbstständige Untergliederung der Lan des -

ärztekammer Baden-Württemberg. Beide Einrich tun   -

gen sind eng miteinander verzahnt. Gerade um diese 

Verflechtung wird es im Folgenden jedoch nicht ge-

hen. Im Zentrum steht die Jubilarin, die Bezirksärzte-

kammer Südbaden. Auch werden zahlreiche Detailfra-

gen offengelassen. Der interessierte Leser findet eine 

ausführliche Darstellung der Arbeitsweise der Bezirks-

ärztekammer in der Broschüre „Die Bezirksärztekam-

mer Südbaden stellt sich vor“.

Auf dieser Veröffentlichung basieren die folgenden 

Ausführungen, auch ganze Passagen wurden über-

nommen.

Abb. 60: Titelblatt der Broschüre  
„Die Bezirksärztekammer Südbaden stellt sich vor“

Kreisärzteschaften – Kammer vor Ort –  
Pflege des Gemeinsinns

Grundvoraussetzung und Ausgangspunkt jeder be-

rufspolitischen Aktivität der Ärzteschaft ist die Arbeit 

in den lokalen ärztlichen Kreisvereinen oder Kreis-

ärzteschaften. Daran hat sich in der Tat seit 1844 im  

Wesentlichen nichts geändert.
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Region

Die regionale Zuständigkeit der Bezirksärztekammer 

Südbaden für die Belange der Ärztinnen und Ärzte 

umfasst das Gebiet des jetzigen Regierungspräsidiums 

Freiburg. Dieses gliedert sich in zehn Kreise. Sie lie-

gen am Bodensee und entlang des Rheins, umfassen 

weitere landschaftliche Regionen wie die Baar und 

reichen in den Schwarzwald hinauf, so die Landkreise 

Konstanz, Waldshut, Lörrach, Breisgau-Hochschwarz-

wald, die Stadt Freiburg, der Landkreis Emmendingen 

und die Ortenau. Dazu zählen ferner die einst würt-

tembergischen Kreise Rottweil und Tuttlingen sowie 

der Schwarzwald-Baar Kreis, der nach der Kreisreform 

1973 aus den früheren Kreisen Donaueschingen und 

Villingen sowie aus Gemeinden in den Kreisen Rott-

weil und Tuttlingen hervorgegangen ist.

Personelle Kontinuität

Eine oft Jahrzehnte lang währende personelle Kon-

tinuität im Bereich des Ehrenamtes unserer Kammer 

besteht durch die Vorsitzenden der Kreisärzteschaf-

ten. Dr. Kurt Amann war über 20 Jahre hinweg bis 

2020 Vorsitzender der Kreisärzteschaft Konstanz,  

Dr. Michael Ehret ist seit 1999 – und damit auch be-

reits seit mehr als 20 Jahren – Vorsitzender des Ärzt-

lichen Kreisvereins Schwarzwald-Baar-Kreis. Dr. Ingolf 

Lenz steht seit 2003 der Ärzteschaft Lörrach vor, Ulrich 

Geiger seit 2011 dem Ärztlichen Kreisverein Ortenau-

kreis und Dr. Rainer Hagemann ebenfalls seit 2011 

dem Ärztlichen Kreisverein Freiburg-Stadt. Dr. Michael 

Jacobs war bis 2020 über rund 25 Jahre Vorsitzen-

der der Kreisärzteschaft Breisgau-Hochschwarzwald, 

ebenso war Dr. Klaus Möller von 1991 bis 2015 über 

25 Jahre hinweg als Vorsitzender des Ärztlichen Kreis-

vereins Tuttlingen engagiert. Letztere wurden für ihre 

besonders langjährigen Verdienste um die Ärzteschaft 

mit der Albert-Fraenkel-Plakette der Bezirksärztekam-

mer Südbaden geehrt.

Kammer vor Ort

Die Kreisvereine oder Ärzteschaften mit ihren Vorsit-

zenden repräsentieren die Ärztekammer in den zehn 

Land- und Stadtkreisen des Kammerbezirks Südbaden 

sowie die Ärzteschaft des jeweiligen Land- oder Stadt-

kreises gegenüber Behörden und anderen Einrichtun-

gen. Sie sind Ansprechpartner für jedwede ärztliche, 

medizinische, gesundheitlich-organisatorische, oft auch 

soziale Fragestellung im Land- oder Stadtkreis. Sie 

werden bei Zwistigkeiten untereinander konsultiert, 

sind beratend, schlichtend, unterstützend tätig. Sie 

sind in Praxis oder Klinik, oft genug über das Alltäg-

liche hinaus, persönlich engagiert. In der aktuellen Co-

rona-Pandemie oder vor sechs Jahren – 2015 in der 

Flüchtlingskrise – engagierten sie sich zusammen mit 

weiteren Kolleginnen und Kollegen bei der Versorgung 

der Menschen auch schon, bevor sozialrechtliche Re-

gelungen getroffen und Strukturen aufgebaut waren.

Die Bezirksärztekammer Südbaden mit über 16.500 

Ärztinnen und Ärzten hat zwar ihre meisten Mitglie-

der in und um die größte Stadt in Südbaden, Frei-

burg, auch Standort der Universitätsklinik. Die Orte-

nau, Konstanz, Breisgau-Hochschwarzwald und der 

Schwarzwald-Baar-Kreis stehen in der Zahl der ärztli-
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chen Mitglieder aber nur wenig zurück. Die Kreisver-

eine und Ärzteschaften in den kleineren Landkreisen 

Lörrach, Rottweil, Tuttlingen, Waldshut-Bad Säckingen 

und Emmendingen sind nicht minder aktiv, im Gegen-

teil: Die Kolleginnen und Kollegen haben – ob des sich 

immer weiter zuspitzenden Hausärztemangels – z. B. 

in Tuttlingen die Initiative „donau docs“ ins Leben 

gerufen und werben mit Unterstützung des Landkrei-

ses und der medizintechnischen Industrie vor Ort für 

ihren Kreis. Die Kreisvereine Waldshut-Bad Säckingen 

und Lörrach haben mit der Grenze zur Schweiz und 

deren lukrativen Stellenangeboten dasselbe Problem, 

nämlich ihre Stellen in Praxis und Klinik zu besetzen; 

auch sie haben daher ebenfalls entsprechende Initia-

tiven gestartet. Den ärztlichen Kreisvereinen kommt 

eine nicht zu unterschätzende Rolle zu, unter den ge-

nannten Bedingungen an einer qualitativ hochwerti-

gen medizinischen Versorgung mitzuwirken, indem 

Abb. 61: Vorstände der Kreisärzteschaften im November 2019, Prof. Osterhues, Dr. Scherler, Dr. v. Ascheraden, Dr. Amann, Dr. Lenz,  
Dr. Kewer, Dr. SchmidtKeiner, Dr. Hagemann, Hr. Wagner, Prof. Waller, Dr. HezlerRusch, Dr. Voshaar, Dr. Seifried, Dr. Engels, Dr. Jacobs, 
Dr. Ehret, Dr. Schölzel, Dr. Gugel, Dr. Härdtle (v. l. n. r.)
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sie über die regelmäßigen monatlichen Fortbildungen 

hinaus die Ärztinnen und Ärzte im ambulanten und 

stationären Sektor vernetzen, über Neuerungen in der 

Medizin durch aus der Universitätsklinik Freiburg oder 

auch vor Ort gewonnene Referentinnen und Referen-

ten berichten lassen.

Gesetzliche Grundlagen

Die Einrichtung von Ärzteschaften in jedem Stadt- 

und Landkreis ist durch das Heilberufe-Kammergesetz 

festgelegt. Die Begrifflichkeit variiert zwischen Ärzt-

lichem Kreisverein und Kreisärzteschaft, es handelt 

sich jedoch um identische Strukturen. Ärztinnen und 

Ärzte gehören derjenigen Ärzteschaft an, in der sie 

den ärztlichen Beruf ausüben oder, wenn sie nicht be-

rufstätig sind, ihren Wohnsitz haben. Die Ärzteschaf-

ten unterstehen der Aufsicht der Bezirksärztekammer 

Südbaden. Die weiteren erforderlichen Regelungen 

sind in der Rahmensatzung der Landesärztekammer 

Baden-Württem berg formuliert.

Gemeinsinn der Mitglieder

Die altertümlich anmutende Formulierung des Ge-

meinsinns beschreibt eine der satzungsgemäßen Auf-

gaben der Kreisärzteschaften – nämlich: „Mitwirkung 

bei der Pflege und der Förderung des Gemeinsinns 

der Mitglieder“ – und ist nicht ohne Verzerrung ihres 

Inhalts durch einen anderen Begriff zu ersetzen. Der 

Begriff des Gemeinsinns meint dabei weniger die ver-

einsmäßige Geselligkeit, sondern eher die soziale Ver-

antwortung. Mit dem Begriff des Gemeinsinns ist die 

Voraussetzung angesprochen, die der Einzelne ein-

bringt. Es gilt, eine von innen kommende Bewegung, 

die einem gesellschaftlichen Zusammenwirken dient, 

zu fördern und zu pflegen: „Beim Gemeinsinn werden 

Einzelinteressen zurückgestellt und der Blick auf etwas 

Übergreifendes gerichtet, das jenseits von Herkunft 

oder Zugehörigkeit verbindet. Gemeinsinn bedeu-

tet nicht vordringlich, sich ein- und unterzuordnen, 

sondern den anderen einzubeziehen. Er ist nicht das 

Gegenteil von Individualismus, sondern von Egoismus 

und fordert ein Denken in größeren Zusammenhän-

gen und Bindungen.“173 

Die Förderung des Gemeinsinns ist vordringliche  

Aufgabe nicht nur der Kreis ärzteschaften, sondern der 

Ärztekammern in allen ihren Gliederungen. Denn nur 

mit dieser Grundhaltung ist ärztliches Tun vertrauens-

würdig.

Die Vertreterversammlung

Der oberste Souverän der Bezirksärztekammer Süd-

baden ist ihre Vertreterversammlung. Die Wahl findet  

alle vier Jahre statt. Alle insgesamt 16.735 Mitglieder  

(Stand 1. Juli 2021) sind wahlberechtigt und dürfen  

sich für den Urnengang aufstellen lassen. Die Ärz te 

Südbadens wählen aus den Kandidaten 81 Dele gierte 

in geheimer Briefwahl. Die Medizinische Fa kultät be-

stimmt darüber hinaus einen Vertreter der Universität. 

Die Vertreterversammlung konstituiert in der ersten 

Sitzung der neuen Legislaturperiode alle grundlegen-

den Einrichtungen der Kammer durch Wahl der Mit-

glieder der Gremien und ihrer Vorsitzender.
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Die Delegierten wählen das Präsidium und den Vor-

stand. Aktuell gehören Letzterem elf Mitglieder an: die 

Präsidentin, der Vizepräsident, die Rechnungsführerin 

und acht weitere Personen. Der Vorstand kommt in 

der Regel einmal monatlich zu einer Vorstandssitzung 

zusammen, führt die notwendigen Beratungen durch 

und trifft die erforderlichen Beschlüsse. Entscheidun-

gen werden normalerweise mit einfacher Mehrheit 

getroffen.

Darüber hinaus bestimmt die Vertreterversammlung 

auch die Besetzung der verschiedenen Ausschüsse und 

ihre Vorsitzenden: In dieser Legislaturperiode bestehen 

drei Ausschüsse bei der Bezirksärztekammer, nämlich 

der Haushaltsausschuss, der Weiterbildungsausschuss 

sowie der Ausschuss Junge Kammer.

Vier der sieben Beiräte der Akademie für ärztliche  

Fort- und Weiterbildung werden ebenfalls von der Ver-

treterversammlung gewählt. Die drei weiteren Beiräte 

sind die Präsidentin, der Vizepräsident sowie der Vor-

sitzende des Weiterbildungsausschusses.

Dem Vorstand der Bezirksärztekammer ist von der Ver-

treterversammlung die Einstellung des Geschäftsfüh-

rers, die im Benehmen mit der Landesärztekammer 

erfolgt, übertragen. Die hauptamtlichen Mitarbeiter 

werden vom Geschäftsführer in Abstimmung mit dem 

Präsidenten oder der Präsidentin eingestellt. Die Ge-

schäftsführung berät die Mitglieder des Präsidiums, 

des Vorstandes und der Vertreterversammlung in allen 

rechtlichen und administrativen Angelegenheiten. Sie 

führt die laufenden Geschäfte der Kammerverwal-

tung. Damit fallen auch die „Akademie für ärztliche 

Fort- und Weiterbildung“ sowie derzeit vier Sachge-

biete der Kammer in den Verantwortungsbereich der 

Geschäftsführung. Es handelt sich dabei um die  

Ab teilungen „Meldewesen“, „Ärztliche Weiterbildung 

und Facharztprüfungen“, „Haushalts- und Rechnungs-

wesen“ sowie „Medizinische Fachangestellte“.

In den jeweiligen Sachgebieten arbeiten hauptamtlich 

tätige Mitarbeiter gemeinsam mit berufstätigen Ärz-

ten im Ehrenamt. Diese Aufteilung hat sich bewährt: 

Die Ehrenamtlichen stehen zumeist voll im Beruf,  

wissen also insbesondere auch um die Rahmenbe-

dingungen und die konkreten Bedingungen ärzt-

licher Berufsausübung unmittelbar vor Ort. Dies er-

möglicht sehr sachgerechte Entscheidungen mit der 

nötigen medizinischen Kompetenz. Die hauptamtlich 

tätigen Mitarbeiter besitzen das Know-how und den 

Erfahrungsschatz, wenn rechtliche Kenntnisse und 

Einschät zungen gefragt sind.

Kammeranwaltschaft und Berufsgericht

Der Kammeranwalt oder die Kammeranwältin sowie 

die Beisitzer werden vom Vorstand, dem das Recht 

von der Vertreterversammlung übertragen wurde, 

benannt. Der Vorsitzende Richter des Berufsgerichts 

wird seitens des Vorstands der Bezirksärztekammer 

vorgeschlagen und vom Sozialministerium im Einver-

nehmen mit dem Justizministerium ernannt. Seit 1906 

überwacht die Kammer die Erfüllung der Berufspflich-
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ten ihrer Mitglieder. Kammeranwaltschaft und Berufs-

gericht ahnden seither Verstöße gegen die Berufsord-

nung. Wenn der Kammeranwalt Kenntnis von einer 

möglicherweise „berufsunwürdigen Handlung“, zum 

Beispiel durch eine Anzeige, erhält, wird er weisungs-

unabhängig tätig und nimmt Ermittlungen auf. Sieht 

er daraufhin Anlass für eine berufsgerichtliche Klage, 

so erhebt er diese beim Bezirksberufsgericht.

Das Bezirksberufsgericht Freiburg ist in erster Instanz 

für die Ahndung von Verstößen der Kammermitglieder 

gegen die Berufspflichten zuständig. Gegen die Ent-

scheidung des Bezirksberufsgerichts steht dem Beschul-

digten und dem Vorstand der Kammer die Berufung an 

das Landesberufsgericht zu. Grundsätzlich sind solche 

Fälle der eigenen unabhängigen Berufsgerichtsbarkeit 

übertragen. Bestehen die Verfehlungen jedoch aus 

strafbaren Handlungen, so hat zunächst die ordentliche 

Strafgerichtsbarkeit Vorrang. Einschränkungen gelten 

auch in Fällen, in denen der beschuldigte Arzt ein 

Beamter ist. Hier geht das Disziplinarrecht des Landes 

der Berufsgerichtsbarkeit der Kammer vor.

Kommission nach dem  
Transplantationsgesetz

Die Kommission nach dem Transplantationsgesetz soll 

die Unabhängigkeit eines Spenders bei einer Lebend-

spende gewährleisten. Sie prüft, ob die spendende 

und die empfangende Person freiwillig in die Organ-

spende eingewilligt haben und es keine finanziellen 

Beweggründe gibt. Der Kommission gehören eine 

Ärztin oder ein Arzt, ein Jurist mit der Befähigung zum 

Richteramt und eine in psychologischen Fragen erfah-

rene und ausgebildete Fachkraft an.

Gutachterkommission für Fragen  
ärztlicher Haftpflicht

Die Gutachterkommission für Fragen ärztlicher Haft-

pflicht besteht seit 1977. Ihre Aufgabe ist es, bei 

Meinungsverschiedenheiten objektiv zu klären, ob 

ein Patient infolge eines schuldhaften Behandlungs-

fehlers eines Arztes einen Gesundheitsschaden erlit-

ten hat. Die Gutachterkommission erstattet hierzu ein 

schriftliches Gutachten. Sachverstand und Objektivität 

der Kommission werden dadurch gewährleistet, dass 

ihr sowohl ein Jurist als auch fachkundige Ärzte an-

gehören. Für die Beteiligten ist das Verfahren vor der 

Gutachterkommission gebührenfrei. In der Mehrzahl 

der Fälle wird das Ziel der Verhandlung erreicht: eine 

außergerichtliche, gütliche Einigung zwischen Arzt 

und Patient. Die Fachgutachter werden vom Vorstand 

berufen.
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Arbeitsgemeinschaften

Schließlich bestehen bei der Bezirksärztekammer zahl-

reiche Arbeitsgemeinschaften, in denen sich die Mit-

glieder des Vorstands wie auch Delegierte oder beson-

ders sachkompetente Ärzte engagieren. Derzeit sind 

dies die Arbeitsgemeinschaften:

 Kammerneubau,

 Kreisvereine,

 Verbundweiterbildung,

 Ethik,

 Medizinische Fachangestellte,

 Ärztegesundheit/Interventionsprogramm,

 75 Jahre Bezirksärztekammer Südbaden.

Abb. 62: Organigramm der Bezirksärztekammer Südbaden

Bezirksvertreterversammlung (81+1)

Akademie für Ärztliche  
Fort und Weiterbildung

Beirat (7)

Organigramm der Bezirksärztekammer Südbaden

Interventionsprogramm
Suchtkranke Ärzte (4)

Vorstand (11) Haushaltsausschuss (3)

Geschäftsführung (2)
Geschäftsführer

Assistentin der Geschäftsführung
Sekretariat (2)

Ausschuss Junge Kammer (10)

Weiterbildungsausschuss  
(ca. 600)

Arbeitskreis Weiterbildung (3)

SG Ärztliche Weiterbildung (4)
u. Fachsprachenprüfungen (0,25)

Vorsitzender WBA/ 
Fachsprachenprüfer

Gutachterkommission

Beisitzer/innen und  
Fachgutachter/innen

Kommission  
Transplantationsgesetz

Beisitzer/innen

Berufsgericht

Beisitzer/innen

Kammeranwaltschaft

Kennzahlen

Mitglieder: 16.131
Ehrenamt (ohne WBA): 536
Hauptamt (VZE): Ist 26 / Soll 30

Ehrenamt

Nebenamt

Hauptamt

Legende

Stand 2019

AG Kammerneubau  ·  AG Kreisvereine
AG Verbundweiterbildung

AG Ethik  ·  AG MFA
AG Ärztegesundheit/Interventionsprogramm

AG Politische Kammer
AG 75 Jahre BÄK SB  ·  AG Satzungsfragen

AG Außendarstellung der Kammer
AG Laienbildungsprogramm/Gesundheitsförderung

Vorstände der 10 Ärzteschaften

Akademie (3,75)

Beisitzer/innen

SG Med. Fachangestellte (2)

Beisitzer/innen
SG Meldewesen (2,5)

SG Haushalts- und  
Rechnungswesen (3,75)

Beisitzer/innen



218 ANHANG: Organisationsstruktur der Bezirksärztekammer Südbaden

Die Vorstände  
der Landesärztekammer Südbaden

 
Kommissarische Leitung  
(August 1946 bis Juli 1947)

Beauftragter: Dr. Hans Kraske

1. Wahlperiode (1947 bis 1951)

Präsident: Dr. Hans Kraske

Stellvertreter: Dr. Oskar Meroth

Geschäftsführer: Dr. Eugen Dierstein

Vertreter der Medizinischen Fakultät Freiburg:  

Prof. Sigurd Janssen

Vertreter der Bezirksärztekammer Baden-Baden:  

Dr. Wilhelm Fähndrich; Dr. Christian Müller

Vertreter der Bezirksärztekammer Freiburg:  

Dr. Willy Studer; Dr. Heinrich van de Loo

Vertreter der Bezirksärztekammer Konstanz:  

Dr. Werner Baumgartner; Dr. Walter Haas

Vertreter der Bezirksärztekammer Lörrach:  

Dr. Fritz Edelmann

Vertreter der Bezirksärztekammer Offenburg:  

Dr. Friedrich Katz; Dr. Herbert Freudemann

Vertreter der Bezirksärztekammer Villingen:  

Dr. Häßler; Dr. Oskar Meroth

Vertreter der Bezirksärztekammer Waldshut:  

Dr. Josef Kirner; Dr. Hermann Müller

2. Wahlperiode (1951 bis 1954)

Präsident: Dr. Hans Kraske

Vizepräsident: Dr. Oskar Meroth

Geschäftsführer: Dr. Eugen Dierstein

Vertreter der Bezirksärztekammer Baden-Baden:  

Dr. Wilhelm Fähndrich; Dr. Christian Müller

Vertreter der Bezirksärztekammer Freiburg:  

Dr. Bernhard Villinger; Dr. Eduard Eschbacher

Vertreter der Bezirksärztekammer Konstanz:  

Dr. Werner Baumgartner; Dr. Walter Haas

Vertreter der Bezirksärztekammer Lörrach:  

Dr. Fritz Edelmann; Dr. Karl Friedrich Eisenecker

Vertreter der Bezirksärztekammer Offenburg:  

Dr. Karl Kessler; Dr. Hans Haller

Vertreter der Bezirksärztekammer Villingen:  

Dr. Oskar Meroth; Dr. Franz Haas

Vertreter der Bezirksärztekammer Waldshut:  

Dr. Hermann Müller; Dr. Elmar Basler
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Die Vorstände  
der Bezirksärztekammer Südbaden

1. Wahlperiode (1955 bis 1959)

1. Vorsitzender: Dr. Hans Kraske

2. Vorsitzender: Dr. Hans Haller

Vertreter des Marburger Bundes:  

Dr. Dieter Schareck

Weitere Mitglieder des Vorstands:  

Dr. Werner Baumgartner; Dr. Karl Kessler;  

Dr. Christian Müller; Dr. Bernhard Villinger

2. Wahlperiode (1959 bis 1963)

1. Vorsitzender: Prof. Hans Kraske

2. Vorsitzender: Dr. Oskar Meroth

Nicht niedergelassenes Mitglied des Vorstands:  

Dr. Hugo Steim

Weitere Mitglieder des Vorstands:  

Dr. Werner Baumgartner; Dr. Wilhelm Baurhenn;  

Dr. Karl Kessler; Dr. Ernst Heinrich Lührmann;  

Dr. Walter Troldner

3. Wahlperiode (1963 bis 1967)

Vorsitzender: Prof. Hans Kraske

Stellvertretender Vorsitzender: Dr. Hans Olivier

1. Vertreter der angestellten Ärzte: Dr. Hugo Steim

2. Vertreter der angestellten Ärzte:  

Prof. Roland Gädeke

Vertreterin der Ärztinnen: Dr. Irmgard Schilling

Regionale Vertreter: Dr. Werner Baumgartner;  

Dr. Karl Kessler; Dr. Oskar Meroth; Dr. Heinz Oeschger; 

Dr. Dieter Schareck; Dr. Eugen Schildge;  

Dr. Hans Schüly; Dr. Walter Troldner

4. Wahlperiode (1967 bis 1971)

Präsident: Dr. Willi Olivier

Vizepräsident: Prof. Hugo Steim

Weitere Mitglieder des Vorstands: Dr. Robert Braster;  

Dr. Karl Kessler; Dr. Herbert Kiefer; Dr. Oskar Meroth; 

Dr. Heinz Oeschger; Dr. Waldemar Ott; Dr. Karl Schaal; 

Dr. Dieter Schareck; Dr. Eugen Schildge

5. Wahlperiode (1971 bis 1975)

Präsident: Dr. Willi Olivier

Vizepräsident: Dr. Hans Schüly

Weitere Mitglieder des Vorstands: Dr. Elmar Basler; 

Dr. Robert Ehret; Dr. Franz Haas; Dr. Karl Kessler;  

Prof. Karl-Friedrich Mundinger; Dr. Heinz Oeschger; 

Dr. Hans Heinz Schrömbgens; Prof. Hugo Steim
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6. Wahlperiode (1975 bis 1979)

Präsident: Dr. Hans Schüly (bis 1978),  

danach Dr. Dieter Schareck

Vizepräsident: Prof. Hugo Steim

Weitere Mitglieder des Vorstands: Dr. Robert Ehret;  

Dr. Roland Gädeke; Dr. Rolf Geiger;  

Dr. Franz-Josef Große-Ruyken; Dr. Franz Haas;  

Dr. Karl Kress; Dr. Raimund Op gen Oorth;  

Dr. Dieter Schareck (bis 1978); Prof. Wilhelm Wolfart

7. Wahlperiode (1979 bis 1983)

Präsident: Dr. Dieter Schareck

Vizepräsident: Prof. Hugo Steim

Weitere Mitglieder des Vorstands: Dr. Walter Angele; 

Dr. Robert Ehret; Dr. Rolf Geiger; Dr. Karl Kress;  

Dr. Martin Schieber; Dr. Peter Schwoerer;  

Dr. Klaus Weigel; Prof. Wilhelm Wolfart;  

PD Dr. Ruprecht Zwirner

8. Wahlperiode (1983 bis 1987)

Präsident: Dr. Dieter Schareck

Vizepräsident: PD Dr. Ruprecht Zwirner

Weitere Mitglieder des Vorstands: Dr. Walter Angele;  

Dr. Hans Bär; Dr. Günter Baitsch; Dr. Rudolf Fürmaier;  

Dr. Peter Hoppe-Seyler; Dr. Rudi Kielwein;  

Dr. Martin Schieber; Dr. Peter Schwoerer

9. Wahlperiode (1987 bis 1991)

Präsident: Dr. Dieter Schareck

Vizepräsident: PD Dr. Ruprecht Zwirner

Weitere Mitglieder des Vorstands: Dr. Walter Angele;  

Dr. Hans Bär; Dr. Günter Baitsch; Dr. Hans Berthold;  

Dr. Rudolf Fürmaier; Dr. Peter Hoppe-Seyler;  

Dr. Rudi Kielwein; Dr. Martin Schieber;  

Dr. Peter Schwoerer

10. Wahlperiode (1991 bis 1995)

Präsident: Dr. Martin Schieber

Vizepräsident: PD Dr. Ruprecht Zwirner

Weitere Mitglieder des Vorstands: Dr. Walter Angele;  

Dr. Hans Berthold; Dr. Elisabeth Hauenstein;  

Dr. Peter Hoppe-Seyler; Dr. Rudi Kielwein;  

Dr. Jürgen Lambert; Dr. Ernst Otto Schroff;  

Dr. Helga Schulenberg 
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11. Wahlperiode (1995 bis 1999)

Präsident:  

Dr. Martin Schieber

Vizepräsident:  

PD Dr. Ruprecht Zwirner

Weitere Mitglieder des Vorstands:  

Dr. Walter Angele; Dr. Christoph von Ascheraden; Dr. Jürgen Gerlach; Dr. Peter Hoppe-Seyler;  

Dr. Rudi Kielwein; Dr. Gerhard Schade; Dr. Ernst Otto Schroff; Dr. Helga Schulenberg;  

Dr. Johanna Toussaint-Gick

Abb. 63: Der Vorstand der Bezirksärztekammer Südbaden in der 11. Legislaturperiode (1995 bis 1999)
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12. Wahlperiode (1999 bis 2003)

Präsident:  

Dr. Martin Schieber

Vizepräsident:  

Dr. Gerhard Schade

Weitere Mitglieder des Vorstands:  

Dr. Christoph von Ascheraden; Dr. Ulrich Clever; Dr. Berthold Dietsche; Dr. Jens-Uwe Folkens;  

Dr. Claudia Haslacher-Steck; Dr. Peter Hoppe-Seyler; Dr. Rudi Kielwein; Dr. Helga Schulenberg;  

Dr. Manfred Steiner

Abb. 64: Der Vorstand der Bezirksärztekammer Südbaden in der 12. Legislaturperiode (1999 bis 2003): 
Dr. Steiner, Dr. Dietsche, Dr. Clever, Dr. HoppeSeyler, Frau Dr. HaslacherSteck, Frau Dr. Schulenberg, Dr. Folkens, Dr. Schade,  
Dr. von Ascheraden, Dr. Kielwein, Dr. Schieber (v.l.n.r.)
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13. Wahlperiode (2003 bis 2007)

Präsident:  

Dr. Gerhard Schade

Vizepräsident:  

Dr. Christoph von Ascheraden

Weitere Mitglieder des Vorstands:  

Dr. Ulrich Clever; Dr. Jens-Uwe Folkens; Dr. Claudia Haslacher-Steck; Dr. Peter Hoppe-Seyler;  

Prof. Klaus-Dieter Rückauer; Dr. Helga Schulenberg; Dr. Udo Schulte; Dr. Ulrich Voshaar; Dr. Volker Ziegler

Abb. 65: Der Vorstand der Bezirksärztekammer Südbaden in der 13. Legislaturperiode (2003 bis 2007):  
vorderste Reihe Dr. von Ascheraden, Dr. Schade; Dr. Clever, Dr. Ziegler, Dr. Voshaar, Prof. Rückauer, Frau Dr. HaslacherSteck,  
Dr. HoppeSeyler, Frau Dr. Schulenberg, Dr. Schulte, Dr. Folkens (v.l.n.r.)
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14. Wahlperiode (2007 bis 2011)

Präsident:  

Dr. Gerhard Schade

Vizepräsident:  

Dr. Christoph von Ascheraden

Weitere Mitglieder des Vorstands:  

Dr. Gerlinde Birmelin; Dr. Ulrich Clever; Dr. Christoph Graf; Prof. Wilhelm Niebling;  

Prof. Klaus-Dieter Rückauer; Dr. Helga Schulenberg; Dr. Udo Schulte; PD Dr. Jens Thiel; Dr. Ulrich Voshaar

Abb. 66: Der Vorstand der Bezirksärztekammer Südbaden in der 14. Legislaturperiode (2007 bis 2011): 
Dr. Schulte, Dr. Schade, PD Dr. Thiel, Prof. Niebling, Dr. von Ascheraden, Frau Dr. Schulenberg, Prof. Rückauer,  
Frau Dr. Birmelin, Dr. Clever, Dr. Graf, Dr. Voshaar (v.l.n.r.) 
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15. Wahlperiode (2011 bis 2015)

Präsident:  

Dr. Christoph von Ascheraden

Vizepräsident:  

Dr. Ulrich Voshaar

Weitere Mitglieder des Vorstands:  

Dr. Michael Ehret; Dr. Christine Große-Ruyken; Dr. Paula Hezler-Rusch; Dr. Maike Hodapp;  

Dr. Michael Jacobs; Prof. Wilhelm Niebling; Prof. Klaus-Dieter Rückauer; Dr. Udo Schulte; PD Dr. Jens Thiel

Abb. 67: Der Vorstand der Bezirksärztekammer Südbaden in der 15. Legislaturperiode (2011 bis 2015):  
Frau Dr. Hodapp, Frau Dr. HezlerRusch, Dr. Ehret, Prof. Niebling, PD Dr. Thiel, Dr. von Ascheraden, Dr. Schulte, Dr. Voshaar,  
Prof. Rückauer, Frau Dr. GroßeRuyken, Dr. Jacobs (v.l.n.r.)
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16. Wahlperiode (2015 bis 2019)

Präsident:  

Dr. Ulrich Voshaar

Vizepräsidentin:  

Dr. Paula-Hezler Rusch

Weitere Mitglieder des Vorstands:  

Dr. Nora Bartholomä; Dr. Ulrike Bös; Dr. Michael Ehret; Dr. Christine Große-Ruyken; Dr. Ingolf Lenz;  

Prof. Dr. Wilhelm Niebling; Prof. Klaus Dieter Rückauer; PD Dr. Jens Thiel; Dr. Peter Tränkle

Abb. 68: Der Vorstand der Bezirksärztekammer Südbaden in der 16. Legislaturperiode (2015 bis 2019):  
Dr. Lenz, Frau Dr. Bös, Frau Dr. Bartholomä, Frau Dr. HezlerRusch, Dr. Ehret, Dr. Voshaar, PD Dr. Thiel, Prof. Rückauer,  
Prof. Niebling, Dr. Tränkle, Frau Dr. GroßeRuyken (v.l.n.r.)
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17. Wahlperiode (2019 bis 2023)

Präsidentin:  

Dr. Paula Hezler-Rusch

Vizepräsident:  

Dr. Ulrich Voshaar

Weitere Mitglieder des Vorstands:  

Dr. Nora Bartholomä; Dr. Martin Ehmer; Dr. Christine Große-Ruyken; Dr. Ingolf Lenz; Dr. Brigitta Rogaczewski; 

Prof. Klaus-Dieter Rückauer; Dr. Markus Sandrock; Dr. Gisa Weißgerber; Dr. Jörg Woll

Abb. 69: Der Vorstand der Bezirksärztekammer Südbaden in der 17. Legislaturperiode (2019 bis 2023):  
Frau Dr. Bartholomä, Prof. Rückauer, Dr. Lenz, Frau Dr. GroßeRuyken, Dr. Voshaar, Frau Dr. Rogaczewski, Frau Dr. HezlerRusch,  
Dr. Sandrock, Frau Dr. Weißgerber, Dr. Woll, Dr. Ehmer (v.l.n.r.)
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Belegschaft der Bezirksärztekammer Südbaden (Stand 1. Juli 2021)

Geschäftsführung

Geschäftsführer: Dr. iur. Michael Bürkle 

Assistentin der Geschäftsführung/Aus  - 
bildungs beraterin: Agata Schönberger
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Abb. 70: Betriebsausflug 2019 am Hegaublick. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sowie Vorstandsmitglieder
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